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Deutschland hat sich verändert. Unser Land ist Heimat für viele, deren Vorfahren hier schon seit Generationen leben, 
aber auch für viele, die neu zugezogen sind. Vielfalt und Verschiedenheit brauchen Verständigung über das, was uns 
gemeinsam ist. Das bedeutet Integration. Damit sind wir ein gutes Stück vorangekommen; wir brauchen aber weitere 
und gemeinsame Anstrengungen auf der Suche nach dem verbindenden „Wir“. 

Integration findet besonders in den Städten und Gemeinden statt. Aus diesem Grund freue ich mich sehr, dass das 
vorliegende SVR-Jahresgutachten das Zusammenspiel von Bund, Ländern und Kommunen in der Integrationspolitik 
und die große Vielfalt vor Ort in den Mittelpunkt rückt. Es gibt damit insbesondere Antworten darauf, wie Kommunen 
unter unterschiedlichen wirtschaftlichen und soziodemografischen Voraussetzungen und bei föderaler Aufgabenteilung 
Integration erfolgreich gestalten können. 

 Stiftungen sind Partner, Unterstützer und Förderer für „Problemlöser“ aus Wissenschaft und Gesellschaft wie 
den Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration (SVR). Initiativen wie der SVR tragen 
entscheidend dazu bei, die Debatten durch Fakten und wissenschaftlich gestützte Einschätzungen zu versachlichen. 
Es gehört auch zur Aufgabe von Stiftungen, ein politisches Klima und ein Verständnis von Vielfalt und Zusammenhalt 
mitzugestalten, in dem die notwendigen politischen Integrationsentscheidungen überhaupt erst getroffen werden 
können. Rund 80 Prozent der Menschen in Nordrhein-Westfalen ist es z. B. wichtig, dass der Ort, an dem sie leben, 
ihre Heimat ist (SVR 2011b). Die Kommune ist demnach ein Ort, an dem gerade Stiftungen Wirkung entfalten können, 
um ein Klima des Füreinandereinstehens zu schaffen. Chancen auf Teilhabe in zentralen Bereichen auf kommunaler 
Ebene sind dafür von zentraler Bedeutung. 

Ich danke den Sachverständigen, deren wissenschaftlicher Exzellenz dieses Gutachten seinen Gehalt verdankt. 
Ohne ihren großen Einsatz und ihre Leidenschaft ließe sich ein solches Projekt nicht umsetzen. Ganz besonders danke 
ich dem Gründungsvorsitzenden Professor Dr. Klaus J. Bade für bewegende Ideen, Führung und Zusammenhalt und 
für die Kraft, die er in den Aufbau des Sachverständigenrats eingebracht und mit der er für Integration und Migration 
gestritten hat. Professor Dr. Bade wird nach dem vorliegenden dritten Jahresgutachten sein Amt zum Juli 2012 an 
Professor Dr. Christine Langenfeld weitergeben. 

Ein solches Werk wie dieses Jahresgutachten wäre ohne die Anstrengungen, den Fleiß, die Zuverlässigkeit und den 
nimmermüden Einsatz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht denkbar. Für die geleistete Arbeit danke ich dem 
Team der Geschäftsstelle unter Leitung von Dr. Gunilla Fincke. 

Die Mitgliedsstiftungen freuen sich darüber, dass es dem Sachverständigenrat gelungen ist, zu einer anerkannten 
und aufklärerischen Kraft wissenschaftlicher Politikberatung geworden zu sein. Sie wünschen dem dritten Jahres-
gutachten des SVR eine aufmerksame und interessierte Leserschaft und hoffen, dass es erneut die Diskussionen in 
unserem Land beflügelt und den Anstoß zu notwendigen Reformen geben wird. 

Rüdiger Frohn, Staatssekretär a. D.
Vorsitzender des Kuratoriums

Essen, im März 2012

Geleitwort
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Der zu Beginn des Jahres 2012 veröffentlichte Integrationsbericht der Bundesregierung spricht eine deutliche Sprache: 
Zwar sind bei der Integration der rund 16 Millionen in Deutschland lebenden Menschen ausländischer Herkunft erheb-
liche Fortschritte erkennbar, doch die im Nationalen Integrationsplan von 2007 gesetzten Ziele sind nur zum Teil erreicht 
worden. So belegt die Bildungsstatistik, dass Kinder mit Deutsch als Zweitsprache auf dem Weg zu einem höheren 
Schulabschluss nach wie vor sehr viel größere Hürden überwinden müssen als Kinder mit Deutsch als Muttersprache. 

Nun ist Bildungspolitik in Deutschland nicht Angelegenheit des Bundes, sondern der Länder und Kommunen. Nir-
gendwo ist das föderale System der Bundesrepublik so präsent wie im Bildungsbereich. 

Bildung, das belegen zahlreiche Studien, ist der zentrale Schlüssel zu einer erfolgreichen Integration. Bildungs-
politik ist somit zugleich Integrationspolitik. In einem föderalen System gibt es nicht eine Integrationspolitik, ebenso 
wenig wie man angesichts regionaler Unterschiede von der Integration sprechen kann. Der Sachverständigenrat deut-
scher Stiftungen für Integration und Migration (SVR) hat daher aus guten Gründen das Zusammenspiel der föderalen 
Ebenen in der Integrationspolitik und die große Vielfalt unterschiedlicher Strategien, Strukturen und Vorgehensweisen 
in den Kommunen zum zentralen Thema seines Jahresgutachtens 2012 gemacht. 

Das Expertengremium wurde 2008 von neun deutschen Stiftungen ins Leben gerufen, die schon zuvor im Bereich 
Integration tätig gewesen waren. Das Engagement der Stiftungen reicht auch weiterhin von Integrationsworkshops 
für Kommunen über die gezielte Unterstützung von Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund bis hin zur 
Förderung von Forschungsprojekten. Stiftungen sehen sich – nicht zuletzt aufgrund ihrer begrenzten Mittel – meist nur 
als „Anstifter“. Sie wollen Impulse setzen, Anstöße geben und gezielt beispielgebende „Inseln des Gelingens“ schaf-
fen. Damit ihr Engagement eine nachhaltige Wirkung entfaltet, müssen sie mit anderen Akteuren zusammenarbeiten 
und sich als Brückenbauer betätigen. Das gilt ganz besonders auf dem Feld der Integration. Mit dem SVR wollen die 
beteiligten Stiftungen eine Brücke zwischen Wissenschaft und Praxis bauen. Als unabhängiges, zivilgesellschaftlich 
getragenes Expertengremium kann der SVR ohne parteipolitische Rücksichtnahme Analysen erstellen, Handlungsopti-
onen benennen und konkrete Empfehlungen formulieren, die zu einer verbesserten Praxis führen sollen. 

Dieses Ziel hat sich der SVR auch mit dem nun vorliegenden dritten Jahresgutachten gesetzt. Den Erfolg seiner 
Arbeit wird er nicht nur an der unmittelbaren öffentlichen Resonanz auf das Gutachten messen, sondern vor allem an 
der Umsetzung der darin formulierten Empfehlungen. So wünsche ich auch diesem Gutachten wiederum eine positi-
ve Aufnahme durch Öffentlichkeit und Politik – und vor allem eine nachhaltig positive Wirkung auf allen Ebenen der 
Integrationspolitik. 

Ich danke den Mitgliedern des Sachverständigenrats, allen voran ihrem Gründungsvorsitzenden Professor Dr. Klaus 
J. Bade, für die exzellente Arbeit. Professor Dr. Bade wird nach drei Jahresgutachten und fast vier Jahren Aufbauleistung 
beim SVR turnusgemäß nicht erneut als Vorsitzender kandidieren. Für seinen überaus kompetenten und engagierten 
Einsatz danke ich ihm sehr.

Dr. Wilhelm Krull
Generalsekretär der VolkswagenStiftung und 
Vorstandsvorsitzender des Bundesverbandes Deutscher Stiftungen

Hannover, im März 2012

Geleitwort
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Der unabhängige wissenschaftliche Sachverständigenrat 
deutscher Stiftungen für Integration und Migration (SVR) 
wurde Ende 2008 von acht großen deutschen Stiftungen 
berufen. Das interdisziplinäre Gutachtergremium besteht 
aus neun renommierten und einschlägig ausgewiese nen 
Wissenschaftlern unterschiedlicher Forschungsrichtun-
gen. Der Sachverständigenrat nahm unter meiner Leitung 
als Gründungsvorsitzendem mit der Eröffnung seiner Ge-
schäftsstelle in Berlin im Januar 2009 seine Arbeit auf. 
Im November 2011 wurde in der SVR GmbH zusätzlich 
ein mit dem Sachverständigenrat kooperierender, aber 
eigenständiger SVR-Forschungsbereich unter Leitung von 
Dr. Gunilla Fincke eröffnet. 

Der Sachverständigenrat analysiert, auch im inter-
natio nalen Vergleich, die Entwicklung von Integration 
und Mi gra tion, bewertet die Gestaltung von   Integra  tions- 
und Mi gra tionspolitik in Deutschland und formuliert da zu 
hand  lungs orientierte Empfehlungen. Grundlagen seiner 
Ar beit sind vor dem Hintergrund des aktuellen For schungs  -
stands eigene Bestandsaufnahmen und Umfragen, Trend-
analysen, Folgenabschätzungen und von anderen Wis   sen-
schaftlern aus dem In- und Ausland ein geholte Ex    per tisen. 
In Erfüllung seiner Aufgaben informiert der Sach   verstän-
digenrat als von freien Stiftungen getragenes Or  gan der 
Bürgergesellschaft zuerst die Öffent lichkeit. Er geht zu-
gleich mit seinen Analysen und Stellung nahmen im Sinne 
des von mir entwickelten Konzepts der kritischen Po litik-
begleitung auf diesem Weg über die Öffent lich keit, d. h. 
über die Medien, auf die Politik zu. Er stellt auf An frage 
seine Sachkompetenz aber auch in direkter Bera tung zur 
Verfügung.

Die verschiedenen Aufgaben des Sachverständigen-
rats, die sich in Studien, Informationen, politikbegleiten-
den Stellungnahmen und Presseinformationen nieder-
schlagen, werden darüber hinaus einmal im Jahr in einem 
Jahresgutachten gebündelt. In den SVR-Jahresgutachten 
gab es in den Themenfeldern Integration und Migration 
in den ersten drei Jahren wechselnde Schwerpunkte.

* * *

Gegenstand des im Mai 2010 veröffentlichten ersten Jah-
resgutachtens „Einwanderungsgesellschaft 2010“ waren 

Integration und Integrationspolitik in Deutschland vor 
europäischem Hintergrund. Empirische Analysen und kri-
tische Bewertung wurden ergänzt durch das als Teil des 
Jahresgutachtens erstmals vorgelegte SVR-Integrations-
barometer. Auf eine große Befragung (5.600 Interviews) 
gestützt, erkundete es die erfahrungsgestützte subjekti-
ve Bewertung von Integration und Integrationspolitik auf 
beiden Seiten der Einwanderungsgesellschaft, also bei 
Menschen mit und ohne Migrationshintergrund. 

Die im In- und Ausland vielbeachteten, verbreitete 
Fehleinschätzungen über eine in Deutschland angeblich 
,gescheiterte Integration‘ korrigierenden Kernbotschaften 
des ersten SVR-Jahresgutachtens lauteten: Deutschland 
ist angekommen in der Einwanderungsgesellschaft. Inte-
gration in Deutschland ist weit besser als ihr Ruf im Land. 
Sie kann, auch im internationalen Vergleich, durchaus als 
Erfolgsfall bewertet werden. Im Gutachten klar benannte 
Fehlentwicklungen und zum Teil auch spannungsgelade-
ne Problemfelder sind dabei eher Ausnahmen, die die 
Regel der zumeist vergleichsweise konfliktarmen Integ-
ration bestätigen. Umso nachdrücklicher und nachhalti-
ger müssen diese Probleme angegangen werden. Es geht 
dabei um konzeptorientierte und klare, von den Men-
schen auf beiden Seiten der Einwanderungsgesellschaft 
nachvollziehbare und in ihrer Zielannäherung bewertbare 
Zielvorgaben. Sie müssen getragen sein von einem Integ-
rationsverständnis, dessen Leitziel für Menschen mit wie 
ohne Migrationshintergrund im Sinne der teilhabeorien-
tierten Integrationsdefinition des SVR die Eröffnung einer 
möglichst chancengleichen Teilhabe an den zentralen 
Bereichen des gesellschaftlichen Lebens ist. Dieses Ziel 
wird neuerdings oft auch in die – ursprünglich aus dem 
Zusammenhang der Integration benachteiligter Gruppen 
(Behinderte, sozial Schwache, Arme u. a.) stammende – 
Formel Inklusion gefasst.

Das SVR-Integrationsbarometer 2010 bestätigte die 
Analysen und empirischen Bestandsaufnahmen des Jah-
resgutachtens: Die Auswertung der Befragungsergebnisse 
zeigte auf beiden Seiten der Einwanderungsgesellschaft 
eine verhalten positive Einschätzung von Integration 
und Integrationspolitik. Zugrunde lagen dieser Bewer-
tung eine pragmatisch-realitätsbezogene Einschätzung 
von Integration und Integrationspolitik sowie ein hohes 

Vorwort
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Grundvertrauen der Zuwandererbevölkerung gegenüber 
der Mehrheitsbevölkerung ohne Migrationshintergrund.

In seinem im März 2011 vorgelegten zweiten Jahres-
gutachten „Migrationsland 2011“ beschäftigte sich der 
Sachverständigenrat mit der zweiten Seite seiner inhalt-
lichen Aufgabenstellung: Migration und Migrationspolitik 
vor europäischem und globalem Hintergrund. Das Migrati-
onsgutachten 2011 bot erstmals auch ein SVR-Migrations-
barometer (2.450 Befragungen). Es fragte nach empirisch 
begründeten subjektiven Wahrnehmungen und Einschät-
zungen von Migration und Migrationspolitik auf beiden 
Seiten der Einwanderungsgesellschaft in Deutschland. 

Das Migrationsgutachten 2011 analysierte Zu- und Ab-
wanderung in Deutschland, bewertete die deutsche Mig-
rationspolitik der letzten Jahre und präsentierte konkrete 
migrationspolitische Reformvorschläge. Es widerlegte 
gängige Fehleinschätzungen über Wanderungsgesche-
hen und Migrationssteuerung und zeigte, neben vielen 
anderen Ergebnissen: Die stärksten Wanderungen blei-
ben nach wie vor innerhalb der jeweiligen Großregionen. 
Nicht Armut, Umweltfaktoren, Krisen und Konflikte sind 
die wichtigsten Antriebskräfte von Zuwanderung nach 
Europa und Deutschland. Bei der Zuwanderung dominie-
ren vielmehr die Arbeitskräftenachfrage im Inland, der 
Familiennachzug zu bereits hier lebenden Zuwanderern 
und Studierende, die auf Zeit nach Deutschland kommen. 
Schließlich: Das seit Jahren vehement umstrittene, teils 
gepriesene, teils verteufelte Punktesystem wäre, passfä-
hig zugeschnitten, zwar ein durchaus tauglicher Baustein, 
aber nicht etwa ein konzeptionelles Allheilmittel der Mi-
grationssteuerung. Es würde innerhalb der kraftvoll nach 
Osten expandierenden EU ohnehin nicht mehr greifen, 
weil in deren Grenzen Freizügigkeit herrscht, abgesehen 
von Rumänien und Bulgarien (ab 1. Januar 2014). 

Das SVR-Migrationsbarometer 2011 zeigte, den Er-
geb  nis sen des SVR-Integrationsbarometers 2010 ver-
wandt, dass in der Bevölkerung mit und ohne Migra-
tions  hin ter grund weithin eine durchaus pragmatische 
Ein schät zung auch von Migration und Migrationspolitik 
do miniert. Sie unterschied sich deutlich von düsteren 
Mi gra tions-Menetekeln von Zuwanderung als Bedro-
hung für Ar beits markt und Wohlfahrtsstaat, wie sie von 
manchen Publizisten, aber auch von Teilen der Politik an 
die Wand geworfen werden – hier nicht selten aus par-
tei- und wahl taktischen Gründen sowie zur Legitimation 
von Fun da mentalopposition gegenüber migrationspoliti-
schen Re form konzepten. Ähnliches galt, mit umgekehr-
ter Bewer tung, bei den Einschätzungen der Gefahr eines 
Brain drain: Die dazu Befragten auf beiden Seiten der Ein-
wan derungs gesell schaft bewerteten durchaus kritisch die 
von der Politik nicht selten beschwichtigend her unter-
gespielte Bedeu tung der Abwanderung von Spitzenkräf-
ten aus dem de mografisch alternden Wohlfahrtsstaat 
mit seinem schon aus demografischen Gründen ständig 
wachsenden Fach kräfte mangel. 

Mit seinen Analysen trug das Jahresgutachten 2011 zu 
einer mutigeren politischen Diskussion von Migrationsfra-
gen bei, die im Laufe des Jahres an Fahrt gewann: Im Juni 
wurde das Konzept zur Fachkräftesicherung vom Bundes-
kabinett beschlossen, im Dezember legte die von vier Stif-
tungen ins Leben gerufene „Hochrangige Konsensgruppe 
Fachkräftebedarf und Zuwanderung“ ihren Abschlussbe-
richt vor (Hochrangige Konsensgruppe 2011). Sie hatte, 
basierend auf dem SVR-Jahresgutachten, parteiübergrei-
fende Vorschläge zur Reform der Migrationssteuerung 
entwickelt. Wenig später verabschiedete das Kabinett 
weitreichende Punkte, um die Rahmenbedingungen für 
den Zuzug qualifizierter Zuwanderer zu verbessern.

Nachdem 2010 Integration und Integrationspolitik, dann 
2011 Migration und Migrationspolitik im Mittelpunkt 
standen, steht im hier vorliegenden dritten Jahresgut-
achten 2012 des SVR „Integration im föderalen System: 
Bund, Länder und die Rolle der Kommunen“ wieder ein 
Integrationsthema im Vordergrund. Dabei handelt es sich 
aber nicht um eine bloße Aktualisierung des Gutachtens 
von 2010. Das Integrationsgutachten 2012 stellt viel-
mehr eine spezifische Strukturfrage in den Mittelpunkt: 
Es geht um Integration im föderalen Mehrebenensystem 
der Bundesrepublik Deutschland und damit um ein ver-
fassungs- und staatsrechtliches und vor allem kommu-
nalpolitisches Kernproblem der integrationspolitischen 
Gestaltung im kooperativen Föderalismus. 

Beleuchtet werden das Zusammenspiel der verschie-
denen föderalen Ebenen in der Integrationspolitik und die 
sich daraus ergebende Vielfalt der Integrationsvorausset-
zungen und -landschaften vor Ort. Untersucht werden be-
sonders die integrationspolitischen Handlungsspielräume 
von Kommunen unter den Bedingungen föderaler Auf-
gabenverteilung und unterschiedlicher Ausgangslagen. 
Das Gutachten zeigt, dass es im Mehrebenensystem der 
Bundesrepublik Deutschland die Integrationspolitik ohne-
hin nicht geben kann und dass sich überdies auch das 
Integrationsgeschehen selbst aufgrund der jeweiligen 
wirtschaftlichen und soziodemografischen Rahmenbe-
dingungen auf kommunaler Ebene sehr unterschiedlich 
darstellt. 

Das Jahresgutachten 2012 ist in drei große Blöcke 
gegliedert. Nach den wichtigsten Botschaften des Ge-
samtgutachtens wird im ersten Teil das SVR-Integrati-
onsbarometer 2012 vorgestellt. Es gilt den aus 2010 
bekannten Bereichen und Fragestellungen, insbesondere 
der Einschätzung von Integrationsgeschehen und Integ-
rationspolitik sowie dem SVR-Integrationsklima-Index. 
Zusätzlich wurden Fragen zur Integration auf lokaler bzw. 
kommunaler Ebene gestellt. Das Integrationsbarometer 
2010 hatte über die Großregionen Rhein-Ruhr, Stuttgart 
und Rhein-Main berichtet und war damit weitgehend 
repräsentativ nur für das Einwanderungsgeschehen in 
Westdeutschland. Für das Integrationsbarometer 2012 
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wurden darüber hinaus die Großräume Berlin sowie 
Halle-Leipzig neu in die Befragung aufgenommen, was 
in diesem Jahr auch Aussagen im Ost-West-Vergleich er-
laubt. 

Der zweite Teil analysiert die zentrale Fragestellung 
des Gutachtens: die Bedeutung des föderalen Mehrebe-
nensystems (Bund – Länder – Kommunen) für die Gestal-
tung von Integrationspolitik. Dies geschieht vornehmlich 
anhand von drei ausgewählten, zentralen Integrationsdi-
mensionen und ihrer Entwicklung im föderalen System: 
Bildung, Übergänge in die Erwerbstätigkeit und Wohnen. 
Im Kapitel Bildung wird dabei ein Schwerpunkt auf die 
frühkindliche Bildung, auf Maßnahmen zur Verringerung 
schulischer Segregation und auf die Bedeutung von Ganz-
tagsschulangeboten gelegt. Das Kapitel Erwerbstätigkeit 
gilt ebenfalls drei spezifischen Fragestellungen: dem 
Über gang von der Schule in die Erwerbstätigkeit, d. h. 
vor allem in die Ausbildung, der Bedeutung der Nachqua-
lifizierung für diejenigen, die keine Ausbildung erhalten 
bzw. sie im Ausland erworben haben, und der Bedeutung 
der Hartz-IV-Reformen für Zuwanderer. Das Kapitel Woh-
nen fragt nach wohnräumlicher Segregation und nach ge-
eigneten Maßnahmen zu ihrer Begrenzung. Eingerahmt 
werden die drei Kapitel von einer vorangestellten recht-
lichen Darstellung der politischen Zuständigkeiten im fö-
deralen Mehrebenensystem und einer abschließenden 
Einschätzung der Stärken und Schwächen dieses Systems 
für die Integrationspolitik und ihre praktische Umsetzung. 

Der dritte Teil konzentriert sich ganz auf die Ebene 
der Kommunen und analysiert anhand unterschiedlicher 
wirtschaftlicher und soziodemografischer Indikatoren die 
Voraussetzungen, die für die Gestaltung von Integration 
auf kommunaler Ebene wesentlich sind. Hieraus wer-
den zwölf verschiedene Gemeindetypen abgeleitet und 
durch eine grafische Darstellung verdeutlicht. Insgesamt 
soll gezeigt werden, dass es aufgrund unterschiedlicher 
wirtschaftlicher und demografischer Bedingungen vor Ort 
nicht die Integrationssituation gibt und vielmehr immer 
die konkreten Rahmenbedingungen vor Ort zu berück-
sichtigen sind. Abgerundet wird dieser Teil mit Vignetten 
zu zwölf Kommunen, die beispielhaft für jeweils einen 
der zwölf SVR-Gemeindetypen stehen. Sie zeigen, wie 
unterschiedlich die einzelnen Kommunen mit den ver-
schieden geprägten Herausforderungen der Integration 
umgehen. Die kommunalen Porträts enthalten jeweils 
Skizzen mit je einer Illustration, sodass, wie in den bei-
den vorausgegangenen Jahresgutachten, eine Fotostre-
cke den Textteil ergänzt. 

Die Jahresgutachten des Sachverständigenrats zielen auf 
eine breite, vielgestaltige Leserschaft. Neben der Fachöf-
fentlichkeit aus Politik und Verwaltung, aus Verbänden 
und Wissenschaft sowie der weiteren interessierten Öf-
fentlichkeit gehören auch die Medien als Multiplikatoren 
zum Adressatenkreis des SVR. Mit Blick auf diesen vielfäl-

tigen Leserkreis bemüht sich auch dieses Jahresgutachten 
um eine Verbindung von wissenschaftlicher Fundierung 
und menschenfreundlicher Prosa in der Darstellung und 
um eine übersichtliche Gliederung, die auch dem eiligen 
und selektiven Leser eine rasche Orientierung erleich-
tert. Dem gleichen Zweck dient das aufgelockerte Layout 
mit seiner Verbindung von Texten, Informationsboxen, 
Schaubildern und Tabellen sowie einigen Fotos aus der 
Vielfalt des kommunalen Integrationsgeschehens. Die 
Verantwortung für das Gutachten liegt beim Sachverstän-
digenrat insgesamt. Die Verantwortung für die Schlussbe-
arbeitung trägt der Vorsitzende.

* * *

Stellvertretend für die Sachverständigen danke ich den 
Stiftungen, die unsere Arbeit tragen, für die Förderung 
dieser einzigartigen Institution und für ihr verpflichtendes 
Vertrauen in unsere Arbeit. Den Mitgliedern des Sach-
verständigenrats danke ich für die intensive Kooperation 
und für ihre Geduld mit einem zuweilen unnachgiebig 
fordernden Vorsitzenden. Ich danke ihnen zugleich für ihr 
anhaltendes Vertrauen in meine öffentliche Vertretung 
des Sachverständigenrats, der seine Ergebnisse gemein-
sam erarbeitet, seinen Statuten entsprechend aber nach 
außen hin in der Regel mit einer Stimme spricht. Mein 
besonderer Dank gilt Prof. Dr. Heinz Faßmann, der auch 
bei diesem Gutachten thematisch federführend war und 
mir bei dessen Schlussbearbeitung entscheidend gehol-
fen hat. Dank sage ich aber auch den in- und ausländi-
schen Wissenschaftlern, die uns mit ihrer Expertise und 
ihrem Rat in konkreten Fragen bei der Arbeit auch an 
diesem Gutachten geholfen haben.

Der Leiterin der Geschäftsstelle und Direktorin des SVR-
Forschungsbereichs, Dr. Gunilla Fincke, danke ich für die 
vertrauensvolle Zusammenarbeit. Den wissenschaftli-
chen Mitarbeitern der Geschäftsstelle, Dr. Holger Kolb 
(Stellvertretung), Dipl.-Ökon. Simon Fellmer (Koordina-
tion) und Dr. Anne-Kathrin Will (quantitative Analysen), 
sage ich Dank für Leistungsbereitschaft, kritisches En-
gagement und Belastbarkeit bei der gemeinsamen Er-
arbeitung auch dieses Jahresgutachtens und für vielerlei 
andere Hilfestellungen bei öffentlichen Stellungnahmen. 
Für einen richtungweisenden ersten Konzeptentwurf zum 
Jahresgutachten 2012 danke ich Dr. Holger Kolb und Si-
mon Fellmer. 

* * *

Mit der Leitung und Präsentation dieses dritten Jahres-
gutachtens beende ich meine Amtszeit als Vorsitzender 
des Sachverständigenrats. Mit seiner Gründung hatten 
die Stiftungen, allen voran die Stiftung Mercator und die 
VolkswagenStiftung, eine ursprünglich von mir entwickel-
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te Konzeptidee aufgenommen. Dabei ging es    – nach der 
Auflösung der kurzlebigen „Unabhängigen Kommission 
Zuwanderung“ (2000/01) und nach der Abberufung des 
ebenfalls von der Bundesregierung berufenen und nur 
sehr begrenzt unabhängigen „Sachverständigenrats für 
Zuwanderung und Integration“ (2003/04)   –   um eine aus 
der Bürgergesellschaft selbst kommende, von Staat und 
Politik gänzlich unabhängige wissenschaft liche Institution 
zur kritischen Politikbegleitung und Öffentlichkeitsinfor-
mation. Ich habe die Umsetzung dieses Konzepts durch 
die Stiftungen bis Ende 2008 beratend begleitet und wur-
de Anfang 2009 von den Sachverständigen zum ersten 
Vorsitzenden des neuen Gremiums gewählt. Meine Amts-
zeit habe ich von Beginn an auf die Leitung von maximal 
drei Jahresgutachten begrenzt, was einem turnusgemä-
ßen Wechsel entspricht, da die Sachverständigen jeweils 
für drei Jahre berufen werden. 

Meine Amtszeit als Gründungsvorsitzender stand im 
Zeichen erfolgreicher gemeinsamer Aufbauarbeit. Wir 
haben nicht nur von Beginn an viel Beachtung gefunden, 
sondern auch einiges bewirken können: im Bereich der 
Migrations- und Integrationspolitik durch mancherlei Po-
sitionierungen, Postulate und Monita; in der öffentlichen 
Diskussion durch Beiträge zu einer Versachlichung der De-

batte zu Migration und insbesondere Integration. Grund-
lage dazu war auch der durch unsere Migrations- und 
Integrationsbarometer erschlossene Einblick in die prag-
matische Vernunft in der Mitte der Bürgergesellschaft als 
Einwanderungsgesellschaft. Diese pragmatische Vernunft 
bietet der Politik eine viel zu wenig genutzte, belastbare 
Basis für mutige, konzeptorientierte Gestaltung. 

Ich danke allen, die bei dieser Aufbauarbeit geholfen 
haben, und gebe mein Amt als Gründungsvorsitzender 
in der sicheren Erwartung weiter, dass der Sachverstän-
digenrat seinen erfolgreichen Weg unter neuer Leitung 
fortsetzen wird.

Prof. em. Dr. Klaus J. Bade
Vorsitzender des Sachverständigenrats 
deutscher Stiftungen für Integration und Migration (SVR)

Berlin, im März 2012
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Integration kommt voran in Deutschland. Auf den Ebe-
nen von Bund, Ländern und Kommunen hat sich eine 
intensive integrationspolitische Dynamik entfaltet. In der 
Mitte der Einwanderungsgesellschaft stabilisiert sich eine 
aktive Akzeptanz der kulturellen Vielfalt zwischen verhal-
tenem Integrationsoptimismus und kritischem Integrati-
onspragmatismus. Abseits davon gibt es auffällige, aber 
nach wie vor randständige fremdenfeindliche und insbe-
sondere antiislamische Strömungen. Die Akzeptanz der 
wachsenden Vielfalt in der Einwanderungsgesellschaft 
sollte für gesetzliche, institutionelle und politische Re-
formen genutzt werden. Reformbestrebungen sind aber, 
ganz abgesehen von den allfälligen parteipolitischen Ge-
mengelagen, mit einem doppelten Problem konfrontiert. 

Kernbotschaft 1:
Integration – unübersichtliches Beobachtungsfeld, 
das komplexe Herangehensweisen erfordert
Einerseits gibt es nicht die Integration in die Gesell-
schaft. Der SVR geht deshalb von einem bereichs- und 
teil habeorientierten Integrationsverständnis aus: Er 
ver  steht Integration als die empirisch messbare Teilha-
be an den zentralen Bereichen des gesellschaftlichen 
Le  bens. Sie reicht von Erziehung, Bildung, beruflicher 
Aus  bildung und Zugang zum wirtschaftlichen Leben, 
insbe sondere zum Arbeitsmarkt, über die sozialen 
Schutz- und Sicherheitssysteme bis hin zur (statusab-
hängigen) po litischen Partizipation. Dabei geht es 
ausdrücklich um Menschen mit wie ohne Migrations-
hintergrund, wobei der Schwerpunkt der Arbeit des 
SVR im Sinne seines Auftrags auf der Gruppe derer mit 
Migrations hin  tergrund liegt. Als Integrationsförderung 
versteht der SVR dementsprechend das Bemühen um 
eine möglichst chancengleiche Teilhabe an den zentralen 
Bereichen des gesellschaftlichen Lebens. 

Um empirisch gesicherte Grundlagen für Analysen 
und Bewertungen zu erhalten, muss das komplexe und 
unübersichtliche Beobachtungsfeld Integration in einzel-
ne Bereiche zerlegt werden, die statistisch erfasst werden 
können. Vielfalt, Komplexität und stete Veränderung, die 
Kernelemente von Integration in der Einwanderungsgesell-
schaft, werden aber durch selektive Analysen allein nicht 
übersichtlicher. Deshalb müssen sie immer wieder aufs 

Neue zu Gesamtbildern mit bestimmten Schwerpunkten 
zusammengefügt werden. Das ist eines der Ziele dieses 
SVR-Jahresgutachtens – des dritten nach dem Integrations-
gutachten 2010 („Einwanderungsgesellschaft 2010“) und 
dem Migrationsgutachten 2011 („Migrationsland 2011“). 

(Für weitere Informationen und Handlungsempfeh-
lungen s. Kap. 1, 3, 4 und 5.)

Kernbotschaft 2:
Integrationspolitik – Komplexität im 
Mehrebenensystem
Andererseits gibt es in Deutschland nicht die Integ-
rationspolitik. Es gibt vielmehr rechtlich und politisch 
unterschiedlich definierte Zuständigkeiten für Integ-
rationspolitik auf den Ebenen von Bund, Ländern und 
Kommunen, die gegeneinander abgegrenzt sind und 
sich doch in manchen Bereichen überschneiden. Dabei 
verfolgen die Akteure in Politik und Verwaltung auf die-
sen drei Ebenen jeweils eigene, oft sehr unterschiedliche 
integrationspolitische Agenden. In der Diskussion um die 
Integrationspolitik in Deutschland wird meist übersehen, 
dass es im föderalen Staat aufgrund der Pluralität der 
Akteure auf diesen verschiedenen Ebenen gar keine ein-
heitliche Integrationspolitik geben kann. Unklarheiten 
und Fehlinterpretationen bei der Einschätzung von Integ-
rationspolitik in Deutschland ergeben sich deshalb oft aus 
mangelnder Einsicht in das komplexe und unübersichtli-
che föderale Mehrebenensystem, das auch der Integrati-
onspolitik ihren strukturellen Rahmen vorgibt. Hier setzt 
das SVR-Integrationsgutachten 2012 an. 

(Für weitere Informationen und Handlungsempfeh-
lungen s. Kap. 6.)

Kernbotschaft 3:
Integration und Integrationspolitik – 
Licht- und Schattenseiten im Föderalismus
Integrationspolitisch hat der föderale Staat, der in 
Deutschland zusätzlich über eine starke kommunale 
Ebene mit Selbstverwaltungsrechten verfügt, wie auch 
in vielen anderen Bezügen eine Licht- und eine Schat-
tenseite: Auf der Lichtseite eröffnet er als institutionali-
siertes Freiheitsprogramm gegenüber dem Zentralstaat 
vergleichsweise offene Handlungsperspektiven. Dies 
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könnte im günstigsten Fall eine Art Laborsituation schaf-
fen: Akteure auf den Ebenen der Länder und Kommunen 
erproben Konzepte und Maßnahmen, die im Erfolgsfall 
und bei ähnlichen Rahmenbedingungen auch andernorts 
implementiert werden könnten. Solche Idealvorstellungen 
aber haben mit der Wirklichkeit meist wenig zu tun.

Gerade der Bereich der Integrationspolitik zeigt auch 
die Schattenseite des föderalen Mehrebenensystems: 
Das unkoordinierte Miteinander oder auch nur Neben-
einander der verschiedenen politischen Akteure hat zu 
einer enormen Vielfalt integrationspolitischer Einzelmaß-
nahmen geführt, bei denen nicht selten das Rad immer 
wieder aufs Neue erfunden wurde. Unterschiede in 
Handlungslogik, Reichweite und Komplexität integrati-
onspolitischer Maßnahmen, aber auch parteipolitische 
Färbungen können dazu führen, dass das Gestaltungs-
potenzial föderaler Strukturen unzureichend genutzt 
bleibt, nicht zu produktiven Synergieeffekten im ge-
meinsamen Interesse führt oder sogar in wechselseiti-
gen Blockaden erstickt. Das gilt besonders dann, wenn 
in übergeordneten Entscheidungsgremien Beschlüsse an 
Einstimmigkeit (z. B. an die Zustimmung aller Länder) 
gebunden sind und deshalb, trotz gemeinsamer Einsicht 
in die Notwendigkeit umfassender Reformen, auf dem 
kleinsten gemeinsamen Nenner bleiben und/oder wenn 
die notwendige gegenseitige Abstimmung und Koordi-
nierung von notwendigen Maßnahmen unterbleibt. So 
kann das föderale System auch zu politischer Sklerose 
mit erstarrten und reformresistenten Strukturen ten-
dieren. Es kann aber auch eine unübersichtliche und 
unkoordinierte Politikvielfalt hervorbringen, die sogar 
vom anzustrebenden Ziel einer Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse abweicht. Verschärft wird dieser 
Befund durch die sehr unterschiedliche Finanzkraft der 
Länder und Kommunen (vgl. dazu auch die Beispiele un-
ter Kap. 8). Letzteren wird regelmäßig die entscheidende 
Rolle im Integrationsgeschehen zugewiesen. So richtig es 
ist, die Bedeutung der Kommunen in diesem Rahmen zu 
erkennen und sie instand zu setzen, ihrer Verantwortung 
im Feld der Integration gerecht zu werden, so sehr muss 
vor der allzu schnell und undifferenziert geforderten 
Kommunalisierung staatlicher Aufgaben als Allheilmittel 
für Integrationsprobleme gewarnt werden. 

(Für weitere Informationen und Handlungsempfeh-
lungen s. Kap. 1, 4 und 6.)

Kernbotschaft 4:
Integrationspraxis – nicht genügend Synergieeffekte 
in den beschließenden, finanzierenden und 
ausführenden Einheiten
Arbeitsverwaltung: Wie radikale Kommunalisierung zu 
ausufernder Komplexität und einer kontraproduktiven 
Steigerung der föderalen Vielfalt der Akteure führen kann, 
zeigt beispielhaft die Reform der Arbeitsverwaltung, die 
für den Bereich der Integrationspolitik bedeutsam ist. Mit 

der Reform des Zweiten Sozialgesetzbuchs (SGB II) wur-
den die Grundsicherungsleistungen zusammengelegt, 
verwaltet von neuen Grundsicherungsstellen. Zu deren 
Träger wurde die Bundesagentur für Arbeit (BA) bestimmt, 
zusammen mit den kreisfreien Städten und Kreisen (kom-
munale Träger), für die Arbeitsgemeinschaften (ARGEn) 
eingerichtet werden sollten. Allerdings wurde alternativ 
dazu eine rein kommunale Trägerschaft ermöglicht (sog. 
Optionskommunen oder zugelassene kommunale Träger). 
Kommunale Alleingänge im Bereich der Arbeitsvermitt-
lung konkurrieren deshalb mit den Kooperationsmodellen 
zwischen Bund und Kommunen. Der SVR hat diese Vielfalt 
beschrieben und auf der Grundlage einer extern vergebe-
nen Evaluation empirisch bewertet. Er kommt dabei zu 
einem überraschenden Ergebnis: Kooperationslösungen, 
in denen der Bund gemeinsam mit den Kommunen die 
Arbeitsmarktintegration organisiert, zeigen insbesondere 
bei Arbeitsuchenden mit Migrationshintergrund eine er-
folgreichere Arbeitsmarktintegration als rein kommunal 
umgesetzte Organisationsformen (s. Kap. 4). 

Soziales Wohnen: Auch hier ist die Situation kom-
plex. Der Bund hatte bis zur Föderalismusreform (2006) 
von seinem Recht der konkurrierenden Gesetzgebung 
Gebrauch gemacht und die wesentlichen Maßnahmen 
gesetzlich fixiert (Wohnungsbaugesetz, soziale Wohn-
raumförderung). Nach der Föderalismusreform ging die 
Gesetzgebungskompetenz für die soziale Wohnraumför-
derung vollständig auf die Länder über. Allerdings bleibt 
das Wohnraumförderungsgesetz des Bundes weiterhin 
gültig, sofern es nicht durch Landesrecht ersetzt wird. 
Die Mehrzahl der Länder hat inzwischen eigene Wohn-
raumförderungsgesetze verabschiedet. Die meisten se-
hen eine Stärkung der kommunalen Verantwortung für 
die soziale Wohnraumförderung vor. Seit der Föderalis-
musreform sind die Länder aber auch verpflichtet, die 
wohnungswirtschaftlichen Belange der Kommunen zu 
berücksichtigen. Diese wiederum werden bei der Ge-
währung von Fördermitteln dazu angehalten, kommu-
nale Wohnraumversorgungskonzepte zu erarbeiten. Die 
Wohnraumversorgung der Bevölkerung – mit und ohne 
Migrationshintergrund – ist damit in eine komplexe und 
uneinheitliche Zuständigkeitsstruktur auf den Ebenen von 
Bund, Ländern und Kommunen eingebunden, die zudem 
eigenständige und nicht immer abgestimmte Strategien 
und Maßnahmen realisieren. Manche Kommunen besit-
zen darüber hinaus eigene Wohnungen oder Wohnbauge-
sellschaften und versuchen, über formelle oder informel-
le Quotenregelungen ethnische oder soziale Segregation 
bzw. Konzentration zu begrenzen oder Stadtteilentwick-
lung zu fördern. Andere Kommunen halten von all dem 
wenig, können sich solche Aktivitäten budgetär ohne-
hin nicht leisten oder dementieren sogar die faktische 
Existenz entsprechender Probleme vor Ort. Es gibt also 
neben konzeptstarken Integrationserfolgen und konzept-
schwachem oder konzeptlosem Durchwursteln auch Um-
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setzungshindernisse, Finanzierungsblockaden und sogar 
handlungslähmende Wahrnehmungsprobleme.

Schulische Bildung: Die Kulturhoheit und damit die 
Zuständigkeit insbesondere für das Schulwesen ist ein 
Kernstück der Eigenständigkeit der Länder, die für die in-
neren Schulangelegenheiten verantwortlich sind. Sie rei-
chen von der Festlegung von Schularten, Lehr- und Erzie-
hungszielen, Unterrichtsinhalten und Klasseneinteilung 
bis hin zu den Leistungs- und Prüfungsanforderungen für 
die Schüler und die Ausbildung der künftigen Lehrer. Die 
Kommunen wiederum zeichnen grundsätzlich für die äu-
ßeren Schulangelegenheiten verantwortlich, also für die 
Errichtung, Unterhaltung, Änderung und Aufhebung von 
Schulen sowie für deren sachliche Ausstattung, etwa mit 
Lehrmitteln. Will eine Kommune im Bereich ihrer Träger-
schaft z. B. vermehrt Ganztagsschulen einrichten, weil 
sie sich davon eine integrationspraktische Wirkung ver-
spricht, dann muss sie dafür eigene Finanzmittel aufbrin-
gen, entsprechende Baulichkeiten zur Verfügung stellen 
und Verwaltungspersonal einstellen. Zugleich braucht sie 
aber das Einverständnis des Landes, das die Personalkos-
ten für Lehrkräfte und sonstiges pädagogisches Personal 
trägt. 

Frühkindliche Bildung: Im Bereich der frühkindlichen 
Bildung, die ebenfalls erhebliche integrationspraktische 
Effekte haben kann, ist die Situation ganz anders gela-
gert. Rechtlich gehört die frühkindliche Bildung nicht zum 
staatlichen Bildungsauftrag, wie er für die schulische Bil-
dung besteht. Dies schlägt sich einerseits darin nieder, 
dass der Besuch von Kindertagesstätten (Kitas) freiwillig 
ist. Andererseits sind damit als Gesetzgeber für die außer-
schulische Betreuung von Kindern und Jugendlichen und 
damit auch für die Betreuung in Kitas nicht nur die Län-
der zuständig, sondern auch der Bund. Dieser hat seine 
konkurrierende Gesetzgebungskompetenz u. a. durch die 
Verabschiedung des Achten Sozialgesetzbuchs (SGB VIII) 
wahrgenommen. Inhalt und Umfang der entsprechenden 
Aufgaben und Leistungen werden aber durch Landesrecht 
näher geregelt. Nach den landesrechtlichen Regelungen 
sind wiederum Aufgaben und Leistungen den Kreisen 
oder den kreisfreien Städten und teilweise auch den 
kreisangehörigen Gemeinden zugeordnet. Der Betrieb 
der Kitas wird durch Länder und Gemeinden finanziert, 
der Bund ist nur für Investitionskosten zuständig. 

Der Blick in diese integrationspraktisch relevanten 
Einzelbereiche zeigt: Die beschließenden, finanzieren-
den und ausführenden Einheiten arbeiten im föderalen 
Mehrebenensystem in vielen Fällen nicht synergetisch 
zusammen und können mitunter auch kontraproduktiv 
auseinanderdriften. Das erschwert integrationspoliti-
sche Maßnahmen und legt kraftvolle Reformschritte 
nahe. 

(Für weitere Informationen und Handlungsempfeh-
lungen s. Kap. 2, 3, 4, 5 und 9.)

Kernbotschaft 5:
Die Bundesebene – integrationspolitischer Nachzügler
Der Bund hat das Thema Integration erst sehr spät für 
sich entdeckt und, so der seinerzeitige Bundespräsident 
Horst Köhler 2006, lange regelrecht „verschlafen“. Hand-
lungs- bzw. abwehrleitend blieb jahrzehntelang das vor 
allem von bundespolitischen Akteuren wiederholte Man-
tra der defensiven Erkenntnisverweigerung „Deutschland 
ist kein Einwanderungsland“. Dieses hat eine frühzeitige 
und proaktive, realitätsnahe und zugleich konzeptorien-
tierte Gestaltung von Integrationsfragen blockiert. Das 
Ergebnis war ein unnötiger Problemstau, der prägende 
historische Schleifspuren hinterlassen und auf der Bun-
desebene auch den Aufbau einer zentral koordinierten 
Integrationspolitik mit entsprechenden Institutionen lan-
ge verhindert hat. Erst seit dem vergangenen Jahrzehnt 
bemüht sich der Bund intensiv um die Stärkung seiner 
Integrationskompetenzen. Seit dem 2005 in Kraft getre-
tenen Zuwanderungsgesetz verfügt er mit den Integrati-
onskursen über ein bedeutsames integrationspolitisches 
Instrument. Die Kurse werden zentral verwaltet und über 
die Regionalkoordinatoren bis auf die kommunale Ebe-
ne herab koordiniert von dem als Nachfolgebehörde des 
Bundesamts für die Anerkennung ausländischer Flücht-
linge geschaffenen Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (BAMF), das man, dem spezifischen Gewicht seiner 
Arbeitsschwerpunkte entsprechend, zutreffender auch 
„Bundesamt für Migration und Integration“ hätte nennen 
können. Aber auch diese Initiative freilich kam um mehr 
als ein Vierteljahrhundert zu spät, denn die stärksten und 
im Blick auf die Formation der Einwandererbevölkerung 
in Deutschland wichtigsten Zuwanderungen waren schon 
in den Jahrzehnten zuvor erfolgt. 

Darüber hinaus besitzt der Bund zentrale Steuerungs-
kompetenzen für Politikfelder, die zwar nicht ausschließ-
lich Menschen mit Migrationshintergrund betreffen, aber 
dennoch für eine erfolgreiche Integration entscheidend 
sind. Diese Steuerungskompetenzen liegen in den Berei-
chen Arbeitsmarkt, Soziales, Wirtschaft und Inneres und 
damit in unterschiedlichen Ressorts. Es wäre sinnvoll, 
integrationspolitische Maßnahmen auf der Ebene dieser 
Ressorts besser abzustimmen. Dies ist derzeit erst unzu-
reichend gegeben. Es gibt zwar heute immerhin die inter-
ministerielle Arbeitsgruppe (AG) Integration und in fast 
allen betroffenen Ministerien mehr oder minder etablier-
te Integrationsschwerpunkte bzw. -abteilungen. Aber das 
sind nachträglich angebaute Hilfskonstruktionen, deren 
Funktionalität nicht institutionell gesichert ist und damit 
abhängig bleibt von den Akteuren und ihrer Bereitschaft, 
aufeinander zuzugehen. Hinzu kommen die Staatsminis-
terin im Bundeskanzleramt, die für Migration, Flüchtlinge 
und Integration zuständig ist, und das schon erwähnte 
zentrale Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, das 
aber nicht der Staatsministerin im Bundeskanzleramt, 
sondern dem Bundesministerium des Innern zugeord-
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net ist. Nötig ist eine Klärung des unübersichtlichen 
Institutionengefüges ebenso wie eine kohärente und 
konzeptorientierte Integrationspolitik mit klaren und 
für die Bürger transparenten Zielvorgaben. Die Zeit ist 
dafür günstig; denn der vom SVR-Integrationsbarometer 
erfasste kritische Integrationspragmatismus der Bürger 
ermöglicht solche konzeptionellen politischen Antworten 
nicht nur, der Souverän verlangt sie auch. 

(Für weitere Informationen und Handlungsempfeh-
lungen s. Kap. 1, 2, 6 und 9.)

Kernbotschaft 6:
Die Länder – Effizienzverlust durch 
Kompetenzüberschneidungen
Die Bundesländer sind in Deutschland die zentralen inte-
grationspolitischen Akteure. Ihre prominente Stellung in 
diesem Aufgabenfeld ist durch das föderale System struk-
turell bestimmt. Sie wurde zusätzlich betont durch die 
jahrzehntelange integrationspolitische Lethargie auf der 
Bundesebene, die über parteipolitische Schienen auch 
auf manche Bundesländer abfärbte. Traditionell ver fügen 
die Länder über die Kulturhoheit und damit über die zen-
trale Gestaltungskompetenz in der Dimension Bildung, 
die für Integration zentral ist. Die Föderalis mus reform von 
2006 hat ihre Rolle als bildungs- und damit auch integ-
rationspolitische Schlüsselakteure noch verstärkt; durch 
das neu eingeführte Kooperationsverbot hat der Bund in 
Angelegenheiten der allgemeinen schulischen Bildung 
nun keinerlei Handlungsmöglichkeiten mehr. Die Länder 
können aber auch in ihrer integrationspolitischen Kern-
kompetenz, der Bildungspolitik, nicht autonom entschei-
den; in Fragen der schulischen Bil dung sind sie auf die 
Kommunen als Schulträger angewiesen, im Bereich der 
frühkindlichen Betreuung auf den Bund. Hinzu kommt, 
dass für andere integrationspolitisch relevante Bereiche 
wie die Anerkennung von im Ausland erworbenen Qua-
lifikationen, die Förderung von Deutschkenntnissen und 
auch die Umsetzung der Zuwanderungssteuerung unter-
schiedliche Vorgaben des Bundes bestehen. 

Die spezifischen integrationspolitischen Maßnahmen 
der Länder selbst hängen zudem von deren unterschiedli-
cher Finanzkraft ab. Hohe länderübergreifende Qualitäts-
standards in diesem Bereich aufrechtzuerhalten ist da-
mit schwierig bis unmöglich. Die Bundesländer sind 
mit hin entscheidende integrationspolitische Akteure, 
ihre Ein bettung in ein komplexes Mehrebenensystem 
mit un terschiedlichen, sich teils überschneidenden 
Ent scheidungskompetenzen und Verantwortlichkeiten 
erschwert jedoch eine effiziente und zielgerichtete Er-
füllung ihrer integrationspolitischen Aufgaben.

(Für weitere Informationen und Handlungsempfeh-
lungen s. Kap. 1 und 2.) 

Kernbotschaft 7:
Die Kommunen – zu wenig Anerkennung trotz 
 erfolgreicher Integrationsarbeit
Die längste und intensivste integrationspolitische Erfah-
rung im föderalen System der Bundesrepublik haben die 
Kommunen. Sie fühlten sich dabei oft zu Recht alleinge-
lassen, wie aktuell wieder bei der auf Bundes- und Län-
der ebene unzureichend geklärten Frage des Umgangs 
mit der alternativlosen Integration von aus Rumänien und 
Bulgarien als EU-Staatsangehörige zuwandernden Roma. 
Langwierige handlungslähmende Grundsatzdiskus sionen 
darüber, ob die Bundesrepublik ein Einwanderungs land 
sei oder nicht, konnten sich die Kommunen gar nicht leis-
ten, denn sie waren gezwungen, konkrete Inte grations-
probleme vor Ort auch ohne Hilfe von Bund und Ländern 
pragmatisch zu lösen. Das galt ganz unabhängig von der 
Frage, ob sie selbst solche kommunalen Herausforderun-
gen als Integration verstanden oder nicht. Diese Einschät-
zung wiederum hat Konsequenzen für die Wahrnehmung 
des kommunalen integrationspolitischen Engagements 
in der Bürgergesellschaft vor Ort und in der weiteren 
Öffent lichkeit, wie das SVR-Integrationsbarometer 2012 
zeigt: Während deutlich mehr als die Hälfte aller Befrag-
ten ohne und fast zwei Drittel der Befragten mit Migra-
tions hintergrund integrationspolitisches Engagement auf 
Bundes- und Landesebene erkennen, werden Politiker 
am Wohnort weitaus seltener (zwischen 37 und 50 %) 
als integrationspolitisch engagiert wahrgenommen. Im 
Gegensatz zu symbolpolitisch aufgeladenen und ap-
pellativ unter dem erhabenen Etikett staatlicher Inte-
grationspolitik laufenden Konzepten und Maßnahmen 
von Bund und Ländern wird das, was erfolgreiche 
pragmatische Integrationsarbeit der Kommunen mit 
ihren vielfältigen Initiativen leistet, von den Bürgern 
oft gar nicht als Integrationspolitik wahrgenommen, 
es sei denn, dass solche Engagements in entsprechen-
den Veranstaltungen durch Bürgermeister oder Integ-
rationsbeauftragte ausdrücklich so etikettiert werden. 
Die Integrationsleistung der Kommunen erhält mithin, 
gemessen an ihren Erfolgen, bei Weitem zu wenig Auf-
merksamkeit oder gar Anerkennung.

Hinzu kommt, dass gelingende Integration auf der 
kommunalen Ebene immer unauffällig bleibt. Aufsehen 
erregt nur misslingende Integration in Gestalt von Inte-
grationsproblemen, die von außen her dann nicht selten 
auf den ganzen Ort übertragen werden, z. B. Kreuzberg 
oder Nordneukölln auf Berlin insgesamt. 

(Für weitere Informationen und Handlungsempfeh-
lungen s. Kap. SVR-Integrationsbarometer und 9.)

Kernbotschaft 8:
Kommunale Integrationspolitik – Vernetzung stärken 
und voneinander lernen
In der kommunalen Integrationspolitik gibt es, wie er-
wähnt, eine große Vielfalt von integrationspolitischen 
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Kon zep ten und entsprechenden Maßnahmen, aber auch 
von Maß nahmen ohne Konzept und sogar von Konzepten 
ohne zu reichende Maßnahmen. Kommunen können ein 
integrationsfreundliches Klima erzeugen. Sie können, um 
nur einige Beispiele zu nennen, Konflikte in Stadtteilen 
durch Moderation, Management und bauliche Investitio-
nen verhindern oder doch entschärfen und für eine 
 inte  gra tionsfördernde Mischung der Stadtgesellschaft 
sor  gen; sie können die frühkindliche und schulische Bil-
dung insgesamt ausbauen, Schulen in benachteiligten 
Stadt vier teln gezielt fördern, die Ganztagsbetreuung 
for cie ren, auch um negative Effekte der Sozialisation in 
bil dungs fernen Haushalten zu kompensieren; sie können 
Mi gran ten organisationen in integrationspolitische Gestal-
tungskonzepte einbeziehen u. a. m. 

Die kommunalen Akteure der Integrationspolitik 
müssen dabei der Gefahr widerstehen, sich in ihren 
von Grundgesetz, Bundes- und Landesgesetzen abge-
grenzten Zuständigkeitsbereichen einzumauern und 
dort jeweils für sich zu versuchen, das Rad neu zu er-
finden. Helfen könnte hier eine zentrale Serviceagentur 
für kommunale Integrationspolitik. Ihre Aufgaben wä-
ren vertikale und horizontale Vernetzung, Informations-
transfer und begleitende Beratung bei der Übertragung 
von andernorts erprobten Konzepten und Modellen. Eine 
solche Serviceagentur könnte damit ähnliche koordinie-
rende Funktionen erfüllen wie die Bundesagentur für 
Arbeit mit ihren Regionaldirektionen im Bereich der Ar-
beitsmarktpolitik. Die Agentur kann neu geschaffen, aber 
auch – zweifelsohne kostengünstiger – an bestehende 
Einrichtungen angeschlossen werden, etwa das Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge oder die Kommunale 
Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt). 

(Für weitere Informationen und Handlungsempfeh-
lungen s. Kap. 6, 7, 8 und 9.)

Kernbotschaft 9:
Proaktive Integrationspolitik – mehr Synergieeffekte 
und höhere Effizienz im föderalen Mehrebenensystem
Das Thema Integrationspolitik hat auf der Bundesebene 
auch 2011 große politische Aufmerksamkeit erfahren. 
Dabei wurde allerdings die folgenreiche Verspätung 
fort geschrieben, die in der politischen und gesetzlichen 
Gestaltung in diesem Bereich für Deutschland schon ge-
radezu geschichtsnotorisch ist. Was 2005 im Bereich Mi-
gration für das Zuwanderungsgesetz und die Einrichtung 
einer zentralen Migrationsverwaltung mit ihren bundes-
weit normierten und koordinierten Integrationskursen 
galt, gilt z. B. heute im Bereich Integration für das Aner-
kennungsgesetz, das die Feststellung und Anerkennung 
von im Ausland erworbenen beruflichen Qualifikationen 
erleichtern und beschleunigen soll: Diese lange immer 
wieder vergeblich geforderte gesetzliche Initiative ist 
integrationspolitisch äußerst relevant, kommt aber um 
Jahrzehnte zu spät. Sie erreicht viele Hunderttausende 

von gut und zuweilen auch höchst qualifizierten Zuwan-
derern nicht mehr, die sich längst weit unter ihrem Qua-
lifikationsniveau liegende Ersatzkarrieren aufgebaut ha-
ben oder schon als Taxifahrer oder Hausmeister in Rente 
gegangen sind. 

Solange sich Deutschland aus dem stark parteipoli-
tisch induzierten Räderwerk wechselseitiger Blockaden 
und verspäteter Lernprozesse nicht befreit, werden die 
Kosten verzögerter Investitionen in Integrationspolitik 
unverhältnismäßig hoch und ihre Effekte unverhält-
nismäßig begrenzt bleiben. Denn aus Mangel an pro-
aktiver Politik aufgetretene historische Verspätungen 
können nicht mehr aufgeholt werden. Reaktive Repa-
raturpolitik kann nur versuchen, ihre – vermeidbaren 
und deshalb unnötigen – sozialen und fiskalischen 
Folgekosten zu begrenzen, mit in der Regel unver-
hältnismäßig hohem Aufwand und vergleichsweise 
geringem Effekt. Angesagt ist, aus diesen Folgekosten 
historischer Verspätungen zu lernen und eine proaktive 
Integrationspolitik zu forcieren. Geboten ist zugleich, in 
integrationspolitischen Belangen die Schleifspuren von 
institutionellen Verkrampfungen und Blockaden auf und 
zwischen den Ebenen des föderalen Systems abzubauen, 
im gemeinsamen Interesse vom unkoordinierten Neben-
einander zum produktiven Miteinander zu kommen so-
wie mangelnde vertikale und horizontale Vernetzung zu 
intensivieren. So sollte es gelingen, die Schattenseiten 
des förderalen Mehrebenensystems zu begrenzen und 
seine Lichtseiten zu fördern im Sinne von mehr Synergie-
effekten und höherer Effizienz. 

(Für weitere Informationen und Handlungsempfeh-
lungen s. Kap. 6.)

Kernbotschaft 10:
Bürgergesellschaft – mit kritischem Integrations-
pragmatismus weiter als die Politik
Deutschland hat in Sachen Integrationspolitik zwar in den 
letzten Jahren, im Vergleich zur kommunalen Ebene dra-
matisch verspätet, auf der Bundes- und zum Teil auch 
auf Länderebene entschieden Tritt gefasst. Dies bestätigt 
auch der zweite Integrationsindikatoren-Bericht der Bun-
desregierung. Proaktives konzeptorientiertes Handeln ist 
aber, trotz vieler politischer Proklamationen und Appel-
le, in der konkreten Integrationspolitik noch weithin ein 
Fremdwort geblieben. 

Das führt mitunter zu Enttäuschung und Irritation in 
der Bürgergesellschaft als Einwanderungsgesellschaft. 
Deren pragmatische Einsicht in die Probleme wird oft un-
terschätzt von einer Politik, die glaubt, ihren Souverän in 
einer Art Kindergarten für Erwachsene vor seinen eige-
nen Ängsten vor Migration und Integration beschützen zu 
sollen. Doch die Bürgergesellschaft als Einwanderungsge-
sellschaft sieht in ihrem kritischen Integrationspragmatis-
mus vieles klarer, als Politik glaubt. Schärfer gesprochen: 
Die Bürgergesellschaft als Souverän hat durchaus er-
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wachsene Vorstellungen, die die Politik unter Handlungs-
druck setzen sollten.

Schon das SVR-Migrationsbarometer 2011 hat ge-
zeigt: Die Bevölkerung mit und ohne Migrationshinter-
grund in Deutschland befürwortet mit großer Mehrheit 
(knapp 60 %) mehr Zuwanderung von Hochqualifizierten. 
Sie ist mit noch größerer Mehrheit (fast 70 %) gegen eine 
verstärkte Zuwanderung von Niedrigqualifizierten. Und 
fast die Hälfte (knapp 50 %) der Deutschen ohne Migra-
tionshintergrund sowie ca. 40 Prozent der Befragten mit 
Migrationshintergrund sind für eine stärkere Aufnahme 
von Flüchtlingen, nur ein Drittel ist dagegen. Wenn das – 
gemessen an Vorstellungen von einer Bevölkerung, die 
in Sachen Migration und Integration angeblich zu Hyste-
rie und Panik neigt – keine relativ kalkulierbare oder gar 
belastbare Stimmungsgrundlage für Reformen in Migra-
tions- und Flüchtlingspolitik ist, dann müsste ernsthaft 
gefragt werden, wie denn eine solche Stimmungsgrund-
lage überhaupt aussehen sollte. 

Eine ähnliche Gelassenheit und positive Grundeinstel-
lung im Bereich Integration lässt sich auch aus den hier 
vorgelegten Resultaten des Integrationsbarometers 2012 
ablesen, das nun zum zweiten Mal erhoben wurde. Sie 
bestätigen einen Trend, den schon das Integrationsbaro-
meter 2010 (Erhebung Ende 2009) und das Migrations-
barometer 2011 (Erhebung Ende 2010) belegt haben: Die 
Bevölkerung ist migrations- und integrationspolitisch in 
vieler Hinsicht weiter, als die Politik glaubt, und lässt 
sich auch von aufgeregten Integrationsdiskussionen 
nicht nachhaltig beirren. Vielmehr dominieren auf bei-
den Seiten der Einwanderungsgesellschaft auch im Inte-
grationsbarometer 2012 (Erhebung Ende 2011) kritischer 
Integrationspragmatismus und verhaltener Integrati-
onsoptimismus. Dies spricht nicht nur aus der weiterhin 
hohen Zustimmung zur Integrationspolitik und entspre-
chend positiven Zukunftserwartungen: Etwa 50 Prozent 
der Befragten mit wie ohne Migrationshintergrund in Ost 
und West erkennen und erwarten erfolgreich verlaufende 

Integrationsprozesse, Verschlechterungen diagnostizieren 
bzw. prognostizieren nur zwischen 10 und 20 Prozent der 
Befragten. Es spricht auch daraus, dass die wechselseiti-
gen Zuschreibungen von Integrationsinteresse und -be-
reitschaft auf hohem Niveau stabil geblieben sind. Ähn-
liches ergibt sich aus dem Integrationsklima-Index (IKI), 
der 2010 (Erhebung Ende 2009) erstmals den bereichs-
spezifisch höchst unterschiedlich erfahrenen Integrations-
alltag auf beiden Seiten der Einwanderungsgesellschaft 
auf einer Skala von 0 (Minimalwert, d. h. das schlech-
teste messbare Integrationsklima) und 4 (Maximalwert, 
d. h. das beste messbare Integrationsklima) verortete: Er 
bleibt 2012 weitgehend konstant, beträgt 2,66 für die 
Mehrheitsbevölkerung und 2,87 für die Zuwandererbe-
völkerung. Die 2010 bereichsweise beobachtbaren Pa-
nikdebatten über Integration in Deutschland haben also 
nicht zu einem grundlegenden Wandel im Integrationskli-
ma geführt. In der Mitte der Einwanderungsgesellschaft 
dominiert weiterhin ein hohes Maß an Gelassenheit und 
an Bereitschaft, in Integration zu investieren. Zwischen-
zeitliche Eintrübungen an den Rändern des Meinungs-
spektrums, die z. B. im Migrationsbarometer 2011 bei 
der Frage nach einem ungestörten Zusammenleben von 
Personen mit und ohne Migrationshintergrund sichtbar 
wurden, haben sich als Momentaufnahme, aber nicht als 
nachhaltig erwiesen. 

Die Mehrheit der Bürgergesellschaft urteilt mit-
hin klarsichtiger, als manche politischen Akteure zu 
glauben scheinen. In der Einwanderungsgesellschaft 
herrscht, allen Störungen am rechten Rand und ge-
genüber einzelnen Gruppen zum Trotz, ein anhaltend 
pragmatisches bis verhalten positives Integrationskli-
ma. Das sollte die Politik mutig nutzen zu weiteren 
konzeptionellen und institutionellen Reformen auf und 
vor allem zwischen den Ebenen des föderalen Mehr-
ebenensystems. 

(Für weitere Informationen und Handlungsempfeh-
lungen s. Kap. SVR-Integrationsbarometer, 6 und 9.)
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Zusammenfassung

In den letzten beiden Jahren wurde intensiv über Integrati-
on diskutiert. Bisher war unklar, ob die zum Teil polemisch 
und abwertend geführten Auseinandersetzungen das In-
tegrationsklima in der Einwanderungsgesellschaft und die 
wechselseitigen Zuweisungen von Verantwortlichkeit für 
Integration verändert haben. Danach fragt das Integrati-
onsbarometer 2012 im Vergleich mit den Ergebnissen des 
Integrationsbarometers 2010 und des Migrationsbarome-
ters 2011. Im Zentrum des Jahresgutachtens 2012 steht 
die Integration und Integrationspolitik im föderalen Mehr-
ebenensystem, dabei werden besonders die Kommunen 
in den Blick genommen. Das letzte Drittel des Integrati-
onsbarometers 2012 untersucht deshalb die Licht- und 
Schattenseiten der Integration vor Ort (Info-Box 1). 

Politisch war 2011 für Integrationspolitik ein schlech-
tes und ein gutes Jahr zugleich: Die publizistischen und 
politischen Diskussionen dieses Jahres waren zwar häufig 
sachfremd, populistisch und polemisch; sie haben aber 
im Ergebnis den gesellschaftspolitischen Stellenwert von 
Integrationspolitik erhöht und das Thema noch stärker 
ins Bewusstsein der Öffentlichkeit gerückt. Es war zu 
befürchten, dass medial prominent platzierte Beiträge, 
die desintegrative Menetekel entwarfen und tendenziell 
sogar einzelnen Zuwanderergruppen pauschal die Integ-
rationsfähigkeit absprachen, das Klima in der Einwande-
rungsgesellschaft nachhaltig beschädigt haben könnten. 
Das Integrationsbarometer zeigt, dass diese Befürchtun-
gen sich nicht bewahrheitet haben. Trotz der Verwerfun-
gen an den Rändern, die 2010 im Migrationsbarometer 
notiert wurden, hat sich in der breiten Mitte der Ein-
wanderungsgesellschaft das 2009 erstmals gemessene 
pragmatisch-positive Integrationsklima 2011 verfestigt. 

(1)          Diese Stabilität zeigt sich zum einen bei der Ein-
schätzung der Integrationspolitik: 47,6 Prozent der 
Befragten aus der Zuwandererbevölkerung in West-
deutschland glauben, dass die Integrationspolitik der 
letzten fünf Jahre die Integration gefördert hat, nur 
17,6 Prozent erkennen Verschlechterungen. In der 
Mehrheitsbevölkerung sieht sogar über die Hälfte 
der Befragten (53,4 %) einen positiven Beitrag der 
Integrationspolitik, einen negativen Einfluss schreibt 
ihr nur etwa jeder Zehnte (10,4 %) zu. Bei den an die 

Politik gerichteten Zukunftserwartungen verbessern 
sich die Barometerwerte für das Jahr 2011 sogar ge-
genüber denen für 2009: Aktuell erwartet mehr als 
die Hälfte der Befragten mit wie ohne Migrations-
hintergrund (54,5 % bzw. 56,9 %) Verbesserungen 
der Integration durch die Politik, Verschlechterungen 
befürchtet nur eine kleine Minderheit (15,9 % bzw. 
12,1 %). 

(2)          Ein ähnliches Bild zeigt die wechselseitige Zuschrei-
bung von Integrationsbereitschaft. Die Bevölkerung 
bleibt verhalten optimistisch, votiert aber deutlich 
meinungsstärker: Einerseits ist die Gruppe der Inte-
grationspessimisten (die ein Interesse an Integration 
auf der jeweils anderen Seite oder gar auf beiden 
Seiten der Einwanderungsgesellschaft verneinen) 
moderat angestiegen. Sprachen z. B. in der ersten 
Welle des Integra tionsbarometers (2009) lediglich 
32,0 Prozent der Befragten aus der Mehrheitsbevöl-
kerung der Zuwandererbevölkerung ein Interesse 
an Integration ab, so hat sich dieser Wert 2011 auf 
40,7 Prozent erhöht. Analog dazu verneinen 2011 
deutlich mehr Personen mit Migrationshintergrund 
(25,0 %) eine Bereitschaft der Mehrheitsbevöl-
kerung, zur Integration beizutragen, als noch vor 
zwei Jahren (20,1 %). Andererseits blieb die Zahl 
der Integrationsoptimisten stabil (z. B. 45,3 % der 
Mehrheitsbevölkerung bei der Frage nach der Inte-
grationsbereitschaft der Zuwanderer und fast 68 % 
der Zuwanderer bei der Frage nach dem Integrati-
onsinteresse der Mehrheitsbevölkerung). Deutlich 
zurückgegangen ist hingegen die Zahl der Perso-
nen, die sich außerstande sehen, die Integrations-
bereitschaft der einen oder der anderen Seite der 
Ein wanderungsgesellschaft einzuschätzen. Dies deu-
tet darauf hin, dass nicht das Integrationsklima sich 
eingetrübt hat, sondern Mehrheits- und Zuwanderer-
bevölkerung sich mit dem Thema Integration stärker 
befasst haben und zugleich meinungsstärker gewor-
den sind. 

(3)          Das Thema Integration selbst hat in der öffentlichen 
Diskussion weiter an Bedeutung gewonnen: Mehr 
Befragte haben sich eine Meinung zu Integrations-
fragen gebildet, und immer mehr halten Integra-



ZUSAMMENFASSUNG

26 Jahresgutachten 2012

tion für eine wichtige Aufgabe. So hat sich die Zu-
weisung von Verantwortlichkeit von 2009 bis 2011 
deutlich erhöht: Insbesondere das eigene Verant-
wortungsgefühl bei der Mehrheitsbevölkerung ist 
um 17,3 Prozent gestiegen. Generell gesunken sind 
die Anteile derer, die keine Meinung zu integrati-
onsrelevanten Fragen  haben.

(4)          Einig ist sich die Einwanderungsgesellschaft über 
eine negative Schlagseite der öffentlichen Diskussi-
on über Integration: Über 50 Prozent der Befragten 
mit wie ohne Migrationshintergrund im Osten und 
Westen beklagen, die Diskussion über Integration 
würde „eher“ oder „viel“ zu negativ geführt. Nach 
den Integrationsdiskussionen des letzten Jahres hat-
ten viele eine Polarisierung befürchtet, etwa dass 
Menschen ohne Migrationshintergrund beklagen, 
Integrationsprobleme würden schönfärberisch aus-
geblendet, während Zuwanderer sich, frustriert von 
der skandalisierenden Desintegrationspublizistik, 
in ihre eigenen Gruppen zurückziehen. Eine solche 
Spaltung der Einwanderungsgesellschaft hat nicht 
stattgefunden. Ein Drittel der Befragten mit Migrati-
onshintergrund hält die öffentliche Diskussion über 
Integration sogar für zu positiv. In der Mehrheitsbe-
völkerung tun dies mit 28,5 Prozent im Westen bzw. 
30,2 Prozent im Osten etwas weniger.

(5)          Das Integrationsbarometer 2012 erlaubt erstmals ei-
nen Vergleich zwischen Ost- und Westdeutschland. 
Es zeigt, dass das Integrationsklima von Zuwanderer- 
und Mehrheitsbevölkerung im Osten leicht negativer 
wahrgenommen wird als im Westen. Auch die Integ-
rationspolitik bewerten beide Seiten rückblickend wie 
vorausschauend schlechter (1,5–2,3 Prozentpunkte 
mehr negative Einschätzungen), und sie schreiben 
dem Staat mehr Verantwortung für Integration zu als 
in Westdeutschland (etwa 3 Prozentpunkte mehr). 
Während Zuwanderer in Ost- und Westdeutschland 
ihre eigene Integrationsbereitschaft ähnlich hoch 
einschätzen, sehen in Ostdeutschland beide Seiten 
der Ein  wan derungsgesellschaft die Integrationsbe-
reitschaft der Mehrheitsbevölkerung im Osten ge-
ringer aus geprägt. So denken 57,9 Prozent der Deut-
schen ohne Mi gra tionshintergrund im Osten, dass 
die Mehr heits be völkerung an Integration interessiert 
sei, im Westen liegt dieser Wert mit 65,3 Prozent um 
mehr als 7 Prozentpunkte (fast 13 Prozent) höher. 

(6)          Der 2010 erstmals errechnete Integrationsklima-
Index (IKI), der den in verschiedenen Bereichen 
höchst unterschiedlich erfahrenen Integrationsalltag 
auf beiden Seiten der Einwanderungsgesellschaft 
auf einer Skala von 0 (schlechtestes Integrations-
klima) und 4 (bestes Integrationsklima) ermittelt, 
bleibt 2012 weitgehend stabil. Insgesamt schätzen 
Zuwanderer das Integrationsklima mit einem IKI 
von 2,87 positiver ein als die Mehrheitsbevölkerung 

(2,66). Beide IKI-Werte liegen über dem Mittelwert 
von 2, signalisieren also tendenziell ein anhaltend 
freundliches Integrationsklima. Dies gilt auf etwas 
niedrigerem Niveau auch für die ostdeutschen Be-
fragungsregionen.

(7)          Wenig verwunderlich ist, dass Menschen türkischer 
Herkunft die Integrationsdebatte als besonders 
negativ verzerrend erlebt haben: Sie standen z. B. 
vielfach im Zentrum denunziativer politischer und 
öffentlicher Diskussionen um angebliche ‚Integ-
rationsverweigerung‘. Auf einer Skala von 0 (viel 
zu negativ) bis 4 (viel zu positiv) bewerten sie mit 
einem Durchschnittswert von 1,4 gegenüber Deut-
schen ohne Migrationshintergrund (1,7) oder an-
deren Zuwanderergruppen (1,8) den öffentlichen 
Integrationsdiskurs als deutlich zu negativ geführt. 
Sie beurteilen aber auch das Integrationsklima in 
Deutschland negativer als andere befragte Zuwan-
derergruppen (IKI 2,73 zu durchschnittlich 2,89). 
Allerdings hat sich der Unterschied zwischen Perso-
nen türkischer Herkunft und anderen Zuwanderer-
gruppen im Verlauf der letzten beiden Jahre redu-
ziert. Ihre etwas größere Integrationsskepsis teilen 
die Befragten türkischer Herkunft mit denen aus der 
Mehrheitsbevölkerung. 

(8)          Im Bildungsbereich zeigt das Integrationsbarome-
ter 2012 anhaltenden Handlungsbedarf. So sind 
z. B. die konkreten eigenen Erfahrungen mit hete-
rogenen Schulen recht gut, dennoch wird die Leis-
tungsfähigkeit von Schulen mit hohem Zuwanderer-
anteil weiterhin eher niedrig eingeschätzt und die 
Bereitschaft, die eigenen Kinder auf diese Schulen 
zu senden, ist gering. Und auch die Zuwanderer, die 
heterogene Schulen 2011 für deutlich leistungsfä-
higer halten als noch 2009, sind weiterhin wenig 
bereit, ihre eigenen Kinder an eine solche Schule 
zu schicken.

Insgesamt belegt das Integrationsbarometer, dass sich 
die Bevölkerung von aufgeregten oder gar hysterisch 
geführten Integrationsdiskussionen nicht beirren lässt. 
Vielmehr dominieren auch im Integrationsbarometer 
2012 auf beiden Seiten der Einwanderungsgesellschaft 
kritischer Integrationspragmatismus und verhaltener In-
tegrationsoptimismus. Die Menschen vor Ort haben im 
Alltag der Einwanderungsgesellschaft längst ein passab-
les Arrangement des Zusammenlebens gefunden – weit-
gehend konfliktarm und in gegenseitiger Akzeptanz. 

Wie werden darüber hinaus die spezifischen Integrations-
chancen vor Ort beurteilt, die im Jahresgutachten 2012 
einen besonderen Schwerpunkt bilden? Unter Rückgriff 
auf die Formel „Integration findet vor Ort statt“ werben 
verschiedene Seiten dafür, integrationspolitische Kompe-
tenzen weitgehend von der Bundes- und Länderebene 
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auf die kommunale Ebene zu verlagern. Die Kommunen 
haben für das Gelingen von Integration zweifellos eine 
hohe Bedeutung; die einzelnen Kapitel des Jahresgutach-
tens zeigen jedoch, dass dem Ruf nach einer weitgehen-
den Kommunalisierung der Integrationspolitik eher mit 
Zurückhaltung zu begegnen ist. Im Integrationsbarometer 
wird entsprechend danach gefragt, wie die vor Ort be-
stehenden Mitwirkungsmöglichkeiten wahrgenommen 
werden und wie das integrationspolitische Engagement 
der verschiedenen föderalen Ebenen beurteilt wird.

(9)          Das Integrationsgeschehen am eigenen Wohnort 
wird in aller Regel für besser erachtet als das an 
anderen Orten. Die Kluft zwischen pragmatisch-po-
sitiven Erfahrungen vor Ort und der negative ren Ein-
schätzung des Integrationsgeschehens in Deutsch-
land allgemein verdeutlicht, dass Inte gra tion im 
Alltag vielfach unproblematischer abläuft, als skan-
dalisierende Medienberichte oft ver mitteln.

(10)     Die Streitigkeiten um Stuttgart 21 wurden vielfach 
damit erklärt, dass die Bevölkerung ihre Möglichkei-
ten kommunalpolitischer Beteiligung als grundsätz-
lich unzureichend empfinde. Entsprechend wurden 
im Rahmen des diesjährigen Integrationsbarometers 
Personen mit und ohne Migrationshintergrund ge-
beten, die Mitsprache- und Mitentscheidungsmög-
lichkeiten zu beurteilen, die aus ihrer Sicht an ihrem 
Wohnort bestehen. Entgegen verbreiteten Vorstel-
lungen von großer Unzufriedenheit mit den gege-
benen Teilhabemöglichkeiten beurteilen fast 60 Pro-
zent der Befragten ohne Migrationshintergrund und 
über 70 Prozent der Befragten mit Migrationshinter-
grund und deutschem Pass diese als „voll und ganz“ 
oder zumindest als „eher“ ausreichend. 

(11)      Selbst Zuwanderer aus Drittstaaten, die auch auf 
kommunaler Ebene nicht wählen dürfen, sind zu 
zwei Dritteln mit den bestehenden Mitsprachemög-
lichkeiten zufrieden. Sie übertreffen damit sogar 

Deutsche ohne Migrationshintergrund, denen alle 
Formen der politischen Teilhabe offenstehen. Auf-
schlussreich ist dieses Ergebnis mit Blick auf die 
Forderung nach der Einführung eines kommunalen 
Ausländerwahlrechts: Lediglich 30,7 Prozent der 
befragten Drittstaatsangehörigen (also der Gruppe 
ohne jegliches Wahlrecht in Deutschland) halten 
ihre Möglichkeiten politischer Beteiligung für „eher 
nicht“ oder „überhaupt nicht“ ausreichend. Mehr als 
doppelt so viele Befragte (66,2 %) sind  zumindest 
„eher“ (37,0 %) oder sogar „voll und ganz“ (29,2 %) 
damit zufrieden. Politische Teilhabe vor Ort, z. B. 
durch ein kommunales Ausländerwahlrecht, schei-
nen die eigentlich Betroffenen also für weniger be-
deutsam zu halten als vielfach vermutet. 

(12)     Während die Bundesebene und auch einige Länder 
jahrzehntelang die faktische Einwanderungssituati-
on ignoriert, dadurch eine wirksame Integrations-
politik blockiert und so zu einem erheblichen Pro-
blemstau beigetragen haben, waren die mit den 
Problemen oft alleingelassenen Kommunen von 
Beginn an gezwungen, zu handeln. Dennoch hal-
ten Befragte mit und ohne Migrationshintergrund 
die Kommunen nicht für integrationspolitisch enga-
gierter als die Bundes- oder Landespolitik. Während 
deutlich mehr als die Hälfte aller Befragten ohne 
und fast zwei Drittel der Befragten mit Migrati-
onshintergrund der Bundes- und der Landesebene 
integrationspolitisches Engagement zuschreiben, 
werden Politiker am Wohnort weitaus seltener 
(von 44,0 bzw. 48,8 %) als integrationspolitisch en-
gagiert wahrgenommen. Dies dürfte daran liegen, 
dass kommunalpolitische Maßnahmen nicht als „In-
tegrationspolitik“, sondern als alltägliches kommu-
nales Geschäft verstanden werden und es für die-
ses entscheidende Wirken vor Ort deutlich weniger 
Medienaufmerksamkeit gibt als z. B. für explizit so 
vorgestellte Integrationsgipfel im Kanzleramt. 
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Insgesamt zeigt das Integrationsbarometer 2012: In der 
breiten Mitte der Einwanderungsgesellschaft in Deutsch-
land dominiert weiterhin ein pragmatischer Integrations-
optimismus. Die wohlverstandene Aufgabe von Politik 
müsste es sein, die Bürger dort anzusprechen, wo sie 
mit ihren eigenen, verhalten positiven Erfahrungen und 
mit ihren pragmatisch-kritischen Erwartungshaltungen 
stehen, anstatt sie populistisch in aufgesetzten integra-
tionsskeptischen oder gar fremdenfeindlichen Positionen 
zu bestärken, die sie in ihrem eigenen Alltag nicht be-
stätigt sehen.

Info-Box 1 Methodische Anmerkungen zum SVR-Integrationsbarometer 

Mit dem Integrationsbarometer wird der Integrationsalltag in der Einwanderungsgesellschaft gemessen. Hier-
zu werden beide Seiten der Einwanderungsgesellschaft befragt, d. h. Personen mit und ohne Migrationshin-
tergrund. Das Integrationsbarometer wurde im Sommer 2011 erneut in den drei Großregionen Rhein-Ruhr, 
Stuttgart und Rhein-Main erhoben und zusätzlich in den ostdeutschen Großregionen Berlin-Brandenburg und 
Halle-Leipzig. Sowohl bei den westlichen wie auch bei den östlichen Befragungsgebieten handelt es sich um 
Ballungsräume mit einer langen Zuwanderungsgeschichte, in denen das Zusammenleben von Personen mit 
und ohne Migrationshintergrund hohe Alltagsrelevanz besitzt.
Um der Pluralität im Migrationsland Deutschland Rechnung zu tragen, wurden als Teile der Zuwandererbe-
völkerung Personen türkischer Herkunft, die Gruppe der Spät-/Aussiedler, die in den letzten Jahren wichtiger 
gewordene Gruppe der Zuwanderer aus dem EU-Raum, außerdem Personen aus Nicht-EU-Europa sowie aus 
Afrika, Asien und Lateinamerika berücksichtigt. Für die sechs Befragtengruppen wurden in jeder der Regionen 
Zielgrößen jeweils im Stadtkern, am Stadtrand und in nichtstädtischen Siedlungsräumen festgelegt. 
Insgesamt wurden für das Integrationsbarometer über 9.200 Personen mit und ohne Migrationshintergrund 
befragt, 8,1 Prozent der Befragten hatten bereits an der Erhebung 2009 teilgenommen und wurden 2011 
erneut befragt. Diese Teilstichprobe ermöglicht, zeitliche Veränderungen auf individueller Befragtenebene 
nachzuverfolgen – bisher jedoch nur in den drei westlichen Befragungsgebieten, in denen das Integrationsba-
rometer auch schon 2009 erhoben wurde. Die Gesamtstichprobe setzt sich zu 76,8 Prozent aus Personen mit 
Migrationshintergrund1 und zu 23,2 Prozent aus Personen ohne Migrationshintergrund zusammen. 15,5 Pro-
zent der Gesamtstichprobe kamen selbst oder ihre Eltern(-teile) als Spät-/Aussiedler nach Deutschland, 
13,3 Prozent haben einen türkischen Hintergrund, 17,4 Prozent stammen selbst oder ihre Eltern(-teile) aus 
Ländern der Europäischen Union, 16,1 Prozent aus europäischen Ländern außerhalb der Europäischen Union 
und 14,6 Prozent aus afrikanischen, asiatischen oder lateinamerikanischen Ländern. Die Stärke des Barometers 
ist sein hoher Anteil an Personen mit Migrationshintergrund. Dies ermöglicht gruppenspezifische statistische 
Auswertungen. Eine Angleichung an die tatsächlichen Bevölkerungsverhältnisse erfolgt über Gewichtungsfak-
toren, sodass eine repräsentative Auswertung möglich ist.
Die für die Befragung verwendeten Telefonnummern entstammen dem Nummernpool des Arbeitskreises 
Deutscher Markt- und Sozialforschungsinstitute e. V. Die Nummern wurden zufällig angewählt, d. h. es han-
delt sich überwiegend (63,0 %) um eine geschichtete Zufallsstichprobe. Ergänzend wurden onomastisch aus-
gewählte Rufnummern genutzt, um Personen mit Migrationshintergrund insbesondere in den ostdeutschen 
Befragungsgebieten gezielter zu erreichen. 37,0 Prozent der Stichprobe wurden über onomastische Telefon-
nummern realisiert.
Pro Haushalt wurde jeweils eine mindestens 16-jährige Person befragt, die zufällig nach dem Geburtstag 
ausgewählt wurde. Bilinguale Interviewer boten die Befragung auf Russisch, Türkisch und Vietnamesisch an. 
Bei 2,0 Prozent der angerufenen Haushalte konnte aufgrund von Verständigungsproblemen kein Interview 
geführt werden.
Im Vorfeld der Befragung wurde die Verständlichkeit der deutschen, russischen, türkischen und vietnamesi-
schen Fragebogenversionen in einem kognitiven Pretest untersucht. Es folgte ein quantitativer Pretest unter 
Realbedingungen mit Personen mit und ohne Migrationshintergrund in allen fünf Befragungsregionen. Die 
Befragung wurde von BIK Aschpurwis + Behrens GmbH umgesetzt. Der Fragebogen enthält Fragen nach sozio-
demografischen Angaben, Erfahrungen und Einschätzungen in Teilbereichen des Zusammenlebens, Einschät-
zungen der Integrationspolitik und des Integrationsgeschehens, Benachteiligungserfahrungen und Vertrauen 
in bestimmte Herkunftsgruppen. Über die Gemeindekennzahlen können den Daten der Befragten weitere 
Strukturdaten wie die Arbeitslosenquote und der Ausländeranteil zugeordnet werden.

1  Ein Migrationshintergrund liegt im Sinne dieser Umfrage vor, wenn die befragte Person selbst oder mindestens ein Elternteil im Ausland geboren 
wurde. Die Zuordnung zu einem Herkunftsland erfolgte über das Geburtsland des zugewanderten Befragten oder der zugewanderten Eltern. Bei 
unterschiedlichen Geburtsländern der Eltern wurde das Geburtsland des Vaters als Herkunftsland herangezogen.
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Bewertung der Integrationspolitik:
Integrationsoptimismus auf anhaltend hohem Niveau

A

Das Feld der Integrationspolitik stand in den letzten bei-
den Jahren im Zentrum politischer Diskussionen – nicht 
zuletzt beeinflusst durch wissenschaftlich fragwürdige 
Beiträge, die um die These kreisten, dass „die Integration 
gescheitert“ sei, insbesondere die einzelner ethnischer 
Gruppen. Umso interessanter sind folgende Fragen: 
(1)          Wie haben sich auf beiden Seiten der Einwanderungs-

gesellschaft das Meinungsbild zur Integrationspolitik, 
die wechselseitigen Zuschreibungen von Integrati-
onsbereitschaft und Verantwortlichkeit für Integrati-
on sowie die Wahrnehmung der öffentlichen Integra-
tionsdiskussion zwischen 2010 und 2012 entwickelt? 

(2)          Inwieweit lassen sich 2012 in den Wahrnehmungen 
von Integrationspolitik und Integrationsverhältnis-
sen Unterschiede zwischen West- und Ostdeutsch-
land nachweisen? 

A.1 Einschätzungen der Integrations-
politik

Einschätzungen und Erwartungen gegenüber der Integra-
tionspolitik haben sich durch die turbulente Integrations-
diskussion des Jahres 2010 langfristig kaum verändert. 
Zwar ging, wie im Rahmen des SVR-Migrationsbarome-
ters 2011 (Erhebungszeitraum Ende 2010) festzustellen 
war, kurzzeitig der Anteil der Befragten zurück, die ein 
ungestörtes Zusammenleben von Mehrheitsbevölkerung 
und Zuwanderern „voll und ganz“ oder zumindest „eher“ 
bejahten. Diese Veränderungen haben sich längerfristig 
aber nicht fortgesetzt bzw. verfestigt. In Westdeutsch-
land2 zeigen sich sowohl bei der geschätzten Wirkung 
der Integrationspolitik der letzten fünf Jahre auf die In-
tegrationsverhältnisse wie auch bei den erwarteten Wir-
kungen der zukünftigen Politik auf die Integration kaum 
Veränderungen (Abb. 1). 

Zwar wird die Integrationspolitik der letzten fünf Jah-
re auf beiden Seiten der Einwanderungsgesellschaft im 
Integrationsbarometer   2012 (Erhebungsjahr 2011) im 

Vergleich zum Integrationsbarometer 2010 (Erhebungs-
jahr 2009) leicht negativer bewertet, doch liegen die 
Zustimmungsraten auch aktuell noch auf einem außer-
ordentlich hohen Niveau. Bei der Zuwandererbevölke-
rung stehen 47,7 Prozent Politikbefürwortern lediglich 
17,5 Prozent Politikkritiker gegenüber. In der Mehrheits-
bevölkerung sieht sogar über die Hälfte der Befragten 
(53,4 %) einen positiven Beitrag der Integrationspolitik, 
einen negativen Einfluss der Politik erkennt nur etwa je-
der Zehnte (10,4 %). Bei den an die Politik gerichteten 
Erwartungen für die Zukunft hat sich das Barometer-Bild 
2012 gegenüber dem von 2010 sogar verbessert: Aktuell 
erwarten mehr als die Hälfte der Befragten mit wie ohne 
Migrationshintergrund (54,5 % bzw. 56,9 %) Verbesse-
rungen der Integration durch die Politik, Verschlechterun-
gen befürchtet nur eine kleine Minderheit (15,9 % bzw. 
12,2 %). Deutliche Unterschiede zeigen sich allerdings 
im Ost-West-Vergleich: Die Befragten in den ostdeutschen 
Regionen, die dem Staat generell eine größere integra-
tionspolitische Verantwortlichkeit zuschreiben als west-
deutsche Befragte (Abb. 9), äußern sich retrospektiv (wie 
hat Politik in der Vergangenheit gewirkt?) wie prospektiv 
(wie wirkt sich Politik in der Zukunft auf Integration aus?) 
skeptischer als Personen in den westdeutschen Befra-
gungsregionen.

Dieses Ergebnis ist nicht zu trennen von einer Poli-
tikskepsis bzw. Politikverdrossenheit, die in Ostdeutsch-
land stärker ist als im Westen und sich auch in den un-
terschiedlichen Wahlbeteiligungen niederschlägt: Bei 
allen Bundestagswahlen seit der Wiedervereinigung war 
die Wahlbeteiligung im Osten niedriger als im Westen. 
In Sachsen-Anhalt, dem ostdeutschen Schlusslicht bei der 
Wahlbeteiligung, lag sie sogar um mehr als zehn Prozent-
punkte hinter Bremen als westdeutschem Schlusslicht. 
Trotz dieser stärker ausgeprägten generellen Politikskep-
sis dominiert aber auch in den neuen Bundesländern ein 
verhaltener Integrationsoptimismus. Besonders deutlich 
zeigt sich dies bei den erwarteten Wirkungen der  Politik 
auf die Integrationsverhältnisse: Die Hälfte der  Befragten 

2  Da die Erhebung für das SVR-Integrationsbarometer 2010 nur in westdeutschen Regionen durchgeführt wurde, lässt sich der zeitliche Vergleich nur 
für Westdeutschland durchführen.
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ohne Migrationshintergrund und etwas mehr als die Hälf-
te derer mit Migrationshintergrund im Osten erwarten 
Verbesserungen durch die Integrationspolitik, während 
sich die Gruppe der Integrationspessimisten, die eine Ver-
schlechterung der Integration durch die Politik befürchten, 
auf 14,5 Prozent bzw. 17,6 Prozent beschränkt.

A.2 Wechselseitige Zuschreibung von 
Integrationsinteresse und -bereitschaft

Politik kann Integrationsprozesse fördern und forcieren, 
aber auch hemmen und bremsen. Ihr Einfluss auf die In-
tegrationsentwicklung sollte deshalb nicht unterschätzt, 
aber auch nicht überschätzt werden. Integration ist keine 
einseitig von der Zuwandererbevölkerung zu erbringende 
Anpassungsleistung, sondern ein wechselseitiger Sozial- 
und Kulturprozess. Er setzt auf beiden Seiten der Ein-
wanderungsgesellschaft eine Grundbereitschaft voraus, 

selber in Integration zu investieren. Bereits im Rahmen 
der ersten Welle des Integrationsbarometers 2010 (Erhe-
bungsjahr 2009) wurden daher Personen mit und ohne 
Migrationshintergrund danach gefragt, ob aus ihrer Sicht 
die eigene wie die andere Gruppe an der Integration von 
Zuwanderern ernsthaft interessiert sei (SVR 2010a: 32–
33). Diese Frage wurde im Integrationsbarometer 2012 
(Erhebungsjahr 2011) erneut gestellt. Sie bestätigt das 
Bild eines stabilen Integrationspragmatismus auf hohem 
Niveau, das sich schon bei der Frage nach den Einschät-
zungen der Politik ergab. 

Im Zeitvergleich lässt sich dabei kaum eine einheitli-
che Entwicklung des Meinungsbildes erkennen. Die Grup-
pe der Integrationspessimisten ist durchgängig moderat 
angestiegen, bei Befragten ohne Migrationshintergrund 
stärker als bei den Zuwanderern (Abb. 2). Erstere unter-
stellen sowohl sich selbst als auch Personen mit Migrati-
onshintergrund öfter als im Integrationsbarometer 2010 
ein Desinteresse an Integration. In ähnlichem Ausmaß se-
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Abb. 1 Einschätzung der Integrationspolitik 2009 und 2011 im Ost-West-Vergleich
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hen Zuwanderer ein stärkeres Desinteresse an Integration 
bei der Mehrheitsbevölkerung, bei ihrer eigenen Gruppe 
allerdings in geringerem Maße. Ob hier die lange anhal-
tende sensationalistische und sachfremde, weil pauscha-
lisierende Debatte über eine angeblich flächendeckend 
missglückte Integration einen entsprechenden Einfluss 
hatte, lässt sich nicht nachverfolgen, es ist aber gerade 
bei dieser Frage auch nicht auszuschließen. 

Interessanter als eine bloße Betrachtung der Antei-
le der Integrationspessimisten ist die Veränderung ihres 
Meinungsbildes zwischen den beiden Erhebungszeit-
punkten 2009 und 2011. Zunächst könnte die in der öf-
fentlichen Diskussion gelegentlich geäußerte Erwartung 
naheliegen, dass zahlreiche Befragte, die im Integrati-
onsbarometer 2010 (Erhebungszeitraum 2009) noch zum 
Lager der Integrationsoptimisten gehörten, nicht zuletzt 
durch die Debatten der Jahre 2010 und 2011 nachgerade 
fluchtartig die Seiten gewechselt und sich von Integra-
tionsoptimisten zu -pessimisten gewandelt hätten. Die 

Daten zeigen ein ganz anderes Ergebnis: Nicht nur die 
Zahl der Integrationspessimisten ist gegenüber dem In-
tegrationsbarometer 2010 gestiegen, sondern in drei von 
vier Konstellationen3 auch die der überzeugten Integrati-
onsoptimisten, also derjenigen, die bei der eigenen bzw. 
der anderen Gruppe „voll und ganz“ eine Bereitschaft 
erkennen, in Integration zu investieren. 

Um die Veränderungen auf der Zeitachse analysieren 
zu können, wird auf die Panelteilstichprobe des SVR-In-
tegrationsbarometers zurückgegriffen.4 Abb. 3 und Abb. 4 
verdeutlichen im Sinne der Wählerwanderungsgrafiken, 
die aus TV-Berichterstattungen über Landtags- oder Bun-
destagswahlen bekannt sind, die Veränderungen im Ab-
stimmungsverhalten der Panelbefragten zwischen 2010 
und 2012 sowohl in absoluten Zahlen als auch in prozen-
tualer Verteilung. Sie zeigen, dass sich bei Zuwanderern 
wie bei Angehörigen der Mehrheitsbevölkerung in bei-
den Einschätzungsfragen (der Frage nach der Integrati-
onsbereitschaft der Deutschen und der Frage nach dem 
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Abb. 2 Interesse an Integration 2009 und 2011

voll und ganz

eher ja

teils/teils

eher nicht

gar nicht

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2010 und 2012; gewichtete Daten

ohne Migrationshintergrund

8,0

13,6

22,0

30,1

37,3

31,7

43,3

36,4

14,0

22,7

6,5

12,1

36,6

26,9

25,8

17,6

17,3

22,2

24,7

32,4

42,0

34,4

42,8

35,3

12,2

19,2

7,5

12,2

24,8

21,3

20,3

16,3

0% 20% 40% 60% 80% 100%

Angehörige der
Mehrheitsbevölkerung
wollen Zuwanderer 
integrieren

Zuwanderer sind an 
Integration interessiert

Angehörige der
Mehrheitsbevölkerung
wollen Zuwanderer 
integrieren

Zuwanderer sind an 
Integration interessiert

mit Migrationshintergrund

3  Ein moderater Rückgang der Integrationsoptimisten ist lediglich in der Einschätzung zu erkennen, die die Zuwandererbevölkerung über die Integra-
tionsbereitschaft der Mehrheitsbevölkerung äußert. 

4  Über 1.000 der für das SVR-Integrationsbarometer 2012 telefonisch interviewten 9.237 Personen wurden bereits im Rahmen des SVR-Integrations-
barometers 2010 (Erhebungsjahr 2009) befragt. 
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Integrationsinteresse der Zuwanderer) die absolute Zahl 
der unentschiedenen Befragten deutlich reduziert hat, im 
Gegenzug hat sich auf beiden Seiten der Einwanderungs-
gesellschaft die Zahl der Migrationsoptimisten und die 
der Pessimisten erhöht. 

Wohin sind die 2009 noch unentschiedenen Befrag-
ten 2011 gewandert? Eine große Mehrheit (zwischen 
75 % und fast 95 % der Befragten), die 2009 (Erhebungs-
jahr) noch zum Lager der Unentschiedenen gehörten, 
sind nun mehrheitlich zu Optimisten geworden (jeweils 
fast 70 % bei der Frage nach dem Integrationsinteresse 
der Mehrheitsbevölkerung und jeweils etwa 50 % bei der 
Frage nach der Integrationsbereitschaft der Zuwanderer-
bevölkerung) und zu einem geringeren Teil zu Pessimis-
ten (etwa 25 % bei der Frage nach dem Integrationsin-
teresse der Mehrheitsbevölkerung und um die 30 % bei 
der Frage nach der Integrationsbereitschaft der Zuwan-
dererbevölkerung). Die Meinungen und Einschätzungen 
hinsichtlich der Bereitschaft der Mehrheitsbevölkerung 
sind damit eindeutiger geworden als die zum Integrati-
onsinteresse der Zuwanderer.

Im Zeitverlauf erweist sich das Lager der Unentschie-
denen also als fragil. Das Lager der Optimisten – derje-

nigen, die bereits im Rahmen des Integrationsbarome-
ters 2010 (Erhebungsjahr 2009) der Mehrheits- wie der 
Zuwandererbevölkerung Integrationsinteresse und -be-
reitschaft zugeschrieben haben – erscheint hingegen im 
Spiegel der Umfrageergebnisse stabil. 

Mehr als 60 Prozent (bei der an die Mehrheitsbevöl-
kerung gerichteten Frage der Einschätzung der Integra-
tionsbereitschaft der Zuwanderer) bzw. fast 80 Prozent 
(bei der an die Zuwanderer gerichteten Frage nach der 
Integrationsbereitschaft der Mehrheitsbevölkerung) der 
Optimisten von 2010 bleiben dies auch 2012 (Erhebungs-
jahr 2011). Die verbleibenden damaligen Optimisten 
wechseln mehrheitlich direkt in das Lager der Pessimis-
ten und kaum in das der Unentschiedenen. Diese Ent-
wicklung ist ein recht eindeutiges Indiz für eine Verfesti-
gung des Meinungsbildes.

Ähnliches gilt für das Lager am anderen Ende des 
Meinungsspektrums: Kaum ein Pessimist des Jahres 2009 
(bei Personen ohne Migrationshintergrund bezüglich ihrer 
Selbsteinschätzung sogar kein einziger) wechselte 2011 zu 
den Unentschiedenen. Im Gegensatz zu den Optimisten, 
die mehrheitlich bei ihrer Position blieben, verteilen sich 
aber die Pessimisten in beiden Einschätzungsfragen relativ 

N=37 (51,4%) N=71 (45,2%)

N=74 (69,8%)N=23 (67,6%)

N=408 (78,2%)N=136 (70,5%)

Optimisten
N=193

N=43 (22,3%)

N=14 (7,3%)
Optimisten

N=196
Optimisten

N=522
Optimisten

N=553

N=83 (15,9%)

N=31 (5,9%)

ohne Migrationshintergrund2009

Angehörige der Mehrheitsbevölkerung wollen Zuwanderer integrieren

2011 2009 2011mit Migrationshintergrund

Abb. 3 Interesse an Integration l: „Befragtenwanderung“

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2010 und 2012
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gleichmäßig auf beide Meinungsbilder: Etwa die Hälfte der 
Pessimisten des Jahres 2009 blieb dort auch 2011, die an-
dere Hälfte wechselte ins Lager der Optimisten.5

Insgesamt speist sich der Anstieg der Integrationspes-
simisten wie der -optimisten damit eindeutig aus der im 
Integrationsbarometer 2010 (Erhebungsjahr 2009) noch 
relativ starken Gruppe der Personen, die die Integrati-
onsbereitschaft der jeweils eigenen bzw. die der anderen 
Gruppe nicht eindeutig beurteilen konnten oder wollten 
und auf die entsprechende Frage mit „teils/teils“ antwor-
teten. Es ist anzunehmen, dass die turbulenten integra-
tionspolitischen Diskussionen in 2010 und 2011 weniger 
– wie vielfach befürchtet – die wahrgenommenen gegen-
seitigen Integrationsbereitschaften verschlechtert haben, 
sondern vielmehr gerade bei den Befragten, die vormals 
am Themenfeld Migration und Integration weniger inte-
ressiert waren, einen Impuls gegeben haben, sich eine 
Meinung zu bilden bzw. sich intensiver mit dem Themen-
feld der Integration zu beschäftigen. Dafür sprechen auch 
Verschiebungen innerhalb der jeweiligen Meinungslager: 

Sowohl bei den Pessimisten wie bei den Optimisten ist 
der Anteil der besonders Überzeugten, also derjenigen, 
die eine Integrationsbereitschaft der Mehrheits- bzw. ein 
Integrationsinteresse der Zuwandererbevölkerung kate-
gorisch entweder „voll und ganz“ oder eben „gar nicht“ 
erkennen konnten, zugunsten der differenzierteren und 
vermutlich auch realistischeren Positionen eines „eher 
ja“ bzw. „eher nein“ zurückgegangen. 

Ein Vergleich der west- und ostdeutschen Befragungs-
regionen, der im Rahmen des Integrationsbarometers 
2012 erstmals möglich ist, bestätigt das bereits skizzierte 
Bild eines stärkeren Integrationspessimismus im Osten, 
hier allerdings beschränkt auf die Integrationsbereitschaft 
der Mehrheitsbevölkerung. Diese schätzen Befragte mit 
wie ohne Migrationshintergrund in Ostdeutschland als 
deutlich geringer ein als die Befragten aus Westdeutsch-
land (Abb. 5). Zwar erkennen auch in den ostdeutschen 
Untersuchungsregionen Befragte mit und ohne Mig-
rationshintergrund mit großer Mehrheit (64,2 % bzw. 
57,9 %) bei den Angehörigen der Mehrheitsbevölkerung 

5  Von diesem Verteilungsmuster heben sich nur Personen ohne Migrationshintergrund bei der Frage nach der Integrationsbereitschaft der Migranten ab.
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Abb. 4 Interesse an Integration ll: „Befragtenwanderung“

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2010 und 2012
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eine Bereitschaft, zur Integration beizutragen; im Wes-
ten sind die entsprechenden Zustimmungsraten aber mit 
67,5 Prozent bzw. 65,3 Prozent auf beiden Seiten deut-
lich höher. In Bezug auf das Interesse der Zuwanderer 
an Integration stimmt das Meinungsbild in Ost und West 
überein: Knapp die Hälfte der Befragten ohne und um die 
60 Prozent der Befragten mit Migrationshintergrund er-
kennen bei der Zuwandererbevölkerung ein Interesse an 
Integration; verneint wird dieses Interesse nur von etwa 
40 Prozent der Befragten ohne Migrationshintergrund 
bzw. etwa einem Viertel der Befragten mit Migrations-
hintergrund in Ost und West.

A.3 Verantwortlichkeit für Integration

In den 1980/90er Jahren sollte mit dem Satz „Integration 
ist keine Einbahnstraße“ (Bade) eine empirische Erkennt-
nis gegen die seinerzeit noch umlaufende Vorstellung 

gesetzt werden, dass Integration eine einseitige Anpas-
sungsleistung der Zuwanderer sei. Heute hat sich ein Ver-
ständnis von Integration als Sozial- und Kulturprozess auf 
Gegenseitigkeit durchgesetzt, das auch von beiden Sei-
ten der Einwanderungsgesellschaft akzeptiert wird. Wie 
schon das SVR-Integrationsbarometer 2010 (SVR 2010a: 
41–42) zeigt, hat sich bei Zuwanderer- und Mehrheits-
bevölkerung im Alltag längst die Einsicht in die Notwen-
digkeit einer gemeinsamen Integrationsverantwortung 
durchgesetzt. In der ersten Welle des Integrationsbaro-
meters war sogar eine gemeinsame „Integrationsformel“ 
im Sinne der Gewichtung von Integrationsverantwortung 
zu erkennen: Beide Seiten sahen für erfolgreiche Integra-
tion etwa zu zwei Dritteln „voll und ganz“ die Zuwande-
rer und zu einem Drittel „voll und ganz“ die Mehrheits-
bevölkerung in der Verantwortung. Daran hat sich bei 
der Umfrage im Jahr 2011 nichts Wesentliches geändert 
(Abb. 6). Personen mit wie ohne Migrationshintergrund 
interpretieren auch 2011 aktive Integrationsbereitschaft 
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tendenziell vorrangig, aber eben nicht allein als Verant-
wortung der Zuwandererbevölkerung. Insgesamt zeigt 
sich aber, dass allen abgefragten möglichen integrati-
onspolitischen Akteuren im Integrationsbarometer 2012 
im Vergleich zu dem des Jahres 2010 ein höheres Maß 
an Verantwortung zugeschrieben wird. Dies deutet da-
rauf hin, dass das Integrationsthema auch als politische 
Aufgabe in der Einwanderungsgesellschaft weiter an Be-
deutung gewonnen hat.

Für die Frage, wie sich die zwischen den beiden Erhe-
bungswellen geführten intensiven integrationspolitischen 
Diskussionen an der Basis der Einwanderungsgesellschaft 
ausgewirkt haben, ist die Tatsache aufschlussreich, dass 
sowohl bei Personen mit wie bei Personen ohne Mig-
rationshintergrund die Zahl der unentschiedenen bzw. 
indifferenten Befragten deutlich abgenommen hat: Noch 
im SVR-Integrationsbarometer 2010 sah sich im Schnitt 
jeder zehnte Befragte außerstande, die einzeln genann-
ten Instanzen („der deutsche Staat“, „die deutsche Mehr-
heitsbevölkerung“, „die Zuwanderer“) als für Integrati-
on konkret verantwortlich oder eben nicht zuständig zu 
erklären. Dieser Wert hat sich im Integrationsbarometer 
2012 auf beiden Seiten der Einwanderungsgesellschaft 
mehr als halbiert.

Durch die Konzeption des Integrationsbarometers als 
Panelstudie lässt sich auch hier das Antwortverhalten 

im Zeitverlauf analysieren. Dabei zeigt sich eine relative 
Stabilität bei den Befragten, die eine eindeutige integ-
rationspolitische Verantwortung oder eben Nichtzustän-
digkeit definieren können. Zunahmen bei den Befragten, 
die sich eine eindeutige Meinung gebildet haben, gehen 
bei allen drei abgefragten integrationspolitischen Akteu-
ren („Staat“, „Mehrheitsbevölkerung“, „Zuwanderer“) zu 
Lasten der Unentschiedenen. 

Im Zeitverlauf unterscheiden sich die Änderungen 
im Antwortverhalten zur Frage der Integrationsverant-
wortlichkeit des Staats bei Personen mit und ohne Mi-
grationshintergrund kaum (Abb. 7). Unabhängig vom 
Vorhandensein eines Migrationshintergrunds ist damit 
die Zahl der integrationspolitisch ,staatsgläubigen‘ und 
,staatskritischen‘ Panelbefragten gestiegen, die Zahl der 
Unentschiedenen oder auch Meinungslosen hat sich je-
weils deutlich reduziert und beträgt nur noch ein Drittel 
des Wertes von 2009 (Erhebungszeitraum). 

Die Analyse der Befragtenwanderung bei der Dele-
gation von Integrationsverantwortlichkeit an die Mehr-
heitsbevölkerung zeigt ein ähnliches Bild. Im Zeitverlauf 
sinkt die Zahl der Unentschiedenen, also derjenigen, die 
der Mehrheitsbevölkerung weder eine Verantwortlich-
keit noch eine Unzuständigkeit für Integration attestie-
ren (Abb. 8). Im Unterschied zu der Frage, ob der Staat 
ein verantwortlicher Akteur für Integration sei, hat sich 
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hier allerdings die Zahl der Personen ohne Migrationshin-
tergrund, die die Mehrheitsbevölkerung und damit sich 
selbst in keiner Integrationsverantwortung sehen, gegen 
den Trend sogar leicht reduziert, und von den Personen 
ohne Migrationshintergrund, die die Mehr heits be völ-
ke rung 2010 noch in keiner Integrationsver ant wor tung 
gesehen haben, bejahen fast zwei Drittel diese im Jahr 
2012.

Eine ähnliche Entwicklung zeigt sich beim Antwort-
verhalten zur Frage der Integrationsverantwortung der 
Zuwandererbevölkerung. Die Zahl der Unentschiedenen 
bzw. Uninteressierten, die sich zu keiner eindeutigen 
Aussage darüber imstande sahen, ob die Zuwandererbe-
völkerung für Integration verantwortlich sei, hat sich im 
Zeitverlauf deutlich reduziert.

Die Auswertung der wechselseitigen Zuschreibungen 
von Integrationsverantwortung unterstützt die Interpre-
tation, dass die Verschiebungen im Meinungsbild der 
Einwanderungsgesellschaft, die im Gefolge der publizis-
tischen Diskussionen der vergangenen Jahre festzustellen 
sind, sich nicht auf einen Nenner reduzieren lassen. Die 
Zuschreibungen von Integrationsverantwortung haben 

sich nicht polarisiert und die wechselseitige Verantwor-
tung für das Gelingen von Integration wird weiterhin als 
wesentlich eingeschätzt. Die Spitzen des Meinungsspek-
trums gewinnen 2011 gegenüber 2009 fast gleicherma-
ßen an Zustimmung, und dies überwiegend zu Lasten der 
2009 noch relativ großen Gruppe der Unentschiedenen. 

Der für das Befragungsjahr 2011 erstmals durchführ-
bare Vergleich zwischen West- und Ostdeutschland ergibt 
für diese Frage der Verantwortlichkeiten für Integration 
nur geringe Unterschiede. Auffällig ist, dass Befragte 
mit wie ohne Migrationshintergrund im Osten sich deut-
lich öfter als westdeutsche Befragte für die besonders 
überzeugte Antwortoption „voll und ganz“ entscheiden 
und seltener für die vorsichtigere Möglichkeit „eher ja“ 
(Abb. 9). Dies gilt besonders bei der Frage nach dem 
Staat als verantwortlichem Integrationsakteur. Die Ver-
antwortung des Staats wird im Osten deutlich öfter „voll 
und ganz“ bejaht als im Westen. Zumindest (wenn auch 
vermutlich nicht nur) integrationspolitisch scheint damit 
im Osten ein deutlich höheres Maß an Staatsgläubigkeit 
zu existieren.
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Abb. 7 Zuschreibung der Verantwortlichkeit für Integrationserfolg l: „Befragtenwanderung“ 

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2010 und 2012
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Abb. 8 Zuschreibung der Verantwortlichkeit für Integrationserfolg ll: „Befragtenwanderung“ 

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2010 und 2012
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A.4 Integrationsdiskussion in der 
 Einwanderungsgesellschaft
In der zweiten Welle des SVR-Integrationsbarometers 
2012 wurden beide Seiten der Einwanderungsgesell-
schaft danach gefragt, wie sie die öffentliche Diskussion 
über Integration wahrnehmen. Als gruppen- und regio-
nenübergreifendes Ergebnis zeigt sich, dass nach Ansicht 
einer Mehrheit aller Befragten diese Diskussion derzeit zu 
negativ geführt wird (Abb. 10). Auffällig ist dabei, dass 
diese Einschätzung bei Befragten der Mehrheitsbevölke-
rung deutlich ausgeprägter ist als bei den Befragten der 
Zuwandererbevölkerung. Menschen ohne Migrationshin-
tergrund in Westdeutschland halten die Debatte häufiger 
für zu negativ (58,9 %) als in Ostdeutschland (55,7 %). 
Darüber hinaus beklagen Personen mit Migrationshinter-
grund jeweils zu etwa einem Drittel (33,0 % im Westen 
und 33,2 % im Osten) und damit stärker als die Mehr-
heitsbevölkerung (28,5 % im Westen und 30,2 % im 
Osten) eine („viel“ oder „eher“) zu positive öffentliche 
Diskussion über Integration. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die 
befürchtete Polarisierung des Meinungsbildes in der Ein-
wan derungsgesellschaft nicht eingetreten ist. Die Gesell-
schaft lässt sich nicht spalten in einerseits Personen ohne 

Migrationshintergrund, die beklagen, dass  unbestreit bare 
Integrationsprobleme angeblich politisch korrekt, be-
wusst schönfärberisch oder naiv ausgeblendet oder un-
terbelichtet würden, und andererseits die Gruppe der 
Zuwanderer, die sich durch eine primär defizitorientierte 
und skandalisierende Desintegrationspublizistik zuneh-
mend frustriert und desillusioniert zurückzöge. Das Ge-
genteil ist der Fall: Beide Seiten sind deutlich meinungs-
stärker geworden und sehen fast gleichermaßen eine zu 
negative Diskussion; allerdings ist diese Einschätzung bei 
den Zuwanderern schwächer ausgeprägt als bei den An-
gehörigen der Mehrheitsbevölkerung ohne Migrations-
hinter grund.

Die eher grobe Unterscheidung zwischen Befrag-
ten mit und ohne Migrationshintergrund verdeckt aber 
deutliche Unterschiede in der Wahrnehmung der publi-
zistischen Integrations- bzw. Desintegrationsdebatten bei 
den einzelnen Herkunftsgruppen. Auf einer Skala von 0 
(viel zu negativ) bis 4 (viel zu positiv) sehen vor allem 
aus der Türkei stammende Befragte mit einem Durch-
schnittswert von 1,4 einen deutlich zu negativ geführten 
öffentlichen Integrationsdiskurs (Abb. 11).6 Dieser Wert 
unterscheidet sich signifikant sowohl von den Werten 
der Mehrheitsbevölkerung (1,7) als auch von denen aller 
anderen Zuwanderergruppen. Spät-/Aussiedler, Personen 
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Abb. 10 Einschätzung der öffentlichen Diskussion über Integration im Ost-West-Vergleich
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6  Bereits die von ARD und ZDF 2011 durchgeführte Umfrage zu „Migranten und Medien“ hat für die Gruppe der Befragten mit einem türkischen 
Migrationshintergrund deutlich höhere Diskriminierungserfahrungen ermittelt als für andere Zuwanderergruppen und entsprechend niedrigere 
Zustimmungen zu der Aussage, dass sich die Befragten in Deutschland wohlfühlen (WDR 2011).
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mit  Migrationshintergrund aus einem Mitgliedstaat der Eu-
ropäischen Union (EU), aus einem anderen europäischen 
Land sowie aus Afrika, Asien oder Lateinamerika sehen zu-
dem die öffentlichen Diskussionen über Integration nicht 
nur positiver als die Angehörigen der Mehrheitsbevölke-
rung, sondern beurteilen sie auch eher als zutreffend und 
angemessen (d. h. weder zu positiv noch zu negativ) als 
Menschen mit einem türkischen Migrationshintergrund.

Fasst man die Analyse der jeweiligen Bewertung von 
Integrationspolitik, der wechselseitigen Zuschreibung 
von Integrationsinteresse bzw. aktiver Integrationsbereit-
schaft, der Benennung konkreter Integrationsverantwor-
tung sowie der Wahrnehmung des öffentlichen Integra-
tionsdiskurses zu einem Gesamtbild zusammen, so wird 
deutlich, dass sich zwischen der ersten und der zweiten 
Welle des Integrationsbarometers das Meinungsbild an 
der Basis der Einwanderungsgesellschaft nur moderat 
und uneinheitlich verschoben hat. Die geringen Ver-
schiebungen in die eine oder andere Richtung sind dabei 
weniger stark ausgeprägt als erwartet. Eine Polarisierung 
und Eintrübung, wie sie angesichts der polemischen in-
tegrationspolitischen Diskussionen befürchtet werden 
konnte, lässt sich jedenfalls an den Daten des Integra-
tionsbarometers 2012 nicht ablesen. Auch fühlt sich ge-
nauso wie vor zwei Ja  hren eine überwältigende Mehr-
heit der Befragten mit wie ohne Migrationshintergrund 
im Erhebungsjahr 2011 in Deutschland („sehr“ oder „zu-
mindest eher“) wohl (Abb. 12).7 Unwohl fühlen sich in 
Westdeutschland lediglich jeder 29. befragte Zuwanderer 
(3,4 %) und jeder 22. Befragte ohne Migrationshinter-
grund (4,6 %). In Ostdeutschland fühlen sich v.  a. mehr 
Befragte ohne Migrationshintergrund unwohl (6,8 %).

1,7 1,8
1,4

1,8 1,9 1,8

0

1

2

3

4

ohne Migrations-
hintergrund

Spät-/Aussiedler Türkei EU-27 übriges Europa Afrika, Asien,
Lateinamerika 

Abb. 11 Einschätzung der öffentlichen Diskussion über Integration nach Herkunftsgruppe

durchschnittliche Bewertung der öffentlichen Diskussion über Integration

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2012; gewichtete Daten 
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7  Damit lassen sich die Ergebnisse einer älteren und zumindest hinsichtlich dieser Frage thematisch ähnlich angelegten Untersuchung von ARD/ZDF 
zu „Migranten und Medien“ bestätigen (WDR 2011).
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Integrationsklima-Index 2012:
Stabile Werte für die  Einwanderungsgesellschaft

B

Der im SVR-Integrationsbarometer 2010 erstmals ermit-
telte Integrationsklima-Index erfasst den Integrations-
alltag an der Basis der Einwanderungsgesellschaft und 
ver  gleicht die unterschiedlichen Erfahrungen in den ver -
schiedenen Lebensbereichen. Insgesamt wurde ein ver-
halten positives Integrationsklima festgestellt, das sich 
in die Schulnote 2– umrechnen ließ. Das positive Inte-
grationsklima überdeckte jedoch nicht die im gleichen 
Gutachten ausführlich behandelten Integrations probleme 
(z. B. im Bildungsbereich). Für die zweite Er hebung des 
Integrationsklimas in Deutschland wurde das mehrstufige 
Messverfahren, das sich bereits 2009 bewährt hat, auch 
2011 angewendet: Für jeden gesellschaftlichen Bereich 
wurden zunächst eigene Erfahrungen mit ethnischer He-
terogenität erhoben8, bevor zwei Einschätzungsfragen 
gestellt wurden.9 Abschließend wurden bereichsspezi-
fische Verhaltenstendenzen erfasst.10 Dieser Dreischritt 
berücksichtigt also, dass eigene Vorerfahrungen im Um-
gang mit ethnischer Vielfalt in den jeweiligen gesell-
schaftlichen Bereichen Einschätzungen zur und Bewer-
tungen der Norm und Leistungsfähigkeit der einzelnen 
Teilbereiche beeinflussen und dass diese Einschätzungen 
wiederum Auswirkungen auf das eigene Verhalten haben 
(Faßmann 2011). 

Das für 2009 in Deutschland insgesamt feststellba-
re relativ freundliche Integrationsklima (SVR 2010a: 50) 
lässt sich auch für 2011 konstatieren. In Abb. 13 ist das 
Integrationsklima in den entsprechenden gesellschaftli-
chen Bereichen, das aus den Antworten zu den Fragen 
nach den Erfahrungen, Einschätzungen (zu Norm und 
Leis tungs fähigkeit) und Verhaltenstendenzen ermittelt 
wurde, auf einer Skala von 0 (sehr negativ) bis 4 (sehr 
positiv) abgetragen. Wie schon 2009 liegen auch 2011 
sämtliche aggregierten Mittelwerte in den einzelnen Teil-
bereichen über dem Skalenmittelwert von 2, d. h. die 
Befragten schätzen die Integration in den einzelnen ge-
sell schaftlichen Bereichen tendenziell eher positiv ein. In 
Deutsch land existiert also weiterhin ein stabiles und mo-
derat positives Integrationsklima. 

In einem Vergleich der Erhebungsjahre 2009 und 
2011 lassen sich drei Auffälligkeiten feststellen: 
(1)          Am positivsten wird der Bereich der sozialen Bezie-

hungen beurteilt, und zwar von Personen mit wie 
ohne Migrationshintergrund (Mittelwert 3,3); 

(2)          Personen mit Migrationshintergrund sehen 2011 wie 
schon 2009 die Integrationsverhältnisse teilweise et-
was positiver als die Mehrheitsbevölkerung, beson-
ders in den Bereichen Nachbarschaft und Bildung; 

8  Im Einzelnen wurden folgende Fragen gestellt: „Welche Erfahrungen haben Sie in Ihrem Freundes- und Bekanntenkreis mit Migranten/Deutschen 
gemacht?“ (soziale Beziehungen); „Welche Erfahrungen haben Sie an Ihrem Arbeitsplatz mit Migranten/Deutschen gemacht?“ (Arbeitsmarkt); 
„Welche Erfahrungen haben Sie in Ihrer Nachbarschaft mit Migranten/Deutschen gemacht?“ (Nachbarschaft); „Welche Erfahrungen haben Sie an 
Ihrer Schule/Ausbildungsstelle/Universität mit Migranten/Deutschen gemacht?“ bzw. „Welche Erfahrungen haben Sie mit Migranten/Deutschen 
an der Schule/Ausbildungsstelle/Universität Ihres Kindes gemacht?“ (Bildung). Als Antwortmöglichkeiten wurden jeweils vorgegeben: „sehr posi-
tive“, „eher positive“, „teils/teils“, „eher negative“, „sehr negative“. 

9  Die Einschätzungsfragen waren wiederum unterteilt in eine Frage zur bereichsspezifischen Norm und eine zur bereichsspezifischen Leistungsfähig-
keit. Im Bereich der Nachbarschaft wurde entsprechend nach der Zustimmung zu folgenden Aussagen gefragt: „Deutsche und Migranten leben in 
der Nachbarschaft ungestört miteinander“ (Leistungsfähigkeit) bzw. „In der Nachbarschaft helfen sich Deutsche und Migranten gegenseitig“ (Norm); 
im Bereich Arbeitsmarkt „Deutsche und Migranten haben auf dem deutschen Arbeitsmarkt bei gleicher Qualifikation die gleichen Chancen“ (Norm) 
bzw. „In Unternehmen mit deutschen Mitarbeitern und Mitarbeitern mit Migrationshintergrund läuft die Zusammenarbeit problemlos“ (Leistungsfä-
higkeit); im Bereich Bildung „Deutsche Schüler und Schüler mit Migrationshintergrund werden bei gleicher Schulleistung gleich benotet“ (Norm) bzw. 
„In Schulen mit deutschen Kindern und Migranten-Kindern lernen Schüler nicht weniger“ (rekodiert) (Leistungsfähigkeit) und im Bereich der sozialen 
Beziehungen „Freunde mit Migrationshintergrund verstehen einen genauso gut wie deutsche Freunde“ (Norm) bzw. „Bei persönlichen Problemen 
kann man sich auf Freunde mit Migrationshintergrund genauso gut verlassen wie auf deutsche Freunde“ (Leistungsfähigkeit). Als Antworten waren 
folgende Optionen möglich: „trifft voll und ganz zu“, „trifft eher zu“, „teils/teils“, „trifft eher nicht zu“, „trifft gar nicht zu“. 

10  Konkret wurden die bereichsspezifischen Verhaltenstendenzen durch folgende Fragen analysiert: „Würden Sie in eine Nachbarschaft ziehen, in der 
viele Menschen ganz unterschiedlicher Herkunft leben?“ (Nachbarschaft), „Würden Sie Ihr Kind in einer Schule mit hohem Migranten-Anteil anmel-
den?“ (Bildung); „Würden Sie es befürworten, wenn ein Mensch anderer Herkunft in Ihre Familie einheiratet?“ (soziale Beziehungen) und „Würden 
Sie in einem Unternehmen arbeiten, in dem viele Menschen ganz unterschiedlicher Herkunft beschäftigt sind?“ (Arbeitsmarkt). Als Antworten wa-
ren folgende Optionen möglich: „sehr wahrscheinlich“, „eher wahrscheinlich“, „weder/noch“, „eher unwahrscheinlich“, „sehr unwahrscheinlich“.
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(3)          Insgesamt lassen sich 2011 in einzelnen Bereichen 
leichte (und auch nicht immer signifikante) Ver-
schlechterungen in den bereichsspezifischen Klima-
einschätzungen feststellen, allerdings sind diese bei 
Personen ohne Migrationshintergrund stärker ausge-
prägt als bei Personen mit Migra tionshintergrund.

Der im Rahmen des Integrationsbarometers 2012 erstmals 
mögliche Vergleich zwischen west- und ostdeutschen Be-

fragungsregionen zum Integrationsklima-Index bestätigt 
das bereits bei den beiderseitigen Einschätzungen von In-
tegrationspolitik und den wechselseitigen Zuschreibungen 
von Integrationsinteresse bzw. -bereitschaft gewonnene 
Bild: Das Integrationsklima ist im Osten nur geringfügig 
schlechter als im Westen (Abb. 14). 

Zentrales und seinerzeit durchaus überraschendes Er-
gebnis des Integrationsbarometers 2010 war ein hohes 
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Abb. 13 Integrationsklima der Teilbereiche und in Deutschland allgemein 2009 und 2011

ohne Migrationshintergrund mit Migrationshintergrund

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2010 und 2012; gewichtete Daten

sehr negativ (0) bis sehr positiv (4)

2,5
2,8

3,3

2,4 2,5
2,8

3,2

2,4
2,8 3,0

3,3

2,7 2,8 2,9
3,3

2,6

0

1

2

3

4

Nachbarschaft Arbeitsmarkt soziale 
Beziehungen

Bildung Nachbarschaft Arbeitsmarkt soziale 
Beziehungen

Bildung

Westen 2011 Osten 2011

Abb. 14 Integrationsklima der Teilbereiche im Ost-West-Vergleich

ohne Migrationshintergrund mit Migrationshintergrund

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2010 und 2012; gewichtete Daten

sehr negativ (0) bis sehr positiv (4)



INTEGRATIONSKLIMA-INDEX 2012: STABILE WERTE FÜR DIE  EINWANDERUNGSGESELLSCHAFT

42 Jahresgutachten 2012

Maß an Gemeinsamkeiten zwischen Personen mit und 
ohne Migrationshintergrund, ablesbar an einer weitge-
henden Parallelität der bereichsspezifischen Erfahrungen, 
Einschätzungen und Verhaltenstendenzen. Es verwies auf 
eine ähnliche Wahrnehmung der jeweiligen lokalen und 
bereichsspezifischen Integrationsverhältnisse bei Zuwan-
derer- und Mehrheitsbevölkerung (SVR 2010a: 51). Den 

Alltag in der Einwanderungsgesellschaft erleben Mehr-
heits- und Zuwandererbevölkerung mithin sehr ähnlich. 
Das Integrationsbarometer 2012 bestätigt dieses Bild 
(Abb. 15). Vor allem bei den sozialen Beziehungen, aber 
auch am Arbeitsmarkt zeigt sich einerseits, wie schon im 
Integrationsbarometer 2010, ein verhalten positives In-
tegrationsklima; andererseits aber lässt sich die kritische 

Abb. 15 Dimensionen des Integrationsklimas der Teilbereiche 2009 und 2011

ohne Migrationshintergrund mit Migrationshintergrund

sehr negativ (0) bis sehr positiv (4) sehr negativ (0) bis sehr positiv (4)

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2010 und 2012; gewichtete Daten
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Einschätzung des Bildungsbereichs, auf die im Folgenden 
etwas detaillierter eingegangen wird, im Integrationsba-
rometer 2012 erneut feststellen.

B.1 Bildungsdilemmata

Auch im Integrationsbarometer 2012 (Erhebungsjahr 
2011) werden die integrationsrelevanten Potenziale des 
Bildungsbereichs und die Erfahrungen gerade noch als 
gut bewertet. Verstärkt hat sich das Auseinanderdriften 
von Erfahrungen, Einschätzungen und Verhaltenstenden-
zen. Die dezidiert positiven eigenen oder über die Kinder 
vermittelten Erfahrungen mit ethnischer Heterogenität im 
Schulsystem übersetzen sich nicht in eine Zustimmung zur 
Leistungsfähigkeit von Schulen mit hohem Zuwanderer-
anteil. Hinsichtlich der Bereitschaft, die eigenen Kinder 
auf Schulen mit heterogenen Schülerschaften zu schicken, 
zeigt sich darüber hinaus auf beiden Seiten der Einwan-
derungsgesellschaft eine Zurückhaltung, den Worten auch 
Taten folgen zu lassen. Trotz positiver Erfahrungen sind die 
meisten Eltern nicht bereit, ihre Kinder auf solche Schulen 
zu senden. Diese Divergenz hat sich im Integrationsbaro-
meter 2012 gegenüber dem des Jahres 2010 noch einmal 
verstärkt. An dieser Stelle endet auch der sonst über das 
gesamte Integrationsbarometer feststellbare Gleichklang 
zwischen Personen mit und ohne Migrationshintergrund. 

Erstere schätzen im Integrationsbarometer 2012 die Leis-
tungsfähigkeit von Schulen mit heterogener Schülerschaft 
nicht nur signifikant besser ein als Personen ohne Migra-
tionshintergrund (2,6 zu 2,2), sondern auch besser als vor 
zwei Jahren (2,6 zu 2,2) (Abb. 16).

Die bereits im Rahmen des Integrationsbarometers 
2010 festgestellte Herausforderung, mit dem „bildungs-
politischen Grunddilemma“ (positive Erfahrungen mit 
Schulen mit heterogener Schülerschaft, aber deutlich ge-
ringere Bereitschaft, die eigenen Kinder in solche Schulen 
zu schicken, s. SVR 2010a: 55–56) politisch umzugehen, 
bleibt damit im Integrationsbarometer 2012 genauso re-
levant wie 2010, und das, obwohl Zuwanderer die Leis-
tungsfähigkeit heterogener Schulen im Erhebungsjahr 
2011 deutlich positiver einschätzen als vor zwei Jahren.

B.2 Herkunftsgruppen und Ost-West-
Vergleich 

Wie schon im Integrationsbarometer 2010 wird aus den 
erlebten Integrationsrealitäten in der Nachbarschaft, am 
Arbeitsmarkt, im Bildungssystem und bei sozialen Nah-
beziehungen auch 2012 ein Integrationsklima-Index (IKI) 
gebildet. Der IKI wird zudem getrennt für Personen mit 
und ohne Migrationshintergrund sowie nach verschiede-
nen Herkunftsgruppen ausgewertet. Die Werte des IKI 
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Abb. 16 Dimensionen des Integrationsklimas im Teilbereich Bildung 2009 und 2011
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Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2010 und 2012; gewichtete Daten
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reichen von 0 (schlechtestes vorstellbares Integrationskli-
ma) bis 4 (Bestbewertung in allen Bereichen). Zusätzlich 
ermöglicht das Integrationsbarometer 2012 (Erhebungs-
jahr 2011) einen Vergleich der Veränderungen über die 
Zeit sowie eine Analyse möglicher ,Klimadifferenzen‘ 
zwischen den ost- und den westdeutschen Befragungs-
regionen. 

Der Integrationsklima-Index für das Erhebungsjahr 
2011 beträgt 2,66 für die Mehrheitsbevölkerung und 
2,87 für die Zuwandererbevölkerung.11 Gegenüber 2009 
lässt sich zwar eine minimale Verschlechterung um 0,08 
(Mehrheitsbevölkerung) bzw. 0,06 Punkte (Zuwanderer-
bevölkerung) feststellen, diese Veränderungen sind je-
doch aus statistischer Sicht nicht signifikant. Insgesamt ist 
also festzustellen, dass sich ,klimatisch‘ zwischen 2010 
und 2012 keinerlei Änderungen konstatieren lassen. 
Wie bereits im Integrationsbarometer 2010 liegen beide 
IKI-Werte über dem Mittelwert von 2 und signalisieren 
tendenziell ein anhaltend freundliches Integrationsklima. 
Personen mit Migrationshintergrund nehmen das Klima 
im Erhebungsjahr 2011 wie schon 2009 etwas positiver 
wahr als die Angehörigen der Mehrheitsbevölkerung, der 
Abstand zwischen den beiden Wahrnehmungen hat sich 
sogar leicht erhöht.

Aufschlussreich ist darüber hinaus eine herkunftslän-
derspezifische Auswertung der Integrationsklimadaten. 
Besonders interessant ist, dass der Klimaindex der Be-
fragten türkischer Herkunft sich im Vergleich zu allen an-
deren Gruppen in geringerem Maß verschlechtert hat. Die 
,Turkomanie‘ in der öffentlichen Diskussion, die nicht zu-
letzt angesichts der realen Wanderungsverhältnisse (SVR 
2011a: Kap. A.1, B.1 und C.1) gänzlich abwegig ist, hat zu 
keiner signifikanten Klimatrübung geführt. Entsprechend 
liegt der Integrationsklima-Index der Personen türkischer 
Herkunft 2011 deutlicher als 2009 über dem Indexwert 
der Mehrheitsbevölkerung. Spät-/Aussiedler, Zuwanderer 
aus der EU-27, aber auch aus dem Nicht-EU-Europa und 
sogar aus Afrika/Asien/Lateinamerika schätzen dagegen 
das Integrationsklima wie schon im Integrationsbarome-
ter 2010 (Erhebungsjahr 2009) freundlicher ein. Ihr IKI-
Wert liegt bei knapp unter drei und damit signifikant über 
dem der Mehrheitsbevölkerung und der Bevölkerung tür-
kischer Herkunft (Abb. 17).

Im Vergleich der westdeutschen mit den ostdeut-
schen Befragungsregionen zeigt sich: Der Ost-IKI liegt 
her kunftsgruppenübergreifend (mit Ausnahme von Per-
sonen mit türkischem Migrationshintergrund) unter dem 
West-IKI. Der im Osten deutlichere Integrationspessimis-

11  Um einen sauberen Vergleich zwischen 2010 und 2012 zu gewährleisten, berücksichtigt der für 2012 ausgewiesene Wert nur Personen aus 
Westdeutschland.
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Abb. 17 SVR-Integrationsklima-Index nach Herkunftsgruppe 2009 und 2011 im Ost-West-Vergleich
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mus, der bereits bei der Auswertung der anderen SVR-
Befragungsdaten herausgearbeitet wurde, lässt sich da-
mit auch beim IKI noch einmal bestätigen.

Als Zwischenfazit zur ‚Klimafrage‘ ist damit die ein-
gangs gestellte Frage nach einem signifikanten Einfluss 
der politischen und medialen Debatten der letzten Mo-
nate auf das in Deutschland messbare Integrationsklima 

eindeutig zu verneinen. Die Bevölkerung bewertet das 
Zusammenleben der Menschen mit und ohne Migra-
tionshintergrund weitgehend positiv. Lokale Schauer, 
Restbewölkung und manchmal auch Wärmegewitter sind 
immer möglich, ändern aber nichts an der Stabilität der 
integrativen Großwetterlage (vgl. Bade 2011).12 

12  Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt die unter der Leitung des German Marshall Funds durchgeführte diesjährige Studie „Transatlantic Trends: 
Im migration“ (2011): Deren Ergebnisse zeigen trotz einiger in der Öffentlichkeit prominent vorgetragener Behauptungen „über die negativen 
Konsequenzen der Einwanderung von Muslimen für die deutsche Gesellschaft (…) keinen signifikanten Meinungsumschwung zu Fragen von Zu-
wanderung und Integration“ (Übersetzung SVR).
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Integration nur vor Ort?
Missverständnisse und  Fehldeutungen

C

Die Floskel „Integration findet vor Ort statt“ dürfte vie-
len Besuchern integrationspolitischer Konferenzen gut 
bekannt sein. Der für die folgenden empirischen Aus-
wertungen zentral erscheinende Satz transportiert eine 
doppelte und (politisch) unterschiedlich folgenreiche 
Botschaft. An sich ist die Aussage des Satzes weitgehend 
banal. Eine angemessene Entgegnung wäre: „Wo auch 
sonst?“ Brisanter sind die oft mit der Aussage in Verbin-
dung gebrachten Zuschreibungen einseitiger integrati-
onspolitischer Zuständigkeit bzw. Kompetenz und daraus 
abgeleitete Ansprüche: Kommunen als den eigentlichen 
föderalen Akteuren vor Ort sollte im Vergleich zu Bund 
und Ländern mehr integrationspolitische Handlungs- und 
Gestaltungskompetenz übertragen werden, weil sie zwar 
in niedrigerer Rangstufe, aber in höherer Verantwortung 
stünden. Diese Forderung, die auch in den Medien immer 
wieder mit einigem Nachdruck vorgetragen wird, ist aus 
der Perspektive kommunaler Spitzenverbände oder an-
derer kommunal verankerter Verbände und integrations-
politisch engagierter Lobbygruppen nachvollziehbar. Al-
lerdings ergeben sich auch Risiken und Nebenwirkungen, 

wenn die Integrationspolitik weitgehend kommunalisiert 
bzw. die Rolle der Kommunen in Integrationsprozessen 
überbetont wird. Sie zeigen sich in den Handlungsfeldern 
Arbeitsmarkt, Bildung/Ausbildung und Wohnen, die für 
gelingende wie misslingende Integration entscheidend 
sind und im Rahmen des SVR-Jahresgutachtens 2012 
analysiert werden (vgl. Kap. 3, 4 und 5 und 6).

Prominenz und gute Reputation der Kommunen als 
integrationspolitische Akteure lassen sich zum Teil sicher 
aus dem bekannten und auch durch das Integrations-
barometer 2012 bestätigten Phänomen ableiten, dass 
die Integrationsverhältnisse in der eigenen Umgebung 
gegenüber denen an anderen Orten bzw. in Deutsch-
land insgesamt stets als überlegen angesehen werden 
(Abb. 18). Dieses Ergebnis erweist sich im Integrations-
barometer 2012 (Erhebungsjahr 2011) als doppelt stabil: 
Es gilt sowohl in Ost- wie in Westdeutschland als auch 
gruppenübergreifend unter Befragten mit und ohne Mi-
grationshintergrund. Moderate Unterschiede bei dieser 
Einschätzung lassen sich eher an der Trennlinie Ost/West 
abbilden als an einem eventuellen Migrationshintergrund. 
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Abb. 18 Einschätzung des Zusammenlebens am Wohnort im Vergleich zu anderen Orten in Deutschland 
 im Ost-West-Vergleich
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Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2012; gewichtete Daten

Das Zusammenleben an 
meinem Wohnort ist im Ver-
gleich zu anderen Orten ...  
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Die in Abb. 18 deutlich sichtbare Kluft zwischen den 
pragmatisch-positiven Erfahrungen vor Ort und der ne-
gativen Einschätzung des Integrationsgeschehens im 
gesamten Land verdeutlicht einmal mehr die häufig be-
obachtbare Erfahrung, wonach die persönlich bekannten 
Mitmenschen mit Migrationshintergrund als vollkommen 
integriert angesehen werden, während die unbekannten 
als das eigentliche Problem wahrgenommen werden. 

Das gesellschaftliche Klima ist im Gegensatz zum 
Integrationsalltag vor Ort nicht selbst erfahrbar, sondern 
wird maßgeblich über Medien vermittelt und geprägt, 
die teilweise fast apokalyptisch berichten. Aus dem Kon-
trast zwischen den persönlichen Integrationserfahrungen 
im eigenen Nahumfeld und der maßgeblich medial pro-
duzierten Gesamteinschätzung von Integration lässt sich 
ableiten, dass die Medien Integration (zu) einseitig the-
matisieren (Abb. 10).

Ein weiteres Ergebnis überrascht: Im Rahmen des 
Integrationsbarometers 2012 (Erhebungsjahr 2011) wur-
den beide Seiten der Einwanderungsgesellschaft dazu 
befragt, welches Ausmaß politischer Beteiligung vor Ort 
sie sich wünschen bzw. wie sie die aktuellen Möglich-
keiten der Partizipation auf der lokalen Ebene bewerten. 
Die Ergebnisse passen nur sehr eingeschränkt zu den 
besonders in deutschen Feuilletons geführten Diskussio-
nen über eine „postdemokratische Entpolitisierung ‚von 
oben‘“ (Sauer 2011: 33), über die Krise der parlamentari-

schen Demokratie bzw. die Notwendigkeit, diese um ple-
biszitäre Elemente zu ergänzen. Denn unabhängig vom 
Wohn- bzw. Befragungsort wie auch vom Vorhandensein 
eines Migrationshintergrunds bewerten die Befragten die 
Möglichkeiten der politischen Einflussnahme – zumindest 
an ihrem Wohnort – mit großer Mehrheit als ausreichend. 

Auffällig ist an dieser Stelle die Einschätzung der Per-
sonen mit Migrationshintergrund, die zumindest dann 
kein kommunales Wahlrecht haben, wenn sie nicht über 
einen deutschen Pass oder den eines Mitgliedstaats der 
Europäischen Union verfügen: Sie bewerteten die loka-
len Mitsprache- und Mitentscheidungsmöglichkeiten ten-
denziell besser als Befragte ohne Migrationshintergrund, 
die das vollständige aktive und passive Wahlrecht und 
damit das Maximum an politischen Einflussmöglichkei-
ten haben (Abb. 19). Während von den Befragten mit 
Migrationshintergrund lediglich 26,3 Prozent (West) bzw. 
25,4 Prozent (Ost) ein Defizit an Rechten lokaler politi-
scher Partizipation erkennen, zeigt sich bei den Ange-
hörigen der Mehrheitsbevölkerung eine deutlich höhere 
Unzufriedenheit: Im Westen monieren 36,7 Prozent und 
im Osten sogar 42,2 Prozent ein Defizit an Beteiligungs-
möglichkeiten.13

Eine differenzierte Auswertung der Daten des Inte-
grationsbarometers 2012 (Erhebungsjahr 2011) kann 
darüber hinaus wichtige Hinweise darauf geben, wel-
che Bedeutung das kommunale Ausländerwahlrecht hat 
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Abb. 19 Einschätzung der Mitsprache- und Mitentscheidungsmöglichkeiten am Wohnort im Ost-West-Vergleich
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hintergrund

mit Migrations-
hintergrund

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2012; gewichtete Daten

Haben Sie am Wohnort aus-
reichend Mitsprache- und Mit-
entscheidungsmöglichkeiten?

13  Unklar ist, ob bei den Antworten auch die Vermeidung kognitiver Dissonanzen eine Rolle gespielt haben kann. Unter diesem Begriff erklärt die 
Sozialpsychologie Versuche, die jeweils bestehenden Handlungsmöglichkeiten mit dem individuellen Selbstbild in Einklang zu bringen und so 
„psychologische Harmonie“ herzustellen. Im vorliegenden Fall könnten also gerade Personen mit Migrationshintergrund und ohne deutschen Pass 
die Tatsache, dass ihre politischen Handlungsmöglichkeiten eingeschränkt sind, so verarbeiten, dass sie die geringen politischen Beteiligungsmög-
lichkeiten positiv bewerten. Die in Abb. 19 sichtbaren hohen Zustimmungsraten bei Personen mit Migrationshintergrund ließen sich also durchaus 
auch als Strategie des Managements von Unzufriedenheit verstehen und erklären.
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bzw. wie es in der Einwanderungsgesellschaft wahrge-
nommen wird. Die Forderung nach einem kommunalen 
Wahlrecht für Drittstaatsangehörige ist in Deutschland 
ein Dauerthema der Integrationsdebatte. Das Bundes-
verfassungsgericht hat vor mehr als zwei Jahrzehnten 
in einem einschlägigen Urteil die Versuche der Länder 
Schleswig-Holstein und Hamburg, ein kommunales Aus-
länderwahlrecht einzuführen, für verfassungswidrig er-
klärt und stattdessen als Strategie gegen ein wachsen-
des Auseinanderfallen von Wohn- und Wahlbürgerschaft 
Einbürgerungserleichterungen vorgeschlagen, zu denen 
es aber erst sehr viel später gekommen ist. Gerade des-
wegen stehen entsprechende Forderungen auch heute 
noch weit oben auf der politischen Agenda.14 

Die rechtlichen Umsetzungsmöglichkeiten bzw. die 
möglicherweise integrationspolitisch durchaus positiven 
Signalwirkungen einer solchen Maßnahme können hier 
nicht diskutiert werden. Die Ergebnisse des Integrati-
onsbarometers 2012 zeigen aber deutlich, dass die ei-
gentlich Betroffenen die Bedeutung eines kommunalen 
Ausländerwahlrechts offenbar nach wie vor eher gering 
einschätzen (Abb. 20). Zwar sind Befragte mit Migrations-
hintergrund ohne deutsche Staatsbürgerschaft (30,3 %) 
mit ihren lokalen Mitsprache- und Mitentscheidungs-
möglichkeiten etwas unzufriedener als Deutsche mit 
Migrationshintergrund (24,2 %); im Vergleich zu Deut-
schen ohne Migrationshintergrund sind sie damit aber 
paradoxerweise deutlich zufriedener, obwohl ihnen auf 

Bundes-, Länder- und – abgesehen von denjenigen mit 
einer EU-Staatsbürgerschaft – auch auf kommunaler Ebe-
ne das Wahlrecht vorenthalten wird. Auch Personen mit 
Migrationshintergrund ohne deutsche Staatsbürgerschaft 
und mit einer aus einem Nicht-EU-Mitgliedstaat und da-
mit diejenigen mit den geringsten politischen Mitspra-
chemöglichkeiten schätzen die bestehenden politischen 
Mitsprache- und Mitentscheidungsmöglichkeiten nicht 
nur mit großer Mehrheit als („voll und ganz“ oder zumin-
dest „eher“) ausreichend ein, sondern ebenfalls besser 
als Personen ohne Migrationshintergrund. 

Diese Ergebnisse sprechen als solche natürlich nicht 
gegen die Einführung eines kommunalen Ausländer-
wahlrechts – die rechtlich wie politisch außerordentlich 
schwierig wäre.15 Sie machen aber deutlich, dass das 
Thema vielfach überschätzt wird.

Damit wird ein irritierendes Ergebnis offensichtlich, 
das bereits in der ersten Welle des SVR-Integrationsbaro-
meters gut dokumentiert war. In einer Abfrage der Bedeu-
tung verschiedener möglicher integrationspolitisch re le-
van ter Reformen bzw. Initiativen (z. B. Arbeitslosig keit 
senken, Sprachkurse anbieten, Bildungschancen ver bes-
sern, Ausländerkriminalität senken, Einbürgerung er leich-
tern u. a.) maßen Personen mit wie ohne Migra tions-
hin tergrund Einbürgerungserleichterungen mit großem 
Ab stand die geringste Priorität bei (SVR 2010a: 37), dieses 
Er gebnis zeigt sich unverändert auch bei der aktuellen Be-
fragung (Abb. 21). 
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Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2012; gewichtete Daten 

14  Sowohl die SPD als auch Bündnis 90/Die Grünen haben bereits angekündigt, dass sie mit der Forderung nach Einführung eines allgemeinen Kom-
munalwahlrechts für Drittstaatsangehörige in den Bundestagswahlkampf 2013 gehen werden. 

15  Notwendig wäre wohl eine Änderung des Art. 28 GG, die nur über eine Zweidrittelmehrheit in Bundestag und Bundesrat zu erreichen wäre. 
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Abb. 21 Einschätzung der Bedeutung verschiedener politischer Maßnahmen 2009 und 2011 

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2010 und 2012; gewichtete Daten 
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‚Otto‘ wie ‚Ali Normalverbraucher‘ schätzen den Wert 
und die Bedeutung politischer Entscheidungsmöglichkei-
ten offenbar geringer ein, als leidenschaftlich geführte 
Diskussionen um Reformen der Einbürgerung und die 
Einführung eines kommunalen Wahlrechts für Ausländer 
oft suggerieren.16 Als (gegenüber Einbürgerungserleich-
terungen) prioritär werden weiterhin Maßnahmen zur 
Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Diskriminierung 
und die Bereitstellung von Sprachkursen angesehen (vgl. 
SVR 2010a: 36).

Die mit dem Satz „Integration findet vor Ort statt“ 
oft verbundene Forderung, den Kommunen (notfalls auch 
zu Lasten des Bundes und der Länder) zusätzliche inte-
grationspolitische Handlungsspielräume zu verschaffen, 
wird meist auch damit begründet, dass die Zuwanderer-
bevölkerung, der Hauptadressat integrationspolitischer 
Maßnahmen, die politischen Handlungsträger auf der 

kommunalen Ebene eher als integrationspolitisch enga-
giert wahrnehme als Landes- oder gar Bundespolitiker. 
Damit seien, so das Argument, von kommunalen Trägern 
umgesetzte integrationspolitische Maßnahmen weniger 
Glaubwürdigkeits- bzw. Akzeptanzproblemen ausgesetzt 
als solche des Bundes und/oder der Länder. 

Nun haben sich vor allem die relevanten bundes- und 
landespolitischen Akteure in Regierungsverantwortung 
lange Jahre in defensiver Erkenntnisverweigerung geübt, 
was in ein strukturelles Dauerdementi der faktisch längst 
gegebenen Einwanderungssituation mündete. Dadurch 
wurde der Aufbau einer wirksamen Integrationspolitik 
über viele Jahre nachhaltig blockiert (vgl. Bade 1983: 
116–124 und Bade 1992) und die Kommunen mit der 
Bewältigung der Folgeprobleme und „Kosten der ‚Nicht-
Integration‘“ (von Loeffelholz/Thränhardt 1996) weitge-
hend alleingelassen (vgl. Stang 1982). Insofern liegt die 

7,4

8,5

8,8

45,7

50,3

35,4

34,5

31,9

41,8 9,2

Bundespolitiker

Landespolitiker

Politiker am Wohnort

Bundespolitiker

Landespolitiker

Politiker am Wohnort

Abb. 22 Einschätzung des integrationspolitischen Engagements von Politikern in Bund, Ländern und Kommunen 
 im Ost-West-Vergleich
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16  Ein ähnliches Ergebnis zeigt eine Gallup-Umfrage in Österreich (Österreichischer Integrationsfonds 2011): Bei einer Bewertung von Maßnahmen, 
die nach Meinung der Befragten (mit und ohne Migrationshintergrund) das Zusammenleben verbessern, rangieren Deutschkurse, Vermittlung der 
Werte der Rechtskultur, erhöhte Bildungschancen und andere das tägliche Leben beeinflussende Maßnahmen weit oben, die Antwortmöglichkeit 
„Einbürgerung erleichtern“ aber weit hinten.
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Vermutung durchaus nahe, dass gerade der von Integra-
tionspolitik zentral betroffene Bevölkerungsteil, die Grup-
pe der Personen mit Migrationshintergrund, den politi-
schen Eliten auf Bundes- und Länderebene ein gewisses 
Grundmisstrauen entgegenbringen könnte. 

Auch hier fallen die Ergebnisse des SVR-Integrati-
onsbarometers 2012 nicht unbedingt entsprechend aus 
(Abb. 22): Entgegen diesen Erwartungen schreiben die 
befragten Personen den Kommunalpolitikern nicht nur 
kein größeres, sondern sogar ein deutlich geringeres 
integrationspolitisches Wirken im Sinne von ‚sich küm-
mern‘ zu. Dieses Ergebnis ist empirisch wiederum dop-
pelt stabil, denn sowohl in Ost- wie in Westdeutschland 
als auch unter Befragten mit wie ohne Migrationshinter-
grund gelten Bundes- und Landespolitiker – teilweise mit 
großem Abstand – als integrationspolitisch aktiver und 
engagierter als ihre Kollegen am Wohnort und damit auf 
der kommunalen Ebene.

Eine Unterscheidung nach Herkunftsgruppen bestä-
tigt, dass den politischen Akteuren auf der Bundes- und 
Landesebene im Vergleich zu Kommunalpolitikern grup-
penübergreifend mehr integrationspolitisches Engage-
ment zugeschrieben wird (Abb. 23). Dies gilt selbst für 
Personen türkischer Herkunft, bei denen angesichts einer 
ganzen Reihe von migrations- und integrationspolitisch 

zumindest umstrittenen Maßnahmen, die maßgeblich von 
der Bundesebene veranlasst waren (Anwerbestopp, Rück-
kehrprämien, „Aussiedler sind keine Ausländer“-Kampa-
gne, Einführung des Optionsmodells bei der Reform des 
Staatsangehörigkeitsrechts, Einbürgerungstests, Erschwe-
rung des Familiennachzugs)17, ein genau umgekehrtes 
Bild erwartet werden könnte. Auch Personen mit einem 
türkischen Migrationshintergrund erkennen bei Bund und 
Ländern ein signifikant höheres Ausmaß an integrations-
politischem Engagement als bei den Kommunen. 

Die Gründe für die erstaunliche Bewertung des in-
tegrationspolitischen Engagements von Akteuren auf 
den verschiedenen föderalen Ebenen können hier nicht 
detailliert herausgearbeitet werden. Zwei mögliche Er-
klärungen dafür sollen aber kurz angesprochen werden: 
Zum einen werden auf der kommunalen Ebene die meis-
ten integrationspolitischen Maßnahmen (die in der Re-
gel für die Medien vergleichsweise unspektakulär sind, 
bis auf einige Sonderfälle wie etwa Moschee-Bauten) 
nicht als Integrationspolitik bezeichnet und als solche 
verstanden. Die Befragten stufen z. B. interkulturelle 
Begegnungsfeste, konfliktpräventives Stadtteilmanage-
ment oder mehrsprachige Informationsbroschüren der 
Gemeinde nicht als Integrationspolitik ein. Prägnanter 
als solche wahrgenommen werden Positionierungen und 
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Abb. 23 Einschätzung des integrationspolitischen Engagements von Politikern in Bund, 
 Ländern und Kommunen nach Herkunftsgruppe

Politiker am Wohnort Landespolitiker Bundespolitiker

gar nicht (0) bis voll und ganz (4)

Wer kümmert sich am meisten um Integration?

Quelle: SVR-Integrationsbarometer 2012; gewichtete Daten

17  Die jeweiligen integrationspolitischen Wirkungen dieser Maßnahmen können hier nicht bewertet bzw. genau analysiert werden. Zu dem bereits im 
Herkunftsland zu erbringenden Nachweis von Sprachkenntnissen im Rahmen des Familiennachzugs hat sich der SVR jüngst moderat positiv geäu-
ßert und analysiert, dass im „Steuerungsergebnis de facto die integrative und nicht die restriktive Komponente der Maßnahme in den Vordergrund 
gerückt“ sei (SVR 2011a: 99).
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Aktivitäten der Integrationsbeauftragten der Länder, des 
Bundesinnenministers oder der für Integration (sowie 
Migration und Flüchtlinge) zuständigen Staatsministerin 
im Bundeskanzleramt, die auch ein sehr viel breiteres 
me diales Echo finden. 

Aufschlussreich sind also zusammengefasst vor allem 
zwei Resultate: 
(1)  Beide Seiten der Einwanderungsgesellschaft schätzen 

die aktuellen kommunalen Partizipations mög lich kei-
ten insgesamt mehrheitlich als zufrieden stellend ein. 

(2)  Im Feld der Integrationspolitik werden die kommu-
nalpolitischen Akteure im Gegensatz zu Bundes- und 
Landespolitikern nicht unbedingt als besonders in-
tegrationspolitisch engagiert gesehen. Die eingangs 
aufgeworfene normativ aufgeladene Variante der 
„vor-Ort“-Proklamation kann also auch angesichts 
des Meinungsbildes auf beiden Seiten der Einwan-
derungsgesellschaft durchaus in Frage gestellt bzw. 
relativiert werden.
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Folgerungen für Integrationspolitik 
und Integrationspraxis

Im Zentrum der zweiten Ausgabe des SVR-Integrationsba-
rometers standen, neben anderen Aspekten, mit der Frage 
nach Integrationsklima und kommunaler Integrationspra-
xis zwei integrationspolitisch relevante und in letzter Zeit 
vehement diskutierte Fragen. Auf beide gibt das Integra-
tionsbarometer überraschende Antworten: Einerseits hat-
ten die vielfach unsachlichen öffentlichen Diskussionen 
der letzten beiden Jahre auf das Integrationsklima keinen 
nachhaltigen Einfluss. Andererseits steht die Einwande-
rungsgesellschaft den vieldiskutierten Forderungen nach 
einer weitgehenden Kommunalisierung der Integrations-
politik dezidiert skeptisch gegenüber und schreibt den po-
litischen Akteuren vor Ort nicht, wie oft behauptet, mehr, 
sondern deutlich weniger integrationspolitisches Engage-
ment zu als Landes- oder gar Bundespolitikern. Für die 
praktische Integrationspolitik und -praxis sind diese Ergeb-
nisse in doppelter Hinsicht relevant:
(1)          Das Integrationsbarometer 2012 bestätigt im Gro-

ßen und Ganzen die Ergebnisse des Integrationsba-
ro meters 2010 und weist überdies ein durchschnitt-
lich positives Integrationsklima auch für die erstmals 
einbezogenen ostdeutschen Regionen nach. Der 
Souverän ist mutiger und steht integrationspoliti-
schen Reformen erheblich aufgeschlossener gegen-
über, als die Politik vermutet. 

(2)          In den letzten Jahren ist es zunehmend in Mode 
geraten, einer stärkeren und bisweilen auch voll-
ständigen Kommunalisierung von Integrationspo-
litik das Wort zu reden. Dabei wird zum Teil eine 
weitgehende Verlagerung integrationspolitischer 
Kompetenzen von der Bundes- und Länderebene 
auf die kommunale Ebene gefordert. Die Ergebnisse 
des Integrationsbarometers 2012 zeigen aber, dass 
Mehrheits- wie Zuwandererbevölkerung die als Kon-
sequenz einer Kom munalisierung von Integrations-
politik unvermeidlichen föderalen Alleingänge we-
niger schätzen als föderale Kooperationslösungen 
zwischen Bund, Ländern und Kommunen. 

Neben dieser insgesamt positiven und ermutigenden 
Bestandsaufnahme leuchtet das Integrationsbarometer 
2012 aber auch weiterhin bestehende, in einzelnen Be-
reichen sogar noch schwerwiegender gewordene Pro-
blemzonen aus. Das gilt vor allem für den Bereich der 
Bildung. Hier besteht weiterhin das Paradox, dass ins-
besondere Befragte der Mittel- und Oberschichten und 
Aufsteigerhaushalte mit Migrationshintergrund zwar sel-
ber durchaus positive Erfahrungen mit Heterogenität im 
Bildungssystem gemacht haben, die Leistungsfähigkeit 
von Schulen mit hohem Zuwandereranteil jedoch nicht 
gegeben oder bedroht sehen und dementsprechend ihre 
Kinder lieber an Schulen mit geringerem Zuwandereran-
teil anmelden. Zwischen den Barometern 2010 und 2012 
hat sich diese Tendenz nicht nur bestätigt, sondern sogar 
verstärkt. Auch wenn im Bildungsbereich schnelle Erfolge 
oft eine Illusion sind und gerade hier ein langer Atem 
nötig ist, muss die schon vor zwei Jahren angemahnte 
nachhaltige finanzielle, personelle und konzeptuelle För-
derung von Schulen mit heterogenen Schülerschaften 
deshalb noch forciert werden.

Insgesamt sind die Ergebnisse des Integrationsbaro-
meters damit vor allem als Aufforderung an die Politik 
zu verstehen, integrationspolitisch ähnlich nachdrücklich 
auf Reformkurs zu gehen, wie dies 2011 (wenn auch 
ausgelöst durch Druck von der EU-Ebene) im Bereich der 
Migrationspolitik geschehen ist. Allerdings gibt es dabei 
im Feld der Integrationspolitik – wie das Jahresgutachten 
im Detail deutlich macht – besondere Schwierigkeiten 
wegen einer ungleichen und oft nicht widerspruchs-
freien Kompetenzverteilung. Ein integrationspolitischer 
Durchbruch erfordert deshalb auch eine Auflösung oder 
zumindest Reduzierung institutioneller Verkrampfungen 
und Blockaden auf und zwischen den Ebenen des föde-
ralen Systems.



Integration und Integrationspolitik
im föderalen System
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Handlungsfelder und Spielräume der Integrationspolitik

Kapitel 1

Integrationspolitik ist strukturell mit einem doppelten 
Pro blem konfrontiert: Zum einen gibt es nicht die Inte-
gration in die Gesellschaft, sondern lediglich jeweils ge- 
oder misslingende Integrationsprozesse in verschiedenen 
Teilbereichen, zum anderen verteilen sich die recht lichen 
und politischen Zuständigkeiten für Integrations politik im 
föderalen System sehr unterschiedlich auf die Ebenen 
von Bund, Ländern und Kommunen. Sie sind dabei zwar 
gegeneinander abgegrenzt, überschneiden sich aber 
auch in manchen Bereichen.

1.1 Integration: Teilhabe an den 
 zentralen gesellschaftlichen Bereichen 

Bereits im Jahresgutachten 2010 wurde ein Verständnis 
von Integration entwickelt, das sich auf die „Teilhabe an 
den zentralen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens“ 
(SVR 2010a: 13) konzentriert. Damit verbunden ist das 
Verständnis von Integrationsförderung als Förderung ei-
ner möglichst chancengleichen Teilhabe an diesen zen-
tralen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens. Diese 
Definitionen entsprachen weitgehend der in der Bevöl-
kerung dominierenden Vorstellung von „Integration“. Das 
haben auch die Befragungen im Rahmen des SVR-Integ-
rationsbarometers bestätigt: „Mehrheits- und Zuwande-
rerbevölkerung haben ein gemeinsames pragmatisches 
und lebenspraktisches Integrationsverständnis, das auf 
Forderungen kultureller Assimilation ebenso verzichtet 
wie auf das Reklamieren kultureller Sonderrechte. Unter 
Integration verstehen sie weitgehend dasselbe: Beide 
Seiten der Einwanderungsgesellschaft denken dabei pri-
mär an Wirkungen im sozialen Nahbereich und wünschen 
sich zu je über 90 Prozent größere individuelle und ge-
sellschaftliche Chancen durch Bekämpfung der Arbeits-
losigkeit, bessere Bildungschancen, Sprachkurse und die 
Abwehr von Diskriminierung“ (SVR 2010a: 29).

Integration ist in diesem Verständnis weniger ein ein-
mal gegebener Zustand als vielmehr ein dauerhafter 
und ergebnisoffener interaktiver Prozess der ökonomi-
schen, sozialen, kulturellen und politischen Teilhabe von 
Menschen auf lokaler, regionaler, nationaler und trans-
nationaler Ebene (D‘Amato 2008). Integration bezieht 
sich deshalb nie nur auf Eingewanderte oder Menschen 
mit Migrationshintergrund. Sie ist eine Aufgabe für alle 
Beteiligten in einem Sozialgefüge. Gelingende Integra-
tion setzt deshalb auch nicht voraus, dass Zuwanderer 
ihre grenzüberschreitenden Sozial- und Kulturkontakte 
kappen, um sich ausschließlich auf eine vermeintlich 
eindeutig zu definierende ‚Leitkultur‘ einzulassen. Im 
Zentrum des Integrationsbegriffs, den der SVR vertritt, 
steht vielmehr die empirisch messbare Teilhabe an den 
wichtigen gesellschaftlichen Institutionen, vom Arbeits-
markt bis hin zur politischen Teilhabe. Allen Mitgliedern 
der Bürgergesellschaft ist abverlangt, ihre Lebensführung 
an den Bedingungen auszurichten, die für die Teilnah-
me in diesen Institutionen gelten. Bildung ist dafür eine 
zentrale Voraussetzung. Sie ermöglicht wirtschaftliche Ei-
genständigkeit und soziale Teilhabe durch Erwerbstätig-
keit. Die beschriebenen Zusammenhänge gelten für alle 
Menschen unabhängig vom Migrationskontext, und auch 
eine zunehmende kulturelle Pluralität schmälert nicht die 
Bedeutung von Bildung für gesellschaftliche Teilhabe.18

Auch für potenziellen Förderungsbedarf ist das Krite-
rium Migrationshintergrund nur ein Merkmal von meh-
reren und dies auch nur dann, wenn individuell tatsäch-
lich migrationsbedingte Benachteiligungen erkennbar 
sind. Das können z. B. sprachliche Schwächen sein, die 
es aber auch bei Menschen ohne Migrationshintergrund 
gibt. Andere Merkmale wie Bildungshintergrund, Bil-
dungsverlauf, Wohnumfeld und zugängliche Förderan-
gebote sind oft mindestens ebenso wichtige Aspekte 
für den Weg zu einer chancengleichen Teilhabe an den 
zentralen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens. Men-

18  Damit hat der SVR schon 2010 ein Begriffsverständnis geprägt, das dem heutigen Diskussionsstand unter dem eher modischen Begriff Inklusion 
entspricht. Denn Inklusion als politisches Konzept ist ja nichts anderes als das Bemühen um eine möglichst chancengleiche Teilhabe aller (also mit 
und ohne Migrationshintergrund) an den zentralen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens – und das entspricht genau der Integrationsdefinition 
des SVR. 
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schen mit Migrationshintergrund sind nicht automatisch 
stärker von Arbeitslosigkeit betroffen, weil sie einen 
Migrations hintergrund haben, sondern weil sie mögli-
cherweise nur über eine niedrige Ausbildung verfügen 
und/oder in einer Branche erwerbstätig sind, die struk-
turell oder kon junkturell ein hohes Arbeitslosigkeitsrisiko 
aufweist (Liebig/Widmaier 2009: 26–27). Nur dort, wo 
integrations bedingte Benachteiligungen kausal mit dem 
Migrationshintergrund verbunden sind, greifen auch mit-
telbar mit dem Migrationshintergrund zusammenhän-
gende Momente. Während in den USA und Kanada viele 
Gruppen mit Migrationshintergrund überdurchschnittlich 
gute Erwerbschancen haben, haben in Deutschland die 
‚Gastarbeiter‘-Generation und ihre Nachfahren durch-
schnittlich ein niedrigeres Bildungsniveau als die Be-
völkerung ohne Migrationshintergrund. Sie sind darüber 
hinaus möglicherweise Vorurteilen ausgesetzt, die ihre 
Arbeitsmarktchancen zusätzlich verschlechtern können. 
Deshalb ist immer genau zu untersuchen und in der Pra-
xis individuell zu prüfen, in welchen Integrationsfeldern 
tatsächlich besonderer Förderungsbedarf für Menschen 
mit Migrationshintergrund besteht, um nicht in eine 
‚Ethni sierungsfalle‘ zu tappen: Eine diskriminierende Zu-
schreibung der Kategorie Zuwanderer oder Person mit 
Migra tionshintergrund findet immer dann statt, wenn 
bestimmte Problemlagen mit dem sozialtherapeutischen 
Stempel Mi grationshintergrund versehen werden, die 
entsprechenden Problemlagen aber vorrangig andere 
Ursachen haben (z. B. geringes Einkommen, mangelnde 
Schulbildung oder fehlende Kenntnisse über die Bedeu-
tung beruflicher Fachausbildung). Die Kategorie Migrati-
onshintergrund sollte also nur dort als spezifisches Förde-
rungskriterium behandelt werden, wo sie tatsächlich die 
gleichberechtigte Teilhabe erschwert, und nur so lange, 
bis dieser spezifische Bedarfsaspekt hinter anderen Kri-
terien zurücktritt. 

Eine differenzierte Betrachtung der Ursachen von Be-
nachteiligung und ihren Wechselwirkungen ist aber nicht 
nur aus Gründen einer sachgemäßen Diagnose geboten. 
Auch die Chancen, Ansatzpunkte und Handlungsverant-
wortungen für eine gesellschaftspolitische Förderung 
gleichberechtigter Teilhabe variieren sehr stark nach den 
jeweils betrachteten Integrationsaspekten. So können 
z. B. über Schul- und Allgemeinbildungsmaßnahmen 
(die vorwiegend in Hoheit der Länder liegen) und über 
berufliche und akademische Ausbildungsmaßnahmen 
(die lokal, föderal und national strukturiert sind) die Er-
werbschancen nachhaltig verbessert werden. Gleiches 
gilt für die Wohnsituation, die einen starken Einfluss auf 
die Schulwahl und damit die späteren Arbeitsmarktchan-
cen haben kann.

1.2 Integration im Mehrebenen system: 
ungleiche Gewichte
Das Jahresgutachten 2012 stellt unter dem Titel „Integ-
ration im föderalen System: Bund, Länder und die Rolle 
der Kommunen“ die Frage, welche Möglichkeiten Po-
litik hat, die Integration von Zuwanderern in zentralen 
Bereichen der Gesellschaft zu fördern. Eine besondere 
Herausforderung hierbei besteht darin, dass die Bundes-
republik Deutschland verfassungsrechtlich als föderales 
Mehrebenensystem von Bund, Ländern und Gemeinden 
gestaltet ist; die Wahrnehmung staatlicher Aufgaben er-
folgt in einem engen Zusammenspiel dieser drei Ebenen 
– manchmal aber auch in wechselseitiger Behinderung. 
Dabei ist nicht immer auf den ersten Blick klar, wie die je-
weiligen Zuständigkeiten auf den verschiedenen Ebenen 
(sowohl im Bereich der Rechtsetzung als auch in dem der 
Verwaltung) gegeneinander abgegrenzt sind. Quer dazu 
liegt die Frage, inwieweit der Staat die ihm obliegenden 
Aufgaben auch privatisieren darf und wo in dem Fall die 
Grenzen der Privatisierung liegen. Diese Fragen werden 
im Folgenden in ausgewählten zentralen Integrationsbe-
reichen näher beleuchtet. 

In der öffentlichen Diskussion über die Integration 
von Zuwanderern und ihren Nachkommen werden vie-
le verschiedene Bereiche als für den Verlauf und den 
Erfolg von Integration bedeutsam behandelt. Dazu ge-
hören etwa Bildung, Arbeit, Recht, Gesundheit, Staats-
bürgerschaft, Kultur, Sport, Medien, Religion, Nachbar-
schaft, Wohnverhältnisse, Vereine und Organisationen. 
Das Problem solcher Auflistungen von Integrationsbe-
reichen ist, dass sie zum einen keine Systematik bieten 
und zum anderen keine Rangordnung erkennen lassen. 
Individuen sind aber in ihrer Lebensführung auf eine er-
folgreiche Teilhabe an den jeweiligen Bereichen mehr 
oder weniger stark angewiesen. So hat eine fehlende 
Teilnahme in manchen Bereichen, insbesondere Arbeit 
und Bildung, erhebliche soziale Folgen, weil sie Neben-
wirkungen in anderen Bereichen verursacht: Arbeit als 
Hauptmechanismus für die Erzielung von Einkommen 
durch wirtschaftliche Eigenständigkeit ist eine unerläss-
liche Bedingung für den Erfolg in Lebensbereichen wie 
Wohnstandard und Teilnahme am kulturellen Leben. Eine 
erfolgreiche Teilnahme am Arbeitsmarkt wiederum setzt 
entsprechende Bildungsabschlüsse voraus; diese ent-
scheiden nicht nur in Deutschland in hohem Maße über 
die spätere Platzierung im Arbeitsmarkt. Die Chancen 
auf den Erwerb entsprechender Bildungsabschlüsse sind 
wiederum nicht völlig losgelöst vom Wohnort. Qualität 
und öffentliche Einschätzung einer Schule und der dort 
erzielbaren Bildungsabschlüsse hängen auch von der 
Qualität ihres Wohnumfelds ab, sie bestimmen umge-
kehrt aber auch die Bildungschancen von Kindern und 
Jugendlichen, die auf dieses Bildungsangebot in ihrem 
Wohnumfeld angewiesen sind. Infrastrukturell gut aus-



HANDLUNGSFELDER UND SPIELRÄUME DER INTEGRATIONSPOLITIK

IN
TE

GR
AT

IO
N

 U
N

D
 IN

TE
GR

AT
IO

N
S-

PO
LI

TI
K 

IM
 F

Ö
D

ER
AL

EN
 S

YS
TE

M

57Jahresgutachten 2012

gestattete Schulen mit anerkannter Ausbildungsqualität 
finden sich in Deutschland überdurchschnittlich oft in ge-
hobenen Wohnumfeldern. 

Die Bereiche Bildung, Arbeit und Wohnen haben da-
her für die Integration außerordentliche Bedeutung und 
können deshalb als prioritäre staatliche Aufgabenfelder 
angesehen werden. Ihre Gestaltung hat erheblichen Ein-
fluss auf den gesamten Integrationsprozess (Thym 2010: 
296). Im Unterschied zur Integrationspolitik im engeren 
Sinne (z. B. Sprach- und Orientierungskurse) zielen politi-
sche Maßnahmen in diesen Bereichen jedoch im Regelfall 
nicht ausschließlich auf Menschen mit Migrationshinter-
grund ab; vielmehr geht es hier um eine umfassendere 
und nachhaltigere Gestaltung, die auch benachteiligte 
Personengruppen ohne Migrationshintergrund betrifft. 
Zudem unterscheidet sich der staatliche Einfluss auf die 
jeweiligen Integrationsfelder enorm. 

1.3 Fazit: Bildung, Arbeit und 
Wohnen – Gestaltungsbereiche im 
Mehrebenensystem
Am stärksten ist der Einfluss des Staats im Bildungsbe-
reich. Hier hat der Staat aufgrund des im Grundgesetz 
niedergelegten staatlichen Erziehungsauftrags sehr viel 
mehr Möglichkeiten politischer Gestaltung als in den 
anderen Integrationsbereichen. So legt Art. 7 Abs. 1 GG 
fest, dass dem Staat die Aufsicht über das gesamte Schul-
wesen in der Bundesrepublik Deutschland obliegt. Zwar 
hat er in Bildungsfragen im engeren Sinne kein direktes 
Monopol, da Art. 7 Abs. 4 bspw. explizit Privatschulen 
anerkennt. Diese müssen sich jedoch hinsichtlich ihrer 
Leistung und ihrer institutionellen und personellen Aus-
stattung an den öffentlichen Schulen orientieren. 

Wie dringend der Staat im Feld der Bildung Einfluss 
nehmen muss, haben internationale Vergleichsstudien 
wie PISA und IGLU in den letzten Jahren immer wieder 
vor Augen geführt. Nur in wenigen Ländern wird die sozi-
ale Schichtzugehörigkeit der Eltern so stark auf die nächs-
te Generation vererbt wie in Deutschland (OECD 2009). 
Vor diesem Hintergrund gewinnt die Aufgabe, Integration 
durch Bildung zu fördern, einen besonderen Stellenwert, 
zumal Deutschland seit den 1960er Jahren viele gering 
qualifizierte ‚Gastarbeiter‘ ins Land geholt hat. Integra-
tionspolitische Erfolge in Deutschland stehen und fallen 
mit den Erfolgen im Bereich der Bildungspolitik. Von glei-
chen Bildungschancen für Jugendliche aus unterschied-
lichen sozialen Schichten und von gleichen Bildungser-
folgen Jugendlicher mit und ohne Migrationshintergrund 
ist Deutschland trotz mancher Fortschritte, insbesondere 
im intergenerativen Vergleich, immer noch weit entfernt. 
Gerade in diesem Bereich besteht also enormer politi-
scher Handlungs- und Nachholbedarf.

Im Bildungsbereich ist der Staat also durch seinen 
grundgesetzlich geschützten Erziehungsauftrag ein zen-
traler Akteur und verfügt über ein hohes politisches 
Moderations- und Steuerungspotenzial. Der Bereich der 
Arbeitsmarktintegration dagegen entzieht sich in weit 
stärkerem Maße dem staatlichen Einfluss, auch wenn 
dieser in Deutschland im internationalen Vergleich im-
mer noch beachtlich ist. Da der Arbeitsmarkt mehr ist 
als ein Ort, „an dem die Nachfrage nach Arbeitskräften 
mit dem Selbstangebot von Arbeitskräften zusammen-
trifft“ (Brinkmann 1981: 225; vgl. auch Pries 1998), las-
sen sich staatliche Interventionen und Regulierungen hier 
zwar leichter legitimieren als auf klassischen Güter- und 
Finanzmärkten. Dennoch ist der Einfluss staatlichen Han-
delns hier geringer als in anderen Politikfeldern. In der 
Vergangenheit hat der Staat erhebliche finanzielle Mittel 
in die Arbeitsmarktpolitik investiert und nicht unerheblich 
als Nachfrager auf dem Arbeitsmarkt interveniert; dies 
wird jedoch angesichts der Haushaltsdefizite in Zukunft 
nicht mehr in gleichem Ausmaß möglich sein. Zuwande-
rer konnten davon allerdings ohnehin wenig profitieren, 
da der öffentliche Dienst lange Zeit auf deutsche Staats-
bürger beschränkt war. Im Bereich des Arbeitsmarktes ist 
der Staat zwar nicht – wie etwa im Bildungssystem – der 
entscheidende Akteur, der quasi ein Steuerungsmono-
pol hat; er interveniert hier aber doch erheblich in Form 
verschiedener arbeitsmarktrelevanter Gesetze (Arbeits-
schutzgesetze etc.) und staatlicher Lohnersatzleistungen 
bzw. Förderprogramme. Dies ist auch daran erkennbar, 
dass der Etat des Bundesministeriums für Arbeit und Sozi-
alordnung den anderer Ministerien bei Weitem übersteigt. 
Da (Nicht-)Erwerbstätigkeit weitreichende soziale Folgen 
hat, ist dieser Bereich sehr wichtig; die staatlichen Steu-
erungsmöglichkeiten für Integrationspolitik sind jedoch 
zumindest im Vergleich zum Bildungsbereich begrenzt. 

Auch im Bereich des Wohnens kann der Staat nur 
begrenzt und meist nur indirekt Einfluss nehmen. Ab-
gesehen von Ausnahmefällen wie etwa während des 
Asylverfahrens kann die Politik Siedlungsmuster und 
Siedlungsverhalten von Zuwanderern nicht direkt steu-
ern (Thym 2010: 277), sie beeinflusst die Wohnsituation 
und das Wohnumfeld jedoch durch allgemeine politische 
Maßnahmen, die nicht auf Zuwanderer begrenzt sind, 
etwa im Sozial- und Städtebaurecht oder durch Rahmen-
programme wie die „Soziale Stadt“. 

Die folgenden Kapitel untersuchen, wie der Staat auf 
diese Bereiche Einfluss nehmen kann und welche Rolle 
dabei die verschiedenen Einheiten auf Bundes-, Landes- 
und Gemeindeebene spielen. Hierzu gibt das nächste Ka-
pitel einen Überblick über die Handlungsspielräume, die 
der Staat durch Rechtsetzung, Verwaltungshandeln und 
Finanzierung auf den verschiedenen Ebenen hat.
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Kapitel 2
Akteure und Zuständigkeiten

Die Bundesrepublik Deutschland ist verfassungsrecht-
lich als Mehrebenensystem ausgestaltet: Die Verteilung 
der Zuständigkeiten zwischen Bund und Ländern wird 
ergänzt durch Zuständigkeiten der Kommunen, denen 
das Grundgesetz und die jeweiligen Landesverfassungen 
ein Selbstverwaltungsrecht garantieren. Sowohl Gesetz-
gebungs- und Verwaltungszuständigkeiten als auch die 
finanzielle Verantwortung für die Wahrnehmung öffent-
licher Aufgaben sind auf diese unterschiedlichen Ebenen 
verteilt. Bedingt durch dieses Mehrebenensystem gibt 
es in Deutschland nicht die Integrationspolitik als solche. 
Vielmehr erfordert die Verwirklichung integrationspoliti-
scher Ziele ein komplexes Zusammenspiel vieler unter-
schiedlicher Akteure auf der Ebene von Bund, Ländern 
und Kommunen (zur Rolle der EU siehe Info-Box 2). Die 
Entwicklung erfolgreicher integrationspolitischer Strategi-
en setzt daher ein Verständnis der wichtigsten allgemei-
nen Prinzipien der Zuständigkeitsverteilung nach dem 
Grundgesetz voraus. 

2.1 Gesetzgebungskompetenzen: 
 komplexe Verteilung zwischen Bund 
und Ländern
Nach der im Grundgesetz festgelegten bundesstaatlichen 
Ordnung ist die Ausübung staatlicher Befugnisse und die 
Erfüllung staatlicher Aufgaben Sache der Länder, soweit 
das Grundgesetz nichts anderes bestimmt (Art. 30, 70, 
83 GG). Im Grundsatz sind also generell die Länder zu-
ständig. Dieses Prinzip wird jedoch an zahlreichen Stellen 
modifiziert. Gerade im Bereich der Gesetzgebung weist 
das Grundgesetz dem Bund weitreichende Kompetenzen 
zu und ermöglicht dadurch in Rechtsgebieten mit länder-
übergreifender Bedeutung bundeseinheitliche Regelun-
gen (Art. 71ff. GG). 

Sofern die Gesetzgebungskompetenz allein beim 
Bund liegt, dürfen die Länder grundsätzlich nicht gesetz-
geberisch tätig werden (Art. 71 u. Art. 73 GG). Dies gilt 
z. B. für das Staatsangehörigkeitsrecht (Art. 73 Abs. 1 
Nr. 2 GG) und damit insbesondere für die Regelung der 
Voraussetzungen für die Einbürgerung von Zuwanderern 
und in Deutschland geborenen Personen ohne deutsche 

Staatsangehörigkeit. Auch das Grundgesetz kann nur 
vom Bundesgesetzgeber geändert werden; dafür müs-
sen außerdem zwei Drittel der Mitglieder des Bundestags 
und zwei Drittel der Mitglieder des Bundesrats zustim-
men (Art. 79 Abs. 2 GG). Eine Änderung des Grundge-
setzes wäre z. B. notwendig, um neben Unionsbürgern 
auch Drittstaatsangehörigen das Kommunalwahlrecht 
einzuräumen (Groß 2011: 310).

Im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebungskom-
petenz sind die Länder zur Gesetzgebung befugt, soweit 
der Bund nicht von seiner Gesetzgebungskompetenz 
Gebrauch gemacht hat (Art. 72 Abs. 1 u. Art. 74 GG). 
In einigen Gebieten darf der Bund seine konkurrierende 
Gesetzgebungskompetenz allerdings nur wahrnehmen, 
soweit eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich ist, 
um im Bundesgebiet gleichwertige Lebensverhältnisse 
herzustellen oder die Rechts- oder Wirtschaftseinheit 
zu wahren (Bedarfskompetenz, vgl. Art. 72 Abs. 2 GG). 
Für die übrigen Gebiete im Bereich der konkurrieren-
den Gesetzgebungskompetenz gilt diese Einschränkung 
nicht (Vorrangkompetenz), allerdings haben die Länder 
in einigen dieser Gebiete das Recht, von Bundesgeset-
zen abweichende Regelungen zu treffen (Art. 72 Abs. 3 
GG). Konkurrierende Gesetzgebungskompetenzen hat 
der Bund z. B. für die Arbeitsvermittlung und die Arbeits-
losenversicherung (Vorrangkompetenz, Art.  74 Abs. 1 
Nr. 12 GG) sowie für das Aufenthaltsrecht für Ausländer 
und die öffentliche Fürsorge, die nach der Rechtspre-
chung des BVerfG auch das Kinder- und Jugendhilferecht 
umfasst (Art. 74 Abs. 1 Nr. 4 u. 7 u. Art. 72 Abs. 2 GG – Be-
darfskompetenzen, BVerfGE 97, 332/341f.). Während der 
Bundesgesetzgeber in den Bereichen Arbeitsförderung 
und Ausländerrecht im Wesentlichen abschließende Re-
gelungen getroffen hat, räumen die bundesgesetzlichen 
Regelungen zum Kinder- und Jugendhilferecht den Bun-
desländern in vielen Bereichen Spielräume für eigene 
Gesetzgebung ein (s. Kap. 3).

In Gebieten, in denen der Bund laut Grundgesetz we-
der die ausschließliche noch eine konkurrierende Gesetz-
gebungskompetenz hat, dürfen nur die Länder gesetz-
geberisch tätig werden. Ein besonders wichtiger solcher 
Bereich ist das Schulwesen einschließlich der beruflichen 
Schulen und Fachschulen (z. B. für Erzieher). Auch für 
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den Bereich des Hochschulwesens untersteht die Gesetz-
gebung seit der Föderalismusreform 2006 grundsätzlich 
allein den Ländern, allerdings hat der Bund eine konkur-
rierende Gesetzgebungskompetenz (Vorrangkompetenz) 
für die Hochschulzulassung und die Hochschulabschlüsse 
(Art. 74 Abs. 1 Nr. 33). Die Länder können jedoch nach 

Art. 72 Abs. 3 Nr. 6 GG in diesen Gebieten von Bundesge-
setzen abweichende Regelungen treffen. 

Die Verteilung der Gesetzgebungskompetenzen auf 
Bund und Länder sowie die unklare Abgrenzung der je-
weiligen Gesetzgebungsgebiete erschweren es häufig, 
integrationspolitische Maßnahmen effektiv zu bündeln. 

Info-Box 2 Integrationspolitische Kompetenzen der Europäischen Union

Die integrationspolitischen Zuständigkeiten und Handlungsspielräume im deutschen Mehrebenensystem wer-
den in vielfacher Hinsicht von Kompetenzen und Vorgaben der Europäischen Union überlagert. Dies gilt sowohl 
für die Rechtsetzung als auch für politische Vorgaben und finanzielle Förderinstrumente der EU. 
Die Europäische Union hat spezifische Rechtsetzungskompetenzen zur Verhinderung von Diskriminierung (vgl. 
Art. 19 AEUV) und im Bereich der Migrationspolitik (vgl. Art. 77ff. AEUV). Im Bereich der Integration kann sie 
demgegenüber lediglich Maßnahmen festlegen, die die „Bemühungen der Mitgliedstaaten um die Integration 
der sich rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet aufhaltenden Drittstaatsangehörigen“ fördern und unterstützen 
(Art. 79 Abs. 4 AEUV). Harmonisierungsmaßnahmen sind danach ausgeschlossen. Auf der Grundlage der mi-
grationsrechtlichen Kompetenznormen wurden in den vergangenen Jahren zahlreiche Richtlinien und Verord-
nungen erlassen, die für die jeweils zuständigen Akteure in Bund, Ländern und Kommunen rechtlich bindend 
sind (SVR 2011a: 60). Darüber hinaus haben die Rechtsetzungskompetenzen der EU im Bereich der Wirtschaft 
und in weiteren Politikfeldern insgesamt weitreichende Folgen für Bund, Länder und Kommunen, die sich 
zumindest mittelbar auch auf die jeweiligen integra tionspolitischen Handlungsspielräume auswirken. 
Neben rechtlich verbindlichen Vorgaben spielen auf der Ebene der EU zudem politische Vorgaben eine immer 
größere Rolle, die im Rahmen der sog. Offenen Methode der Koordinierung (OMK) vereinbart werden. Hierbei 
werden (sozial-)politische Ziele und Vergleichsmaßstäbe formuliert, auf deren Grundlage die Mitgliedstaaten 
u. a. durch regelmäßige Berichte aktuelle Entwicklungen und erfolgreiche Praktiken dokumentieren. Solche 
Zielvorgaben und Empfehlungen haben die Organe der EU insbesondere in Bereichen beschlossen, in denen 
die EU keine Rechtsetzungskompetenzen hat (z. B. in der Bildungspolitik). Beispiele sind die Empfehlung des 
Europäischen Parlaments und des Rats vom 23. April 2008 zur Einrichtung des Europäischen Qualifikations-
rahmens für lebenslanges Lernen und die Schlussfolgerungen des Rats vom 12. Mai 2009 zu einem strategi-
schen Rahmen für die europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der allgemeinen und beruflichen Bildung 
(ET 2020). 
Die wichtigsten finanziellen Förderinstrumente der EU in integrationspolitisch relevanten Bereichen sind der 
Europäische Sozialfonds (ESF) und der Europäische Fonds für regionale Entwicklung (EFRE). Der Europäische So-
zialfonds soll die „berufliche Verwendbarkeit“ und die Mobilität der Arbeitskräfte innerhalb der Union fördern 
und die Anpassung an Veränderungen in der Arbeitswelt durch berufliche Bildung und Umschulung unterstüt-
zen (Art. 162ff. AEUV). Der Europäische Fonds für regionale Entwicklung soll dazu beitragen, die wichtigsten 
regionalen Ungleichgewichte in der EU auszugleichen, indem er sich an der Entwicklung und strukturellen 
Anpassung rückständiger Gebiete beteiligt (Art. 176 AEUV). Für die Förderperiode 2007 bis 2013 betragen die 
entsprechenden Fördermittel 26,3 Milliarden Euro; hiervon entfallen ca. 15,3 Milliarden Euro auf die Neuen 
Bundesländer (BMWi 2012). Die Einzelheiten der Mittelvergabe aus diesen Fonds bestimmen Durchführungs-
verordnungen der EU und entsprechende Richtlinien und Programme des Bundes und der Länder.
Die Kommunen sind als vor Ort zuständige Akteure in besonderem Maß von rechtlichen Vorgaben der EU be-
troffen, haben aber gleichzeitig nur sehr beschränkte institutionelle Möglichkeiten der Mitwirkung auf EU-Ebe-
ne (Kropp 2010: 182). Gegenüber Verpflichtungen, die aus dem EU-Recht folgen, können sie sich grundsätzlich 
auch nicht auf die Selbstverwaltungsgarantie in Art. 28 Abs. 2 GG berufen, denn der Anwendungsvorrang des 
EU-Rechts gilt auch gegenüber verfassungsrechtlichen Normen der Mitgliedstaaten zur innerstaatlichen Zu-
ständigkeitsverteilung. Allerdings verpflichtet der am 1. Dezember 2009 in Kraft getretene Lissabonner Vertrag 
die EU, die grundlegenden politischen und verfassungsmäßigen Strukturen der Mitgliedstaaten „einschließlich 
der regionalen und lokalen Selbstverwaltung“ zu achten (Art. 4 Abs. 2 S. 1 EUV), und weist nun auch in den 
Bestimmungen zum Subsidiaritätsprinzip ausdrücklich auf die regionale und lokale Ebene in den Mitgliedstaa-
ten hin (Art. 5 Abs. 3 EUV).
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So fallen z. B. Regelungen zur Förderung der beruflichen 
Bildung sowohl in den Bereich der schulischen Bildung, für 
den die Länder die ausschließliche Gesetzgebungskom-
petenz haben, als auch in die Bereiche Arbeitsförderung, 
öffentliche Fürsorge und betriebliche Berufsausbildung, 
in denen der Bund konkurrierende Gesetzgebungskom-
petenzen hat. Ähnliches gilt für die Übernahme der Kos-
ten für die Schulbildung hilfebedürftiger Kinder im SGB-II- 
oder Kinderzuschlagsbezug. Hierzu muss der Bund infolge 
seiner konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz für die 
entsprechenden Sozialleistungen ausreichende Regelun-
gen treffen, auch wenn eine unmittelbare Verankerung 
der entsprechenden Förderung in den Schulen viel sinn-
voller wäre (Lenze 2011: 24). Zudem kann der Bund zwar 
aufgrund seiner Gesetzgebungskompetenz für die öffent-
liche Fürsorge grundsätzlich gemeinsame Standards für 
die Betreuung und (sprachliche) Förderung von Kindern 
in Tageseinrichtungen festlegen (§§ 22ff. SGB VIII), Re-
gelungen zu einer entsprechenden Qualifizierung von 
Erzieherinnen und Erziehern und zur Fortführung der För-
derung der Kinder in den Schulen fallen jedoch in die 
Gesetzgebungszuständigkeit der Länder.19

Eine große Herausforderung ist auch die effektive Koordi-
nierung der Gesetzgebung von Bund und Ländern zur An-
erkennung im Ausland erworbener Berufsqualifikationen. 
Da die entsprechenden Gesetzgebungszuständigkeiten 
auf Bund und Länder verteilt sind, umfasst das Anerken-
nungsgesetz20 des Bundes, das am 1. April 2012 in Kraft 
treten wird, lediglich die auf Bundesebene geregelten 
Be rufe (z. B. anerkannte Ausbildungsberufe nach dem 
Be rufsbildungsgesetz, Gesundheitsberufe, Rechtsberufe). 
Für die weiteren Berufe (z. B. Lehrer, Erzieher, Ingenieure) 
müssen die Länder eigene Gesetze beschließen (s. Kap. 4).

Die Kommunen haben generell keine eigenen Ge-
setzgebungskompetenzen in einem formellen Sinn, da 
sie Teil der Verwaltungsorganisation der Länder sind. Von 
den Kommunen erlassene Rechtsnormen (z. B. Bebau-
ungspläne, Satzungen zur Regelung der Nutzung öffent-
licher Räume) fallen daher in den Bereich der exekutiven 
Rechtsetzung. Über den Erlass solcher Rechtsnormen 
entscheiden in den Kommunen aber in der Regel die im 
Rahmen des Selbstverwaltungsrechts gewählten Volks-
vertretungen (z. B. Gemeinderat, Kreistag); die Entschei-
dungsfindung ähnelt insofern dem parlamentarischen 
Verfahren auf Landes- und Bundesebene (Schmidt-Aß-
mann/Röhl 2008: 78ff.).

Info-Box 3  Handlungsspielräume der Länder im humanitären 
Aufenthaltsrecht

Das Aufenthaltsgesetz räumt den Ländern im Bereich des humanitären Aufenthaltsrechts wichtige Entschei-
dungsspielräume ein (BAMF 2011b: 105). Im Unterschied zu den expliziten Landesrechtsvorbehalten z. B. im 
Kinder- und Jugendhilferecht handelt es sich hierbei allerdings um Entscheidungsspielräume der Exekutive 
und nicht der Legislative in den Ländern. Nach § 23 Abs. 1 AufenthG können die obersten Landesbehörden 
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern anordnen, dass bestimmten Ausländergruppen 
aus humanitären Gründen eine Aufenthaltserlaubnis erteilt wird. Diese Regelung diente als Grundlage für die 
Beschlüsse der IMK zum Bleiberecht und zur Verlängerung der „Aufenthaltserlaubnis auf Probe“ für langjährig 
Geduldete in den Jahren 2006 und 2009. Nach § 23a Abs. 1 AufenthG können die zuständigen Landesbehör-
den die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis in Härtefällen anordnen, wenn eine von der Landesregierung 
durch Verordnung eingerichtete Härtefallkommission darum ersucht; die Zusammensetzung und Arbeitsweise 
der Härtefallkommissionen können die Landesregierungen aufgrund einer Verordnungsermächtigung in § 23a 
Abs. 2 AufenthG weitgehend eigenständig regeln. Nach § 60a Abs. 1 AufenthG können die obersten Landesbe-
hörden zudem Abschiebestopps für bestimmte Ausländergruppen für einen Zeitraum von bis zu sechs Monaten 
anordnen. Problematisch ist hierbei, dass solche Abschiebestopps nur in seltenen Fällen erlassen werden, 
eine sog. Sperrklausel Flüchtlinge bei einer allgemeinen Gefährdung bestimmter Bevölkerungsgruppen im 
Herkunftsland jedoch von einem sonstigen Abschiebungsschutz grundsätzlich ausschließt (§ 60 Abs. 7 S. 3 
AufenthG).

19  Bund und Länder haben im Herbst 2011 vereinbart, eine „Gemeinsame Initiative von Bund und Ländern zur Weiterentwicklung der Sprachförde-
rung, Sprachdiagnostik und Leseförderung“ vorzubereiten, die eine kohärente Sprachförderung über Elementar-, Primar- und Sekundarbereich 
hinweg ermöglichen soll (vgl. KMK 2011b und BT-Drs. 17/7776: 10).

20  Gesetz zur Verbesserung der Feststellung und Anerkennung im Ausland erworbener Berufsqualifikationen vom 6. Dezember 2011 (BGBl. I: 2515).
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2.2 Verwaltungszuständigkeiten: 
 Verwaltungsvollzug durch den Bund 
als Ausnahmefall

Neben der Rechtsetzung durch Verordnungen auf der 
Grundlage entsprechender Ermächtigungen durch den 
Gesetzgeber ist die wichtigste Aufgabe der Exekutive in 
Bund und Ländern, die jeweils geltenden gesetzlichen 
Regelungen auszuführen (Verwaltungsvollzug). Die Ver-
teilung der Zuständigkeiten für den Verwaltungsvollzug 
deckt sich in Deutschland nicht mit der Verteilung der 
Gesetzgebungskompetenzen zwischen Bund und Län-
dern, sondern wird im Grundgesetz gesondert geregelt. 
Nach Art. 30 u. Art. 83 GG sind die Länder nicht nur für 
die Ausführung der Landesgesetze zuständig, sondern re-
gelmäßig auch für die der Bundesgesetze; dies setzt ein 
Gegengewicht zu den weitreichenden Gesetzgebungs-
kompetenzen des Bundes (Oeter 1998: 405ff.). 

Die Zuständigkeit der Länder für den Verwaltungsvoll-
zug umfasst grundsätzlich alle Aspekte der Verwaltungs-
organisation. Für die Einrichtung von Behörden und das 
Verwaltungsverfahren bei der Ausführung von Bundesge-
setzen gilt jedoch ein Gesetzesvorbehalt zugunsten des 
Bundes (Art. 84 Abs. 1 S. 1 u. 2 GG): Der Bund ist grund-
sätzlich befugt, im Kontext seiner materiellrechtlichen 
Gesetzgebungskompetenzen auch Regelungen zu Verwal-
tungszuständigkeiten und zum Verwaltungsverfahren zu 
treffen. Um das Gesetzgebungsverfahren auf Bundesebe-
ne zu vereinfachen, wurde 2006 mit der Föderalismus-
reform die generelle Zustimmungspflicht des Bundesrats 
für bundesrechtliche Regelungen zum Verwaltungsvollzug 
der Länder abgeschafft. Die Länder können grundsätzlich 
von entsprechenden Bundesgesetzen abweichende Rege-
lungen treffen (Art. 84 Abs. 1 S. 2 u. 3 GG). Wenn aber 
ein besonderer Bedarf an bundeseinheitlicher Regelung 
besteht, kann der Bund mit Zustimmung des Bundesrats 
weiterhin das Verwaltungsverfahren ohne Abweichungs-
möglichkeit für die Länder regeln.21 Ein solcher Ausschluss 
des Abweichungsrechts der Länder gilt u. a. für die Vorga-
ben zum Verwaltungsverfahren im Gesetz über die Fest-
stellung der Gleichwertigkeit von Berufsqualifikationen 
des Bundes (§ 19 BQFG) sowie für bundesrechtliche Ver-
fahrensregelungen im Aufenthalts- und Staatsangehörig-
keitsrecht (§ 105a AufenthG, § 41 StAG).

Da für den Verwaltungsvollzug generell die Länder 
zuständig sind, bestehen bei der Ausführung von Bun-
desgesetzen in den einzelnen Ländern erhebliche Unter-
schiede (Info-Box 3). Auch wenn es sich dabei um ab-
schließende Regelungen handelt, die den Ländern keine 

Spielräume für eigene Gesetzgebung einräumen, enthal-
ten die entsprechenden Gesetze in der Regel zahlreiche 
unbestimmte Rechtsbegriffe und Ermessensvorschrif-
ten, über deren Auslegung und Anwendung die Länder 
grundsätzlich selbstständig entscheiden können. Damit 
die bundesgesetzlichen Regelungen möglichst einheit-
lich angewendet werden, kann die Bundesregierung 
allerdings mit Zustimmung des Bundesrats allgemeine 
Verwaltungsvorschriften erlassen, die für die jeweils zu-
ständigen Behörden der Länder rechtlich bindend sind 
(Art. 84 Abs. 2 GG). Ein wichtiges Beispiel hierfür ist die 
am 31. Oktober 2009 in Kraft getretene Allgemeine Ver-
waltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz, die u. a. die 
Voraussetzungen für die Erteilung und Verlängerung von 
Aufenthaltstiteln konkretisiert und daher für den Verwal-
tungsvollzug der Ausländerbehörden in den Ländern gro-
ße praktische Bedeutung hat (Bundesregierung 2012b, 
Teilliste BMI).

Eine direkte Übertragung von Aufgaben durch den 
Bund auf die Kommunen im Rahmen von bundesgesetz-
lichen Regelungen zu Verwaltungszuständigkeiten ist seit 
der Föderalismusreform 2006 explizit ausgeschlossen 
(Art. 84 Abs. 1 S. 7 u. Art. 85 Abs. 1 S. 2 GG). Daher wur-
den z. B. die Regelungen zur Zuständigkeit der Landkreise 
und kreisfreien Städte für die öffentliche Jugendhilfe im 
SGB VIII durch das Kinderförderungsgesetz vom 10. De-
zember 2008 gestrichen. Das entsprechende „Durchgriffs-
verbot“ für den Bund soll der administrativen und finan-
ziellen Überlastung der Kommunen entgegenwirken und 
einen angemessenen Ausgleich der Verantwortlichkeiten 
innerhalb der Länder ermöglichen (Burgi 2010: 5ff.).22 

Abweichend von der grundsätzlichen Zuständigkeit 
der Länder für den Verwaltungsvollzug sieht das Grund-
gesetz für bestimmte Fälle die Ausführung von Bundes-
gesetzen im Wege der bundeseigenen Verwaltung oder 
durch bundesunmittelbare Körperschaften oder Anstalten 
des öffentlichen Rechts vor (Art. 86 GG). U. a. werden 
nach Art. 87 Abs. 2 S. 1 GG soziale Versicherungsträger, 
deren Zuständigkeitsbereich sich über das Gebiet eines 
Landes hinaus erstreckt, als bundesunmittelbare Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts geführt. Als sozialer 
Versicherungsträger in diesem Sinne wird überwiegend 
auch die Bundesagentur für Arbeit angesehen. Außer-
dem hat der Bund nach dem Grundgesetz generell die 
Möglichkeit, selbstständige Bundesoberbehörden und 
neue bundesunmittelbare Körperschaften und Anstal-
ten für alle Angelegenheiten einzurichten, für die er die 
 Gesetzgebungskompetenz hat (Art. 87 Abs. 3 S. 1 GG). 
Ein Beispiel für eine selbstständige Bundesoberbehörde 
ist das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Info-

21  Andere Regeln gelten für die Fälle der Auftragsverwaltung i. S. d. Art. 85 GG, die für das hier behandelte Thema jedoch nur am Rande relevant sind.
22  Zur Fortgeltung der vor der Föderalismusreform 2006 geltenden Regelungen vgl. die Übergangsbestimmung in Art. 125a Abs. 1 GG.
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Box 4); es ist u. a. zuständig für die Durchführung der In-
tegrationskurse, die durch das Zuwanderungsgesetz von 
2005 eingeführt wurden, und die im Aufenthaltsgesetz 
vorgesehene migrationsspezifische Beratung (§ 75 Nr. 2 
u. 9 u. §§ 43, 45 AufenthG). 

Aus der prinzipiellen Trennung der Verwaltungszu-
ständigkeiten von Bund und Ländern im Grundgesetz 
folgt nach der Rechtsprechung des BVerfG, dass der Bund 
und die Länder ihre Aufgaben grundsätzlich durch eigene 
Verwaltungseinrichtungen erfüllen müssen und ihr Zu-
sammenwirken im Bereich der Verwaltung nur in Fällen 
zulässig ist, die das Grundgesetz ausdrücklich vorsieht. 
Bei einem Zusammenwirken von Bund und Ländern 
müssen zudem die Verantwortlichkeiten klar zugeordnet 
bleiben. Dies soll Unsicherheiten darüber vermeiden, 
welches (Verfahrens-)Recht anzuwenden ist, und eine 
hinreichende rechtliche und demokratische Kontrolle er-
möglichen („Verbot der Mischverwaltung“).23 

Mit dem Grundgesetz vereinbar ist aber eine Ver-
waltungszusammenarbeit der Länder auf der Grundlage 
entsprechender Länderabkommen oder Staatsverträge 
oder eine Zusammenarbeit von Bund und Ländern, die 

lediglich koordinierenden Charakter hat und die oben ge-
nannten Grundsätze wahrt. Eine wichtige Form föderaler 
Kooperation sind die Konferenz der Ministerpräsidenten 
(MPK) und die Fachministerkonferenzen, in denen die 
Länder untereinander gemeinsame Positionen abstim-
men, sich darüber hinaus aber auch mit dem Bund ver-
ständigen. Im Bereich der Integrationspolitik haben ins-
besondere die Aktivitäten und Beschlüsse der Ständigen 
Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundes-
republik Deutschland (KMK) und der Ständigen Konfe-
renz der Innenminister und -senatoren der Länder (IMK) 
Bedeutung. Seit 2007 tritt außerdem die Integrationsmi-
nisterkonferenz (IntMK) regelmäßig zusammen, um eine 
bessere Zusammenarbeit der Länder auf dem Gebiet der 
Integrationspolitik zu erreichen.24 Hinzu kommen Verein-
barungen der Regierungschefs von Bund und Ländern 
(z. B. die am 22. Oktober 2008 von Bund und Ländern 
beschlossene „Qualifizierungsinitiative für Deutschland“, 
vgl. Bundesregierung/Regierungschefs der Länder 2008) 
und zahlreiche Gremien der Ministerialverwaltungen zur 
Kooperation auf Arbeitsebene. Auch bei der Zusammen-
arbeit von Bund und Ländern im Rahmen des Nationalen 

Info-Box 4  Aufgaben und Behördenstruktur des Bundesamts für 
Migration und Flüchtlinge

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) bzw. seine Vorläuferbehörde (Bundesamt für die Aner-
kennung ausländischer Flüchtlinge – BAFl) war bis 2003 in allererster Linie für Entscheidungen in Asylverfah-
ren zuständig. Infolge der seit dem sog. Asylkompromiss 1993 stark gesunkenen Zahlen Asylsuchender und 
im Zusammenhang mit der Verabschiedung des Zuwanderungsgesetzes wurden seine Aufgaben erheblich 
erweitert (SVR 2010a: 82). Neben der Durchführung der Integrationskurse und der im Aufenthaltsgesetz vor-
gesehenen migrationsspezifischen Beratung gehören hierzu nach § 75 AufenthG nun z. B. auch die fachliche 
Zuarbeit für die Bundesregierung auf dem Gebiet der Integrationsförderung, wissenschaftliche Forschung zu 
Migrationsfragen und die Koordinierung von Informationsübermittlung und Auswertung der Erkenntnisse der 
Sicherheitsbehörden des Bundes in Fällen mit ausländerrechtlicher Relevanz. Das BAMF führt außerdem das 
Ausländerzentralregister (§ 1 AZRG).
Neben der Zentrale in Nürnberg und vier dezentralen Fachreferaten hat das BAMF 22 Außenstellen, in denen 
Asylverfahren durchgeführt werden und sog. Regionalkoordinatoren die integrationsbezogenen Aufgaben des 
BAMF wahrnehmen. Durch diese Behördenstruktur reicht die Tätigkeit des BAMF bis in die Länderebene und 
die kommunale Ebene hinein. Der regionalen Tätigkeit des BAMF sind allerdings durch die Regelungen zur 
Zuständigkeitsverteilung zwischen Bund und Ländern im Grundgesetz Grenzen gesetzt. Insbesondere dürfen 
nach Art. 87 Abs. 3 S. 2 GG bundeseigene Mittel- und Unterbehörden nur bei einem dringenden Bedarf für 
neue Aufgaben des Bundes und nur mit Zustimmung des Bundesrats sowie der Mehrheit der Mitglieder des 
Bundestags errichtet werden. Dies soll die Länder vor übermäßigen Eingriffen des Bundes in ihre Verwaltungs-
zuständigkeit schützen. Die Aufgabenwahrnehmung in der Zentrale und den Außenstellen des BAMF darf die 
entsprechenden Zuständigkeitsregelungen im Grundgesetz nicht umgehen.

23  Zur Verfassungswidrigkeit des § 44b SGB II vor Einfügung des neuen Art. 91e in das Grundgesetz vgl. BVerfGE 119, 331/361ff.; allgemein zum Verbot 
der Mischverwaltung vgl. Siekmann 2009: Art. 91a Rn. 1ff. m. w. N. 

24  Zur Arbeitsweise der Fachministerkonferenzen vgl. Kropp 2010: 137ff. sowie Bundesrat 2012.
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Integrationsplans (NIP) bzw. des Nationalen Aktionsplans 
(NAP) für Integration handelt es sich um eine zulässige 
Form der koordinierenden Zusammenarbeit (s. Kap. 2.5). 
Im Unterschied zu parlamentarischen Entscheidungen 
setzen Beschlüsse entsprechender föderaler Gremien 
grundsätzlich einen Konsens aller Mitglieder voraus.25 
Veränderungen des Status quo lassen sich in diesen Gre-
mien daher häufig nur schwer durchsetzen.

Für bestimmte Bereiche sieht das Grundgesetz zudem 
ausdrücklich vor, dass Bund und Länder ihre Aufgaben 
gemeinschaftlich wahrnehmen und bei der Verwaltung 
zusammenarbeiten (Art. 91aff. GG). Durch die entspre-
chenden Regelungen im Grundgesetz werden zum einen 
Verwaltungskooperationen zwischen Bund und Ländern 
und zum anderen eine Übernahme finanzieller Lasten 
der Länder durch den Bund in einem begrenzten Um-
fang verfassungsrechtlich legitimiert (Siekmann 2009: 
Art. 91a Rn. 2ff.). Neben der in Art. 91b Abs. 2 GG vorge-
sehenen Zusammenarbeit von Bund und Ländern bei der 
Erstellung von Schulleistungsstudien ist im Bereich der 
Integrationspolitik insbesondere die Regelung in Art. 91e 
GG zur Verwaltungszusammenarbeit bei der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende nach dem SGB II relevant, die im 
Jahr 2010 (infolge des Urteils des BVerfG zur Verfassungs-
widrigkeit der Hartz-IV-Arbeitsgemeinschaften) in das 
Grundgesetz eingefügt wurde. Durch diese Änderung des 
Grundgesetzes können die „Leistungen zur Eingliederung 
in Arbeit“ nach dem SGB II weiterhin durch gemeinsame 
Einrichtungen der BA und der Kommunen („Job-Center“, 
vgl. §§ 6d, 44b SGB II) erbracht werden.

Ebenso wie die Verteilung der Gesetzgebungskom-
petenzen führt auch die Verteilung der Verwaltungszu-
ständigkeiten auf unterschiedliche Akteure in Bund und 
Ländern zu zahlreichen Überschneidungen bzw. paralle-
len Zuständigkeiten. Im Bereich der Integrationspolitik 
spielen neben den Landesbehörden, die generell für den 
Verwaltungsvollzug zuständig sind, die BA und das BAMF  
als eigenständige Verwaltungsträger des Bundes eine 
wichtige Rolle. Im Bereich der beruflichen Bildung müs-
sen zudem die Berufskammern (insbesondere IHKs und 
HWKs) einbezogen werden, die aufgrund entsprechen-
der bundesrechtlicher Regelungen für die betriebliche 
Berufsausbildung (und die Anerkennung im Ausland er-
worbener Berufsabschlüsse) zuständig sind. Die Abstim-
mung integrationspolitischer Entscheidungen auf den un-
terschiedlichen Verwaltungsebenen in Bund und Ländern 
ist daher mit erheblichen Herausforderungen verbunden.

2.3 Die doppelte Funktion der 
 Kommunen: Selbstverwaltung und 
Verwaltungsvollzug für die Länder

Die Kommunen haben im Rahmen ihrer Verwaltungszu-
ständigkeiten eine doppelte Funktion: Zum einen sind sie 
(als Körperschaften des öffentlichen Rechts) Teil der Ver-
waltungsorganisation der Länder und agieren in dieser 
Eigenschaft als deren untere Verwaltungsbehörden. Zum 
anderen sind sie Verwaltungsträger für die Aufgaben der 
Selbstverwaltung; in dieser Eigenschaft sind sie durch die 
Selbstverwaltungsgarantie in Art. 28 Abs. 2 GG und durch 
entsprechende Regelungen in den Landesverfassungen 
in besonderer Weise geschützt. Entsprechend können die 
Länder (im Rahmen ihrer Zuständigkeit für die Ausfüh-
rung von Bundes- und Landesgesetzen) öffentliche Auf-
gaben entweder als staatliche Auftragsangelegenheit 
oder als Selbstverwaltungsangelegenheit auf die Kom-
munen übertragen.26 Daraus resultieren für die Kommu-
nen jeweils unterschiedliche Handlungsspielräume.

Sofern die Kommunen staatliche Auftragsangelegen-
heiten ausführen, unterliegen sie der Rechts- und Fach-
aufsicht der jeweils zuständigen Aufsichtsbehörden der 
Länder und ihr Handlungsspielraum ist sehr begrenzt. Die 
Rechtsaufsicht umfasst die Kontrolle der Rechtmäßigkeit 
des Verwaltungshandelns anhand der jeweils einschlä-
gigen gesetzlichen Vorgaben. Die Fachaufsicht umfasst 
darüber hinaus auch Vorgaben zur Zweckmäßigkeit des 
Verwaltungshandelns und die Kontrolle der Einhaltung 
der entsprechenden Vorgaben. Zu den staatlichen Auf-
tragsangelegenheiten der Kommunen gehören z.  B. 
die Gefahrenabwehr auf der Grundlage der Polizei- und 
Ordnungsgesetze der Länder, die Durchführung von Ein-
bürgerungsverfahren auf der Grundlage des Staatsange-
hörigkeitsgesetzes und die Erteilung und Verlängerung 
von Aufenthaltsgenehmigungen auf der Grundlage des 
Aufenthaltsgesetzes. 

Sofern den Kommunen öffentliche Aufgaben als 
Selbstverwaltungsangelegenheiten übertragen sind, un-
terliegen sie lediglich der Rechtsaufsicht der zuständigen 
 Aufsichtsbehörden der Länder, über die Ausführung die-
ser Aufgaben können sie eigenverantwortlich entschei-
den. Integrationspolitisch besonders wichtige Selbst-
verwaltungsangelegenheiten der Kommunen sind die 
Schulträgerschaft und die Trägerschaft für Einrichtungen 
der Kinder- und Jugendhilfe. Dies bedeutet, dass die Kom-

25  In der MPK und der KMK reicht allerdings für bestimmte Beschlüsse inzwischen eine Mehrheit von 13 Ländern. In der IMK und der IntMK haben 
die Länder die Möglichkeit, sich zu enthalten und ihre Bedenken in einer Protokollnotiz zum Ausdruck zu bringen, ohne hierdurch entsprechende 
Beschlüsse zu blockieren (Kropp 2010: 136–137).

26  Zu der entsprechenden Begrifflichkeit vgl. Burgi 2010: 76ff. und Schmidt-Aßmann/Röhl 2008: 41ff.
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Info-Box 5 Erläuterungen zum Begriff Kommune

Der Begriff „Kommune“ wird allgemein als Oberbegriff für Gemeinden und Gemeindeverbände (vor allem Krei-
se) verwendet. Allerdings kommt dieser Oberbegriff im Grundgesetz (und in den Verfassungen der meisten 
Bundesländer) nicht vor; vielmehr beziehen sich die einschlägigen verfassungsrechtlichen Regelungen meist 
auf Gemeinden oder Kreise und sonstige Gemeindeverbände. Die Bedeutung des Begriffs „Kommune“ lässt sich 
daher am besten durch die Erläuterung der rechtlichen Begriffe „Gemeinde“ und „Gemeindeverbände“ erklären.
Gemeinden lassen sich durch mehrere institutionelle Merkmale charakterisieren: Sie sind selbstständige, 
rechtsfähige Verwaltungseinheiten, die unter Beteiligung der Betroffenen eigenverantwortlich öffentliche 
Aufgaben wahrnehmen. Gemeinden sind außerdem als Gebietskörperschaften organisiert, d. h. alle Personen 
mit Wohnsitz in der Gemeinde sind Mitglieder dieser Gemeinde, und ihre Selbstverwaltungsbefugnisse be-
ziehen sich auf die Erledigung allgemeiner Verwaltungsaufgaben auf der örtlichen Ebene. Die Rechtsstellung 
und Binnenorganisation der Gemeinden (z. B. Zuständigkeiten des Gemeinderats und des Bürgermeisters) ist 
im Einzelnen in den Gemeindeordnungen der Bundesländer oder vergleichbaren Landesgesetzen geregelt.
Der Begriff der Gemeinde umfasst grundsätzlich sowohl Millionenstädte als auch einzelne Dörfer. Trotz ein-
heitlicher institutioneller Merkmale können sich Gemeinden also erheblich voneinander unterscheiden. Die 
kommunalrechtlichen Regelungen der Bundesländer sehen dementsprechend unterschiedliche Gemeindeka-
tegorien vor (z. B. kreisfreie Städte, große kreisangehörige Städte, kreisangehörige Gemeinden). Hinsichtlich 
der Aufgaben und Befugnisse bedeutsam ist insbesondere die Unterscheidung zwischen kreisangehörigen Ge-
meinden, in deren Gebiet verschiedene Aufgaben auf Kreisebene erledigt werden, und kreisfreien Gemeinden 
(= kreisfreie Städte) (Burgi 2010: 36).
Gemeindeverbände sind Gebietskörperschaften, die mehrere Gemeinden zusammenfassen und zur Wahrneh-
mung von Selbstverwaltungsaufgaben gebildet wurden. Ihre wichtigste Erscheinungsform sind die Kreise oder 
Landkreise, deren Rechtsstellung und Binnenorganisation in den Kreisordnungen der Länder oder in vergleich-
baren Landesgesetzen geregelt ist. Die Kreise nehmen örtliche Aufgaben wahr, die die einzelnen Gemeinden 
nicht erfüllen können, und unterstützen die Gemeinden bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben. In einigen 
Bundesländern bestehen zu diesem Zweck außerdem Gesamtgemeinden (z. B. Gemeindeverwaltungsverbände 
in Baden-Württemberg und Hessen, Verbandsgemeinden in Rheinland-Pfalz und Sachsen-Anhalt) oder über 
Kreisgrenzen hinausgehende höhere Kommunalverbände (die Bezirke in Bayern und die Landschaftsverbände 
Rheinland und Westfalen-Lippe in Nordrhein-Westfalen) (Burgi 2010: 286). Keine Gemeindeverbände in einem 
verfassungsrechtlichen Sinn sind dagegen Zweckverbände, die auf der Grundlage öffentlich-rechtlicher Verträge 
zwischen den beteiligten Gemeinden nur bestimmte Einzelaufgaben wahrnehmen (z. B. Zweckverbände zur 
Abwasserentsorgung). Nicht eindeutig zuordnen lassen sich die verschiedenen Regionalverbände, die typischer-
weise für Aufgaben der Verkehrs- und Raumplanung und der Wirtschaftsförderung in größeren Ballungsräumen 
zuständig sind (z. B. Verband Region Stuttgart, Regionalverband Ruhr) (Schmidt-Aßmann/Röhl 2008: 120).
Das Grundgesetz und die Landesverfassungen enthalten Selbstverwaltungsgarantien sowohl zugunsten der Ge-
meinden als auch der Gemeindeverbände. Insbesondere muss den Gemeinden nach Art. 28 Abs. 2 S. 1 GG das 
Recht gewährt werden, alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener 
Verantwortung zu regeln. Eine entsprechende Selbstverwaltungsgarantie gilt auch für die Gemeindeverbände, 
allerdings ist dieser Schutz etwas schwächer (Art. 28 Abs. 2 S. 2 GG). Die einzelnen Gemeinden können sich 
außerdem auch gegenüber den Gemeindeverbänden auf ihr Selbstverwaltungsrecht berufen, wenn ohne hin-
reichende Rechtfertigung oder rechtliche Grundlage Aufgaben auf die höhere Ebene der Gemeindeverbände 
übertragen werden. Nicht durch die Selbstverwaltungsgarantien im Grundgesetz und in den Landesverfassungen 
geschützt sind die Gemeinden und Gemeindeverbände, sofern sie nicht in ihrer Eigenschaft als Träger der Selbst-
verwaltung agieren, sondern in ihrer weiteren Funktion als untere Verwaltungsbehörden der Länder.
Besonderheiten hinsichtlich der Rechtsstellung von Kommunen gelten für die Stadtstaaten Bremen, Hamburg 
und Berlin. Bremen ist in die Gemeinden Bremen und Bremerhaven untergliedert; die obersten Organe der 
Stadt und des Bundeslandes Bremen (Bürgerschaft und Senat) sind jedoch identisch (Art. 143 der Freien 
Hansestadt Bremen). Hamburg hat keine eigene kommunale Ebene, sondern ist ausschließlich Bundesland 
(Art. 1ff. der Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg). Berlin ist gleichzeitig Bundesland und Stadt 
bzw. Gemeinde (Art. 1 Abs. 1 der Verfassung von Berlin). Die Berliner Bezirke erfüllen ihre Aufgaben nach den 
Grundsätzen der Selbstverwaltung und nehmen regelmäßig die örtlichen Verwaltungsaufgaben wahr (Art. 66 
Abs. 2 der Verfassung von Berlin). Sie sind jedoch keine eigenständigen Gemeinden und werden daher nicht 
durch die Selbstverwaltungsgarantien im Grundgesetz geschützt.
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munen für die Errichtung, Unterhaltung und Verwaltung 
von Schulen und Kindertageseinrichtungen oder sons-
tigen Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe grund-
sätzlich selbst verantwortlich sind und hierbei lediglich 
die allgemeinen gesetzlichen Vorgaben auf Bundes- und 
Landesebene beachten müssen. Entsprechende Entschei-
dungsspielräume haben die Kommunen auch bei Aufga-
ben, zu deren Übernahme sie nicht gesetzlich verpflichtet 
sind, die sie aber aufgrund der Selbstverwaltungsgaran-
tie (Art. 28 Abs. 2 GG) nach freier politischer Einschät-
zung übernehmen können („freiwillige Aufgaben“, z. B. 
kommunale Wirtschaftsförderung, kulturelle Angebote, 
freiwillige Bildungs- und Beratungsangebote).27 

In den Stadtstaaten Bremen, Hamburg und Berlin fal-
len die kommunale Ebene und die Landesebene in unter-
schiedlicher Weise zusammen (Info-Box 5). Zwar gibt es 
auch in diesen Ländern bzw. Stadtstaaten regionale Unter-
gliederungen in Form von Bezirken oder Stadt- bzw. Orts-
teilen; diese haben jedoch nicht den rechtlichen Status 
der Kommunen. Die Integrations- und Bildungskonzepte, 
die Bremen, Hamburg und Berlin in den vergangenen 
Jahren vorgelegt haben, machen deutlich, dass die spezi-
fischen Zuständigkeitskonstellationen in den Stadtstaaten 
die Bündelung integrationspolitischer Maßnahmen er-
leichtern (vgl. z. B. Stadt Hamburg 2009; Freie Hansestadt 
Bremen 2011; Senatsverwaltung für Integration 2007).

2.4 Verteilung der finanziellen Verant-
wortlichkeiten: übermäßige Belastung 
von Ländern und Kommunen?
Nach Art. 104a Abs. 1 GG tragen der Bund und die Län-
der die Kosten für die Erfüllung ihrer jeweiligen Aufga-
ben grundsätzlich selbst. Da die Länder in der Regel für 
den Verwaltungsvollzug zuständig sind, müssen sie also 
grundsätzlich die Kosten für die Ausführung sowohl von 
Bundesgesetzen als auch von Landesgesetzen tragen. 
Um zu verhindern, dass die Länder durch bundesrecht-
liche Regelungen übermäßig finanziell belastet werden, 
sieht das Grundgesetz allerdings Modifizierungen dieses 
Prinzips vor. Nach Art. 104a Abs. 3 GG können Bundes-
gesetze, die finanzielle Leistungen beinhalten und von 
den Ländern ausgeführt werden, die entsprechenden fi-
nanziellen Lasten ganz oder teilweise dem Bund übertra-
gen. Seit der Föderalismusreform 2006 bedürfen zudem 
nach Art. 104a Abs. 4 GG Bundesgesetze, die finanzielle 

oder vergleichbare Verpflichtungen der Länder gegen-
über Dritten begründen (z. B. Regelungen zur Schaffung 
von Betreuungsplätzen für Kinder), der Zustimmung des 
Bundesrats, wenn daraus entstehende Ausgaben von den 
Ländern zu tragen sind (BT-Drs. 16/813: 18).

Im Übrigen darf der Bund den Ländern nach Art. 104b 
GG Finanzhilfen nur für „besonders bedeutsame Investi-
tionen“ auf Länder- und kommunaler Ebene gewähren, 
die im Hinblick auf die in Art. 104b GG genannten ge-
samtwirtschaftlichen Interessen erforderlich sind. Nach 
der Neufassung des Art. 104b GG durch die Föderalismus-
reform 2006 sind solche Finanzhilfen zudem auf Bereiche 
beschränkt, für die der Bund auch eine Gesetzgebungs-
kompetenz hat. In Bereichen, für die den Ländern die al-
leinige Gesetzgebungskompetenz zusteht, sind Finanzhil-
fen des Bundes dagegen grundsätzlich nicht zulässig (sog. 
Kooperationsverbot).28 Dies schließt z. B. eine Fortsetzung 
oder Neuauflage des im Jahr 2009 ausgelaufenen Ganz-
tagsschul-Investitionsprogramms des Bundes grundsätz-
lich aus (BT-Drs. 16/813: 19). Die Änderung des Art. 104b 
GG sollte die Möglichkeiten des Bundes beschränken, die 
Länder in ihrem Zuständigkeitsbereich am goldenen Zü-
gel zu politischen Entscheidungen zu bewegen, die auf 
Bundesebene gewünscht sind (Häde 2011: 99). Dadurch 
wurde jedoch die Zusammenarbeit zwischen Bund und 
Ländern im Bereich der Bildung wesentlich erschwert.

Im Verhältnis zwischen Ländern und Kommunen 
gilt grundsätzlich, dass die Länder durch allgemeine 
und zweckgebundene Finanzzuweisungen im Rahmen 
des landesrechtlich geregelten kommunalen Finanzaus-
gleichs für eine angemessene finanzielle Ausstattung der 
Kommunen sorgen müssen. Darüber hinaus sind die Län-
der in der Regel verpflichtet, den Kommunen bei einer 
Übertragung neuer öffentlicher Aufgaben einen hierauf 
bezogenen finanziellen Ausgleich zu gewähren. Ein sol-
ches sog. Konnexitätsprinzip wurde inzwischen in (fast) 
allen Verfassungen der Flächenstaaten verankert (Kluth 
2009: 337). Zum finanziellen Ausgleich sind die Länder 
auch verpflichtet, wenn sie den Kommunen die Zustän-
digkeit für die Ausführung bundesrechtlicher Regelungen 
übertragen, z. B. für die Schaffung von Betreuungsplät-
zen in Kindertageseinrichtungen oder für Sozialhilfeauf-
gaben.29 

Die Verteilung der Kompetenzen für die Steuerge-
setzgebung und der Steuereinnahmen zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen ist in den Art. 105 bis 107 GG 
geregelt. Im Bereich der Steuergesetzgebung hat der 

27  Zu den Zuständigkeiten und Handlungsspielräumen der Kommunen bei der Versorgung mit Wohnraum und der Integration in das Erwerbsleben 
s.  Kap. 4 und 5.

28  Ausnahmen gelten aufgrund einer Änderung des Grundgesetzes im Rahmen des Konjunkturpakets II im Jahr 2009 in „außergewöhnlichen Notsitu-
ationen“ (Art. 104b Abs. 1 S. 2 GG); vgl. außerdem die Übergangsregelung in Art. 12 Abs. 2 S. 2 lit. c GG.

29  Vgl. VerfGH NRW, Urteil v. 12.10.2010 – VerfGH 12/09; VfGBbg, Urteile v. 15.12.2008 – VfGBbg 66/08 u. 68/08.
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Bund grundsätzlich eine konkurrierende Gesetzgebungs-
kompetenz (Art. 105 Abs. 2 i. V. m. Art. 72 Abs. 2 GG). 
Allerdings haben die Länder das Recht, den Steuersatz bei 
der Grunderwerbssteuer zu bestimmen (Art. 105 Abs. 2a 
S. 2 GG), und die Kommunen das Recht, die genaue Höhe 
der Grund- und Gewerbesteuer festzulegen („Hebesatz-
recht“, vgl. Art. 106 Abs. 6 S. 2 GG u. Art. 28 Abs. 2 S. 3 
GG). Bundesgesetze über Steuern, deren Aufkommen 
ganz oder zum Teil den Ländern oder den Kommunen zu-
fließt, bedürfen zudem der Zustimmung des Bundesrats 
(Art. 105 Abs. 3 GG).30 

Obwohl schon eine Reihe von Änderungen im Grund-
gesetz und den Landesverfassungen vorgenommen 
wurden, um die Kommunen vor einer finanziellen Über-
lastung zu schützen, ist die finanzielle Lage vieler Kommu-
nen weiterhin sehr angespannt (Anton/Diemert/Winkler 
2011: 11). Dies liegt in erster Linie an stark gestiegenen 
Sozialausgaben und einer hieraus resultierenden dauer-
haften Überschuldung vieler Kommunen im vergangenen 
Jahrzehnt (Holtkamp 2010: 468). Aufgrund dieser Ent-
wicklungen besteht die Gefahr, dass die Kluft zwischen ar-
men und reichen Kommunen immer größer wird (Anton/
Diemert/Winkler 2011: 11; Holtkamp 2011: 16). Durch 
das Gesetz zur Stärkung der Finanzkraft der Kommunen 
vom 6. Dezember 2011 (BGBl. I: 2563) hat sich der Bund 
zwar verpflichtet, die Ausgaben für die Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung zu übernehmen, aller-
dings zunächst nur in einem begrenzten Umfang und nur 
im Gegenzug zu erheblichen Kürzungen im Bereich der 
Arbeitsförderung (vgl. BT-Drs. 17/7141; BT-Drs. 17/7189 
und BR-Drs. 668/11). 

Infolge ihrer finanziellen Schwierigkeiten haben vie-
le Kommunen bei der Wahrnehmung ihrer Selbstverwal-
tungsaufgaben im Bereich der Integrationspolitik immer 
geringere Handlungsspielräume. Darüber hinaus besteht 
die Gefahr, dass Kommunen, besonders diejenigen in 
einer schlechten finanziellen Lage, Mehrausgaben auf 
Bundesebene zum Anlass nehmen, eigene Leistungen 
einzusparen, sodass eine auf Bundesebene erwünschte 
Besserstellung der betroffenen Personen leerläuft. So ha-
ben z. B. viele Kommunen bereits bestehende freiwillige 
Angebote für bedürftige Kinder (insbesondere Zuschüsse 
zum Mittagessen in Tageseinrichtungen für Kinder und 
Schulen) gestrichen, da die entsprechenden Leistungen 
seit der Verabschiedung des sog. Bildungspakets nun aus 
Bundesmitteln finanziert werden (Öchsner 2011). 

2.5 Initiativen des Bundes zur 
 Bündelung integrationspolitischer 
Maßnahmen: Beitrag zu einer 
 effektiveren Koordinierung?
Die Bundesregierung hat im letzten Jahrzehnt verschiede-
ne Initiativen gestartet, um übergreifende Konzepte oder 
Aktionspläne zu erarbeiten, die integrationspolitische 
Maßnahmen auf den verschiedenen föderalen Ebenen 
besser bündeln sollen und auch nichtstaatliche Akteure 
einbeziehen. Durch das Anfang 2005 in Kraft getretene 
Zuwanderungsgesetz wurde das Bundesministerium des 
Innern (BMI) bzw. eine von ihm zu bestimmende Stelle 
verpflichtet, ein bundesweites Integrationsprogramm zu 
entwickeln, in dem die bestehenden Integrationsange-
bote von Bund, Ländern und Kommunen sowie privaten 
Trägern für ausländische Zuwanderer und Spätaussiedler 
festgestellt und Empfehlungen zur Weiterentwicklung der 
Integrationsangebote vorgelegt werden (§ 45 AufenthG); 
das BMI hat diese Aufgabe dem BAMF übertragen. Zu-
dem veröffentlichte die Bundesregierung auf dem ers-
ten Integra tionsgipfel im Juli 2006 eine Erklärung, in der 
sie die Erarbeitung eines „Nationalen Integra tionsplans 
mit klaren Zielen, konkreten Maßnahmen und Selbstver-
pflichtungen als Grundlage einer nachhaltigen Integra-
tionspolitik“ durch sechs verschiedene von den fachlich 
jeweils zuständigen Bundesministerien geleitete Arbeits-
gruppen ankündigte (Bundesregierung 2006).31 Diese Er-
klärung thematisierte allerdings weder die Verteilung der 
integrationspolitischen Zuständigkeiten zwischen Bund 
und Ländern noch das Verhältnis des Nationalen Integra-
tionsplans (NIP) zu dem in § 45 AufenthG vorgesehenen 
bundesweiten Integrationsprogramm (IP). 

Die Abstimmungen zum NIP und zum IP verliefen in 
der Folgezeit parallel zueinander: Auf dem zweiten In-
tegrationsgipfel im Juli 2007 wurde der NIP vorgestellt, 
auf dem dritten Integrationsgipfel im November 2008 ein 
erster Fortschrittsbericht zu seiner Umsetzung präsentiert 
(SVR 2010a: 80). Der NIP beinhaltet von der Bundesregie-
rung beschlossene Maßnahmen sowie „Selbstverpflich-
tungen“ der Länder, Kommunen und nichtstaatlichen 
Akteure zu einer breiten Palette integrationspolitisch re-
levanter Themen. Das unter der Federführung des BAMF 
entwickelte Integrationsprogramm wurde im Septem-
ber 2010 vom Bundeskabinett verabschiedet. Es enthält 

30  Die Regelungen im Grundgesetz über die Verteilung der Steuereinnahmen zwischen Bund, Ländern und Kommunen und über den Finanzausgleich 
zwischen den Ländern sind sehr komplex. Die Einnahmen aus der Einkommens- und Körperschaftssteuer gehen grundsätzlich je zur Hälfte an Bund 
und Länder, wobei die Länder einen Teil an die Gemeinden weiterleiten müssen (vgl. Art. 106 Abs. 3 bis 5 u. 7 GG). Die Verteilung der Einnahmen 
aus der Umsatzsteuer zwischen Bund, Ländern und Kommunen wird durch zustimmungspflichtiges Bundesgesetz geregelt (vgl. Art. 106 Abs. 3, 4 u. 
5a GG). Den Kommunen stehen außerdem die Einnahmen aus der Grund- und Gewerbesteuer zu (Art. 106 Abs. 6 GG). Der Finanzausgleich zwischen 
den Ländern findet auf der Grundlage der Vorgaben in Art. 107 GG und entsprechenden zustimmungspflichtigen Bundesgesetzen statt.

31  Darüber hinaus wurde im Herbst 2006 die Deutsche Islamkonferenz ins Leben gerufen, die jedoch in erster Linie als ein Dialogforum fungieren soll.
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Empfehlungen zur Förderung der Sprachkenntnisse und 
der Bildungschancen von Kindern und Jugendlichen und 
zur Zusammenarbeit mit Migrantenorganisationen und 
bezieht sich dabei teilweise auf die im NIP vorgesehe-
nen Maßnahmen (BAMF 2012). Auf dem vierten Integra-
tionsgipfel im November 2010 hat die Bundesregierung 
schließlich die Erarbeitung eines Nationalen Aktionsplans 
(NAP) für Integration innerhalb eines Jahres angekündigt, 
in dem auf der Grundlage des NIP verbindliche Zielvor-
gaben vereinbart werden sollen (Integrationsbeauftragte 
2010). Der NAP wurde beim fünften Integrationsgipfel 
im Januar 2012 vorgestellt. Der umfangreiche Bericht 
bündelt die für elf Bereiche entwickelten Ziele, die sich 
in ihrer Konkretheit deutlich unterscheiden (Integrations-
beauftragte 2012; IntMK/Integrationsbeauftragte 2012). 

Die Vorbereitung des NIP und des NAP war teilweise 
von Spannungen zwischen den beteiligten Akteuren aus 
Bund und Ländern begleitet, u. a. weil in vielen Berei-
chen, die in den entsprechenden Arbeitsgruppen und Di-
alogforen behandelt wurden, den Ländern eine zentrale 
Rolle zukommt, die Federführung und Leitung dieser Gre-
mien jedoch der Bund innehatte. Auf dem ersten Treffen 
der Integrationsministerkonferenz im April 2007 verstän-
digten sich die Länder darauf, einen gemeinsamen Län-
derbeitrag für den NIP zu erarbeiten und von gesonder-
ten Einzelbeiträgen der Länder abzusehen (IntMK 2007). 
Auch für die Vorbereitung des NAP wurde ein gemein-
sames Vorgehen vereinbart (IntMK 2011). Vertreter der 
einzelnen Länder haben jedoch auch über die gemeinsa-
men Länderbeiträge hinaus durch eine aktive Mitarbeit in 
den Arbeitsgruppen und Dialogforen die jeweiligen Ab-
schlussberichte inhaltlich mitgestaltet. Die entsprechen-
den Initiativen des Bundes haben die Kommunikation 
über integrationspolitische Maßnahmen zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen in jedem Fall intensiviert. Ob sie 
darüber hinaus tatsächlich dazu beitragen können, trotz 
der zahlreichen parallelen oder sich überschneidenden 
Zuständigkeiten im deutschen Mehrebenen system inte-

grationspolitische Maßnahmen effektiv zu koordinieren, 
ist noch nicht absehbar (Bade 2007).32

2.6 Fazit: Zuständigkeitsüber-
schneidungen als integrations-
politische Herausforderung
Das im Grundgesetz festgeschriebene Mehrebenensys-
tem birgt – trotz aller Chancen einer flexiblen, subsidiären 
und sachnahen Regelungsstruktur – eine Reihe von Un-
zulänglichkeiten, die in integrationspolitisch relevanten 
Bereichen besonders deutlich werden. Die Verteilung 
der Gesetzgebungskompetenzen und Verwaltungsauf-
gaben auf unterschiedliche Akteure in Bund, Ländern 
und Kommunen führt zu zahlreichen parallelen und 
sich überschneidenden Zuständigkeiten, die eine ef-
fektive Bündelung integrationspolitischer Maßnahmen 
erschweren. Infolge dieser Zuständigkeitsüberschnei-
dungen und der unterschiedlich verteilten finanziellen 
Verantwortlichkeiten besteht zudem die Gefahr, dass 
die Kommunen für eine zielgerichtete Integrationspolitik 
vor Ort keine ausreichenden Mittel zur Verfügung haben 
oder dass integrationspolitische Maßnahmen des Bundes 
durch entsprechende Kürzungen auf lokaler Ebene ledig-
lich die Kostenlast verschieben. Ob durch Initiativen des 
Bundes wie den NIP bzw. den NAP für Integration inte-
grationspolitische Maßnahmen über einen Anstoß in die 
richtige Richtung hinaus tatsächlich effektiv koordiniert 
werden können, ist noch nicht absehbar. Bei der Ent-
wicklung integrationspolitischer Strategien müssen die 
entsprechenden Regelungen zur Verteilung der Zustän-
digkeiten im deutschen Mehrebenensystem in jedem 
Fall angemessen berücksichtigt werden. Gleichzeitig 
müssen bei weiteren Reformen des föderalen Systems 
im gemeinsamen Interesse spezifische integrationspo-
litische Ziele formuliert werden.

32  Zu den unproduktiven Überschneidungen bei der institutionellen Berichterstattung über Integration und Migration vgl. außerdem SVR 2010a: 83–84.
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Frühkindliche und schulische Bildung

Kapitel3

Seit die Schüler in Deutschland in der ersten PISA-Studie 
im Jahr 2000 im internationalen Vergleich schlecht ab-
geschnitten haben, steht das deutsche Bildungssystem 
unter verstärkter Beobachtung von Öffentlichkeit und Po-
litik. Die Studie kritisierte vor allem, dass der schulische 
Erfolg in Deutschland sehr stark von der sozialen Lage des 
Elternhauses abhängt. Da Schüler mit Migrationshinter-
grund in Deutschland häufig aus sozial schwachen Eltern-
häusern stammen, schnitten sie in der PISA-Studie beson-
ders schlecht ab (SVR 2010a: 137–143).33 Als Reaktion auf 
den sog. PISA-Schock wurde in den letzten Jahren eine 
Reihe von Maßnahmen ergriffen, um die Schulqualität zu 
verbessern und so dazu beizutragen, dass die schulischen 
Leistungen auch von Schülern mit Migrationshintergrund 
besser werden (Langenfeld 2007: 358–381). Wie die neu-
este PISA-Studie für das Jahr 2009 zeigt, tragen diese Be-
mühungen erste Früchte. Dennoch ist zwischen Schülern 
mit und ohne Migrationshintergrund nach wie vor ein 
deutlicher Abstand sichtbar (OECD 2011). Beispielsweise 
zeigt der zweite Integrationsindikatorenbericht der Inte-
gra tionsbeauftragten, dass der Anteil der ausländischen 
Jugend lichen, die ohne Schulabschluss eine allgemeinbil-
dende Schule verlassen, immer noch mehr als doppelt so 
hoch liegt wie bei deutschen Jugendlichen (Engels et  al. 
2011: 37).

Im Folgenden werden die Veränderungen im Hinblick 
darauf analysiert, wie sie sich auf Bildungsbeteiligung und 
-erfolg der Schüler mit und ohne Migrationshintergrund 
auswirken. Dabei liegt der Fokus auf drei Punkten, die 
bereits im SVR-Jahresgutachten 2010 als zentrale Stell-
schrauben identifiziert wurden, um den Bildungserfolg 
in der Einwanderungsgesellschaft zu verbessern: die flä-
chendeckende Verbesserung frühkindlicher Bildung, der 
Aus bau von Ganztagsschulen und der Abbau von schuli-
scher Segregation an Schulen. Jeder der drei Bereiche 

bietet eine Reihe konkreter Möglichkeiten, die Bil dungs-
situ ation von Kindern und Jugendlichen mit (und ohne) 
Mi grationshintergrund deutlich zu verbessern.

3.1 Frühkindliche Bildung: 
 Verbesserungen notwendig
Kaum ein Bereich wirkt sich auf die späteren Schulleis-
tungen von Kindern mit und ohne Migrationshintergrund 
so nachhaltig aus wie die frühkindliche Bildung34 (Hüsken 
et al. 2008: 19–22; Bertelsmann Stiftung 2009; Stamm/
Viehhauser 2009). Diese Einsicht setzt sich in Deutschland 
zunehmend durch, auch als Folge der PISA-Ergebnisse: 
Frühkindliche Bildung soll nicht länger nur die Eltern in 
ihrem Erziehungsauftrag unterstützen und ihnen ermög-
lichen, einer Erwerbstätigkeit nachzugehen, sondern der 
Elementarbereich wird zunehmend als erste Stufe des 
Bildungssystems begriffen. Allerdings gibt es zwischen 
der frühkindlichen und der schulischen Bildung grundle-
gende Unterschiede. Besteht im schulischen Bereich die 
Pflicht zur Teilnahme, ist die frühkindliche Bildung ein 
Angebot des Staats, das freiwillig wahrgenommen oder 
ausgeschlagen werden kann. Dies hat zuweilen schwer-
wiegende Folgen für Kinder, deren Eltern ihnen zu Hause 
nicht die Hilfestellungen geben können, die notwendig 
sind, um ihre Begabungen zu stärken und ihre sprachli-
chen Fertigkeiten so zu entwickeln, dass sie dem Unter-
richt in der Grundschule folgen können. Es gibt derzeit 
noch keine der Schulpflicht vergleichbare Kindergarten-
pflicht (Info-Box 6).

Entsprechend bietet der Staat auch keine frühkindli-
che Bildung für alle Kinder an. Allerdings wächst die Zahl 
jener Eltern, die ihr Kind in einer Kita anmelden möchten. 
Diesem Wunsch kam der Staat im Jahr 1996 nach und ge-

33  Untersuchungen zeigen entsprechend, dass die Unterschiede in den Bildungsabschlüssen zwischen Jugendlichen mit und ohne Migrationshinter-
grund geringer ausfallen bzw. sich sogar ins Gegenteil verkehren, wenn der sozioökonomische Hintergrund oder die Generation berücksichtigt 
werden. Wird der sozioökonomische Hintergrund berücksichtigt, schneiden bspw. türkische Jugendliche der zweiten Generation sogar besser ab als 
Jugendliche ohne Migrationshintergrund (Gresch/Kristen 2011).

34  „Frühkindliche Bildung“ wird hier dem Begriff „vorschulische Betreuung“ vorgezogen. Er soll zum einen verdeutlichen, dass der Fokus des Kapitels 
auf dem Aspekt der Bildung im Elementarbereich liegt und nicht auf der Betreuung; zum anderen grenzt er diese gegenüber der Institution der 
Vorschule ab, die es in Hamburg noch gibt.
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Info-Box 6 Kompetenzverteilung im Bereich der frühkindlichen Bildung

Rechtlich gehört die frühkindliche Bildung nicht zum staatlichen Bildungsauftrag. Dies schlägt sich zum einen 
darin nieder, dass der Besuch von Kindertagesstätten (Kitas) freiwillig ist. Zum anderen sind für die außerschuli-
sche Betreuung von Kindern und Jugendlichen und damit auch für die Betreuung in Kitas nicht ausschließlich die 
Länder, sondern auch der Bund als Gesetzgeber zuständig. Seine (konkurrierende) Gesetzgebungskompetenz 
hat der Bund u. a. durch die Verabschiedung des Sozialgesetzbuchs (SGB) VIII wahrgenommen, das allgemeine 
Regelungen zur Jugendsozialarbeit, zur Förderung der Erziehung in der Familie und zur Förderung von Kindern 
in Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege enthält. Die entsprechenden Regelungen legen z. B. fest, 
dass die Förderung die sprachlichen Fähigkeiten und die ethnische Herkunft der Kinder berücksichtigen soll, 
außerdem sollen die Fachkräfte in den Kindertageseinrichtungen mit den Schulen zusammenarbeiten, um den 
Kindern einen guten Übergang in die Schule zu sichern. Nähere Regelungen über Inhalt und Umfang der ent-
sprechenden Aufgaben und Leistungen sind dem Landesrecht vorbehalten. Die Länder haben entsprechend 
Ausführungsgesetze zum SGB VIII erlassen, die die Vorgaben sowohl konkretisieren als auch erweitern.35

Im SGB VIII ist außerdem festgelegt, dass für Kinder ab dem vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schulein-
tritt ein Anspruch auf einen Platz in einer Tageseinrichtung besteht. Für Kinder unter drei Jahren besteht ein 
Anspruch auf einen Betreuungsplatz, wenn eine Förderung für die „Entwicklung zu einer eigenverantwortli-
chen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit geboten ist“ oder wenn die Erziehungsberechtigten erwerbs-
tätig oder in der Ausbildung sind oder Arbeit suchen. Einige Länder sehen auch einen generellen Anspruch 
auf Betreuung in einer Tageseinrichtung oder in der Kindertagespflege schon vor Vollendung des dritten Le-
bensjahrs vor, z. B. Thüringen oder Berlin. Bis August 2013 sollen Kinder bundesweit bereits ab einem Jahr 
Anspruch auf einen Kita-Platz haben (BR-Drs. 295/08: 3); für Eltern, die ihr Kind zu Hause betreuen, soll ein 
Betreuungsgeld eingeführt werden.
Im Unterschied zur Schule liegt die Entscheidung über den Besuch einer Kita bei den Eltern, das Interesse des 
Staats oder des Kindes ist diesem Willen nachgeordnet. Dies ist auch als eine Antwort auf den totalitären 
Zugriff des Staats auf die Kinder zur Zeit des Nationalsozialismus zu verstehen. Die Kehrseite ist aber, dass 
der Staat – außer einer Vorverlagerung der Schulpflicht um ein Jahr – kaum Möglichkeiten hat, Eltern zu ver-
pflichten, ihre Kinder in die Kita zu schicken. Das gilt selbst dann, wenn die Eltern offensichtlich nicht selbst 
imstande sind, ihre Kinder ausreichend auf die Schule vorzubereiten. In vielen Ländern bestehen allerdings 
verpflichtende Vorgaben zur Sprachförderung für Vorschulkinder, die nicht über ausreichende Deutschkenntnis-
se verfügen. Beispiele hierfür sind das Kinderbildungsgesetz und das Schulgesetz von Nordrhein-Westfalen.36 
Der Staat verpflichtet hier jedoch nicht zum Besuch einer Kita, sondern zu entsprechenden Maßnahmen, die in 
Kitas, aber auch in Schulen oder anderen Einrichtungen zur Schulvorbereitung durchgeführt werden. Zwischen 
der zunehmenden Bedeutung frühkindlicher Bildung für ein erfolgreiches Durchlaufen des schulischen Bildungs-
systems einerseits und andererseits den rechtlichen Möglichkeiten, den Kita-Besuch bei Bedarf festzulegen, 
bestehen also erhebliche Spannungen, die von gesetzgeberischer Seite noch aufgelöst werden müssen.
Die Ausführungsgesetze der Länder und die dazugehörigen Verordnungen oder Verwaltungsvorschriften ent-
halten meist auch Vorgaben zu Personalausstattung, Qualifikation des Personals, Qualitätssicherung sowie 
Organisa tion und Finanzierung der frühkindlichen Betreuung.
Für die im SGB VIII und den Ausführungsgesetzen der Länder vorgesehenen Aufgaben und Leistungen und 
damit auch für die frühkindliche Bildung sind nach den jeweiligen Landesgesetzen die Kreise oder kreisfreien 
Städte und teilweise auch die kreisangehörigen Gemeinden zuständig. Die Kommunen können die Ermessens-
spielräume, die die jeweiligen bundes- und landesrechtlichen Regelungen einräumen, grundsätzlich eigen-
ständig nutzen und unterliegen nur der Rechtsaufsicht der jeweils zuständigen Aufsichtsbehörden (Vondung 
2011: § 69 Rn. 11). Insbesondere haben sie aber dafür zu sorgen, dass genügend Plätze für die Betreuung in 
Kitas und in der Kindertagespflege angeboten werden. Bei der Planung des entsprechenden Angebots müssen 
sie freie Träger angemessen einbeziehen und unterstützen (Münder 2011).
An der Finanzierung von Kitas und Kindertagespflege sind nach den entsprechenden landesrechtlichen Re-
gelungen üblicherweise sowohl die Gemeinden und die Kreise beteiligt als auch die Länder, Letztere durch 

35  Für eine Übersicht über die Ausführungsgesetze der Länder vgl. Kunkel 2011, Synopse 3 im Anhang.
36  Für weitere Regelungen zur Sprachstandsfeststellung und Sprachförderung vor der Einschulung s. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 243.
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stand jedem Kind ab dem vollendeten dritten Lebensjahr 
bis zum Schuleintritt einen Anspruch auf Betreuung in 
einer Tageseinrichtung zu. Bis zum August 2013 soll die-
ser Anspruch auch auf Kinder zwischen einem und drei 
Jahren ausgeweitet werden (BR-Drs. 295/08: 3). Eine sol-
che Regelung besteht bereits in verschiedenen Bundes-
ländern, z. B. Thüringen und Sachsen-Anhalt. Ob die dafür 
notwendigen Kapazitäten aufgebaut werden können, ist 
schon allein angesichts des damit steigenden Bedarfs an 
qualifizierten Fachkräften fraglich. Für 2013 soll für unter 
Dreijährige eine Betreuungsquote von 35 Prozent erreicht 
werden. Inzwischen ist aber sogar von einem Betreuungs-
wunsch von 39 Prozent der Eltern auszugehen. Derzeit 
liegt die Quote deutschlandweit bei 25,2 Prozent (Stand 
März 2011). Im Bundesländervergleich bildet Nordrhein-
Westfalen mit einer Betreuungsquote für unter Dreijäh-
rige von gerade einmal 15,9 Prozent das Schlusslicht 
(Hüsken 2011: 29; Statistisches Bundesamt 2011b:  7). 
Der Deutsche Städtetag hat Ende 2010 berechnet, dass 
monatlich 8.000 bis 11.500 neue Plätze geschaffen wer-
den müssten, um den kommenden Bedarf zu decken 
(Deutscher Städtetag 2011). Ob diese Ziele erreicht wer-
den, erscheint vor allem deshalb fraglich, weil sich der 
Ausbau der Betreuungsplätze zwischen März 2010 und 
März 2011 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum sogar ab-
geschwächt hat (Destatis 2011a). Der SVR fordert, den 
Ausbau der Betreuungsplätze kurzfristig wieder zu be-
schleunigen. Dieser Verantwortung für die Zukunft des 
Landes darf der Staat sich nicht entziehen. 

Ob Kinder von bestehenden Angeboten frühkindlicher 
Bildung profitieren, liegt bisher also grundsätzlich in der 
Entscheidung der Eltern (Info-Box 6). Eine Ausnahme 
hiervon sind die Sprachstandsfeststellungsverfahren, mit 
denen die Deutschkompetenzen von Vier- bis Sechsjähri-
gen getestet werden. Im NIP haben sich alle Bundeslän-
der verpflichtet, die Förderung von Deutsch in der Kita-
Arbeit zu verankern. Die Umsetzung unterscheidet sich 

jedoch stark: In Baden-Württemberg werden alle Kinder 
im Rahmen der Schuleingangsuntersuchung getestet, in 
Bayern nur Kinder von nicht deutschsprachigen Eltern. In 
den meisten Bundesländern sind sowohl die Diagnose-
verfahren verpflichtend als auch die Fördermaßnahmen, 
die sich bei diagnostiziertem Bedarf anschließen. Im 
Saarland z. B. ist die Teilnahme an den Fördermaßnah-
men aber freiwillig. In Mecklenburg-Vorpommern wiede-
rum werden mit Stand 2011 weder Diagnoseverfahren 
noch Fördermaßnahmen durchgeführt. Ob Sprachförde-
rung im Elementarbereich verpflichtend ist, unterschei-
det sich also je nach Bundesland. Auch Art und Umfang 
der Diagnoseverfahren und der Fördermaßnahmen wei-
chen voneinander ab (Lisker 2011: 30–70).

Unter integrationspolitischen Gesichtspunkten ist ins-
besondere von Bedeutung, dass Eltern von Kindern mit 
Migrationshintergrund frühkindliche Bildungsangebote 
seltener nutzen als Eltern von Kindern ohne Migrations-
hintergrund. Zwar unterscheiden sich die Verhältnisse 
je nach Bundesland beträchtlich. Bundesweit liegt aber 
die Betreuungsquote bei Kindern mit Migrationshinter-
grund37 rund ein Fünftel niedriger als bei Kindern ohne 
Migrationshintergrund. Werden nur die unter Dreijähri-
gen betrachtet, ist die Betreuungsquote von Kindern mit 
Migrationshintergrund nicht einmal halb so hoch wie bei 
Kindern ohne Migrationshintergrund (Tab. 3.1).

Eine andere Erhebung, die nach einzelnen Jahrgängen 
differenziert, zeigt zwar, dass die Nichtbesuchsquo ten bei 
Fünfjährigen (sowohl mit als auch ohne Migrations hin ter-
grund) mit fünf Prozent sehr viel niedriger liegen als bei 
Dreijährigen, bei denen 20 Prozent nicht in Kindertages-
stätten oder zu Tagesmüttern gehen (Hüsken et al. 2008: 
31–32). Dennoch wird ein Teil der Kinder, die gerade 
unter Aspekten der Sprachförderung von früh kind licher 
Bildung profitieren würden (Karakaşoğlu/Gruhn/Wo-
jciechowicz 2011: 60), von derartigen Angeboten nicht 
erreicht. Ein Grund hierfür ist, dass gerade sozioökono-
misch schlechtergestellte Familien ihre Kinder seltener in 

37  Hier darüber definiert, dass mindestens ein Elternteil im Ausland geboren ist.

direkte Zweckzuweisungen oder mittelbar über unterschiedliche Formen der Refinanzierung (Schmid-Obkirch-
ner 2011). Nach dem Grundsatz in Art. 104a des Grundgesetzes, dass die Wahrnehmung von Aufgaben und 
die Verantwortung für die Ausgaben dafür immer bei derselben staatlichen Ebene liegen, kommt eine unmit-
telbare finanzielle Beteiligung des Bundes prinzipiell nicht in Betracht. Allerdings kann der Bund sich an den 
Investitionskosten für den Ausbau der Kinderbetreuung beteiligen. Auf dieser Grundlage wurde z. B. 2008 
das Gesetz über Finanzhilfen des Bundes zum Ausbau der Tagesbetreuung für Kinder verabschiedet (BR-Drs. 
295/08) und 2009 im Rahmen des Konjunkturpakets II das Zukunftsinvestitionsgesetz, das Finanzhilfen des 
Bundes u. a. für „Einrichtungen der vorschulischen Infrastruktur“ vorsieht. Auf der Grundlage der Regelung in 
§ 90 SGB VIII und entsprechender Regelungen in den Ausführungsgesetzen der Länder wird die Betreuung 
außerdem durch Elternbeiträge finanziert (Schmid-Obkirchner 2011).



FRÜHKINDLICHE UND SCHULISCHE BILDUNG

IN
TE

GR
AT

IO
N

 U
N

D
 IN

TE
GR

AT
IO

N
S-

PO
LI

TI
K 

IM
 F

Ö
D

ER
AL

EN
 S

YS
TE

M

71Jahresgutachten 2012

eine Betreuungseinrichtung schicken als sozial besser si-
tuierte Familien (Hüsken et al. 2008: 37). Da Zuwanderer 
im Durchschnitt eine höhere Erwerbslosigkeit, ein gerin-
geres Einkommen und einen niedrigeren Bildungsstand 
haben, lassen sich die geringeren Teilnahmequoten zu 
einem erheblichen Teil anhand des sozioökonomischen 
Hintergrunds erklären. Darüber hinaus lassen sich aber 
auch Vorbehalte von Eltern mit Migrationshintergrund 
gegenüber frühkindlichen Betreuungseinrichtungen er-
kennen, besonders wenn die Einrichtungen konfessionell 
gebunden sind und sich noch nicht interkulturell geöffnet 
haben (Neumann 2005). Wenn frühkindliche Bildung 
unter integrationspolitischen Gesichtspunkten Wirkung 
entfalten soll, müssen Wege gefunden werden, um für 
möglichst viele Kinder mit oder ohne Migrationshinter-
grund und ungeachtet ihres sozioökonomischen Hinter-
grunds Angebote frühkindlicher Bildung erreichbar zu 
machen. Insbesondere ab dem dritten Lebensjahr ist 
eine maximale Betreuungsquote anzustreben.

Denkbar wäre, die Schulpflicht auf jüngere Alters-
gruppen auszuweiten und ein verpflichtendes Vorschul-

jahr für alle Kinder einzuführen. Eine solche Reform hätte 
weitreichende Konsequenzen: Mit einem verpflichtenden 
Vorschuljahr würde der Elementarbereich in gewisser 
Weise zu einem Teil des Bildungssystems werden und fie-
le damit unter die Kompetenzhoheit der Länder. Zudem 
müsste die öffentliche Hand die Finanzierung für das zu-
sätzliche Bildungsjahr sicherstellen. Gerade dieser Punkt 
erschwert eine entsprechende Reform. Darüber hinaus 
würde eine solche Reform zwangsläufig auch den Alltag 
in der Kita verändern: Hier würde nicht länger Spielen 
und spielerisches Lernen im Vordergrund stehen, sondern 
auch didaktisches Lernen. Die Kita müsste zur Schule wer-
den (Guckelberger 2012). 

Fraglich ist indes, ob eine Kita-Pflicht ein Jahr vor der 
Einschulung allein schon den gewünschten Effekt bringen 
kann: Von den Fünfjährigen besuchen ohnehin schon die 
meisten eine solche Einrichtung. Große bildungspoliti-
sche Effekte wären also nur durch eine weitergehende 
Verpflichtung zu erzielen, z. B. für die letzten drei Jahre 
vor der Einschulung. Eine solch weitreichende Pflicht zur 
Annahme von Angeboten außerhäuslicher Betreuung 

Tab. 3.1 Kindertagesbetreuungsquote nach Altersgruppen und Bundesländern 201038

Bundesland

Betreuungsquote in Prozent

mit Migrationshintergrund ohne Migrationshintergrund

zusammen unter 3 Jahre 3 bis 5 Jahre zusammen unter 3 Jahre 3 bis 5 Jahre

Baden-Württemberg 54 15 90 61 24 99

Bayern 47 13 77 60 23 96

Hamburg39 46 20 70 67 41 99

Hessen 53 14 90 61 26 95

Niedersachsen 45 9 83 60 22 95

Nordrhein-Westfalen 50 10 89 57 19 94

Rheinland-Pfalz 58 19 96 63 27 98

Schleswig-Holstein 45 12 77 60 24 93

Deutschland gesamt 50 14 85 63 30 97

 früheres Bundesgebiet
 ohne Berlin

50 13 86 60 23 96

 neue Länder mit Berlin 50 24 76 75 52 99

Quelle: Destatis 2011b; Stand: März 2011

38  Das Statistische Bundesamt weist die Ergebnisse nur für ausgewählte Bundesländer bzw. die ostdeutschen Bundesländer gesamt (mit Berlin) aus, 
da in den übrigen Bundesländern die entsprechenden Altersgruppen bei Kindern mit Migrationshintergrund zu schwach besetzt sind, um sie einzeln 
auszuweisen. Andere Berechnungen, die eine geringere Repräsentativität der Aussagen in Kauf nehmen, weisen auf insgesamt höhere Betreu-
ungsquoten in den neuen Bundesländern und größere Abstände zwischen Kindern mit und ohne Migrationshintergrund hin (z. B. Autorengruppe 
Bildungsberichterstattung 2010: 52–53).

39  Für Hamburg ist die Vergleichbarkeit der Ergebnisse ggf. einschränkt, da hier zusätzlich die Institution einer kostenlosen Vorschule existiert (Stadt 
Hamburg 2012a).
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ist jedoch angesichts des im Grundgesetz garantierten 
Elternrechts auf Erziehung (Info-Box 6) schwerlich vor-
stellbar. Zudem ist bei jeder Debatte über eine weiter-
gehende Pflicht zum Kita-Besuch zu bedenken, dass die 
Qualität der Einrichtungen und Angebote entsprechend 
steigen müsste, um zu gewährleisten, dass der Besuch 
auch tatsächlich zu größeren schulischen Erfolgen führt. 
Auch wären die Kita-Angebote auf die divergierenden 
Ansprüche unterschiedlicher Elterngruppen ebenso ab-
zustimmen wie auf die unterschiedlichen sprachlichen 
Ausgangsvoraussetzungen im Elternhaus. 

Unabdingbar, um die Teilnahme von Kindern mit und 
ohne Migrationshintergrund an frühkindlicher Bildung zu 
verbessern, sind – neben einem ausreichenden Angebot 
an Kita-Plätzen – in jedem Falle der Abbau von Hemm-
schwellen und stärkere Anreizstrukturen. Darauf sollten 
Bund, Länder und Kommunen in ihren jeweiligen Verant-
wortungsbereichen hinwirken. Vorschläge dazu werden 
in den folgenden Unterkapiteln vorgestellt.

Kostenfragen des Kita-Besuchs
Ein Faktor, der eine höhere Beteiligung von Kindern mit 
Migrationshintergrund in frühkindlichen Betreuungsein-
richtungen hemmt, sind die Beiträge, die Eltern dafür 
entrichten müssen (Hüsken et al. 2008). In vielen Bun-
desländern ist nur das letzte Jahr vor der Einschulung 
beitragsfrei; in Hamburg steht die Kita in Konkurrenz zur 
Institution einer beitragsfreien Vorschule (Stadt Hamburg 
2012a). Lediglich Rheinland-Pfalz sieht einen kostenlo-
sen Kita-Besuch für Kinder ab dem zweiten Lebensjahr 
vor (Bertelsmann Stiftung 2011), der vom Land finanziert 
wird (MBWWK RLP 2010). Zwar sind die Elternbeiträge 
nach dem Einkommen gestaffelt, und Eltern können auf-
grund ihrer wirtschaftlichen Lage teilweise oder ganz 
davon befreit werden. Die Gebühren variieren jedoch er-
heblich zwischen den Bundesländern und auch zwischen 
einzelnen Kommunen, die die Sätze selbst festlegen 
können. Je nach Kommune sind für eine Modellfamilie 
Beträge von 0 bis zu 2.672 Euro pro Jahr fällig (IW Consult 
GmbH 2010: 31).40 Hinzu kommen in der Regel weitere 
Kosten, etwa das Essensgeld.41

Die Höhe der Beiträge hängt auch von der kommu-
nalen Haushaltslage und den politischen Prioritäten ab. 
Gerade bei finanzschwachen Gemeinden könnte der 
vorgesehene Ausbau der Betreuungsangebote für unter 
Dreijährige die kommunalen Haushalte zusätzlich belas-
ten und in der Folge auch zu einer weiteren Erhöhung 
der Elternbeiträge führen (IW Consult GmbH 2010: 10). 

Für die angestrebte Erhöhung der Betreuungsquote ge-
rade bei Kindern aus sozial schwachen Milieus wäre dies 
kontraproduktiv. Soll die Betreuungsquote verbessert 
werden, muss über eine Beitragsreduktion oder Bei-
tragsfreiheit für frühkindliche Angebote für Eltern mit 
und ohne Migrationshintergrund nachgedacht werden. 
Dies könnte gerade sozial schwache Eltern motivieren, 
ihr Kind frühzeitig und nicht erst im letzten Jahr vor der 
Einschulung in einer Kita anzumelden. Am effektivsten 
wäre eine Beitragsfreiheit ab dem ersten Kita-Jahr. Aber 
auch die Einführung eines Gratisjahres z. B. für Dreijäh-
rige könnte positive Effekte haben, denn dies könnte 
Eltern dazu bringen, ihre Kinder auch dann nicht mehr 
von der Kita abzumelden, wenn im Anschluss Beiträge 
erhoben werden.

Ein Betreuungsgeld, dessen Einführung die Bundes-
regierung 2011 beschlossen hat, entfaltet hingegen eine 
kontraproduktive Wirkung, wie der SVR schon frühzeitig 
kritisch hervorgehoben hat (SVR 2010b). Es soll an Eltern 
ausgezahlt werden, die ihre Kinder zu Hause betreuen. 
Wie Studien (Kleineberg/Plünnecke 2011; Tunberger/
Sigle-Rushton 2011) u. a. im Auftrag des Bundesfinanz-
ministeriums (ZEW 2009) gezeigt haben, wirken diese 
Zahlungen gerade auf Familien mit niedrigem Einkom-
men (zu denen vermehrt auch Familien mit Migrations-
hintergrund zählen) als Anreiz, ihre Kinder nicht in einer 
Kita anzumelden, weil sie dann nicht in den Genuss des 
Betreuungsgeldes gelangen würden. Durch das Betreu-
ungsgeld wird also voraussichtlich die Kita-Partizipation 
ausgerechnet jener Kinder sinken, die von den Ange-
boten frühkindlicher Bildung am stärksten profitieren 
würden. Der Anreiz sollte aber genau entgegengesetzt 
wirken, nämlich den Besuch frühkindlicher Betreuungs-
einrichtungen zu belohnen.

Träger und Qualitätsstandards
Um die Beteiligungsquote von Kindern mit Migrationshin-
tergrund in frühkindlicher Bildung zu erhöhen, müssen 
auch Berührungsängste von Eltern gegenüber den betref-
fenden Einrichtungen abgebaut werden, die teils kulturell 
induziert sein können. Dazu müssen die Einrichtungen sich 
stärker interkulturell öffnen, auf Zuwandererfamilien zu-
gehen und es diesen so erleichtern, sich ihrerseits für die-
se Institutionen zu öffnen, die ihnen aus ihrem Herkunfts-
land möglicherweise wenig vertraut sind (Karakaşoğlu/
Gruhn/Wojciechowicz 2011: 109–118; Neumann 2005).42 
Eine solche Öffnung, die durch Ländergesetze bzw. zuge-
hörige Bestimmungen zu regeln wäre, beginnt bei der 

40  Die hier genannten Beiträge beziehen sich auf eine Modellfamilie mit folgenden Merkmalen: Ehepaar mit zwei Kindern im Alter von dreieinhalb 
und fünfeinhalb Jahren im Kindergarten; das Jahresbruttoeinkommen der Eltern beträgt 45.000 Euro.

41  Das Essensgeld wird z. B. in Berlin für Kinder, deren Eltern von Leistungen nach Asylbewerberleistungsgesetz leben müssen, nicht übernommen 
(Abgeordnetenhaus von Berlin Drs. 16/14975).

42  Beim Programm „frühstart“ Rheinland-Pfalz der Gemeinnützigen Hertie-Stiftung werden z. B. die Erzieher darin geschult, die Kompetenzen von 
Eltern einzubinden und Mehrsprachigkeit als Bereicherung anzusehen.
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Ausbildung der Erzieher und reicht bis zur verstärkten An-
stellung von Erzieherinnen und Erziehern mit Migrations-
hintergrund. Dazu gehört aber auch, dass für Institutionen 
wie z. B. Migrantenorganisationen oder -verbände besse-
re Möglichkeiten geschaffen werden, entsprechend den 
gesetzlichen Vorgaben in § 45 SGB VIII Träger von Kitas zu 
werden. Derzeit ist die Landschaft der Kindertageseinrich-
tungen von öffentlichen, katholischen und evangelischen 
Trägern dominiert (Abb. 3.1). Grundsätzlich kommen auch 
muslimische Vereine als Träger einer Kita in Betracht, so-
fern sie über die entsprechenden organisatorischen, per-
sonellen und finanziellen Ressourcen verfügen. Nicht nur 
unter Subsidiaritätsgesichtspunkten wäre diese stärkere 
Diversifizierung der Trägerstruktur zu befürworten; aus 
staatlicher Sicht gilt es auch, die durch die Vereine bzw. 
Verbände vorhandenen Potenziale zu nutzen.

Gleichzeitig müssen für die Träger verbindliche Qua-
litätsstandards etabliert werden, um die Qualität von 
Erziehungs- und Bildungsangeboten in der Kita unabhän-
gig von der sie tragenden Organisation zu gewährleis-
ten. Denn nicht allein der Kita-Besuch entscheidet über 
die zukünftigen Bildungschancen, sondern vor allem die 

Qualität der Einrichtung und der darin geleisteten Arbeit 
(Schlotter/Wößmann 2010; Vallen/van Steensel/Kurvers 
2011). Notwendig wäre also eine Art länderübergrei-
fender „Kita-TÜV“. Eine Vorreiterrolle könnten und soll-
ten dabei einheitliche Sprachstandsmessungen einneh-
men. Die derzeitige Vielfalt an Diagnoseverfahren und 
sich anschließenden Fördermaßnahmen (s. o.) erschwert 
jedoch eine übersichtliche und einheitliche Überprüfung 
der sprachlichen Fähigkeiten von Kindern. Über eine Ver-
einheitlichung der Kriterien zur Sprachstandserhebung 
wird zwar auf Initiative der Bremer Bildungssenatorin 
auf der Ebene der Kultusministerkonferenz derzeit be-
raten (Karakaşoğlu/Gruhn/Wojciechowicz 2011: 64); bis 
zu einer einheitlichen Regelung ist der Weg jedoch noch 
weit. Dabei wäre es sehr wichtig, möglichst schnell Einig-
keit zu erreichen. Die Erfahrungen mit der Einführung ein-
heitlicher Standards in diesem Bereich könnten anschlie-
ßend genutzt werden, um weitere bundeseinheitliche 
Standards auch zur Sprachförderung festzulegen. Beglei-
tend dazu müssten die Fachkräfte in den frühkindlichen 
Einrichtungen entsprechend qualifiziert werden, um die 
Sprachentwicklung der Kinder beobachten und fördern 

 15.438

 9.188
 8.224

 6.439

 4.243

 2.028
 1.222

  935

  154   40   18

Abb. 3.1 Trägerstruktur von Kindertageseinrichtungen 2011

öffentliche Träger

Caritasverband/sonstige kath. Träger

Diakonisches Werk/sonst. der EKD 
angeschlossene Träger

sonst. juristische Personen, 
andere Vereinigungen
Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband

Arbeiterwohlfahrt

Deutsches Rotes Kreuz

Wirtschaftsunternehmen

sonst. Religionsgemeinschaften 
öffentlichen Rechts
Jugendgruppen, -verbände, -ringe

Zentralwohlfahrtsstelle der Juden 
in Deutschland

Anmerkung: Gezählt wurden alle Tageseinrichtungen mit Ausnahme derer für 5- bis 14-Jährige, die nur von Schulkindern besucht werden.

Quelle: Statistisches Bundesamt 2011a: 10
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zu können; dies wird in der Erzieherausbildung bislang 
noch vernachlässigt. So könnte auch durch gemeinsame 
Bildungspläne die durchgängige Sprachförderung von der 
Kita bis zur Grundschule sichergestellt werden. Ebenso 
könnten Standards zur interkulturellen Öffnung von Kitas 
festgelegt werden.

Zusammenarbeit mit Eltern
Von Bedeutung ist weiterhin der Aufbau sog. Geh-Struk-
turen bzw. aufsuchender Elternarbeit. Dabei geht es dar-
um, gerade zu jenen drei Prozent der Familien ohne und 
15 Prozent der Familien mit Migrationshintergrund Kontakt 
aufzubauen, die die Angebote für eine frühkindliche Bil-
dung der Kinder im Alter zwischen drei und sechs Jahren 
von sich aus nicht in Anspruch nehmen. Ein Beispiel für 
ein niedrigschwelliges Angebot ist das von den RAA NRW 
(Regionale Arbeitsstellen zur Förderung von Kindern und 
Jugendlichen aus Zuwandererfamilien,  Info-Box 9) bereit-
gestellte Förderprogramm „Rucksack KiTa“, das neben 
interkultureller Qualifizierung der Erzieher auf Elterninfor-
mation, -beratung und -bildung sowie die Qualifizierung 
einzelner Mütter zu Elternbegleiterinnen setzt. Es stellt 
ebenso wie die „Griffbereit“-Programme darauf ab, die 
Kompetenz in der Muttersprache und in Deutsch zu stär-
ken. Andere Beispiele für niedrigschwellige Angebote sind 
z. B. „Family Literacy“ oder das kommerziell angebote-
ne Programm „Hippy“ („Home Instruction for Parents of 
Preschool Youngsters“). Eine gemeinsame Zielsetzung die-
ser Programme ist, die vorhandenen Erziehungsressourcen 
der Eltern zu stärken und dadurch die Bildung der Kinder 
zu verbessern. Ziel von „Hippy“ ist bspw., Eltern mit Migra-
tionshintergrund in ihrer Erziehungsarbeit zu unterstützen 
und dabei ihr Selbstvertrauen zu stärken. Hierzu werden 
sie zu Hause von professionell geschulten Kräften in Erzie-
hungsfragen und im Hinblick auf die Spracherziehung ihrer 
Kinder beraten und mit entsprechenden Materialien ver-
sorgt. Die zweite wichtige Komponente des Programms 
neben Hausbesuchen bilden Gruppentreffen. Hier können 
die Teilnehmer Erziehungsfragen besprechen oder sich 
über Themen wie den Aufbau des deutschen Bildungs-
systems informieren. Bei den Treffen wird über aktuelle 
Angebote im Stadtteil informiert, etwa zur frühkindlichen 
Betreuung. Diese Angebote suchen den Kontakt zu den El-
tern gezielt auch außerhalb der Betreuungseinrichtungen. 
Eine Mutter-Kind-Gruppe des Projekts „Griffbereit“ trifft 
sich z. B. in einer Moschee im baden-württembergischen 
Weinheim und erreicht so insbesondere zugewander-
te Mütter muslimischer Herkunft (Schwaiger/Neumann 
2010).

Solche niedrigschwelligen Angebote können auch 
durch die Einrichtung von Krabbelgruppen im Stadtteil 

geschaffen werden – nach Möglichkeit bereits in vorhan-
denen Kitas bzw. Kita-nahen Räumlichkeiten der Träger  –, 
damit möglichst früh Kontakt zu den Eltern aufgebaut 
wird und Hemmschwellen gar nicht erst entstehen. Dies 
könnte gerade bildungsferne Eltern mit und ohne Migra-
tionshintergrund zusätzlich motivieren, ihr Kind später in 
einer Kita anzumelden. 

Eine weitere erfolgversprechende Form niedrig-
schwelliger Angebote frühkindlicher Bildung sind sog. 
Eltern-Kind-Zentren. Diese vereinen verschiedene Ange-
bote unter einem Dach, neben der frühkindlichen Bildung 
z. B. auch Familienbildung oder -hilfe. Sie haben den 
Vorteil, dass einerseits Eltern, wenn sie hier andere Kur-
se oder Beratungsangebote wahrnehmen, auf die Mög-
lichkeiten frühkindlicher Bildung aufmerksam gemacht 
werden können und ggf. dazu angeregt werden, ihre Kin-
der später in der Kita anzumelden. Andererseits können 
Eltern, deren Kinder die Kita besuchen, auf andere An-
gebote des Zentrums wie z. B. Weiterbildungsangebote 
im Bereich Erziehung oder Sprache aufmerksam gemacht 
werden. Die Zentren arbeiten als Lotsen, sie begleiten 
und beraten Eltern und Kinder über einen längeren Zeit-
raum; so können die Eltern Vertrauen zu Institutionen 
der Aufnahmegesellschaft aufbauen (Diller 2006). Der-
artige Zentren werden seit einiger Zeit z. B. in Nordrhein-
Westfalen betrieben (sog. Familienzentren). Die Nachfra-
ge übersteigt hier oft das Angebot (Hüsken et al. 2008: 
80–83). Erste Erfahrungen aus Nordrhein-Westfalen oder 
der Stadt Nürnberg zeigen, dass insbesondere Alleiner-
ziehende, Familien mit geringer Bildung oder Familien 
mit Migrationshintergrund von den Angeboten profitie-
ren können (MGFFI NRW 2009: 46; König/Maiwald 2011).

Das Modell der Familienzentren kann daher eine 
Möglichkeit sein, die Beteiligung von Kindern mit Mi-
gra tionshintergrund an der frühkindlichen Bildung in 
Deutsch land zu erhöhen.43 Allerdings ist es in der  Praxis 
schwierig, die verschiedenen Träger und Vereine im Be-
reich der frühkindlichen Bildung bzw. der Familienbil-
dung und Familienhilfe an einen Tisch zu bekommen. 
Sie stehen nicht selten in Konkurrenz zueinander und 
verfolgen unterschiedliche Ziele bzw. haben verschie-
dene Zielgruppen. Deswegen sollten Kommunen die 
verschiedenen Partner für die Gestaltung eines solchen 
Zentrums zusammenbringen bzw. Initiativen, die ein sol-
ches Projekt in Angriff nehmen wollen, administrativ und 
finanziell unterstützen und auf gemeinsame Ziele hin 
motivieren. Besonders wichtig ist dabei, insbesondere 
Migrantenorganisa tionen und Moscheegemeinden in die 
Kooperationen einzubeziehen. 

Nach der Gründung benötigen die Zentren eine 
verlässliche Finanzierung. Wegen der breiter gefächer-

43  Dies wird auch von Kita-Erziehern selbst so gesehen, wie eine Untersuchung des Niedersächsischen Instituts für frühkindliche Bildung und Entwick-
lung zeigt (Schneewind 2011).
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ten Aufgaben und des größeren Abstimmungsbedarfs 
braucht ein solches Zentrum mehr Ressourcen als z. B. 
eine standardmäßig ausgestattete Kita. Bislang gibt es 
aber keine etablierten Finanzierungswege und damit kei-
ne Planungssicherheit. Teils hängt die Finanzierung von 
einzelnen Trägern ab, teils verfügen die Träger nur über 
eine Anschubfinanzierung (Diller 2006: 57–58). Daher 
sollte für eine größere Planungssicherheit bei der Grün-
dung und Finanzierung von Familienzentren gesorgt 
werden, um von der kurzatmigen Projektförderung zu 
einer langfristigen Strukturförderung zu kommen. Dies 
führt kurzfristig zu Mehrausgaben, langfristig könnte das 
Gemeinwesen aber durch die Verbesserung der frühkind-
lichen Bildung Kosten einsparen. Die Zentren könnten 
sich durch eine stärkere Beteiligung der Kommunen auch 
besser am Bedarf der jeweiligen Quartiere ausrichten. 
Dies gilt insbesondere dann, wenn die unterschiedlichen 
Lebenslagen der Familien in dem Quartier im Vorfeld 
durch eine sozialräumlich orientierte Analyse der Kom-
munen erfasst werden. Erst dadurch lässt sich erkennen, 
welche Angebote diese Zentren unterbreiten sollten und 
wie viele Kita-Plätze notwendig sind. So könnten sich die 
Eltern-Kind-Zentren zu echten Pfeilern der frühkindlichen 
Bildung in der deutschen Einwanderungsgesellschaft ent-
wickeln. Beispiele dafür aus anderen Ländern sind die 
Early Excellence Centres in Großbritannien oder die Brede 
Schools in den Niederlanden.

3.2 Schulische Bildung: 
offene  Baustellen bleiben

Die Gestaltung schulischer Bildung ist in Deutschland eine 
staatliche Aufgabe, die innerhalb des vom Grundgesetz 
vorgegebenen Rahmens von den Bundesländern erfüllt 
wird (Info-Box 7). Durch den sog. PISA-Schock erfuhr nicht 
nur die frühkindliche Bildung verstärkte Beachtung. Auch 
in das Schulsystem kam Bewegung; es wurde eine Reihe 
von Maßnahmen realisiert, die das Verhältnis zwischen 
der Schule und der staatlichen Schulaufsicht im Grundsatz 
verändern bzw. Fragen nach dem Zusammenwirken der 
föderalen Ebenen im Schulbereich aufwerfen (Langenfeld 
2007: 358–381):

Selbstständigere Schulen: Zwar wurde die Selbststän-
digkeit der Schule seit jeher betont, doch erst in jüngster 
Vergangenheit wurden den Schulen größere pädagogi-
sche, organisatorische und finanzielle Freiheiten zuge-
standen. Konkret schlägt sich diese neue Freiheit etwa in 
einer verstärkten Autonomie bei der Auswahl der Lehr-
kräfte nieder oder im Instrument der Schulprogramme, 
das den Schulen eine stärkere Profilbildung ermöglicht. 

Ergebnisorientierung: Anstatt auf die Steuerung über 
Lehrpläne oder Schulbuchzulassungen zu setzen, setzt 
der Staat nun einen stärkeren Akzent auf das Ergebnis. 
Die Kompetenzen, die die Schüler tatsächlich erworben 

haben, sind wichtiger als die Frage, wie sie sie erlangt 
haben. Wesentliches Mittel zur Kontrolle sind die von der 
KMK erarbeiteten Bildungsstandards, die festlegen, wel-
che Kompetenzen Schüler bis zu welcher Jahrgangsstufe 
erworben haben sollen.

Verstärkte Evaluation und Beratung: Eine Begleiter-
scheinung der beiden erstgenannten Punkte ist eine ver-
stärkte Qualitätskontrolle der Schulen. Die Schulaufsicht 
soll die Ergebnisse von Schulen analysieren, schulüber-
greifend bewerten und in der Folge Schulen hinsichtlich 
erkannter Defizite beraten. Damit soll sichergestellt wer-
den, dass Schulen ihre Aufgaben effektiv und in gleicher 
Qualität erfüllen. Schulische Vielfalt soll nicht zu Qualitäts-
vielfalt führen (KMK/IQB 2006). Über die explizite Einbin-
dung in Schulentwicklungspläne und Schulprogramme 
bietet sich dabei auch die Möglichkeit, Kriterien für die 
interkulturelle Öffnung festzulegen und ebenso die Ver-
pflichtung, diese in den Schulen umzusetzen. Auch der 
Bund hat im Bereich der Evaluation neue Kompetenzen 
erhalten. Er ist seit der Föderalismusreform von 2006 dafür 
zuständig, die Leistungsfähigkeit des deutschen Bildungs-
systems im internationalen Vergleich zu untersuchen. Die 
über die Teilnahme an internationalen Schulleistungs-
vergleichen regelmäßig erhobenen Daten dienen neben 
diesem Vergleich auch dem Monitoring des Erfolgs von 
Reformmaßnahmen im Schul- und Unterrichtsgeschehen.

Mehr schulisches Lernen: Neben den bisher genann-
ten Änderungen, die vorrangig auf die Organisation und 
die Inhalte von Schulpolitik abzielen, zeigt sich in der Fol-
ge von PISA auch ein Trend, die Zeiten für schulisches 
Lernen auszuweiten. Insbesondere der Bund hat erhebli-
che Anstrengungen unternommen, um den Ausbau von 
Ganztagsschulen voranzutreiben. 

Mehr Förderung: Nicht nur mit dem Ausbau der Ganz-
tagsschulen soll die gezielte Förderung leistungsschwä-
cherer Schüler verbessert werden. Eine weitere Initiative 
ist das Bildungspaket des Bundes, mit dem rückwirkend 
zum 1. Januar 2011 2,5 Millionen bedürftige Kinder un-
terstützt werden sollen. Neben Schülerbeförderung, 
Schulmaterialien oder Mittagessen in Schule und Kita 
soll damit auch Lernförderung finanziert werden, wenn 
die Versetzung in die nächste Klasse gefährdet ist. In der 
Umsetzung zeigen sich allerdings Probleme: Nur bedingt 
rufen bedürftige Familien das ihnen zustehende Geld ab. 
Zudem ersetzen offenbar manche Kommunen lediglich 
ihre bislang freiwillig erbrachten Leistungen durch Leis-
tungen des Bildungspakets; es werden also lediglich die 
Mittel umgeschichtet, zusätzliche Unterstützung oder För-
derung findet nicht statt (Staeubert 2011; Caritasverband 
der Diözese Rottenburg-Stuttgart 2011).

Lokale Vernetzung: Vor dem Hintergrund eines erwei-
terten Begriffs von Bildung – als Verbindung schulischen, 
sozialen und emotionalen Lernens (Mack 2009) – setzt 
sich zunehmend die Erkenntnis durch, dass bessere Bil-
dungsergebnisse nur erzielt werden können, wenn sich 
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Info-Box 7 Kompetenzverteilung im Bereich der schulischen Bildung

Die inhaltliche und infrastrukturelle Ausgestaltung schulischer Bildung ist in Deutschland eine staatliche Aufgabe. 
Die umfassende staatliche Bestimmungsmacht drückt sich vor allem in der Schulpflicht aus, die verfassungs- und 
europarechtlich abgesichert ist. Wichtige Regelungen wie die staatliche Schulaufsicht, Religion als ordentliches 
Lehrfach oder die Beachtung des Elternrechts sind Bestandteil des Grundgesetzes. Innerhalb dieses bundesrecht-
lichen Rahmens bestimmen allerdings die Länder über die spezifische Ausgestaltung des jeweiligen Schulsys-
tems. Im Jahr 1957 hat das Bundesverfassungsgericht klargestellt, dass die Kulturhoheit und damit die Hoheit 
auf dem Gebiet des Schulwesens ein Kernstück der Eigenständigkeit der Länder ist (Avenarius 2010: 19f.). Diese 
Länderhoheit hat historische Wurzeln, die sich nicht zuletzt durch die konfessionelle Gliederung des Alten Reiches 
erklären. Die Weimarer Reichsverfassung schuf die Grundlagen für ein gemeindeutsches Schulrecht und gab 
dem Reich das Recht, Grundsätze für das Schulwesen aufzustellen. Dazu ist es freilich nicht gekommen. Selbst 
in der Zeit des Nationalsozialismus blieben trotz der Errichtung eines Reichserziehungsministeriums 1934 die 
Unterrichtsverwaltungen der Länder weithin bestehen. Das Grundgesetz hat die Kulturhoheit der Länder wieder 
vollends hergestellt; der Bund hat auf entsprechende Gesetzgebungsbefugnisse verzichtet.
Ebenso alt wie die bildungspolitische Länderhoheit ist die Kritik daran. Mit Verweis auf die Forderung nach gleich-
wertigen Lebensverhältnissen und die Mobilität der Bürger innerhalb des Staatsgebiets wurde die Zersplitterung 
des Bildungswesens immer wieder bemängelt. Das Bedürfnis nach Angleichung sorgte schon früh für horizontale 
und vertikale Verflechtungen zwischen den einzelnen Ländern sowie zwischen den Ländern und der Bundes-
ebene. Die wichtigste Institution für die Zusammenarbeit ist die seit 1948 existierende Ständige Konferenz der 
Kultusminister der Länder der Bundesrepublik Deutschland (KMK), die über eine bundesweite Koordinierung für 
das notwendige Maß an Gemeinsamkeit der Bildungspolitik sorgen soll. 
Die Hoheit der Länder hat für das Schulrecht Bestand. Die Länder sind verantwortlich für innere Schulangele-
genheiten, etwa die Festlegung von Schularten, Lehr- und Erziehungszielen, Unterrichtsinhalten sowie Leis-
tungs- und Prüfungsanforderungen für die Schüler oder die Lehrer- und Klasseneinteilung. Alle Länder haben 
Schulgesetze und ergänzende Gesetze verabschiedet, die die wichtigsten Regelungen zur Organisation und 
Struktur des Schulwesens und zu den Unterrichtsinhalten etc. enthalten. Hierzu gehören auch Regelungen zur 
sog. Sprengelpflicht (d. h. zur Pflicht der Schüler, die Schule zu besuchen, in deren Schulbezirk sie wohnen) 
sowie Rechtsgrundlagen für die Einrichtung von Ganztagsschulen, ergänzende Förder- und Betreuungsange-
bote und Angebote zur Sprachförderung. Die Ausbildung der Lehrer ist in den meisten Ländern in gesonderten 
Lehrerbildungsgesetzen geregelt (Hepp 2011: 108–114).
Die Kommunen zeichnen in der Regel als Schulträger für die äußeren Schulangelegenheiten verantwortlich, also 
für die Errichtung, Unterhaltung, Änderung und Aufhebung von Schulen sowie deren sachliche Ausstattung z. B. 
mit Lehrmitteln (Avenarius 2010: 7). Die Errichtung, Änderung oder Aufhebung von Schulen erfolgt meist im 
Rahmen kommunaler Schulentwicklungspläne, die von den obersten Schulaufsichtsbehörden der Länder geneh-
migt werden müssen. Zu den Aufgaben der Kommunen in ihrer Eigenschaft als Schulträger gehört auch die Ein-
stellung des Verwaltungspersonals der Schulen, während Lehrkräfte üblicherweise Landesbeamte oder -ange-
stellte sind. Als Schulträger können die Kommunen in den meisten Ländern durch Verordnung oder Satzung auch 
die Schulbezirke festlegen, sofern die Schulgesetze eine Sprengelpflicht für bestimmte Schularten vorsehen. Die 
Kommunen können außerdem – im Rahmen der Vorgaben durch Schulgesetze und Schulentwicklungsplanung 
– über die Einrichtung von Ganztagsschulen entscheiden. Teilweise liegt die Entscheidung über die Einrichtung 
ergänzender oder offener Ganztagsangebote auch bei den einzelnen Schulen selbst. Aufgrund der Regelungen 
zur „Öffnung der Schule“ sind die einzelnen Schulen außerdem verpflichtet, mit den kommunalen Trägern der 
Jugendhilfe sowie mit anderen außerschulischen Einrichtungen auf kommunaler Ebene zusammenzuarbeiten. 
Die Schulgesetze ordnen die Personalkosten für Lehrkräfte und sonstiges pädagogisches Personal der Schulen 
meist den Ländern zu. Die übrigen Kosten der Schulbildung müssen grundsätzlich die Kommunen im Rahmen 
ihrer Selbstverwaltungsaufgaben tragen. Für die Betreuung von Kindern in offenen Angeboten der Ganztagsschu-
le oder auch für den Bau von Schulen sehen die Schulgesetze allerdings in vielen Fällen Landeszuschüsse vor. 
Finanzielle Hilfen des Bundes für allgemeine Investitionen im Bereich des Schulwesens (z. B. Fortsetzung oder 
Neuauflage des 2009 ausgelaufenen Ganztagsschul-Investitionsprogramms des Bundes) sind infolge des sog. 
Kooperationsverbots (s. Kap. 2) in Art. 104b GG seit der Föderalismusreform 2006 grundsätzlich ausgeschlossen. 
Die Kompetenzverteilung in der Bildungspolitik spiegelt sich somit auch in deren Finanzierungsstruktur wider: 
2007 trugen die Länder 71,5 Prozent der gesamten Bildungsausgaben in Höhe von 92,4 Milliarden Euro und die 
Gemeinden 20,7 Prozent, während der Bund lediglich 7,8 Prozent beisteuerte (Statistisches Bundesamt 2010: 16).
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schulische Bildung stärker mit außerschulischen Bildungs-
angeboten vernetzt. Insbesondere auf der lokalen Ebene 
sollen entsprechende Verbindungen zwischen den Akteu-
ren geknüpft werden, was mit den Begriffen lokaler bzw. 
kommunaler Bildungslandschaften erfasst wird. Solche 
„offenen Schulen“ sind weniger Monopolisten von Bil-
dungsangeboten als Zentren eines aus vielen Akteuren 
bestehenden Netzwerks. Entsprechend ist Politik bestrebt, 
ein lokales Bildungsmanagement in der Verantwortung 
der Kommunen oder Kreise zu  etablieren, das Partner 
wie Angebote der Jugendhilfe oder der Arbeitsagenturen 
in die Bildungsarbeit einbezieht. So sollen knappe Res-
sourcen gebündelt, außerschulisches Fachwissen einbe-
zogen und die lokale Verantwortung für das Gelingen von 
Bildungsprozessen gesteigert werden (vgl. Weinheimer 
Initiative 2007; BMFSFJ 2005; Deutscher Städtetag 2007; 
Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge 
2007). In den Niederlanden findet das Modell seinen 
praktischen Niederschlag in den sog. Fensterschulen; die-
se bilden ein Netzwerk von mindestens einer Grundschule 
mit anderen Institutionen, die in Kinderbetreuung oder 
Freizeit- und Beratungsangeboten engagiert sind. Diese 
Institutionen sind teils unter einem Dach untergebracht, 
teils aber auch über mehrere Gebäude im Stadtteil verteilt 
(Baumheier 2006). Ein Beispiel praktischer Umsetzung 
in Deutschland sind Integrationskurse, die das BAMF an 
Schulen ausrichtet, um auch die Eltern der dort lernenden 
Kinder zu erreichen. Die Bestrebungen der Kommunen in 
Richtung einer stärkeren lokalen Vernetzung werden z. B. 
von dem Projekt „Lernen vor Ort“ gestützt, das vom Bil-
dungsministerium initiiert wurde und an dem sich bislang 
46 deutsche Stiftungen beteiligen (Info-Box 8). 

Vertikale Vernetzung: Neben die horizontale Vernet-
zung der verschiedenen mit Bildung beschäftigten Akteu-
re tritt die Forderung nach einer stärkeren vertikalen Ver-
netzung: Die Übergänge zwischen den Schulen und den 
verschiedenen Schulstufen sollen besser aufeinander ab-
gestimmt werden. Mit Hilfe einer durchgängigen Bildungs-
kette soll verhindert werden, dass an den Übergängen 
Wissen über die Bildungsbiografie und die Bedürfnisse der 
einzelnen Schüler verloren geht und dass pädagogische 
Konzepte unkoordiniert nebeneinanderstehen. Gerade 
hier ergeben sich Schwierigkeiten durch das Mehrebenen-
system, das die Zuständigkeiten für die einzelnen Bil-
dungsinstitutionen unterschiedlich verteilt. Beispielsweise 
hat das Projekt FörMig gezeigt, wie wichtig eine von der 
Kita bis zur Oberstufe durchgängige Sprachförderung ist 
(Gogolin et al. 2011); im Schulalltag ist sie jedoch bislang 
kaum verbreitet, weil Zuständigkeiten und Trägerschaf-
ten für die verschiedenen Stufen und Schulformen meist 
unterschiedlich sind. Dass andere Organisationsprinzipien 
möglich sind, zeigt das Beispiel Hamburg, wo die Schul-
aufsicht nach Regionen und nicht nach Schulformen oder 
-stufen wahrgenommen wird (Stadt Hamburg 2012c). Ver-
netzung ist somit nicht nur mit außerschulischen Partnern 
notwendig, sondern ebenso zwischen den verschiedenen 
Schulstufen und Betreuungseinrichtungen. Im Bereich 
der sprachlichen Bildung hat Hamburg hier bereits gro-
ße Schritte getan und zielt mit dem „Hamburger Sprach-
förderkonzept“ (HB-Drs. 20/441) auf eine durchgängige, 
die verschiedenen Schulformen übergreifende sprachliche 
Bildung ab. Aber auch kleinere Gemeinden oder Kreise 
können mit regionalen Sprachbildungsnetzwerken die 
Kooperation verbessern. Oft gelingt eine durchgängige 

Info-Box 8 „Lernen vor Ort“

Das Programm „Lernen vor Ort“ (LvO), das der Bund und der Europäische Sozialfonds mit 60 Millionen Euro för-
dern, soll Anreize für Kommunen setzen, ein kommunales Bildungsmanagement zu erstellen. Die vier grundle-
genden Aktionsfelder des Pro gramms sind die Vernetzung und Planung für das kommunale Bildungsmanage-
ment, das kommunale Bil dungsmonitoring, die Bildungsberatung und die Bildungsübergänge. Dabei soll den 
Kommunen auch das technische Handwerkszeug für die Aktionsfelder vermittelt werden, damit sie diese nach 
Programmende eigenverantwortlich weiterführen und -entwickeln können.
Als größte Besonderheit des Programms gilt die Bündelung staatlicher und zivilgesellschaftlicher Kräfte (Kahl/
Kaehlbrandt 2012). Zum einen wurde in einer Allianz zwischen dem Bundesministerium für Bildung und For-
schung, verschiedenen Stiftungen und Kommunen mehr als zwei Jahre an der Programmidee gearbeitet. Zum 
anderen ist der Staat seit dem Programmstart 2009 verpflichtet, in der Umsetzung des Programms die syste-
matische Kooperation mit zivilgesellschaftlichen Akteuren weiterzuentwickeln. Er kann also Verantwortungen 
nicht einfach übertragen (Bleckmann 2012). 
Insgesamt 40 Kreise und kreisfreie Städte nehmen an dem Programm teil; jeder Kommune steht mindestens 
eine der zurzeit 46 teilnehmenden Stiftungen zur Seite. Außerdem gibt es sog. Themenpatenschaften über 
Kommunen hinweg, die das gegenseitige Lernen fördern sollen. Bei den bislang teilnehmenden Kommunen 
stehen nicht einzelne Projekte im Mittelpunkt, sondern es geht darum, alle vor Ort bestehenden Programme, 
Projekte, Ressourcen oder Netzwerke in Planungs- und Umsetzungsprozesse einzubeziehen.
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sprachliche Bildung allerdings nur über die Einschaltung 
externer Akteure wie z. B. der RAA („Regionale Arbeits-
stellen“ bzw. „Regionale Arbeitsstellen zur Förderung 
von Kindern und Jugendlichen aus Zuwandererfamilien“; 
Info-Box 9).

Für den Bildungserfolg von Zuwanderern ist zum ei-
nen entscheidend, wie das Schulsystem mit sozialer und 
ethnischer Segregation umgeht; zum anderen müssen die 
Angebote ganztägiger Bildung ausgebaut werden (SVR 
2010a: 137–157). Welche Verbesserungen anzustreben 

sind und welche Bedingungen des Mehrebenensystems 
dabei zu beachten sind, wird im Folgenden dargelegt.

Ausbau von Ganztagsschulen
Eine Maßnahme, um die schulische Situation gerade von 
sozial schwachen Schülern mit und ohne Migrationshin-
tergrund zu verbessern, ist der Ausbau von Ganztags-
schulen. Eine ganztägige Betreuung soll vor allem jene 
Schüler fördern, die in ihren Familien nicht durch Haus-
aufgabenbetreuung oder außerschulische Aktivitäten am 

Info-Box 9 Regionale Arbeitsstellen (RAA)

RAA steht für „Regionale Arbeitsstelle“ bzw. in Nordrhein-Westfalen für „Regionale Arbeitsstellen zur Förderung 
von Kindern und Jugendlichen aus Zuwandererfamilien“. Das bundesweite Netzwerk umfasst heute insgesamt 
47 RAA bzw. assoziierte Projekte. Dazu gehören einerseits 27 lokale RAA in Nordrhein-Westfalen sowie die 
Hauptstelle RAA NRW, die ihren Sitz in Essen hat, andererseits rund 20 Einrichtungen bzw. assoziierte Projekte 
in sechs weiteren Bundesländern (Baden-Württemberg, Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Nie-
dersachen, Sachsen).44 Die Bundesarbeitsgemeinschaft der RAA wurde 1995 als länderübergreifendes Forum 
aller lokalen RAA gegründet. Der Prototyp der RAA wurde 1979 von Freudenberg in Weinheim entwickelt. Bis 
heute ist die Arbeit der RAA eng mit der Freudenberg Stiftung verbunden, die z. B. die Arbeit der Bundesar-
beitsgemeinschaft finanziert (Schwaiger/Neumann 2010: 156–159).
Die RAA in Nordrhein-Westfalen verstehen sich als Dienstleistungs- und Beratungseinrichtungen, die vor allem 
die Bildungschancen von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund verbessern wollen und sich für 
eine gleichberechtigte Teilhabe von Zuwanderern einsetzen. In Nordrhein-Westfalen sind sie inzwischen in vielen 
größeren Städten verankert und in die vorhandenen Strukturen kommunaler Verwaltungen integriert. In den 
einzelnen RAA bedeutet dies z. B., dass Lehrkräfte (Landesbedienstete, die aber der Schulaufsicht unterstehen) 
und Sozialpädagogen mit Honorarkräften (z. B. Eltern) unmittelbar zusammenarbeiten. Auf diese Weise werden 
direkte Kontakte, inhaltliche und organisatorische Abstimmungen zwischen den eigentlich separaten Verwal-
tungsebenen erleichtert und auch der Zugang zu politischen Handlungsträgern (z. B. Gemeinderat) vereinfacht. 
So wirken die RAA auf die frühkindliche und schulische bzw. Schulformen übergreifende durchgängige Bildungs-
kette hin. Sie zeichnen zudem für Produkte wie die oben erwähnten Förderprogramme „Rucksack“ oder „Griffbe-
reit“ verantwortlich und agieren in diesem Sinne als externe Dienstleister für das Bildungssystem. Die Hauptstelle 
RAA NRW sichert als zentrale Koordinierungs- und Servicestelle den Erfahrungsaustausch und gibt Impulse für die 
Weiterentwicklung der Arbeit der lokalen RAA. Die RAA in Nordrhein-Westfalen werden sowohl vom Integrations- 
und Schulministerium Nordrhein-Westfalen als auch von den jeweiligen Kommunen bzw. Kreisen gefördert. Ein 
im Februar 2012 verabschiedetes Gesetz des Landes sieht vor, die RAA in Nordrhein-Westfalen künftig zu sog. 
Kommunalen Integrationszentren fortzuentwickeln und sie mit den Strukturen des Programms „Innovationen in 
der kommunalen Integrationsarbeit – KOMM-IN NRW“ zu verbinden. Die vorrangig bildungspolitische Arbeit der 
RAA soll durch integrationspolitische Vernetzungs- und Koordinierungsaufgaben ergänzt werden. Die Planungen 
gehen davon aus, dass insgesamt 54 dieser Integrationszentren entstehen werden (s. auch Info-Box 21).
Eine strukturelle Verankerung der RAA wie in Nordrhein-Westfalen war in den neuen Bundesländern nicht 
möglich; dort wurde 1991 ein eingetragener Verein unter dem Namen „Regionale Arbeitsstellen für Auslän-
derfragen“ als Dach für alle Regionalstellen der neuen Bundesländer gegründet. In den RAA der alten Bundes-
länder richtete sich der Blick vor allem auf die Integration von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund in den Erziehungs- und Bildungseinrichtungen. In den neuen Bundesländern erwies es sich aufgrund 
der Entwicklung von Rechtsextremismus zudem als wichtige Aufgabe, die Schulen und Jugendeinrichtungen 
zu diesem Thema zu beraten und zu begleiten sowie Informationen, methodisches Werkzeug und Ressourcen 
zur Verfügung zu stellen.

44  Diese haben teils andere Bezeichnungen, z. B. „Regionale Arbeitsstellen für Bildung, Demokratie und Lebensperspektiven“ in Sachsen oder 
 „Regionale Arbeitsstelle für Bildung, Integration und Demokratie“ in Mecklenburg-Vorpommern.
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Nachmittag gefördert werden. Obwohl Ganztagsschulen 
seit den bildungs- und reformpolitischen Debatten in 
den 1960er Jahren eine wichtige Rolle im Bildungsdis-
kurs spielen (Radisch et al. 2008), begann ein Ausbau 
der Ganz tagsschulangebote in großem Stil erst mit dem 
Pro gramm „Zukunft Bildung und Betreuung“, das die da-
malige rot-grüne Bundesregierung 2003 initiierte. Das 
Pro gramm förderte den Auf- und Ausbau von Ganztags-
schulen mit vier Milliarden Euro und war damit eines der 
größten vom Bund geförderten Schulentwicklungspro-
jekte in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland. 
Bis zum Laufzeitende 2009 wurden in diesem Rahmen 
über 15.000 Maßnahmen an 7.000 Schulen durchgeführt 
(Stand 2009). Über die inhaltliche Verwendung der Gel-
der und darüber, welche Schulformen gefördert werden 
sollten, entschieden die Länder (KMK 2011a).

Dass Ganztagsangebote vor allem die Bildungsergeb-
nisse von Schülern mit Migrationshintergrund verbessern, 
lässt sich bislang nur vereinzelt belegen. Schüler mit 
türkischem Migrationshintergrund an weiterführenden 
Schulen in Bayern, die eine Ganztagsschule besuchen, 
weisen z. B. bessere Fähigkeiten im Deutschen auf als 
Schüler von Schulen ohne Ganztagsangebot (Reinders et 
al. 2011: 94). Und wenn Ganztagsschulen am Nachmittag 
eine qualitativ hochwertige und gut strukturierte Haus-
aufgabenhilfe anbieten, fördert dies Schüler mit Migra-
tionshintergrund nachweislich (StEG-Konsortium 2010; 
Stanat/Rauch/Segeritz 2010).

Unter integrationspolitischen Gesichtspunkten er-
scheint der bisherige Ausbau von Schulen zu Ganztags-
schulen allerdings in einigen Punkten bedenklich. So 
wur den in allen Schulformen vor allem offene Ganztags-
an gebote entwickelt, d. h. die Teilnahme am Nachmit-
tags  unterricht ist freiwillig. Voll gebundene Ganztagsschu-
len, bei denen der Ganztagsunterricht verpflichtend ist, 
stellen unter den Ganztagsschulen eine Minderheit dar 
(Abb. 3.2). Kinder und Jugendliche aus sozioökonomisch 
schlechtergestellten Familien – und damit jene, bei denen 
unter bildungspolitischen Gesichtspunkten die größten Ef-
fekte zu erwarten sind – tendieren jedoch dazu, die Ganz-
tagsangebote in geringerem Umfang wahrzunehmen als 
Schüler aus sozioökonomisch stärkeren Familien. 

Voll gebundene Ganztagsschulen kommen daher 
der relevanten Zielgruppe aufgrund des verpflichten-
den Charakters viel stärker zugute als offene Formen. 
Zudem eröffnen nur die gebundenen Ganztagsschulen 
die Möglichkeit, den Schulalltag zu rhythmisieren und 
neue Unterrichtsformen zu etablieren, um den Lerner-
folg der Schüler zu steigern, während offene Formen 
eher auf eine Betreuung abzielen (Karakaşoğlu 2012).45

Ein anderer Kritikpunkt ist, dass in einigen Ländern die 
Ganztagsangebote vorrangig an Gymnasien ausgeweitet 
bzw. die ohnehin hohen gymnasialen Anteile noch wei-
ter erhöht wurden, etwa in Hamburg oder Hessen (vgl. 
KMK 2011a). Wenn Ganztagsangebote aber vorrangig an 
Gymnasien und nicht auch an anderen Schulformen der 
Sekundarstufe I eingerichtet werden, dann kommen sie 
gerade den schwächeren Schülern nicht zugute, die vom 
Ausbau der Lernzeit und den neuen Möglichkeiten des 
Lernens profitieren sollten.

Schließlich sollten beim Ausbau der Ganztagsschu-
len schulische mit außerschulischen Bildungsangeboten 
verzahnt werden, besonders mit denen der Kinder- und 
Jugendhilfe (Bundesjugendkuratorium 2003). Dasselbe 
gilt für bestehende Hortangebote (Deutscher Städtetag 
2003). Den Befürchtungen der privaten Anbieter von 
Sport- und Freizeitangeboten und der Vereine, dass ih-
nen dann die Klientel wegbleiben würde, kann durch 
eine Kooperation mit der Schule begegnet werden. Ins-
besondere die Kommunen sollten daher beim Ausbau 
von Ganztagsangeboten auf Kooperations- und Vernet-
zungsmöglichkeiten vor Ort achten.

Ein weiterer Ausbau von Ganztagsschulen kann zu-
dem den Auswirkungen schulischer Segregation (s. u.) 
entgegenwirken. Einerseits kann mit einem hochwerti-
gen pädagogischen Angebot die segregationsbedingte 
Benachteiligung verringert werden, sodass Schulen mit 
besonderen Herausforderungen auch für lernstärkere 
Schüler wieder attraktiv werden. Andererseits macht 
allein die Möglichkeit längerer Betreuungszeiten eine 
Schule für erwerbstätige Eltern attraktiver und wertet sie 
gegenüber anderen Schulen auf. 

Das Sonderinvestitionsprogramm, mit dem der Bund 
den Ausbau von Ganztagsschulen massiv gefördert hat, 
ist im Jahr 2009 ausgelaufen; damit schrumpft der finan-
zielle Spielraum, um weitere Ganztagsschulen einzufüh-
ren. Das seit 2006 geltende Kooperationsverbot (Info-
Box 7) unterbindet Bundeszuschüsse für Landesaufgaben 
wie die Bildung. Die Finanzierung des Ganztagsausbaus 
wird daher künftig stark von der Haushaltslage der Län-
der abhängen (Deutscher Städtetag 2003) – dabei wäre 
für die Entwicklung von Ganztagsschulen eine langfristi-
ge Perspektive notwendig. Die integrationspolitischen 
Herausforderungen im Bildungsbereich sind nur durch 
gemeinsame Anstrengungen von Bund, Ländern und 
Kommunen zu bewältigen. Darum sollte das Kooperati-
onsverbot in diesen Bereichen abgeschafft werden. Das 
fordern auch Bildungsministerin Annette Schavan und 
der Deutsche Städtetag (Braun/Schultz 2010; Deutscher 
Städtetag 2010). Offen ist darüber hinaus die Frage, wer 

45  Die Einführung von gebundenen Ganztagsangeboten wird unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten (Art. 6 Abs. 2 GG) im Hinblick auf das 
Elternrecht auf Erziehung kritisiert. Dem ist entgegenzuhalten, dass die verpflichtende Ganztagsschule nirgends flächendeckend eingeführt wird 
und auch der Unterricht in der Sekundarstufe ohnehin häufig bis in den Nachmittag reicht.
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das zusätzliche schulische Personal wie Sozialpädagogen 
oder Betreuungsfachkräfte finanzieren wird. Bislang leis-
ten dies vor allem kommunale Schulträger bzw. Länder 
und Kommunen schieben sich gegenseitig die Zuständig-
keit dafür zu (Hebborn 2003).

Aufwertung von Schulen
Eine weitere wichtige Maßnahme zur Verbesserung der 
Bildungssituation besteht darin zu vermeiden, dass sozial 
schwache und damit oft auch leistungsschwache Schü-
ler mit wie ohne Migrationshintergrund an bestimmten 
Schulen überrepräsentiert sind. In einer Einwanderungs-
gesellschaft wie in der Bundesrepublik Deutschland, wo 
in vielen Großstädten mittlerweile fast die Hälfte der 
Kinder einen Migrationshintergrund hat (Destatis 2011d), 
gehört ein hoher Anteil von Schülern mit Migrationshin-
tergrund ohnehin zum alltäglichen Erscheinungsbild. An 
manchen Schulen liegt dieser Anteil allerdings deutlich 

höher als in der entsprechenden Wohnbevölkerung im 
Viertel. Diese Schieflage entsteht häufig durch das Wahl-
verhalten von sozioökonomisch bessergestellten Eltern 
ohne Migrationshintergrund, aber auch von Aufsteiger-
haushalten mit Migrationshintergrund, die ihre Kinder 
an Schulen außerhalb ihres Stadtteils anmelden (SVR 
2010a: 152). Eine Studie vom Bundesamt für Bauwesen 
und Raumordnung (BBR 2008) bestätigt für die insge-
samt 38 untersuchten Städte, dass dort die sog. schuli-
sche Segregation in Grundschulen immer deutlich über 
der wohnräumlichen liegt. Allerdings ist die Datenlage 
zur Überrepräsentation von Schülern mit Migrationshin-
tergrund bisher noch unbefriedigend (Info-Box 10).

Eine Überrepräsentation von Schülern mit Migrati-
onshintergrund kann, wenn sie mit deren schlechterer 
sozioökonomischer Positionierung verbunden ist, das 
Lern klima an Schulen beeinträchtigen.46 An solchen 
Schu len sind z. B. in der Regel seltener positive soziale 

0 1.000 2.000 3.000 4.000 5.000 6.000 7.000 8.000

Förderschule

Freie Waldorfschule

Integrierte Gesamtschule
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Realschule
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Bildungsgängen
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schulartunabhängige
Orientierungsstufe
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Abb. 3.2 Schultypen und Ganztagsangebote 2009

voll gebundene Form teilweise gebundene Form offene Form

Quelle: KMK 2011: 10

46  Hier setzt z. B. die von der Vodafone Stiftung geförderte Initiative „Teach First“ an, bei der herausragende Hochschulabsolventen als zusätzliche 
Lehrkräfte in Schulen in sozial schwachen Gebieten eingesetzt werden.
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Vorbilder anzutreffen, die schwächere Schüler motivie-
ren und unterstützen können. Auch die Lernbedingun-
gen sind erschwert, wenn nur wenige Schüler über gute 
Deutschkenntnisse verfügen. Darüber hinaus werden 
diese Schulen z. T. in der Öffentlichkeit stigmatisiert (SVR 
2010a: 151–153).47

Zwar müssen Schulen sich generell auf die Erfor-
dernisse einer multikulturellen Schülerschaft und vor 
allem in westdeutschen Großstädten auf einen gro-
ßen Anteil an Schülern mit Deutsch als Zweitsprache 
einstellen.48 Dennoch können bestimmte Mechanismen 
verändert werden, die zu einer Überrepräsentation von 
Schülern mit Migrationshintergrund und/oder schlechter 
sozioökonomischer Position an bestimmten Schulen füh-
ren, bzw. Maßnahmen ergriffen werden, um die aus der 
Überrepräsentation resultierenden Herausforderungen zu 
bewältigen.

Ein Mechanismus, in den eingegriffen werden kann, 
ist der Zusammenhang zwischen der wohnräumlichen 
Segregation und dem Schulwahlverhalten der Eltern. Im 
Moment ist die schulische Segregation – vor allem an den 
Grundschulen – zumeist ein Spiegelbild der wohnräum-
lichen Segregation: In einem sozial schwachen Wohn-
gebiet mit hohem Zuwandereranteil finden sich wahr-
scheinlich auch Schulen mit Schülern aus mehrheitlich 

sozial schwachen Familien. Zementiert wird dieser Zu-
sammenhang durch die (in den meisten Bundesländern 
geltende) gesetzliche Regelung, dass Eltern ihre Kinder 
auf die nächstgelegene Grundschule schicken müssen 
(sog. Schulsprengel-Regel). Da diese Sprengel in den 
Länderschulgesetzen lediglich nach quantitativen und 
nicht nach sozioökonomischen Merkmalen festgelegt 
werden, bleiben die Folgen dieser Segregation unbe-
rücksichtigt und die wohnräumliche Struktur wird auf die 
Schulen übertragen.

Dieser Prozess wird durch Ausnahmen wahrschein-
lich noch verstärkt. So können Eltern bei Vorliegen „zwin-
gender persönlicher Gründe“ beantragen, dass ihr Kind 
bei einer anderen Grundschule angemeldet wird, bspw. 
wenn beide Elternteile berufstätig sind und in unmittel-
barer Umgebung der Ausweichschule eine Nachmittags-
betreuung verfügbar ist. Verlässliche Statistiken über das 
Ausmaß sachfremder Versetzungsanträge liegen nicht 
vor. Jedoch scheinen gerade Eltern mit hohem Bildungs-
niveau hiervon Gebrauch zu machen. So ergab z. B. eine 
Untersuchung in der Stadt Wuppertal, dass sich gut si-
tuierte Eltern bei ihrem Wahlverhalten deutlich stärker 
an der Qualität der Schule und der sozioökonomischen 
Zusammensetzung der Schülerschaft orientieren als El-
tern aus sozial schwächeren Milieus, die sich in der Regel 

Info-Box 10 Probleme der Schulstatistik

Obwohl empirische Erkenntnisse darauf hinweisen, dass zwischen ethnischer schulischer Segregation und 
Bildungserfolg ein enger Zusammenhang besteht, findet schulische Segregation in der Schulpolitik kaum Be-
achtung. Wie Recherchen des SVR gezeigt haben, gehen die Schulgesetze auf dieses Thema kaum ein, und in 
den Bildungsberichten werden nur selten Maßnahmen zur Abhilfe vorgeschlagen. Eine Debatte über schuli-
sche Segregation und ihre Reduzierung sollte sich auf verlässliche Informationen über das tatsächliche Aus-
maß stützen. Mit der Schulstatistik verfügen die Länder über eines der wichtigsten Instrumente, die darüber 
Aufschluss geben könnten. 
Obwohl die Kultusminister konferenz bereits 2003 beschlossen hat, dass das Merkmal Migrationshintergrund 
Teil der Schulstatistiken werden soll, wurde dies noch nicht von allen Bundesländern umgesetzt (KMK 2011c: 
15ff.). Würde dieses Merkmal erhoben, könnten Kommunen z. B. mittels einer Geodatenanalyse ein detail-
liertes Bild der schulischen gegenüber der wohnräumlichen Segregation zeichnen (Schräpler 2011). Anwen-
dungsbeispiele finden sich bereits in Nordrhein-Westfalen, Bremen oder Hamburg in Form einer an einem 
Sozialindex orientierten Ausstattung der Schulen (ifbm Hamburg 2011). Solange aber das Merkmal Migra-
tionshintergrund nicht Teil der Schulstatistiken ist, können viele Kommunen kein genaues Lagebild zeichnen.
Dabei ist zu überlegen, ob die Daten öffentlich gemacht werden oder lediglich als Entscheidungsgrundlage für 
Verwaltung und Politik dienen sollen. Denn unter Umständen trägt die Veröffentlichung derartiger Daten zur 
Stigmatisierung von Schulen bei.

47  Ähnliche Effekte sind für die Kindertagesstätten zu erwarten. Denn auch an diesen fällt die Segregation höher aus als in den sie umgebenden 
Wohnquartieren (Hüsken 2011: 42–43).

48  Voraussetzung hierfür wären auch entsprechend ausgebildete Lehrkräfte. Wie eine Untersuchung in Zusammenarbeit mit der Stiftung Mercator 
zeigte, ist Deutsch als Zweitsprache aber selten in der Lehrerausbildung obligatorisch (Baur/Scholten-Akoun/Stiftung Mercator 2010: 19). Daher 
hat die Stiftung Mercator „pro DaZ“, ein Modellprojekt an der Universität Duisburg-Essen, ins Leben gerufen, bei dem alle Lehramtsstudenten für 
die Förderung in Deutsch als Zweitsprache ausgebildet werden.
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an die durch die Schulbezirke vorgesehene Grundschule 
halten (Riedel et al. 2009: 23). Zudem ist die Wahrschein-
lichkeit größer, dass höher gebildete Eltern einen Antrag 
auf einen Schulwechsel auch tatsächlich durchsetzen; 
bspw. ist davon auszugehen, dass sie über die rechtli-
chen Möglichkeiten eines solchen Schulwechsels besser 
informiert sind. Zudem verfügen sie wahrscheinlich auch 
über die notwendigen Ressourcen, um den Transport in 
eine weiter entfernte Schule zu finanzieren. 

Andere Eltern umgehen die Schulsprengel-Regel da-
durch, dass sie in einen anderen Stadtteil umziehen. Auch 
Bekenntnisschulen in öffentlicher Trägerschaft, die es in 
Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen gibt, oder die im-
mer stärker verbreiteten Privatschulen bieten bestimmten 
Eltern Ausweichmöglichkeiten an. Denn nicht alle Eltern 
verfügen über die finanziellen Mittel zur An meldung an 
einer Privatschule und nicht immer sind ent sprechende 
Stipendien möglich. Die Institution der öffent lichen Be-
kenntnisschule eröffnet Eltern katholischen oder evange-
lischen Glaubens Wahlmöglichkeiten, die an dersgläubige 
Eltern nur bedingt haben. Öffent liche Be kenntnisschulen 
können bei Nachfrageüberhang ihre Schüler nach konfes-
sionellen Kriterien auswählen. In Nordrhein-Westfalen gibt 
es rund 1.100 Bekenntnis-Grundschulen, das entspricht 
einem Anteil von 34 Prozent an allen Grundschulen.

Überrepräsentation ist also nicht nur eine Folge wohn-
räumlicher Segregation, sondern sie wird wahrscheinlich 
durch das Schulwahlverhalten der Eltern verstärkt, da gut 
situierte Familien Schulen mit hohem Zuwandereranteil 
und der damit assoziierten geringeren Leistungsfähigkeit 
eher meiden können. Dies zeigen auch die Ergebnisse des 
SVR-Integrationsbarometers 2010: Vor allem Personen mit 
einem hohen Bildungsniveau sind oft nicht bereit, ihr Kind 
an eine Schule mit hohem Zuwandereranteil zu schicken, 
unabhängig davon, ob die Eltern selbst einen Migrations-
hintergrund haben oder nicht (SVR 2010a: 152).

Die Wirkung des Schulsprengels ist daher umstrit-
ten. Einerseits verfestigt er, wie oben gezeigt wurde, die 
wohnräumliche Segregation in den meisten Städten. An-
dererseits könnte sich durch eine Freigabe der Schulwahl 
der beschriebene Effekt sozialer Selektion und Segregra-
tion deutlich verstärken, wenn immer mehr gut situierte 
Eltern ihre Kinder in Schulen in sozioökonomisch besser 
ausgestatteten Wohngegenden schicken, während sozial 
schwache Familien nicht von dieser Wahlfreiheit Gebrauch 
machen und in ihren Stadtteilen bleiben (Burgess/Briggs 
2006). Nordrhein-Westfalen hat im Jahr 2008 die Schul-

bezirke abgeschafft und den Eltern dadurch die freie Wahl 
der Grundschule ermöglicht.49 Aktuellen Studien zufolge 
ist die schulische Segregation dadurch bisher weder sig-
nifikant gestiegen noch hat sie sich reduziert. Ein Grund 
hierfür könnte sein, dass es bereits vor der Reform zahl-
reiche Möglichkeiten gab, Kinder an einer anderen als 
der zugewiesenen Grundschule anzumelden (Makles/
Schneider 2011: 2, 20; Schneider et al. 2011). Die Ab-
schaffung der Schulbezirke könnte also in gewisser Wei-
se lediglich eine schon länger etablierte Praxis rechtlich 
legitimiert haben. Nach dem Regierungswechsel 2010 
hat die neue Landesregierung wieder die Möglichkeit 
geschaffen, Schulbezirke einzuführen.50 Hiervon machten 
bisher aber nur wenige Kommunen Gebrauch.

Da die Überrepräsentation von Schülern mit Migra-
tionshintergrund an einigen Schulen wesentlich von der 
Schulwahl der Eltern abhängt, kann sie gesetzgeberisch 
nur bedingt beeinflusst werden. Effektiver sind Anreize 
für Eltern, die Schulen in ihrem Stadtteil in Anspruch zu 
nehmen und damit zur Mischung beizutragen. Vorausset-
zung dazu ist eine gezielte Aufwertung von Schulen, die 
einen hohen Anteil von Schülern aus sozial schwachen 
Umfeldern bzw. – was oft zusammenfällt – von Schülern 
mit Migrationshintergrund aufweisen.

Dieser Ansatz wird im Ausland schon verfolgt. In 
den USA hat man z. B. in sozial schwachen Wohngegen-
den sog. Magnet Schools gegründet, die sich teilweise 
durch besondere pädagogische Konzepte oder fachliche 
Schwerpunkte auszeichnen. Dadurch soll die Schule auch 
für Kinder aus sozial höheren Schichten attraktiv werden 
(Weiß 1989: 4).

Auch für Deutschland finden sich in den Medien immer 
häufiger Beispiele dafür, wie Schulen in  sozial schwachen 
Stadtvierteln es durch gezielte Profilbildung schaffen, ins-
besondere Eltern der bildungsorien tier ten Mittelschicht 
anzusprechen und dadurch die Abwan derung  bestimmter 
Schülergruppen aufzuhalten (Info-Box 11). Standardisierte 
Konzepte lassen sich hieraus  aller dings – auch weil breit 
angelegte Evaluationen fehlen – bislang nicht ableiten. 

Die gezielte Aufwertung einzelner Schulen scheint 
eine geeignete Möglichkeit zu sein, selektive Abwan-
derung zu verhindern und den negativen Wirkungen 
ethnischer schulischer Segregation entgegenzuwirken, 
sie im besten Fall sogar abzubauen. Sie stellt keine 
Zwangsmaßnahme dar, sondern setzt auf Anreize für die 
Elternschaft. Mit der Schulentwicklungsplanung verfügen 
insbesondere die Kommunen über ein wirkungsmäch-

49  Dies geschah zum einen auf Druck der Elternschaft. Zum anderen sollte durch die größere Wahlfreiheit der Eltern der Wettbewerb zwischen den 
Schulen gestärkt werden. Während die Abschaffung der Schulbezirke also von Elternverbänden begrüßt wurde, sahen Kritiker in erster Linie die 
Gefahr einer verstärkten Segregation an Schulen.

50  Darum hatten einige Kommunen gebeten, die die Festlegung von Schuleinzugsbezirken als ein Instrument für mehr Planungssicherheit sahen. Mit 
der jetzigen Regelung erhalten sie mehr Flexibilität, dieses Instrument zu nutzen (persönliche Auskunft des Ministeriums für Schule und Weiterbil-
dung des Landes Nordrhein-Westfalen).
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tiges Instrument, um die Ausstattung von und das Bil-
dungsangebot an Schulen in ihrem Wirkungsbereich zu 
beeinflussen. Den Schulen eröffnet ihre in der jüngsten 
Vergangenheit gestärkte Selbstständigkeit neue Hand-
lungsoptionen zur Profilbildung. Auch die interkulturelle 
Öffnung könnte als ein wichtiges Merkmal zur Profilie-
rung genutzt werden, ebenso die immer stärker prak-
tizierte Kooperation mit außerschulischen Partnern. Die 
Schulaufsicht wiederum sollte darauf achten, ihre neu 
erworbenen Möglichkeiten zur Beratung von Schulen 
auch dafür einzusetzen, schulischer Segregation entge-
genzuwirken. Wichtig ist, ein Auge darauf zu haben, dass 
derartige Maßnahmen nicht zu zusätzlicher Ausgrenzung 
führen.

Die gezielte Aufwertung von Schulen ist jedoch in den 
meisten Fällen ressourcenaufwändig. Angesichts der Be-
deutung erfolgreicher Bildung erscheint es somit ange-
bracht, die demografische Rendite zu investieren, also die 
aufgrund der sinkenden Schülerzahlen in den nächsten 
Jahren und Jahrzehnten frei werdenden Mittel verstärkt 
für die Förderung benachteiligter Schulen und Schüler 
einzusetzen (Klemm 2009: 7). Geschieht dies nicht, droht 
gerade in Ballungsräumen ein sich selbst verstärkender 
Effekt: Durch die zunehmend ungleiche Verteilung leis-
tungsstarker und -schwacher Schüler wird die Unterrichts-
qualität immer schlechter, dies wirkt wiederum auf die 
Wohnortwahl von Eltern zurück; so wird ein ‚segregativer 
Teufelskreis‘ in Gang gesetzt, in dem sich schulische und 

wohnräumliche Segregation wechselseitig verstärken 
(Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010: 190; SVR 
2010a: 196). Sinnvoll wäre es, die finanziellen Zuwen-
dungen oder Maßnahmen wie z. B. zusätzliche Lehrer-
stellen für die Schulen an sozialstrukturelle Kriterien 
zu koppeln.51 Diesen Weg geht man bspw. in Nordrhein-
Westfalen. Hier wurde im Jahr 2006 ein sog. Sozialindex 
eingeführt, mit dem die Mittelzuweisung für einzelne 
Schulaufsichtsbezirke gesteuert wird: Bezirke, die z. B. 
eine hohe Arbeitslosen-, Sozialhilfe- oder Zuwanderungs-
quote aufweisen, bekommen höhere Zuwendungen (MSW 
NRW 2009: 21; Bonsen et al. 2010). In Hamburg und Bre-
men wird bei der Mittelzuweisung ebenfalls ein solcher 
Sozialindex eingesetzt. In Hamburg bestimmt die soziale 
Zusammensetzung der Schulen u.  a. die Klassengröße, die 
Anzahl der Erzieherstellen (an Ganztagsschulen) sowie 
die Zuteilung von Mitteln zur Sprachförderung (HB-Drs. 
19/4432; Pietsch/Bonsen/Bos 2006).52

3.3 Fazit: weitere Schritte notwendig

In vielen Feldern besteht noch ein erheblicher Handlungs- 
bzw. Nachholbedarf, um die Bildungssituation von benach-
teiligten Kindern und Jugendlichen mit, aber auch ohne 
Migrationshintergrund in der Bundesrepublik Deutschland 
zu verbessern. Wichtige Schritte in diese Richtung sind 
insbesondere der quantitative und qualitative Ausbau 

Info-Box 11 Beispiele für Profilbildung von Schulen

Gerade für Schulen in Stadtteilen mit überwiegend sozial schwachen Bewohnern kann eine gezielte Aufwer-
tung und Profilbildung, verbunden mit Angeboten für leistungsstarke Schüler, wichtig sein. Damit kann verhin-
dert werden, dass bildungsorientierte Eltern mit und ohne Migrationshintergrund sich von diesen Schulen bzw. 
Stadtteilen abwenden und ihre Kinder an einer Schule außerhalb anmelden bzw. umziehen. Tritt dies ein, kann 
es den Schulen an positiven Vorbildern innerhalb der Schülerschaft mangeln, die andere motivieren und un-
terstützen können. Verschiedene Medienberichte zeigen, wie es Schulen in Deutschland gelang, durch solche 
Maßnahmen trotz ungünstiger Rahmenbedingungen ein attraktives Angebot zu erstellen und so bildungsori-
entierte Eltern gezielt anzusprechen. Ein Beispiel ist die Grundschule Kleine Kielstraße in Dortmund, die durch 
Maßnahmen wie professionelle Elternarbeit, ganztägige Betreuung oder die Vernetzung mit dem Stadtteil ihre 
Schüler auch unter schwierigen äußeren Bedingungen zu hoher Leistungsbereitschaft und -fähigkeit führte. 
Eine öffentlich-private Zusammenarbeit ist in Bremen zu finden: Die Deutsche Kammerphilharmonie Bremen 
kooperiert eng mit der Gesamtschule Bremen-Ost, die über diese enge Zusammenarbeit (der Probekonzert-
saal der Kammerphilharmonie befindet sich auf dem Schulgelände) ein musisch-künstlerisches Profil entwi-
ckelt hat. Schüler und Lehrer arbeiten mit den Künstlern und Beteiligten aus dem Stadtteil im „Zukunftslabor“ 
an musikalisch-theatralischen Aufführungen wie „Melodie des Lebens“ oder „Faust II“.

51  Das Gegenteil einer Orientierung an objektiven Kriterien beschreibt der sog. Rütli-Effekt: Erst bei einem gezielten Hinweis auf die Zustände an einer 
Schule werden zusätzliche Mittel bewilligt und Maßnahmen eingeleitet.

52  Dieser Ansatz wird auch in Kanada erfolgreich verfolgt. So wurde die Schulbehörde von Toronto im Jahr 2008 für ihr Engagement in diesem Bereich 
mit dem Carl Bertelsmann-Preis für erfolgreiche Integration ausgezeichnet. 
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von Kindertagesstätten, der Ausbau von Ganztags-
schulen und die Verringerung schulischer Segregation. 
Die infolge der PISA-Ergebnisse angestoßenen Reformen 
haben zu Kompetenzverschiebungen geführt; vor allem 
die Rolle der Kommunen für das Gelingen erfolgreicher 
Bildung wurde gestärkt. Dieser Trend ist zu begrüßen, da 
man auf der kommunalen Ebene am besten weiß, wie 
die verschiedenen am Bildungsprozess beteiligten Akteu-
re miteinander zu vernetzen sind und wie ihre Koopera-
tion vorangetrieben werden kann. Mit den Schulentwick-
lungsplänen verfügen die Gemeinden über ein wichtiges 
Instrument, um Schulpolitik auch unter den Bedingungen 
einer Einwanderungsgesellschaft erfolgreich zu gestalten. 
Die Schulen haben heute größere pädagogische, organi-
satorische und finanzielle Freiheiten und können diese 
gezielt dazu nutzen, ein eigenes Profil zu entwickeln. 

Die entscheidende Verantwortung liegt allerdings nach 
wie vor bei den Bundesländern. Diese setzen nicht nur die 
Rahmenbedingungen, unter denen Kommunen und Schu-
len handeln, z. B. mit den Standards für die Lehrer- oder Er-
zieherausbildung. Sie müssen auch dafür sorgen, dass die 
neuen Freiheiten von Schulen und Kommunen nicht zur 
Erosion von schon erreichten oder noch zu erreichenden 
Qualitätsstandards führen. Deswegen  müssen  Schulen 
regelmäßig nach einheitlichen Standards  eva luiert 
werden. Gleiches sollte auch für Kitas gelten. Ein rich-
tiger Schritt sind die von der KMK erarbeiteten Bil  dungs-
standards, die festlegen, welche Kompetenzen Schüler bis 

zu welcher Jahrgangsstufe erworben haben sollen. Aller-
dings müssten diese unter Bezug auf (mehr-)sprach liche 
und interkulturelle Kompetenzen von Schülern noch stär-
ker an den Bedürfnissen und Kompetenzen einer hetero-
genen Schülerschaft ausgerichtet werden.

Auch der Bund hat in den letzten Jahren Akzente in 
der Bildungspolitik gesetzt, vor allem als Financier inno-
vativer Entwicklungen wie des Ausbaus von Ganztags-
schulen und Kindertagesstätten oder des Programms 
„Lernen vor Ort“. Dies ist einerseits zu begrüßen; das 
Interesse an einem wettbewerbsfähigen Bildungssystem 
besteht bundesweit und darf nicht von der finanziellen 
Leistungsfähigkeit einzelner Bundesländer abhängig sein. 
Andererseits zeigt sich z. B. am Ausbau der Ganztags-
schulen auch ein Dilemma (abgesehen davon, dass das 
Ganztagsschul-Investitionsprogramm des Bundes heute 
wegen Art. 104b GG unzulässig wäre): Die finanziellen 
Zuwendungen des Bundes sind immer nur temporär. Sie 
können zwar Entwicklungen anstoßen und ggf. auch die 
Einsicht wecken, dass diese weiter voranzutreiben sind. 
Laufen die Sonderförderungen aus, kommen jedoch wie-
der die finanziellen Ungleichgewichte zwischen den Län-
dern zum Tragen. Die Abschaffung des Kooperationsver-
bots könnte gerade im Bildungsbereich einen Beitrag 
zum Ausgleich leisten. Ein Instrument zur nachhaltigen 
Beseitigung der stark unterschiedlichen Finanzkraft der 
Länder, die sich eben auch im Bildungsbereich auswirkt, 
wäre sie freilich nicht. 
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Übergänge in Erwerbstätigkeit

Kapitel4

Im Jahr 2008 waren in Deutschland Ausländer doppelt 
so häufig erwerbslos wie Deutsche (Destatis 2011c), und 
35,7 Prozent der Ausländer in der Altersgruppe von 20 
bis 34 Jahren hatten keine abgeschlossene Berufsaus-
bildung (BIBB 2011a: 247). Dies zeigt, dass von einer 
chancengleichen Teilhabe an Arbeit als einem zentra-
len Integrationsbereich immer noch nicht die Rede sein 
kann, trotz mancher Verbesserungen in den letzten Jah-
ren. Bei der Förderung von Ausbildungsbeteiligung und 
Erwerbstätigkeit überschneiden sich integrationspoliti-
sche Zuständigkeiten im Mehrebenensystem besonders 
stark (Info-Box 12). Entsprechende Regelungen berühren 
sowohl die Schulbildung, für die überwiegend die Län-
der zuständig sind, als auch die Arbeitsförderung, bei 
der der Bund weitreichende Gesetzgebungs- und Ver-
waltungskompetenzen hat. Daneben spielen bei der För-
derung von Ausbildungsbeteiligung und Erwerbstätigkeit 
noch die Berufskammern und die Bundesagentur für Ar-
beit als eigenständige Verwaltungsträger eine wichtige 
Rolle. Die Kommunen verfügen im Vergleich dazu über 
einen eingeschränkten Kompetenzbereich. Sie sind zwar 
Träger berufsbildender Schulen und haben gesetzliche 
Aufgaben im Bereich der Jugendhilfe, der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende und bei der lokalen Wirtschaftsförde-
rung zu erfüllen. Dabei haben sie aber eine eher ausfüh-
rende als eine konzeptionell gestaltende Funktion.

Im Folgenden werden vier zentrale Bereiche beleuch-
tet, die für eine erfolgreiche Integration in den Arbeits-
markt besonders wichtig sind: 
(1)          der Übergang von der Schule in die Berufsausbildung, 
(2)          die Möglichkeiten der Nachqualifizierung für unge-

lernte Arbeitnehmer, 
(3)          die nachträgliche Anerkennung von im Ausland er-

worbenen Abschlüssen und 
(4)          die Wiedereingliederung von Langzeitarbeitslosen 

in den Arbeitsmarkt.

4.1 Wege in die Berufsausbildung: 
ungleiche Hürden
Für etwa zwei Fünftel aller Schulabgänger ohne Studi-
enberechtigung ist die erste Stufe des Eintritts in den 
Arbeitsmarkt eine duale Berufsausbildung (BIBB 2011a: 
89). Jugendliche mit Migrationshintergrund münden sel-
tener in eine duale Ausbildung ein als Jugendliche ohne 
Migrationshintergrund und bleiben häufiger ohne Aus-
bildung in einem anerkannten Beruf, trotz aller Bemü-
hungen auf unterschiedlichen staatlichen Ebenen, den 
Übergang von ehemaligen Schülern in eine Berufsausbil-
dung zu moderieren. Bereits in den allgemeinbildenden 
Schulen ist ein geringerer Schulerfolg von Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund zu beobachten: Sie gehen im 
Vergleich zu Jugendlichen ohne Migrationshintergrund 
häufiger ohne Abschluss von der Schule ab oder haben 
Abschlüsse mit schlechteren Noten. Dieser geringere 
Schulerfolg setzt sich auf dem Ausbildungsmarkt nicht 
nur fort, er verstärkt sich sogar noch, und das, obwohl 
die zweite Generation höher qualifiziert ist als ihre Eltern.

Viele Jugendliche, die die Schule ohne Abschluss oder 
mit einem schlechten Hauptschulabschluss verlassen, 
gehen bei der Suche nach einem Ausbildungsplatz leer 
aus. Jugendliche mit Migrationshintergrund finden aber 
auch mit einem relativ guten Abschluss deutlich seltener 
einen Ausbildungsplatz als Schulabgänger ohne Migrati-
onshintergrund. Trotz gleicher Abschlüsse und Zensuren 
münden sie um etwa 20 Prozentpunkte seltener in eine 
duale Ausbildung ein (BIBB 2010: 189f.).55 Darum sind 
sie in Maßnahmen der Berufsorientierung und -vorberei-
tung überrepräsentiert, und dies mit steigender Tendenz 
(Christe 2011: 21), trotz einer Entspannung auf dem ost-
deutschen Ausbildungsmarkt.56

55  Vor allem Jugendliche mit einem türkischen oder arabischen Migrationshintergrund münden signifikant seltener in eine duale Ausbildung ein. Für 
sie zahlt sich das Erreichen eines mittleren Schulabschlusses nicht im gleichen Maße aus wie für Jugendliche ohne oder mit einem anderen Migra-
tionshintergrund (Beicht 2011: 16).

56  Beim Übergang ins Schulberufssystem, in dem die Ausbildung nicht zur Hälfte in einem Ausbildungsbetrieb erfolgt, sondern vollständig in Berufs-
fachschulen, sind die Unterschiede hingegen gering (Christe 2011: 18).
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Info-Box 12 Kompetenzverteilung im Bereich der beruflichen Bildung

Zuständigkeiten des Bundes für die berufliche Bildung ergeben sich zum einen aus seiner (konkurrierenden) 
Gesetzgebungskompetenz für das Recht der Wirtschaft (Bedarfskompetenz, vgl. Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 u. Art. 72 
Abs. 2 GG) und für bestimmte Berufsgruppen (z. B. ärztliche und andere Heilberufe, vgl. Art. 74 Abs. 1 Nr. 19 
GG). Insbesondere wird aus der Gesetzgebungskompetenz für das Recht der Wirtschaft hergeleitet, dass der 
Bund in den gewerblichen und handwerklichen Berufen generell für den betrieblichen Teil der Berufsbil-
dung zuständig ist. Der Bund hat diese Gesetzgebungskompetenz u. a. dadurch wahrgenommen, dass er 
im Berufsbildungsgesetz (BBiG) und in der Handwerksordnung (HwO) Regelungen zu berufsvorbereitenden 
Maßnahmen und zur Berufsausbildung in Betrieben getroffen hat.53 Die Ausbildung für die wichtigsten Heil- 
und Pflegeberufe ist in eigenen Gesetzen und dazugehörigen Verordnungen auf Bundesebene geregelt (z. B. 
Bundesärzteordnung, Krankenpflegegesetz, Altenpflegegesetz); hier sind u. a. Ausbildungsinhalte, Prüfungen 
und Voraussetzungen für die Zulassung zur Berufsausübung festgeschrieben.
Zum anderen ist der Bund aufgrund seiner konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz für den Bereich der 
Arbeitsförderung auch für die berufsvorbereitenden Maßnahmen und die Förderung der beruflichen Bildung 
zuständig, was er insbesondere durch die im SGB III getroffenen Regelungen wahrgenommen hat.54 Das SGB III 
sieht als Leistungen der „aktiven Arbeitsförderung“ u. a. Berufsausbildungsbeihilfen für Ausbildungs- und 
Arbeitsuchende vor, außerdem Zuschüsse an Arbeitgeber für berufsvorbereitende Maßnahmen (§ 3 Abs. 2 
Nr. 4 u. § 235b SGB III) und für Weiterbildungsmaßnahmen. Ein Beispiel für aktive Arbeitsförderung ist die 
Einstiegsqualifizierung für Jugendliche (EQJ), die mittlerweile als Regelförderung existiert. Sie fördert Betriebe, 
die Jugendliche für ein 6- bis 12-monatiges Praktikum vor einer Berufsausbildung anstellen, mit einem Ver-
gütungs- und Sozialversicherungszuschuss. Außerdem können anerkannte Träger von Arbeitsförderungsmaß-
nahmen Zuschüsse und Maßnahmekosten erhalten, um förderungsbedürftige Jugendliche in der beruflichen 
Bildung zu unterstützen (§ 3 Abs. 3 Nr. 1 u. 2 u. §§ 240ff. SGB III). Darüber werden insbesondere in den neuen 
Bundesländern außerbetriebliche Ausbildungsplätze bei Bildungsträgern finanziert.
Abweichend von der regelmäßigen Zuständigkeit der Länder für den Verwaltungsvollzug sind für die Durch-
führung der Regelungen zur betrieblichen Berufsbildung in erster Linie die örtlichen Berufskammern verant-
wortlich (§ 71 BBiG). Für die Berufsbildung im Handwerk sind die Handwerkskammern zuständig, für die 
Berufsbildung in den nichthandwerklichen Gewerbeberufen die Industrie- und Handelskammern (IHK), für 
landwirtschaftliche Berufe die Landwirtschaftskammern usw. Die Berufskammern unterliegen bei der Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben der Rechtsaufsicht der jeweils zuständigen obersten Landesbehörden (vgl. z. B. 
§ 115 Abs. 1 HwO, § 11 Abs. 1 IHKG) – in der Regel die Wirtschaftsministerien der Länder –, im Übrigen neh-
men sie ihre Aufgaben aber als Körperschaften des öffentlichen Rechts eigenständig wahr. Zu ihren Aufgaben 
gehört unter anderem, Prüfungsordnungen zu erlassen und Prüfungsausschüsse zu berufen, die Zwischen- und 
Abschlussprüfungen abnehmen.
Die Länder sind zuständig für die Regelung des schulischen Teils der dualen Berufsbildung, der fachschulischen 
Berufsausbildungen wie Assistenten- und Helferberufe, die nicht auf Bundesebene geregelt sind, und der lan-
desrechtlich geregelten Berufe wie Erzieher oder Sozialarbeiter. Die entsprechenden gesetzlichen Vorschriften 
finden sich in den Schulgesetzen und Berufsgesetzen auf Landesebene und in den dazugehörigen Verordnun-
gen. Außerdem gibt es zu den Ausbildungsinhalten detaillierte Rahmenvereinbarungen der KMK (KMK 2012).
Im Bereich der beruflichen Bildung und berufsvorbereitender Maßnahmen hat zudem die finanzielle För-
derung durch die EU nach den Regelungen zum Europäischen Sozialfonds (ESF) eine große Bedeutung. Im 
Rahmen sog. operationeller Programme und spezifischer Förderprogramme des Bundes und der einzelnen 
Bundesländer werden Maßnahmen der Berufsvorbereitung und beruflichen Bildung anteilig bundesweit bis zu 
50 Prozent und in strukturschwachen Regionen wie den neuen Bundesländern sogar bis zu 75 Prozent geför-
dert (Bundesregierung 2012a). Ein Beispiel dafür ist das BMBF-Programm „Perspektive Berufsabschluss“, das 
den Anteil der Jugendlichen und jungen Erwachsenen ohne beruflichen Abschluss senken soll (BMBF 2012a). 
Im Rahmen der ESF-Programme können auch Kommunen eine finanzielle Förderung beantragen.

53  Zur Ausnahme des berufsschulischen Teils der Ausbildung aus dem Anwendungsbereich des BBiG vgl. § 3 Abs. 1 BBiG.
54  Die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz für den Bereich der Arbeitsförderung wird aus der Gesetzgebungskompetenz für die öffentliche 

Fürsorge (Art. 74 Abs. 1 Nr. 7 GG) und für die Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG) hergeleitet, vgl. z. B. die 
Ge setzesbegründung zum Arbeitsförderungs-Reformgesetz (BT-Drs. 13/4941: 140).
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Menschen ohne abgeschlossene Berufsausbildung 
laufen ein deutlich höheres Risiko, wenig zu verdienen, 
arbeitslos zu werden und von Sozialtransfers leben zu 
müssen (BIBB 2011a: 245). Gegenmaßnahmen setzen 
zum einen in der Schule selbst an, um dort Berufsori-
entierung und Ausbildungsfähigkeit zu verbessern. Zum 
anderen können Betriebe über finanzielle Anreize und 
Angebote begleitender Unterstützung motiviert werden, 
auch Jugendliche mit schwächeren Schulleistungen aus-
zubilden, unter denen Jugendliche mit Migrationshinter-
grund häufiger vertreten sind (vgl. Kap. 3). Und schließ-
lich muss die Ausbildungsverantwortung kommunaler 
Betriebe und öffentlicher Verwaltungen eingefordert 
werden, die in einer sich stets weiter pluralisierenden 
Gesellschaft eine Vorbildfunktion haben.

Reformbedarf in der Schule
Um die Ausbildungschancen von Jugendlichen mit Migra-
tionshintergrund zu erhöhen, müssen die Zahl der Schul-
abbrecher deutlich verringert und die erreichten Schul-
abschlüsse langfristig verbessert werden. Der Bund hat 
mit dem Bundesprogramm „Schulverweigerung – Die 
2. Chance“ ein spezielles Maßnahmenpaket mit dem Ziel 
verabschiedet, Schulabbrüchen durch ein gezieltes und 
bereits frühzeitig ansetzendes Case-Management ent-
gegenzuwirken und Schulabbrecher wieder zur Schule 
zurückzuführen. Ähnliche Bemühungen unternehmen die 
Bundesländer im Rahmen ihres Bildungsauftrags und die 
Kommunen im Rahmen der Jugendhilfe. Durch die vielen 
Akteure mit ähnlichen Zuständigkeiten ergeben sich in der 
Praxis komplizierte Auftrags- und Finanzierungskonstruk-
tionen (vgl. Kap. 2).

Neben der Vermeidung von Schulabbrüchen sind Bun-
desländer und Bund bestrebt, Schüler zu höheren Schul-
abschlüssen zu führen, die sie zudem mit besseren No-
ten erreichen sollen. Dies wird ergänzt durch eine frühe 
praktische Berufsorientierung, die in allen Bundesländern 
ab Jahrgangsstufe 8 umgesetzt werden soll (KMK 2010: 
104). Ein Instrument hierfür ist der sog. Berufswahlpass, 
der bereits in zwölf Bundesländern eingeführt wurde.57 
Ihn kontinuierlich im Unterricht und außerhalb einzuset-
zen, individuell zu ergänzen und mit Lehrern und Eltern 
zu diskutieren ist für die Jugendlichen eine anspruchsvolle 
Aufgabe. Einigen Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
erschwert auch die Besonderheit des dualen Systems die 
Orientierung. In den wichtigsten Herkunftsländern gibt es 

entweder gar keine Berufsausbildung oder aber eine ent-
weder rein schulische oder rein betriebliche Ausbildung, 
wobei letztere nicht annähernd einen so hohen Stellen-
wert hat wie die duale Ausbildung in Deutschland. Hier 
ist gezielte Informationsarbeit von großer Bedeutung, 
die auch die Eltern der Jugendlichen einbeziehen muss. 
Um den Berufswahlpass zu vervollständigen, werden 
besonders leistungsschwächere Schüler, darunter viele 
Jugendliche mit Migrationshintergrund, und ihre Eltern 
intensive Unterstützung durch konstante Ansprechpart-
ner benötigen. Diese Unterstützung sollte aus Sicht des 
SVR durch sog. Berufswahllehrer an den Schulen sicher-
gestellt werden. Wird er gut begleitet, kann der Be-
rufswahlpass die Jugendlichen auf ihre zukünftigen, oft 
nicht einfachen Wege vorbereiten und ihre Ressourcen 
für sie selbst und für ausbildende Betriebe transparent 
machen.

Die Bundesländer erlassen gegenwärtig Schulgesetze 
oder Durchführungsverordnungen zur Berufsorientierung. 
So sind z. B. die Schulen in Bremen, Berlin oder Thüringen 
aufgefordert, Konzepte für die Berufsorientierung ihrer 
Schüler zu entwickeln. Diese Aufgabe erfordert zusätzli-
che Zeitressourcen sowie Expertise. Insbesondere sind da-
für Kenntnisse des regionalen Arbeits- und Ausbildungs-
marktes dringend notwendig, die aber in Schulen nicht 
notwendigerweise vorhanden sind. Deshalb sollten sich 
die Bundesländer bemühen, für die Erarbeitung tragfä-
higer schulischer Konzepte zur Berufsorientierung aus-
reichende Personalmittel zur Verfügung zu stellen. Auf 
kommunaler Ebene sollte darauf hingewirkt werden, 
dass insbesondere Schulen, die zu einem Haupt- oder 
Realschulabschluss führen, in regionale Ausbildungs-
netzwerke eingebunden und in der Berufsorientierung 
von allen Sozialpartnern aktiv unterstützt werden.

Für die Bereitstellung finanzieller Mittel sind die Län-
der zuständig; der Bund ergänzt jedoch die Maßnahmen 
der Berufsorientierung mit dem „Berufsorientierungspro-
gramm in überbetrieblichen und vergleichbaren Ausbil-
dungsstätten (BOP)“ (Info-Box 13). 

Im Hinblick auf die Vernetzung kommt den Kommu-
nen eine Schlüsselrolle zu. Sie kennen die lokalen bzw. 
regionalen Gegebenheiten, Entwicklungspotenziale und 
-bedarfe am besten. Außerdem ist davon auszugehen, 
dass sie bereits mit allen relevanten Akteuren vernetzt 
sind, die an der Schnittstelle von Schule und Beruf tätig 
sind. Somit sind sie die ideale Instanz, um ein frühzeitig 

57  Der Berufswahlpass besteht aus einem Ordner, der verschiedene thematische Abschnitte zur Berufsorientierung und -wahl enthält, darunter 
Ansprechpartner, Hinweise auf Angebote im Internet, Einschätzungsbögen u. Ä. Alle Schüler füllen ihren Berufswahlpass ab Klasse 7 individuell 
aus, d. h. sie vermerken Schülerpraktika und Schülerjobs und ihre Erfahrungen in diesen Tätigkeiten, sammeln ihre Arbeitszeugnisse und andere 
Nachweise über ihre Vorerfahrungen und Interessen. In Bremen wurden im Rahmen des Bundesprogramms FörMig spezielle Ergänzungen für 
Seiteneinsteiger bzw. Schüler mit Migrationshintergrund entwickelt, die auch deren sprachliche Kompetenzen berücksichtigen (vgl. Gogolin et al. 
2011: 33).
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ansetzendes Management des Übergangs von der Schule 
in die Arbeitswelt zu koordinieren.61 Sie können die not-
wendigen Moderationsaufgaben wahrnehmen und z. B. 
dafür sorgen, dass Arbeitgeber mehr über die Schulab-
gänger wissen und über Schülerpraktika auch schon ein-
zelne persönlich kennenlernen konnten. Gleichzeitig sind 
aber auch größere Kommunikationsforen notwendig, um 
über regionale Grenzen hinweg die Ausbildungslage im 
Auge zu behalten und Ausbildungsmobilität zu fördern 
oder ggf. zu senken.62 Hier ist eine enge Kooperation der 
Bundesagentur für Arbeit mit der Kommunalverwaltung, 
den Kammern, ansässigen Schulen, Sozialpartnern und 
Migrantenverbänden anzustreben, in die auch schon be-
stehende Netzwerke wie die der ehemaligen RAA einge-
bunden werden. Bundesweit gibt es bereits erfolgreiche 
Modellprojekte und Beispielkommunen, doch es gilt, 
ein regionales Übergangsmanagement flächendeckend 
zu etablieren. Gegebenenfalls sollten finanzielle Mittel, 
die für Strukturentwicklung, Wirtschaftsförderung und 
Jugendarbeit zur Verfügung stehen, anteilig hierfür ge-
bündelt werden.

Den meisten Schülern werden eine frühere Orientie-
rung und Wissen über mögliche Berufswege den Über-
gang erleichtern. Einige brauchen mehr Unterstützung. 
Hier sind Praxisklassen erfolgreich, die es in Bayern schon 

länger gibt: Hauptschüler mit mangelhaften Schulleis-
tungen werden auf freiwilliger Basis in separaten, be-
rufspraktisch orientierten Klassen unterrichtet. In Bayern 
begannen fast 38 Prozent der Abgänger von Praxisklas-
sen eine Lehre (BayLT-Drs.16/3116). In Niedersachsen 
schafften im Jahr 2008 laut einer Evaluation 55 Prozent 
der Schüler, die in Praxisklassen gingen, nach der 9. Klas-
se den Übergang in eine Ausbildung. Von den Schülern 
der Parallelklasse, die ebenfalls nach der 9. Klasse die 
Schule verließen, gelang es hingegen nur 34 Prozent, 
eine Ausbildung aufzunehmen (Solga/Baas/Kohlrausch 
2011: 67). Das Modell der Praxisklassen war Vorbild für 
weitere Bundesländer neben Niedersachsen wie Berlin, 
Thüringen, Hamburg und Hessen.

Seit dem Schuljahr 2009/10 kombiniert die an Be-
rufsschulen angesiedelte Bremer Werkschule ebenfalls 
eine frühzeitige Berufsvorbereitung mit dem (späteren) 
Erwerb eines Hauptschulabschlusses. Schleswig-Holstein 
beschreitet mit seinem „Handlungskonzept Schule & 
Arbeitswelt“63 einen anderen Weg: Es fokussiert darauf, 
dass die Schüler berufliche Orientierung gewinnen und 
gleichzeitig an Haupt- und Förderschulen oder in Ein-
gangsklassen an Berufsschulen einen Abschluss errei-
chen bzw. nachholen.

Info-Box 13 Überbetriebliche Berufsbildungsstätten (ÜBS)

Nach § 5 Abs. 2 Nr. 6 BBiG und § 26 Abs. 2 Nr. 6 HwO können Ausbildungsordnungen vorsehen, dass Teile der 
Berufsausbildung in überbetrieblichen Berufsbildungsstätten (ÜBS) durchgeführt werden, soweit es die Be-
rufs ausbildung erfordert. Diese Möglichkeit trägt dem Umstand Rechnung, dass viele Betriebe aufgrund ihrer 
Größe oder Spezialisierung nicht in der Lage sind, alle in der jeweiligen Ausbildungsordnung vorgesehenen 
Aus bildungsinhalte selbst zu vermitteln.58 Im Rahmen des dualen Systems ist die Ausbildung in den ÜBS der 
betrieblichen Berufsausbildung zugeordnet;59 entsprechend liegt die Gesetzgebungskompetenz dafür beim 
Bund. Die finanzielle Förderung der ÜBS durch den Bund ist in gemeinsamen Förderrichtlinien des BMBF und 
des BMWi geregelt.60 Für die Förderung von ÜBS mit dem Schwerpunkt Ausbildung ist das Bundesinstitut für 
Berufs bildung (BiBB) zuständig (§ 90 Abs. 2 Nr. 3 BBiG; BMBF 2009: Ziff. B 3.1).

58  Die Ausbildung in ÜBS ist zu unterscheiden von der außerbetrieblichen Berufsbildung in sonstigen Berufsbildungseinrichtungen i. S. d. § 2 Abs. 1 
Nr. 3 BBiG.

59  Vgl. z. B. Wohlgemuth in Wohlgemuth 2011: § 5 Rn. 32.
60  Vgl. Gemeinsame Richtlinien für die Förderung überbetrieblicher Berufsbildungsstätten (ÜBS) und ihrer Weiterentwicklung zu Kompetenzzentren 

von BMBF und BMWi (BMBF 2009).
61  Das BMBF fördert in einem Projekt die Einrichtung kommunaler Koordinierungsstellen, deren Trägerschaft bei den Kommunen selbst oder bei kom-

munalen Einrichtungen liegen muss. Das regionale Übergangsmanagement soll verwaltungsnah angesiedelt sein, damit es als Netzwerkinitiator 
anerkannt wird. Nach Projektende sollen die Kommunen das Netzwerk eigenständig weiterführen. Gleichzeitig sollen keine Parallelstrukturen zu 
bereits existierenden Gremien wie Jugendhilfeausschüssen und Jugendhilfekonferenzen entstehen, sondern diese vielmehr einbezogen werden 
(vgl. Bundesprogramm „Perspektive Berufsabschluss“).

62  Hier sind ggf. auch Kooperationen über Landesgrenzen hinweg notwendig, denn regionale Verflechtungen enden nicht an den Grenzen administ-
rativer Verwaltungseinheiten. Insbesondere für die Stadtstaaten ist für die Moderation ihres Ausbildungsmarktes bedeutsam, dass sie mit angren-
zenden und zur Metropolregion gehörenden Bundesländern kooperieren.

63  Vgl. MJAE Schleswig-Holstein 2009.
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Berufsvorbereitung und Berufsausbildung
Nicht alle Schüler profitieren von einem Unterricht mit ei-
nem hohen Praxisanteil. Auch können derartige Klassen 
die struk turellen Probleme des Ausbildungsmarkts nicht 
ausgleichen. Jahrelang gab es eine Diskrepanz zwischen 
einem schrumpfenden Ausbildungsplatzangebot und ei-
ner steigenden Nachfrage von Jugendlichen nach Lehr-
stellen. Dies hat dazu geführt, dass sich der Bund und 
die Länder in der beruflichen Erstausbildung und der Be-
rufsvorbereitung stärker engagieren. Die Grundlage dafür 
bilden die Bildungs- und Integrationsaufträge, die sich aus 
den Sozialgesetzbüchern II, III und VIII und aus den Lan-
desschulgesetzen ergeben (vgl. Kap. 2). Innerhalb dieses 
rechtlichen Rahmens entstand ein sog. Übergangssystem, 
in dem sowohl der Bund (BA) als auch die Länder (Berufs-
schulen) Berufsvorbereitung anbieten (Info-Box 14).

Neben den schulischen Ausbildungsberufen im Ge-
sundheits- und Erziehungswesen wird auch in gewerbli-
chen und handwerklichen Berufen außerbetrieblich aus-

gebildet. Dies wird überwiegend durch die Bundesagentur 
für Arbeit finanziert. In den neuen Bundesländern und den 
alten Ländern Hamburg, Hessen und Nordrhein-Westfalen 
wurden eigene Ausbildungsprogramme eingerichtet, in 
denen außerbetriebliche Ausbildungsplätze finanziert 
werden, um Jugendlichen das Erreichen eines Berufsab-
schlusses zu ermöglichen (BIBB 2011a: 123).

Zusätzlich haben sich in den neuen Bundesländern 
Bund und Länder zum Ausbildungsprogramm Ost zu-
sammengeschlossen, um neben den außerbetrieblichen 
Ausbildungsplätzen, die aus Bundes- und Landesmitteln 
finanziert werden, zusätzlich betriebliche Ausbildungs-
plätze über die Kammern einwerben zu lassen. Durch die 
demografisch bedingt sinkenden Schulabgängerzahlen in 
den neuen Bundesländern hat sich der Ausbildungsmarkt 
hier jedoch entspannt, dadurch ist die Zahl öffentlich ge-
förderter Ausbildungsplätze zurückgegangen. In den alten 
Bundesländern, in denen die meisten Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund leben, sind die Schulabgängerzah-

Info-Box 14  Berufsvorbereitende Maßnahmen und Förderung beruflicher 
Bildung nach SGB II und SGB VIII

Neben dem SGB III enthalten auch das SGB II (Grundsicherung für Arbeitsuchende) und das SGB VIII (Kinder- 
und Jugendhilfe) Regelungen, auf deren Grundlage berufsvorbereitende Maßnahmen und berufliche Bildung 
gefördert werden können. Das SGB II verweist in § 16 (Leistungen zur Eingliederung) auf einen Teil der im 
SGB III vorgesehenen Leistungen der aktiven Arbeitsförderung, z. B. Zuschüsse an Arbeitgeber für berufsvor-
bereitende Maßnahmen und Leistungen an Träger von Maßnahmen zur Unterstützung der Berufsausbildung 
förderungsbedürftiger Jugendlicher (Thie 2011: § 16 Rn. 1ff.). Das SGB VIII sieht in § 13 (Jugendsozialarbeit) 
die Möglichkeit vor, für benachteiligte junge Menschen berufsvorbereitende Maßnahmen und Ausbildungs-
maßnahmen zu fördern, soweit die Ausbildung nicht durch Maßnahmen und Programme anderer Träger und 
Organisationen sichergestellt wird.64

Die Länder haben im Rahmen ihrer Gesetzgebungskompetenz für das Schulwesen Berufsvorbereitungs- und 
Berufsgrundbildungsjahre sowie teilqualifizierende Bildungsgänge an Berufsfachschulen und weitere Angebo-
te für Schüler ohne Ausbildungsvertrag eingeführt (Beicht 2009). Hier haben die Länder also Handlungsspiel-
raum, um sich um diese integrationspolitisch besonders relevante Gruppe zu kümmern.
Für die Leistungen im Bereich der Arbeitsförderung nach dem SGB III ist – ebenfalls abweichend von der re-
gelmäßigen Verwaltungszuständigkeit der Länder – die Bundesagentur für Arbeit (BA) als bundesunmittelbare 
Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts zuständig (§ 368 Abs. 1 SGB III). Die BA gliedert sich in eine 
Zentrale auf der obersten Verwaltungsebene, Regionaldirektionen auf der mittleren Verwaltungsebene und 
Agenturen für Arbeit auf der örtlichen Verwaltungsebene; sie unterliegt der Rechtsaufsicht des Bundesmi-
nisteriums für Arbeit und Soziales (BMAS) (§ 367 Abs. 2 u. § 393 SGB II). Die Bundesregierung kann der BA 
durch Verwaltungsvereinbarung die Durchführung befristeter Arbeitsmarktprogramme übertragen. Ein Beispiel 
hierfür ist das Sonderprogramm „Berufseinstiegsbegleitung” im Rahmen der BMBF-Initiative „Bildungsketten“ 
vom Juli 2010 (BMBF 2012b). Bewährte Programme können durch Aufnahme in das SGB II oder III zu einem 
Instrument der Regelförderung werden, sodass sich Innovationen auch verstetigen.
Während für Leistungen nach dem SGB III die Arbeitsagenturen zuständig sind, liegt die Zuständigkeit für 
Leistungen auf der Grundlage des SGB II grundsätzlich bei den Jobcentern der Arbeitsagenturen und/oder 
Kommunen (vgl. § 6d SGB II) und für Leistungen nach dem SGB VIII bei den Jugendämtern der Kommunen.65 

64  Zum Verhältnis dieser Leistungen zu denen nach dem SGB II vgl. Struck 2011: § 13 Rn. 12ff.
65  Zu der Möglichkeit, die Aufgabe der Ausbildungsvermittlung auf die Arbeitsagenturen zu übertragen, vgl. § 16 Abs. 4 SGB II.
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len hingegen nur moderat gesunken. Hier ist der Anteil 
öffentlich geförderter Ausbildungsverhältnisse seit 2007 
von Jahr zu Jahr leicht gestiegen (BIBB 2009: 125; BIBB 
2010: 126; BIBB 2011a: 124). Besonders hoch ist dieser 
Anteil in Bundesländern mit eigenem Ausbildungspro-
gramm wie Hamburg, Hessen und Nordrhein-Westfalen, 
in denen der Anteil außerbetrieblicher Ausbildungen im 
Jahr 2009 zwischen 7,9 und 9,9 Prozent lag. In Bayern 
hingegen waren nur 5,0 Prozent der Ausbildungsverhält-
nisse öffentlich finanziert (BIBB 2011a: 124).

Wie die bisherigen Ausführungen verdeutlichen, sind 
im Bereich der Förderung der beruflichen Bildung be-
nachteiligter Jugendlicher die Zuständigkeiten auf viele 
unterschiedliche Akteure verteilt. Dadurch überschneiden 
sich entsprechende Förderprogramme häufig und die 
Verteilung der Verantwortlichkeiten ist nicht nur für die 
betroffenen Jugendlichen, sondern auch für die zustän-
digen Entscheidungsträger oft schwer zu durchschauen 
(Kretschmer et al. 2009: 9). Zwar haben die Träger der 
Jugendhilfe nach SGB VIII sowie die Träger der Grund-
sicherung und Arbeitsförderung nach SGB III und II den 
Auftrag, mit anderen Akteuren an der Schnittstelle Schu-
le/Beruf zu kooperieren, doch gibt es keine Verpflichtung 
dazu, deren Nichteinhaltung sanktioniert werden könnte 
(Kretschmer et al. 2009: 82ff.). Weil ein erfolgreicher 
Übergang in die Berufsausbildung wichtige Weichen 
für das zukünftige Erwerbsleben stellt, sollte hier über 
eine stärkere Verbindlichkeit der Kooperationsvorga-
ben in den Sozialgesetzbüchern nachgedacht werden.

Staatliche Interventionen können aber nur beglei-
tend wirksam sein. Und kommunale Betriebe leisten 
zwar einen wichtigen Beitrag bei der Ausbildung von Ju-
gendlichen mit Migra tionshintergrund, sie können deren 
schlechtere Übergangschancen jedoch nicht vollständig 
abbauen. Vielmehr müssen mögliche Vorurteile von Un-
ternehmen der freien Wirtschaft gegenüber Auszubilden-
den und Beschäftigten mit Migrationshintergrund (Imdorf 
2007: 416f.; Kaas/Manger 2010) abgebaut werden. Hier 
kann die öffentliche Hand z. B. mit Imagekampagnen wie 
„Vielfalt als Chance“ tätig werden (Boos-Nünning 2010: 
279; Granato 2009: 20f.). Gleichzeitig können aber auch 
Wirtschaftsverbände und Kammern selbst gegen Diskri-
minierung und Benachteiligung durch Arbeitgeber vor-
gehen, indem sie unter ihren Mitgliedern Aufklärungs-
arbeit leisten und Betroffene unterstützen. Beobachtbar 
ist jedenfalls, dass die Unternehmen langsam umdenken: 
Jugendliche mit Migrationshintergrund werden in der 

Werbung um Auszubildende zunehmend gezielt ange-
sprochen. Nach den Zielvorgaben des Nationalen Inte-
grationsplans sollte insbesondere im öffentlichen Dienst 
die Ausbildungsbeteiligung von Jugendlichen mit Migra-
tionshintergrund erhöht werden. Eine Überprüfung dieses 
Ziels steht aber noch aus. Der Anteil der im öffentlichen 
Dienst Beschäftigten mit Migrationshintergrund ist zwar 
leicht gestiegen (Engels et al. 2011: 133), doch gibt es 
derzeit keine Erkenntnisse darüber, ob dies darauf zurück-
zuführen ist, dass bei der Auswahl von Auszubildenden 
ein Migrationshintergrund verstärkt berücksichtigt wird.

Wichtig sind außerdem Maßnahmen, die Betriebe 
bei der Ausbildung von Jugendlichen mit schlechteren 
Ausgangschancen unterstützen. Der Bund gewährt des-
halb Betrieben Hilfen, die während der Ausbildung eine 
sozialpädagogische Begleitung für ihre Auszubildenden 
benötigen. Im Jahr 2009 wurden im Jahresdurchschnitt  
2,7 Prozent aller Ausbildungsverhältnisse in dieser Form 
zusätzlich begleitet (BIBB 2011a: 113, 222). Mit solchen 
Hilfen allein können aber nicht genügend Betriebe moti-
viert werden, auch erzieherische Aufgaben wahrzuneh-
men. Darum werden Arbeitgebern zusätzlich finanzielle 
Anreize geboten, damit sie benachteiligte Gruppen wie 
Altbewerber und Schulabgänger ohne Schulabschluss 
ausbilden, zu denen sehr häufig auch Jugendliche mit 
Migrationshintergrund gehören.66

Insgesamt gibt es also verschiedene Ansätze, von 
denen auch Jugendliche mit Migrationshintergrund pro-
fitieren können. Allerdings werden diese Ansätze nicht 
flächendeckend verfolgt. Bei den entsprechenden Lan-
desinitiativen handelt es sich zunächst nur um punktuel-
le Maßnahmen bzw. Projekte, die im Idealfall bei Erfolg 
von anderen Ländern übernommen werden. Bei der Re-
alisierung von Maßnahmen ist eine lokale Rückbindung 
sinnvoll. Kommunale Akteure können auch aufgrund ih-
rer sehr viel besseren Kenntnislage Wirtschaftsverbände 
vor Ort effizienter und zielgerichteter dazu bewegen, 
sich bei der Ausbildung von Jugendlichen ohne und mit 
Hauptschulabschluss stärker zu engagieren. Kommunen 
sind als Moderatoren gefragt, die die vielfältigen Ak-
teure an einem Tisch versammeln und zwischen ihren 
Partikularinteressen vermitteln,67 letzten Endes im Sinne 
der Jugendlichen, aber auch in ihrem eigenen Interesse. 
Ein starkes Netzwerk im Übergang von der Schule in 
die Berufsausbildung darf jedoch nicht vom individuel-
len Engagement einzelner Kommunen oder Regionen 
abhängen, sondern muss flächendeckend etabliert 

66  Den sog. Ausbildungsbonus zahlt die BA bundesweit an Betriebe, die Altbewerber ausbilden. Bayern setzt auch mit Mitteln des ESF ein Landespro-
gramm zur „Individualförderung von Schulabgängern aus Praxisklassen und Schulabgängern ohne Schulabschluss“ um und unterstützt Unterneh-
men finanziell, die Jugendliche mit schlechteren Ausgangsvoraussetzungen ausbilden.

67  Bonn nimmt in einer Kooperation mit dem Rhein-Sieg-Kreis eine solche Aufgabe wahr und verwirklicht seit 2008 ein Regionales Übergangsma-
nagement in Eigenregie und ohne Initiativförderung des Bundes. In der Metropolregion Rhein-Neckar wird ein kooperatives Übergangsmanage-
ment umgesetzt, an dem sich die BA und die angrenzenden Bundesländer Baden-Württemberg, Hessen und Rheinland-Pfalz beteiligen (Metropol-
region Rhein-Neckar 2012).
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werden. Darum muss der Bund, der ebenfalls für die 
Be rufs ausbildung zuständig ist, die Kommunen unter-
stützen, z. B. mit Informationen über erfolgreiche An-
sätze und Möglichkeiten zur Umsetzung eines effizien-
ten Übergangsmanagements.

4.2 Nachqualifizierung: die spätere 
Chance
Berufliche Weiterbildung ist eine wichtige Voraussetzung, 
um die Beschäftigungsfähigkeit von Arbeitnehmern zu er-
halten und ihnen Aufstiegschancen zu eröffnen. Für Neu-
zuwanderer spielt neben der Möglichkeit, ihre formellen 
und beruflichen Qualifikationen anerkennen zu lassen, 
insbesondere die abschlussorientierte Nachqualifizierung 
eine große Rolle (Info-Box 15). Sie ist darauf angelegt, ei-
nen anerkannten Berufsabschluss nachträglich zu erwer-
ben. Die dafür erforderlichen Fähigkeiten und Fertigkeiten 
müssen in einer sog. Externenprüfung bei den zuständi-
gen Kammern nachgewiesen werden. Voraussetzung ist 
eine einschlägige Berufspraxis von drei bis viereinhalb 
Jahren, die in jedem Einzelfall überprüft wird. Weiterhin 
gibt es die Möglichkeit einer Umschulung, die von der 
BA mit Bildungsgutscheinen gefördert wird und ebenfalls 
zu einer Externenprüfung der Kammern führt (BA 2012).

Theoretisch haben alle Personen ohne formalen Be-
rufsabschluss einen Bedarf an Nachqualifizierung. Dies 
trifft auf Zuwanderer der ersten Generation häufiger zu, 
da die meisten von ihnen nicht das deutsche Bildungs-
system durchlaufen haben. Aber auch Zuwanderer der 
zweiten Generation haben oft keinen Berufsabschluss. 
Ermittelt man den Bedarf an Nachqualifizierung für die 
Bevölkerung mit und ohne Migrationshintergrund im Ver-

gleich über die Differenz der Personen ohne beruflichen 
Abschluss innerhalb verschiedener Altersgruppen, ergibt 
sich das Bild in Tab. 4.1. 

Diese Berechnung ist nur eine grobe Annäherung an 
den tatsächlichen Bedarf. So werden zum einen in der 
Altersgruppe der 55- bis 64-Jährigen nur noch wenige 
Per sonen einen Berufsabschluss erwerben. Zum anderen 
haben auch Personen ohne Migrationshintergrund einen 
nicht näher spezifizierten Nachqualifizierungsbedarf, 
denn auch von ihnen haben – alle vier Altersgruppen 
zu sammen betrachtet – 9,7 Prozent keinen Berufsab-
schluss. Darüber hinaus können Personen mit und ohne 
Mi  gra  tionshintergrund unterschiedliche Präferenzen hin-
sichtlich der Bedingungen haben, unter denen sie am 
Ar beits  markt partizipieren. Schließlich fehlen Informatio-
nen dazu, welche qualifikatorischen Voraussetzungen die 
Be  troffenen jeweils mitbringen und ob sie Interesse an 
einer weiteren Qualifizierung haben.

Aufschluss über die Trends der realisierten Nachqualifi-
zierung gibt die Statistik der Externenprüfungen, die eine 
konstante Zunahme dieser Prüfungen in den 2000er Jah-
ren widerspiegelt (Abb. 4.1). Sie unterscheidet jedoch 
nicht nach Migrationshintergrund oder Staatsangehörigkeit. 
Auch ist nicht ersichtlich, wie viele Personen durch eine von 
der BA geförderte Maßnahme zur Prüfung geführt wurden 
und wie viele sie aus einem bestehenden Arbeitsverhältnis 
heraus abgelegt haben. Des Weiteren sind nur Prüfungen 
in Berufen registriert, die nach BBiG geordnet sind. Nicht 
aufgeführt sind durch die HwO geordnete Berufe, und auch 
Schulberufe, die durch Landesgesetze geregelt sind, sind in 
der Statistik nicht enthalten. Darunter fallen aber wichtige 
Berufsgruppen wie Pflegeberufe und erzieherische Berufe. 

Über die Nachqualifikation von Personen mit Migra-
tionshintergrund gibt die Statistik keinen Aufschluss. Aus 

Info-Box 15 Nachqualifizierung

Die Zuständigkeiten für Nachqualifizierungsmaßnahmen sind im Mehrebenensystem auf verschiedene Ebenen 
verteilt. Regelungen zu Einrichtungen des zweiten Bildungswegs, an denen Erwachsene einen Schulabschluss 
nachholen können, finden sich z. B. meistens in den Schulgesetzen der Länder und dazugehörigen Verordnun-
gen (vgl. z. B. § 7 SchulG LSA, § 40 SchulG Berlin). Die Zulassung zur sog. Externenprüfung ist in § 45 BBiG und 
§ 37 HwO geregelt und fällt in den Zuständigkeitsbereich der Berufskammern; darüber können Erwerbstätige 
mit Berufserfahrung in einem bundesrechtlich geregelten Ausbildungsberuf einen Berufsabschluss ohne vor-
herige formale Ausbildung erlangen. Entsprechende Möglichkeiten bestehen teilweise auch für landesrechtlich 
geregelte Ausbildungsberufe. Unter bestimmten Voraussetzungen, die in den jeweiligen Ausbildungsvorschrif-
ten der Länder geregelt sind, kann z. B. auch der Abschluss als staatlich anerkannte/r Erzieher/in durch eine 
Externen- bzw. Nichtschülerprüfung erlangt werden (vgl. z. B. §§ 30ff. ThürFSO; § 27 FHSchulSozWV RP).
Für die (finanzielle) Förderung der Nachqualifizierung von Arbeitsuchenden, die auf den bundesrechtlichen 
Regelungen zur Arbeitsförderung oder zur Grundsicherung für Arbeitsuchende basiert, sind dagegen die Ar-
beitsagenturen oder die Jobcenter zuständig (vgl. insbesondere § 77 SGB III, § 16 SGB II). Abgesehen von der 
Finanzierung einzelner kommunaler Projekte werden für die Nachqualifizierung von Zugewanderten keine 
zusätzlichen finanziellen Mittel bereitgestellt.
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Studien zur beruflichen Weiterbildung ist jedoch bekannt, 
dass die erste Zuwanderergeneration seltener an beruf-
lichen Weiterbildungen teilnimmt. Allerdings ist die Teil-
nahme stark vom Bildungsniveau abhängig. Personen mit 
einem höheren Bildungsniveau besuchen häufiger Wei-
ter- und Fortbildungen, um zusätzliche Qualifikationen zu 
erwerben. Wird in einer Analyse das Bildungsniveau kons-
tant gehalten, sinkt der Einfluss des Migrationshintergrunds 
deutlich und die zweite Generation unterscheidet sich nicht 
mehr signifikant von Personen ohne Migrationshintergrund 
(Öztürk 2011: 162). Dies ist ein Hinweis darauf, dass un-

terschiedliches Weiterbildungsverhalten von Personen mit 
und ohne Migrationshintergrund eine Folge unterschiedli-
cher qualifikatorischer Ausgangsbedingungen ist.

Zieht man als weitere Quelle die Geschäftsstatistik der 
BA heran, so wird deutlich, dass nur ein kleiner Teil der 
beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen auf den Erwerb 
eines Abschlusses in einem anerkannten Ausbildungsbe-
ruf entfällt. Hier liegt die Beteiligungsrate von ausländi-
schen Staatsangehörigen konstant bei etwa vier Prozent 
und damit unter ihrem Anteil an den Leistungsempfän-
gern nach SGB II oder III (Abb. 4.2). 
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Abb. 4.1 Entwicklung der Teilnehmer an beruflichen Externenprüfungen 1993–2010 

Teilnehmer an Externenprüfung 

Anmerkung: Für das Berichtsjahr 2007 sind die Daten zu den Externenprüfungen nicht veröffentlicht worden.

Quelle: BIBB 2011b 

Tab. 4.1 Personen ohne Berufsabschluss nach Migrationshintergrund und Generation 2010

Personen ohne 
 Migra tionshintergrund 

Personen mit 
 Migrations hintergrund 

Differenz 
Spalte 1 
und 2

in 
Prozent-
punkten

 Angehörige der ersten 
 Generation 

Angehörige der zweiten 
 Generation 

Alter
in 

1.000

Anteil an 
Altersgruppe 

in %

in 
1.000

Anteil an 
Altersgruppe 

in %
in 1.000

Anteil an 
Alters-
gruppe 

in %

in 1.000

Anteil 
an Alters-
gruppe 

in %

25–34 
Jahre

696 9,5 770 31,0 21,5 655 32,8 115 23,6

35–44 
Jahre

772 8,2 922 36,6 28,4 851 37,9 71 25,9

45–54 
Jahre

1039 9,6 783 37,2 27,6 766 37,6 17 26,3

55–64 
Jahre

1008 11,9 636 41,4 29,5 626 41,7 11 26,8

Quelle: Destatis 2011c; eigene Berechnung
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Einen staatlichen Qualifizierungsauftrag jenseits der 
Schulpflicht gibt es nicht.68 Personen, die Leistungen nach 
SGB II und SGB III erhalten, können aber dabei unterstützt 
werden, einen fehlenden beruflichen Abschluss nachzu-
holen. Damit wird präventiv versucht, die sozialen Kosten 
fehlender Qualifikationen zu verringern und den Betrof-
fenen eine gleichberechtigte Teilhabe am Arbeitsmarkt 
zu ermöglichen.

4.3 Anerkennung im Ausland 
 erworbener Abschlüsse: entscheidende 
Starthilfe
In welchem Umfang Nachqualifizierung erforderlich ist, 
hängt nicht zuletzt davon ab, inwieweit es möglich ist, 
im Ausland erworbene Berufsabschlüsse in Deutschland 
anerkennen zu lassen (Info-Box 16). Viele der hier als 

unqualifiziert eingestuften Zuwanderer haben möglicher-
weise einen Ausbildungsabschluss, der nicht anerkannt 
wurde. Das BMBF geht in einer Bedarfsabschätzung da-
von aus, dass etwa 285.000 Personen einen ausländi-
schen Abschluss vorweisen können, dessen Anerkennung 
ihren Zugang zum Arbeitsmarkt verbessern könnte.

Bisher hatten nur Spät-/Aussiedler einen rechtlich 
verbürgten Anspruch auf eine Prüfung ihrer ausländi-
schen Qualifikationen sowohl in den reglementierten als 
auch in den nicht reglementierten Berufen. Für Staats-
angehörige von EU-Mitgliedstaaten, Norwegen, Liech-
tenstein, Island und der Schweiz bestand ein solcher 
Anspruch nur, wenn sie in einem reglementierten Be-
ruf zugelassen werden wollten. Ausländer mit anderen 
Staatsangehörigkeiten hatten zwar die Möglichkeit, eine 
Anerkennung zu beantragen, doch sie hatten darauf kei-
nen generellen Rechtsanspruch. Zwar prüfen bundesweit 
die Kammern teilweise auch ausländische Abschlüsse 
von Drittstaatsangehörigen für bundesrechtlich geregelte 
Ausbildungsberufe, doch sie sind dazu nicht verpflichtet. 
Zudem ist nicht sichergestellt, dass das Prüfungsverfah-
ren eines Bundeslandes auch in einem anderen gilt und 
die Prüfung dort zum gleichen Ergebnis führt.

Die Bundesregierung hatte sich bereits im Koaliti-
onsvertrag vom Dezember 2009 zum Ziel gesetzt, ein 
Anerkennungsgesetz zu verabschieden.69 In den vergan-
genen zwei Jahren wurde ein Gesetzentwurf erarbeitet 
und mit den Bundesländern, den Kammern und den 
Spitzenverbänden der Wirtschaft intensiv beraten. Auch 
die Gewerkschaften und Wohlfahrtsverbände beteiligten 
sich an der Diskussion um die Ausgestaltung dieses neu-
en Gesetzes. Seit dem 28. September 2011 liegt die Be-
schlussfassung des Gesetzes vor, dessen erster Artikel das 
Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz (BQFG) ist und 
mit dem insgesamt 63 Gesetze und Rechtsverordnungen 
geändert werden (vgl. BGBl. I, 2011, Nr.   63). In ihnen 
werden formale Hindernisse beseitigt, z. B. dass Men-
schen eine deutsche oder eine EU-Staatsangehörigkeit 
besitzen müssen, um einen Beruf ausüben zu dürfen. Die 
Bezeichnung „Gesetz zur Verbesserung der Feststellung 
und Anerkennung im Ausland erworbener Berufsqualifi-
kationen“ unterstreicht den Charakter des umfassenden 
Rahmengesetzes: Es geht nicht darum, im Ausland er-
worbene Abschlüsse pauschal anzuerkennen, sondern 
darum, ihre Gleichwertigkeit zu prüfen. Referenz bleiben 
weiterhin die deutschen Berufsabschlüsse. Da nur gleich-
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Quelle: Statistisches Bundesamt 2008: 9; Statistisches 
 Bundesamt 2011c: 9

68  Trotzdem fördern drei Bundesprogramme abschlussorientierte Nachqualifizierung („Weiterbildung Geringqualifizierter und beschäftigter Älterer in 
Unternehmen“ (WeGebAU), „Perspektive Berufsabschluss” und „JOBSTARTER CONNECT”). Aber auch einzelne Bundesländer wie z. B. Sachsen oder 
Bayern legen mit ESF-Mitteln und Mitteln der BA eigene Nachqualifizierungsprogramme auf.

69  Das Gesetz soll allen Zuwanderergruppen eine Anerkennung ermöglichen. Bisher hatten Drittstaatsangehörige keinen Anspruch auf eine Prüfung 
der Gleichwertigkeit ihrer Abschlüsse. Hiervon waren besonders aus der Russischen Föderation zuwandernde Juden betroffen. Ihre hohen akademi-
schen und beruflichen Qualifikationen wurden nicht anerkannt, und berufsbezogene Sprachkurse wurden nicht angeboten, sodass ihre Integration 
in den Arbeitsmarkt nur teilweise gelang. Dies führte dazu, dass die Integrationsprognose für spätere jüdische Zuwanderer verhaltener ausfiel und 
die Zuwanderung deutlich gedrosselt wurde. 
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wertige ausländische Abschlüsse anerkannt werden sol-
len, ist absehbar, dass viele Abschlüsse nur teilanerkannt 
werden; die betreffenden Personen benötigen also wei-
tere Qualifikationen, um ein einem deutschen Berufsab-
schluss gleichwertiges Zertifikat vorweisen zu können.

In diesem Zusammenhang werden Anpassungsqualifi-
zierungen bedeutsam. Deren Finanzierung ist für erwerbs-
lose Personen im ALG-Bezug durch Maßnahmen der SGB II 
und III gewährleistet. Alle anderen müssen die Kosten für 
weitere Qualifikationen selbst tragen. Das Gleiche gilt für 
die Kosten des Feststellungsverfahrens selbst. Dieses soll 
möglichst kostendeckend durch Gebühren finanziert wer-
den, aber auch nicht durch zu hohe Kosten abschrecken.

Eine wichtige Neuerung des Gesetzes ist, dass auf 
eine Prüfung der Gleichwertigkeit ausländischer Ab-
schlüsse bei bundesrechtlich geregelten Berufen nun in 
der Regel ein Anspruch besteht. Für die reglementierten 
Berufe, deren Ausübung eine Zulassung erfordert, ist das 
Ergebnis der Prüfung auch rechtlich bindend. Wenn also 
fehlende Ausbildungsteile nachweislich nachgeholt wur-
den, muss die Gleichwertigkeit zu einem späteren Zeit-
punkt anerkannt werden, es können dann keine weiteren 
Qualifikationsnachweise gefordert werden. Sowohl für 
reglementierte als auch für nicht reglementierte Berufe 
soll innerhalb eines Monats der Eingang der Unterlagen 
bestätigt werden und nach spätestens drei weiteren Mo-
naten eine Entscheidung fallen. In Sonderfällen kann die 
Frist einmalig angemessen verlängert werden. Im ersten 
Jahr nach Inkrafttreten des Gesetzes sind diese Fristen 
jedoch noch nicht verbindlich.

Das BQFG ist ein Bundesgesetz, es kann sich also auch 
nur auf die durch Bundesgesetze geregelten Berufe bezie-
hen. Die in Landesberufsgesetzen geregelten Berufe (z. B. 
landwirtschaftliche Berufe) und an Fachschulen erworbe-
ne Abschlüsse (Assistenten- und Helferberufe) liegen in 
der Zuständigkeit der Länder. Um ein einheitliches Vorge-
hen zu gewährleisten, wollen die Länder die Regelungen 
des BQFG in die betreffenden Landesgesetze übernehmen. 
Zudem sollen möglichst viele Zuständigkeiten gebündelt 
werden. Dies erfordert einen enormen Abstimmungsauf-
wand, um festzulegen, welche Stellen bundesweit oder in 
Regionalverbünden für welche Berufe und ggf. sogar für 
welche Herkunftsländer zuständig sind und wer in wel-
cher Höhe die Kosten trägt. Eine erste Bündelung wurde 
dem „Netzwerk IQ“ übertragen, das auf einem Projekt 
des BMAS basiert und regionale Akteure im Bereich der 
Qualifikation von Zuwanderern vernetzt und Zuwanderer 
in Anerkennungs- und Qualifizierungsfragen berät. Damit 
liegt die Beratung bei einem kompetenten spezialisierten 
Akteur, der aber durch seine Projektfinanzierung nicht die 
notwendige Kontinuität sicherstellen kann. Darüber hin-
aus ist die Ansprache von Personen in Ersatzkarrieren bis-
her unzureichend eingeplant.

Dennoch ist das BQFG ein wichtiger und richtiger 
Schritt. Wenn es gelingt, innerhalb der föderalen Struk-
turen und der berufsständischen Aufgabenteilungen ein 
transparentes und verbindliches Verfahren zu etablieren, 
beweist dies, dass zersplitterte Zuständigkeiten in in-
tegrationsrelevanten Fragen vielleicht teuer, aber nicht 
zwangsläufig problematisch sind.

Info-Box 16 Anerkennung im Ausland erworbener Qualifikationen 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die betriebliche Berufsbildung und für bestimmte Berufsgruppen 
(Info-Box 12) umfasst auch die Anerkennung von Qualifikationen für die entsprechenden Berufe, die im Aus-
land erworben wurden. In diesem Rahmen haben Bundestag und Bundesrat im Herbst 2011 das „Gesetz zur 
Verbesserung der Feststellung und Anerkennung im Ausland erworbener Berufsqualifikationen“ beschlossen 
(BGBl. I, 2011, Nr. 63), das zum 1. April 2012 in Kraft tritt (BMBF 2011). Dieses Gesetz sieht für alle auf Bun-
desebene geregelten Berufe einen Anspruch auf ein Anerkennungsverfahren vor und soll bereits bestehende 
Anerkennungsregelungen verbessern und vereinheitlichen. Wenn geprüft wird, ob ein im Ausland erworbener 
Berufsabschluss einem inländischen gleichwertig ist, müssen in der Regel auch die Berufserfahrung sowie im 
Rahmen von Weiterbildungs- oder Nachqualifizierungsmaßnahmen erworbene Kenntnisse der Antragsteller 
berücksichtigt werden. Ein individueller Anspruch auf Förderung einer Nachqualifizierung ist jedoch nicht vor-
gesehen. Neben inhaltlichen Vorgaben dazu, nach welchen Kriterien die Gleichwertigkeit geprüft wird, enthält 
das Gesetz auch Vorgaben zum Verwaltungsverfahren, z. B. zur Frist für die Entscheidung über entsprechende 
Anträge und zur Form der Bescheide (BR-Drs. 211/11; Maier/Rupprecht 2011).
Für die Durchführung der Anerkennungsverfahren sind generell die Länder zuständig. Im Bereich der bundes-
rechtlich geregelten Ausbildungsberufe legt das Anerkennungsgesetz des Bundes die Durchführung der Aner-
kennungsverfahren allerdings in die Zuständigkeit der jeweiligen Berufskammern. Die Länder können jedoch 
gem. Art. 84 Abs. 1 S. 2 GG andere Regelungen zu den Zuständigkeiten treffen. Bei landesrechtlich geregelten 
Berufen (z. B. Erzieher, Lehrer, Ingenieure, Assistentenberufe im kaufmännischen oder technischen Bereich) 
sind die Länder auch dafür zuständig, die Voraussetzungen für die Anerkennung im Ausland erworbener Qua-
lifikationen zu regeln.
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4.4 Hartz-IV-Reformen: Zuwanderer 
benachteiligt?
2005 hat die von SPD und Bündnis 90/Die Grünen getra-
gene Bundesregierung im Kontext der „Agenda 2010“ die 
sozialen Sicherungssysteme in Deutschland umgestellt. 
In diesem Rahmen wurden zahlreiche arbeitsmarktpoli-
tische – und damit, wie in Kapitel 1 erläutert, eben auch 
integrationspolitisch relevante – Neuregelungen verab-
schiedet. Im Zentrum der öffentlichen Debatten stand 
die Grundsicherungsleistung in Höhe von damals 345 
Euro (heute 361 €), die nach Ablauf des Anspruchs auf 
Arbeitslosengeld I zusätzlich zu den Miet- und Heizkosten 
gewährt wird.70 Daneben enthalten die SGB-II-Reformen 
aber auch eine institutionell bedeutende Komponente, 
nämlich eine umfangreiche Neuorganisation der deut-
schen Arbeits- und Sozialverwaltung. Beide Komponen-
ten der Reform haben für die Gruppe der Transferemp-
fänger mit Migrationshintergrund die Bedingungen der 
Arbeitsmarktintegration verändert. 

Materielle Auswirkungen 
Über viele Jahre wurde als Defizit der deutschen Arbeits- 
und Sozialpolitik beschrieben, dass hier zwei rechtlich 
voneinander unabhängige und eigenständig verwaltete 
Hilfssysteme nebeneinander bestanden, die sich hinsicht-
lich ihrer Steuerungslogik deutlich unterschieden: die am 
vormaligen Erwerbseinkommen orientierte Arbeitslosen-
hilfe und die über Pauschalbeträge und bedarfsabhängig 
gewährte Sozialhilfe.71 Die Zusammenlegung der beiden 
Systeme zum Jahr 2005 und die Schaffung eines ein-
heitlichen Grundsicherungssystems für Arbeitsuchende 
(Arbeitslosengeld II) sollten einerseits bürokratische, in-

effiziente und unnötige Doppelstrukturen in der Arbeits- 
und Sozialverwaltung vermeiden (Berthold/von Berchem 
2005), andererseits negative Leistungsanreize im beste-
henden System eliminieren und damit im Sinne des Prin-
zips „Fördern und Fordern“ die Anreize zur Aufnahme von 
Arbeit steigern (Blum 2008: 153). Personen, die vorher 
Sozialhilfe bezogen hatten, wurden durch die Zusammen-
legung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe zu Arbeitslosen-
geld II finanziell bessergestellt (Wohlers 2004). Damit 
gehörten Transferempfänger mit Migrationshintergrund 
zu den heimlichen Gewinnern der Agenda 2010, denn 
sie bezogen im Vergleich zu Transferempfängern ohne 
Migrationshintergrund vor der Reform weitaus häufiger 
Sozialhilfe (37 % gegenüber 21 %), waren aber in der 
höheren, da einkommensabhängig gewährten Arbeitslo-
senhilfe unterrepräsentiert (34 % gegenüber 54 %) (IAB-
Querschnittsbefragung). 

Vergleicht man das Haushaltsnettoeinkommen vor 
der Reform mit dem ein knappes Jahr danach, zeigt sich, 
dass fast die Hälfte (49 %) der Transferempfänger mit 
Migrationshintergrund nach der Reform über ein höheres 
Transfereinkommen verfügte, lediglich ein knappes Drittel 
(30 %) von ihnen hatte durch die Reform Einkommens-
einbußen erlitten (Tab. 4.2). Immerhin fast jeder fünfte 
Transferempfänger mit Migrationshintergrund hatte nach 
der Reform ein um mindestens 250 Euro höheres Haus-
haltseinkommen, konnte also finanziell deutlich von der 
Reform profitieren. 

Im Durchschnitt erhöhte sich durch die Umstellung das 
Transfereinkommen für alle Transferempfänger mit Mig-
rationshintergrund immerhin um etwa 50 Euro monatlich, 
während Transferempfänger ohne Migrationshintergrund 
im Durchschnitt mit 14 Euro weniger auskommen muss-

Tab. 4.2 Veränderung des Haushaltsnettoeinkommens von Transferempfängern zwischen 2004 und 2005 nach 
Migrationshintergrund 

Transferempfänger mit 
 Migrationshintergrund

Transferempfänger ohne 
Migrations hintergrund

mehr als 250 € mtl. zusätzlich 18 % 12 %

1 bis 249 € mtl. zusätzlich 31 % 31 %

keine Veränderung 22 % 19 %

1 bis 249 € mtl. weniger 19 % 26 %

mehr als 250 € mtl. weniger 11 % 13 %

Quelle: IAQ et al. 2009

70  Franz (2008: 157) verweist darauf, dass das Label Arbeitslosengeld II politisch ungeschickt gewählt sei, denn es suggeriere fälschlicherweise eine 
Versicherungsleistung, faktisch handle es sich aber um eine reine Fürsorgeleistung der Gesellschaft.

71  Während die Arbeitslosenhilfe zuletzt zwischen 57 % des pauschaliert ermittelten Nettoeinkommens bei Arbeitslosen mit unterhaltspflichtigen 
Kindern und 53 % bei Arbeitslosen ohne Kinder schwankte, wurde die Höhe der Sozialhilfe von den Landesregierungen durch Rechtsverordnung 
bestimmt. In Berlin betrug der Sozialhilfesatz zur Jahrtausendwende 550 DM.
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ten. Diese relative Besserstellung auf niedrigem Niveau ist 
keine „migrantenspezifische Auswirkung der Leistungsre-
form“ (IAQ et al. 2009: 94), sondern eher ein nicht inten-
dierter Effekt der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und 
Sozialhilfe. Im Gegensatz zu Leistungsberechtigten, die 
Kinder erziehen oder pflegebedürftige Angehörige be-
treuen, bilden Personen mit Migrationshintergrund auch 
keine besondere Zielgruppe des SGB II. Die im Vorfeld der 
Reform von einschlägigen Interessengruppen geäußerte 
Befürchtung, die Agenda-Reformen würden Zuwanderer 
finanziell besonders nachteilig treffen,72 sind jedenfalls 
nicht eingetroffen. 

Eine ähnliche Entwicklung ließ sich zeitweise auch 
hinsichtlich der späteren Alterssicherung ablesen: Durch 
die Reform hatten ehemalige Sozialhilfeempfänger und 
damit überproportional viele Ausländer73 auch geringfü-
gig höhere Rentenansprüche erworben. Allerdings wurde 
die Zahlung von Rentenversicherungsbeiträgen für Trans-
ferempfänger vor Kurzem im Rahmen der Haushaltskon-
solidierung wieder eingestellt.74 

Im Gesamtergebnis haben also Personen mit Mig-
rationshintergrund im Leistungsbezug durch die SGB-
II-Reform finanziell profitieren können, auch wenn die 
Leistungen insgesamt gesenkt wurden. Die finanziellen 
Folgen sagen allerdings noch nichts über ein anderes 
zentrales Reformziel aus: eine effektivere Vermittlung in 
den ersten Arbeitsmarkt. 

Die materiellen Auswirkungen der Hartz-Reformen haben 
das durchschnittliche sozialstaatliche Sicherungsniveau 
zwar insgesamt reduziert; gleichzeitig konnte davon aber 
mit den ehemaligen Sozialhilfeempfängern eine Gruppe 
profitieren, in der Transferempfänger mit Migrationshin-
tergrund erheblich überrepräsentiert waren. Da Fragen 
von Leistungshöhe und Anspruchsbedingungen zentral 
auf Bundesebene entschieden werden, besteht hier – bis 
auf lokal unterschiedliche Definitionen der Angemessen-
heit der Wohnung75 – nur ein sehr geringer föderaler oder 
gar kommunaler Handlungsspielraum. Damit rückt ein 
zweiter, in der Öffentlichkeit weniger prominenter Re-

formaspekt in den Mittelpunkt: die damit verbundenen 
institutionellen Veränderungen. 

Arbeitsgemeinschaften (ARGEn) und Optionskommunen 
im Leistungsvergleich
Die Zuständigkeit der Kommunen für integrationsrele-
vante Fragen wächst (Bommes 2008), insbesondere im 
Bereich der Arbeitsmarktintegration. Die Hartz-Reformen 
haben zu diesem Gewinn kommunaler Zuständigkeit 
maßgeblich beigetragen: Zum Träger der Grundsiche-
rungsstellen, die durch die Zusammenlegung der Grund-
sicherungsleistungen entstanden sind, wurde zwar die 
Bundesagentur für Arbeit (BA) bestimmt, zusammen mit 
den kreisfreien Städten und Kreisen (kommunale Träger), 
für die die Einrichtung von Arbeitsgemeinschaften (AR-
GEn) vorgesehen war.76 Allerdings wurde alternativ eine 
rein kommunale Trägerschaft ermöglicht (sog. Options-
kommunen oder zugelassene kommunale Träger (zkT)), 
d. h. kommunale Träger können anstelle der Agenturen 
für Arbeit die Aufgaben der Grundsicherung übernehmen 
und damit zu deren alleinigem Träger werden. 

Mit dieser sog. Experimentierklausel, die für die Wahr-
nehmung der Aufgaben aus dem SGB II unterschied liche 
Modelle ermöglichte, betrat der Gesetzgeber arbeits-
markt- und sozialpolitisches Neuland. Er erhoffte sich ex-
plizit, dass durch den (zunächst) zeitlich befristeten Wett-
bewerb von unterschiedlichen Modellen der Eingliederung 
von Arbeitsuchenden die Grundsicherung weiterentwickelt 
und optimiert würde. Am 14. Juli 2008 traf die Arbeits- 
und Sozialministerkonferenz (ASMK) eine Richtungsent-
scheidung mit dem einstimmigen Beschluss, auch künf-
tig mit den ARGEn/gemeinsamen Einrichtungen und den 
zkTs zumindest zwei Modelle der Aufgabenwahrnehmung 
und damit einen arbeitsmarktpolitisch föderalen System-
wettbewerb zuzulassen. Die ursprünglich nur für einen 
bestimmten Zeitraum vorgesehenen Optionskommunen 
wurden schließlich Anfang 2011 nicht nur entfristet, ab 
dem 1. Januar 2012 werden zu den 69 bislang zugelasse-
nen kommunalen Trägern noch 41 weitere Landkreise und 
kreisfreie Städte die Grundsicherung für Arbeitsuchende in 

72  Vgl. etwa die 2003 – also nach der Ankündigung, aber vor der Umsetzung der Reformen – im Auftrag des Paritätischen Wohlfahrtsverbands erstellte 
Kurzexpertise „Der mögliche Einfluß der Agenda 2010 auf die Bevölkerung mit Migrationshintergrund in Deutschland“ (Kriechhammer-Yagmur/
Martens 2003). 

73  Die vorliegenden Daten erlauben keine Unterscheidung nach Migrationshintergrund.
74  Die deutschen Transferempfänger, die vor der Reform im Arbeitslosenhilfebezug überrepräsentiert waren, mussten hingegen nach der Zusammen-

legung der Hilfesysteme im Durchschnitt Einbußen bei der Alterssicherung hinnehmen, denn die 2005 vereinheitlichten Rentenbeiträge lagen in 
der Regel niedriger als die vorherigen; diese waren an das Referenzeinkommen gekoppelt, nach dem sich die Höhe der Arbeitslosenhilfe richtete.

75  Für das Kriterium der Angemessenheit gibt es keine festen Regeln. Als angemessen gilt in der Regel bei Alleinstehenden eine Wohnraumfläche 
zwischen 45 und 50 m2. Bedarfsgemeinschaften mit 2 Personen steht eine Wohnfläche von 60 m2 bzw. zwei Räume zu, ein Drei-Personen-Haushalt 
kann über 75 m2 oder drei Räume verfügen, weitere Personen in der Bedarfsgemeinschaft erhöhen die angemessene Wohnfläche um jeweils 10 
bis 15 m2. Bei der Beurteilung der Angemessenheit der Wohnung sind zudem die lokalen Verhältnisse zu berücksichtigen (z. B. Mietpreisniveau 
oder Lage). Hinsichtlich des Mietpreisniveaus gelten Mietkosten in der Höhe des ortsüblichen unteren Drittels als angemessen. 

76  Seit 2011 heißen die ARGEn „gemeinsame Einrichtungen”. Die empirische Überprüfung des Systemwettbewerbs fand allerdings vor dieser Umstel-
lung statt, insofern wird im Text weiterhin von ARGEn gesprochen. 
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Alleinverantwortung und damit ohne Beteiligung der BA 
übernehmen. Damit ist absehbar, dass es den zunächst als 
Experiment bzw. Pilotversuch angelegten institutionellen 
Systemwettbewerb zwischen einer Kooperationslösung 
(BA und Kommunen)77 und einer kommunalpolitischen 
Alleinverantwortung auch in Zukunft geben wird. 

Eine unerklärte Nebenabsicht des vom Gesetzgeber 
initiierten Systemwettbewerbs war, durch parallele Mo-
delle der Aufgabenwahrnehmung Möglichkeiten des in-
stitutionellen Lernens zu schaffen. Entsprechend war für 
die gesamte SGB-II-Reform eine Evaluierung gesetzlich 
vorgeschrieben. Diese sollte gemäß dem in § 1 SGB II 
festgeschriebenen Globalziel messen, inwieweit tatsäch-
lich durch Vermittlung in Erwerbstätigkeit die Hilfebedürf-
tigkeit vermieden oder reduziert wird und welche Leis-
tungsfähigkeit die einzelnen Trägerstrukturen aufweisen. 
Als Ergebnisgrößen wurden Integration in bedarfsde-
ckende Beschäftigung und Abgang aus Hilfebedürftigkeit 
definiert. Der zweite Punkt hängt nicht zwangsläufig mit 
Arbeitsmarktintegration i. e. S. zusammen; so können 
sich Personen auch aus dem Leistungsbezug abmelden, 
weil sie auf andere Einkommensquellen zurückgreifen. 
Empirisch relevant ist diese Ergebnisgröße vor allem des-
halb, weil für die Frage der Leistungsgewährung nicht 
Individuen, sondern Bedarfsgemeinschaften78 betrach-
tet werden. Der Abgang aus der Hilfebedürftigkeit kann 
also auch ohne eigene Arbeitsmarktintegration erfolgen, 
z. B. vermittelt darüber, dass ein anderes Mitglied der 
Bedarfsgemeinschaft erfolgreich in Erwerbstätigkeit in-
tegriert wurde oder dass sich die Zusammensetzung der 
Bedarfsgemeinschaft verändert hat. 

Über die jeweilige Leistungsfähigkeit der einzelnen 
Trägerstrukturen für die Gruppe der Transferempfänger 
mit Migrationshintergrund geben die Ergebnisse der ge-
setzlich vorgeschriebenen Evaluierung allerdings keinen 
Aufschluss, da sie andere Zielsetzungen haben (allge-
meine Wirkungsforschung nach § 55 SGB II bzw. zeitlich 
befristete Wirkungsforschung zur Experimentierklausel 
nach § 6c SGB II). Daher hat der SVR beim Institut für 
Sozialforschung und Gesellschaftspolitik (ISG), das in die 
Gesamtevaluation der Hartz-Reform maßgeblich invol-
viert ist, ein Gutachten in Auftrag gegeben, das erstmals 
empirisch analysiert, welche Institution für Transferemp-
fänger mit Migrationshintergrund besser geeignet ist. 

Methodisch erfolgte die Untersuchung im Zeitraum 
2006/07 über ein dreifaches Matching-Verfahren; dieses 
soll gewährleisten, dass nur ähnliche Individuen in Regi-
onen mit ähnlichen Arbeitsmarktbedingungen miteinan-
der verglichen werden, um schließlich den Effekt der Trä-
gerschaft isoliert bestimmen zu können: Im ersten Schritt 
(Regionalmatching) wird jeder Region mit zugelassenem 
kommunalem Träger eine soziostrukturell und arbeits-
marktpolitisch möglichst ähnliche Region mit einer ARGE 
zugeordnet, um Verzerrungen der empirischen Resultate 
durch unterschiedliche regionale Kontextbedingungen zu 
vermeiden. In einem zweiten Schritt wird mit Hilfe der 
Prozessdaten der Bundesagentur für Arbeit die Kunden-
struktur so ausbalanciert, dass es für jedes Individuum 
in der Stichprobe einer Region einen sog. statistischen 
Zwilling in der Stichprobe der anderen Region gibt, bei 
dem die persönlichen und die für eine Eingliederung in 
Erwerbstätigkeit zentralen Eigenschaften identisch sind. 
Damit ist methodisch sichergestellt, dass hinsichtlich sog. 
beobachtbarer Kriterien wie Bildung, Geschlecht, Alter 
und Berufserfahrung die statistischen Zwillinge tatsäch-
lich „eineiig“ sind und nur vergleichbare Leistungsemp-
fänger miteinander verglichen werden. 

Diese beiden Schritte reichten jedoch nicht aus, um 
auf der Individualebene die institutionelle Überlegenheit 
einer Trägerstruktur eindeutig zu identifizieren. Beispiels-
weise sollte vermieden werden, dass unterschiedlich 
mo tivierte Kunden verglichen und sich daraus erge-
bende Unterschiede im Arbeitsmarktintegrationserfolg 
fälschlicherweise dem spezifischen Modell der Aufgaben-
wahr  nehmung zugerechnet werden. Um Verzerrungen 
aufgrund solcher nicht beobachtbarer Eigenschaften 
weit gehend ausschließen zu können, erfolgte im dritten 
Schritt ein Matching auf der Basis der Erwerbsbiogra-
fie.79 Die zentrale und gut begründbare Annahme dabei 
ist, dass Personen mit ähnlicher Erwerbsbiografie auch 
über eine ähnliche Grundmotivation und Integrationsbe-
reitschaft verfügen und damit ähnliche unbeobachtbare 
Eigen schaften aufweisen. 

Mit dem geschilderten Verfahren ist also weitgehend 
gewährleistet, dass sich bestehende Restunterschiede 
im Vermittlungserfolg nicht durch unterschiedliche sozio-
strukturelle Ausgangslagen der Kommunen oder aber 
unterschiedliche Humankapitalausstattungen oder Moti-

77  Die Kooperationslösung musste zuvor allerdings verfassungsrechtlich abgesichert werden. Das Bundesverfassungsgericht hatte am 20. Dezember 
2007 einer Verfassungsbeschwerde von elf Landkreisen stattgegeben, die ARGEn als Mischverwaltungen von Bund und Kommunen für mit dem 
Grundgesetz nicht vereinbar erklärt und dem Gesetzgeber eine Frist bis Ende 2010 für eine verfassungskonforme Neuregelung eingeräumt. Dar-
aufhin beschloss der Deutsche Bundestag am 17. Juni 2010 eine Neuregelung, die aus einer Grundgesetzänderung (neuer Art. 91e GG) und einem 
Begleitgesetz (vgl. BT-Drs. 17/1940) bestand und eine verfassungskonforme gemeinsame Betreuung von Leistungsbeziehern nach SGB II durch BA 
und Kommune ermöglichte.

78  Siehe zur Definition und genauen Bestimmung einer Bedarfs gemeinschaft § 7 Abs. 3 SGB II.
79  Bei ehemaligen Sozialhilfeempfängern, die nicht in den Prozessdaten enthalten waren, wurden die entsprechenden Informationen über eine Be-

fragung nacherhoben.
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vationskonstellationen der Transferempfänger erklären 
lassen, sondern nur durch das Wirken der unterschied-
lichen Trägerstrukturen.

Was hat die Untersuchung ergeben? Bei beiden Ergeb-
nisgrößen, der Überwindung der Hilfebedürftigkeit und 
der Integration in bedarfsdeckende Beschäftigung80, sind 
die Unterschiede zwischen ARGEn und Optionskommunen 
auf der Individualebene statistisch hochsignifikant, ge-
genüber Veränderungen der empirischen Methodik robust 
und hinsichtlich der quantitativen Dimension substanziell 
(Abb. 4.3). Sie zeigen ein überraschendes Resultat: In Op-
tionskommunen lassen sich bei beiden Ergebnisgrößen für 
Personen mit Migrationshintergrund insgesamt schlechte-
re Resultate feststellen als bei den Arbeitsgemeinschaften.

Die Ergebnisse belegen, dass sich die Aufgabenwahr-
nehmung durch die Optionskommunen im Untersuchungs-
zeitraum sowohl bei der Gesamtheit aller erwerbstätigen 
Transferempfänger als auch bei den Transferempfängern 
mit Migrationshintergrund in beiden Ergebnisgrößen 
negativ auswirkte. Sie führte im Vergleich zur Aufga-
benwahrnehmung durch die ARGEn zu einer signifikant 

geringeren Abgangsrate aus dem Leistungsbezug und 
seltener zur Aufnahme einer bedarfsdeckenden Beschäf-
tigung. Besonders hinsichtlich der Beschäftigungsauf-
nahme, der arbeitsmarktpolitischen Wunschoption, sind 
Optionskommunen für die Gruppe der Transferempfänger 
mit Migrationshintergrund erheblich leistungsschwächer 
als die ARGEn: Hier ist der negative Effekt der Aufgaben-
wahrnehmung durch zugelassene kommunale Träger 
beinahe doppelt so groß wie in der Grundgesamtheit. 
Das Ausmaß der Überlegenheit der ARGEn ist beträcht-
lich. Vor dem Hintergrund dieser Ergebnisse erscheint 
insbesondere für Transferempfänger mit Migrations-
hintergrund eine vollständige Kommunalisierung nicht 
empfehlenswert. 

Die Stärke der ARGEn
Die Gründe für die Überlegenheit der ARGEn zu identifi-
zieren, war schon in der allgemeinen (d. h. nicht auf Per-
sonen mit Migrationshintergrund ausgerichteten) Evalu-
ation schwierig. Zwar ließen sich dabei einige Merkmale 
der organisatorischen und strategischen Umsetzung der 

–4,5

–4

–3,5

–3

–2,5

–2

–1,5

–1

–0,5

0

Abgang aus 
Hilfebedürftigkeit: alle

 Personen

Abgang aus
Hilfebedürftigkeit: 

Personen mit
Migrationshintergrund

Integration in
bedarfsdeckende

Beschäftigung: alle 
Personen  

Integration in
bedarfsdeckende

Beschäftigung: Personen
mit Migrationshintergrund

Prozentpunkte

Abb. 4.3 Effekte der Aufgabenwahrnehmung durch Optionskommunen im Vergleich mit ARGEn

Quelle: Fertig 2011

80  Eine bedarfsdeckende Beschäftigung ist eine Anstellung, mit der ein Einkommen erzielt wird, das über den Bedarfssätzen des ALG II liegt und bei 
dem ein sog. Aufstocken nicht notwendig ist, um den Lebensunterhalt zu bestreiten.



ÜBERGÄNGE IN ERWERBSTÄTIGKEIT

IN
TE

GR
AT

IO
N

 U
N

D
 IN

TE
GR

AT
IO

N
S-

PO
LI

TI
K 

IM
 F

Ö
D

ER
AL

EN
 S

YS
TE

M

99Jahresgutachten 2012

Grundsicherung identifizieren, die sich auf die Beschäfti-
gungsaufnahme bzw. die Überwindung der Hilfebedürf-
tigkeit generell positiv oder negativ auswirken (BT-Drs. 
16/11488: 95–161). Diese Faktoren allein können jedoch 
die Erfolgsunterschiede der beiden Modelle nicht eindeu-
tig erklären. Das liegt daran, dass sie keines der beiden 
Modelle der Aufgabenwahrnehmung vollständig charak-
terisieren. Sowohl in der Gruppe der ARGEn als auch bei 
den Optionskommunen finden sich typischerweise Um-
setzungsmerkmale, die auf die Ergebnisgrößen positiv 
wirken. Bei den ARGEn sind dies z. B. das frühe Erstge-
spräch oder die häufigere Anwendung von Sanktionen, 
bei den kommunalen Trägern dagegen der weitverbrei-
tete Ansatz des generalisierten Fallmanagements oder 
die längeren Erstgespräche. 

In Bezug auf die Leistungsempfänger mit Migrations-
hintergrund ist es ebenso schwierig, die spezifischen Grün-
de für die Leistungsunterschiede zu identifizieren. Hier ist 
wiederum zu unterscheiden zwischen institutionellen 
Charakteristika, die sich auf die Arbeitsmarktintegration 
von Transferempfängern trägerübergreifend positiv oder 
negativ auswirken, und der Frage, ob diese Merkmale den 
unterschiedlichen Erfolg hinsichtlich der Überwindung von 
Transferabhängigkeit vollständig erklären können. 

Für die Spezialgruppe der Transferempfänger mit Mi-
grationshintergrund lassen sich vor allem drei Merkmale 
herausarbeiten, die generell positiv und damit integrati-
onsfördernd wirken: 
(1)          die Anzahl der Beratungsgespräche, die beide Er-

gebnisgrößen positiv beeinflusst und sich zudem 
bei Zuwanderern stärker auswirkt als bei Personen 
der Mehrheitsbevölkerung, 

(2)          der Einsatz von Trainingsmaßnahmen, die die AR-
GEn häufiger nutzen als die Optionskommunen 
und von de nen (kaum überraschend) Zuwanderer 
ebenfalls stär ker profitieren als Nichtzuwanderer, 
und schließlich 

(3)          Sanktionen bei Pflichtverletzungen, die die generell 
stärker am Fordern ausgerichteten ARGEn/gemein-
samen Einrichtungen ebenfalls häufiger nutzen. 

Diese Herausarbeitung spezifischer Merkmale, die einer 
schnellen Überwindung der Transferabhängigkeit zuträg-
lich sind, gibt erste Hinweise für eine Optimierung der 
Vermittlungsinstitutionen. Die festgestellten Unterschie-
de zwischen ARGEn und kommunalen Trägern im Einsatz 
der drei Instrumente, die sich als integrationsförderlich 
erwiesen haben (Beratungsgespräche, Trainingsmaßnah-
men, Sanktionen), sind allerdings zu gering, um die un-
terschiedliche arbeitsmarktpolitische Leistungsfähigkeit 

der beiden Institutionen für Kunden mit Migrationshin-
tergrund vollständig und verlässlich erklären zu können. 

Auch eine vergleichende Untersuchung der institutio-
nellen und strukturellen Verankerung der einzelnen Trä-
gerstrukturen bzw. ihrer interkulturellen Öffnung half bei 
der Suche nach den Gründen für die deutliche Überlegen-
heit der ARGEn kaum weiter. In einer E-Mail-Befragung 
gab die Mehrheit der Grundsicherungsstellen im Jahr 2007 
an, sie hätten keinen Mitarbeiter damit betraut, speziel-
le Angebote für Personen mit Migrationshintergrund zu 
konzipieren. Lediglich 49 Prozent der kommunalen Träger 
bzw. 41 Prozent der ARGEn verfügten zum Zeitpunkt der 
Untersuchung über einen Migrationsbeauftragten; der 
war dann allerdings zumeist auch in die Ausgestaltung 
arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen eingebunden. Ab-
gesehen von der Zuweisung in Sprachkurse bzw. in Inte-
grationskurse des Bundesamts für Migration und Flücht-
linge sind die Grundsicherungsstellen trägerübergreifend 
grundsätzlich skeptisch gegenüber der Vorstellung, dem 
besonderen Kundenkreis der Transferempfänger mit Mi-
grationshintergrund strategisch anders zu begegnen als 
Transferempfängern aus der Mehrheitsbevölkerung. Zu 
groß ist die Angst vor Stigmatisierungs- oder Diskriminie-
rungsvorwürfen in die eine oder andere Richtung.

Vor diesem Hintergrund könnte ggf. ein anderer Fak-
tor für den arbeitsmarktpolitischen Erfolg der ARGEn rele-
vanter sein, nämlich ihre zentrale und überregionale Ziel-
steuerung zusammen mit dem dazugehörigen Monitoring 
und Controlling, die den Optionskommunen zumindest 
zum Zeitpunkt der Untersuchung oftmals fehlte. Opti-
onskommunen hatten keinen zentralen Steuerungs- und 
Rückkopplungsmechanismus, sie konnten weitgehend 
unabhängig von anderen Kommunen und auch der BA 
agieren.81 Diese größere Handlungsautonomie der kom-
munalen Träger erscheint auf den ersten Blick als Vorteil. 
Sie hat allerdings auch einen erheblichen Nachteil, denn 
ohne ein zentrales System für Monitoring und Rückkopp-
lung der Zielerreichung fehlen den handelnden Akteuren 
vor Ort die entscheidenden Informationen, um die kom-
munalen arbeitsmarktpolitischen Strategien zielbezogen 
und damit effektiv auszurichten. Während die ARGEn einer 
zentralen bzw. überregionalen Zielsteuerung durch BMAS 
und BA unterliegen und von diesen feste Zielvorgaben 
erhalten, müssen sich die kommunalen Träger nur ein-
geschränkt und weniger direkt gegenüber den Landräten 
bzw. Kreistagen rechtfertigen. Als zusätzliche Erklärung für 
die Vermittlungsintensität ist damit die stärkere ‚politische 
Kandare‘ in Betracht zu ziehen, die eine dem Grundsiche-
rungsträger übergeordnete politische Einheit bewirkt. 

81  Dies geht so weit, dass die einzelnen zugelassenen kommunalen Träger (zkT) ihre Vermittlungssoftware frei wählen konnten; damit profitierten sie 
nicht von einer allgemeinen Datenverfügbarkeit wie die ARGEn, die eine bundesweit einheitliche EDV-Struktur haben. 
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Dieser ‚Kandareneffekt‘ lässt sich auch bei den Steu-
erungsmodi feststellen, die bei den beiden Trägerstruk-
turen unterschiedlich sind. Während etwa bei den ARGEn 
Strukturen, Strategien und Verfahren von der BA zentral 
vorgegeben werden, verfügen die in die Analyse ein-
bezogenen kommunalen Träger nach eigenen Angaben 
deutlich häufiger als die entsprechenden ARGEn über aus-
reichende bzw. große Handlungsspielräume, die sie auch 
eigenständig nutzen, um arbeitsmarktpolitisch kommu-
nale Akzente zu setzen. Auch wenn die Untersuchungser-
gebnisse die Unterschiede in der Leistungsfähigkeit nicht 
eindeutig klären, geben sie doch einen weiteren Hinweis 
darauf, dass der den kommunalen Trägern zugestandene 
Freiraum einer effektiven Arbeitsmarktvermittlung mög-
licherweise eher abträglich ist. Gerade vor dem Hin-
tergrund des entfristeten Wettbewerbs zwischen den 
unterschiedlichen Trägerstrukturen sollte also darauf 
geachtet werden, über die bislang weitgehend fakul-
tativ gestalteten Austausch- und Rückkopplungsprozes-
se hinaus feste Abstimmungsstrukturen zwischen den 
einzelnen Trägern zu etablieren. 

Um die Auswirkungen des Wettbewerbs unter-
schiedlicher Trägerstrukturen gerade für Transferemp-
fänger mit Migrationshintergrund besser evaluieren zu 
können, ist der Gesetzgeber zudem aufgefordert, das 
für Evaluationen notwendige anspruchsvolle Datenma-
terial besser als bislang zu erheben und zur Verfügung 
zu stellen. So sollte zum einen die in § 55 Abs. 2 SGB II 
festgelegte vergleichende Untersuchung der „Wirkung 
der örtlichen Aufgabenwahrnehmung durch die Träger 
der Leistungen“ als echte vergleichende Wirkungsbe-
wertung durchgeführt werden. Zum anderen sollte die 
BA, wenn sie wie in § 281 Abs. 2 SGB III vorgesehen 
„zusätzlich den Migrationshintergrund [erhebt] und in 
ihren Statistiken [berücksichtigt]“, dabei auch die In-
teressen der Arbeitsmarktforschung berücksichtigen. 
Die im Gesetz explizit festgeschriebene Regelung, dass 
„[d]ie erhobenen Daten […] ausschließlich für statistische 
Zwecke verwendet werden“ dürfen, kann strenggenom-
men eine Nutzung des Merkmals Migrationshintergrund 
für Forschungszwecke ausschließen. Das aber wäre im 
Blick auf eine kritische Evaluation von Zielorientierung 
und Effizienz der entsprechenden Maßnahmen schlicht 
kontraproduktiv. Es muss also dafür gesorgt werden, 
dass die Informationen zum Migrationshintergrund der 
in den Daten der BA enthaltenen Personen zumindest 

für die wissenschaftliche Evaluation der verschiede-
nen Maßnahmen zur Verfügung gestellt werden, auch 
wenn dies unter Umständen eine Gesetzesänderung 
notwendig macht.

4.5 Fazit: Kooperationslösungen statt 
föderaler Alleingänge 

Im Bereich der Arbeitsmarktpolitik zeigen sich die Folgen 
eines Überdrehens der ‚föderalen Schraube‘. Besonders 
deutlich lässt sich dies anhand des im Bereich der Ar-
beitsmarktintegration und damit einem sozial äußerst 
folgenreichen Integrationsbereich vollzogenen ‚kommu-
nalen Solos‘ im Bereich der Arbeitsverwaltung darstellen. 
Dieser Alleingang stellt sich nicht nur, aber besonders für 
Personen mit Migrationshintergrund als nachteilig ge-
genüber den ebenfalls praktizierten Kooperationsmodel-
len zwischen Bund und Kommunen dar. Aber auch beim 
Übergangsmanagement von der Schule in eine Berufs-
ausbildung ist eine Kooperation föderaler Strukturen eine 
notwendige, wenn auch noch nicht hinreichende grund-
legende Voraussetzung für effiziente Vermittlung und da-
mit einen friktionslosen Übergang von der Schule in den 
ersten Arbeitsmarkt. Erforderlich ist darüber hinaus auch 
eine Einbindung nichtstaatlicher Akteure aus Wirtschaft 
und Gesellschaft. Schließlich wird auch das im Herbst 
2011 verabschiedete Anerkennungsgesetz einen Prüf-
stein für die Kooperationsbereitschaft und -fähigkeit der 
einzelnen föderalen Ebenen darstellen. Unter Rückgriff 
auf das Prinzip der Subsidiarität wird zwar oftmals vor-
schnell eine Kommunalisierung von Entscheidungen pro-
pagiert. Der Grundsatz der Subsidiarität ist aber freilich 
kein Selbstzweck, sondern es ist darauf zu achten, dass 
Entscheidungen weiterhin in der erforderlichen Qualität 
getroffen werden können. Die einzelnen hier analysierten 
Fragestellungen aus dem Bereich der Arbeitsmarktinteg-
ration verdeutlichen, dass hierfür föderale Alleingänge 
im Allgemeinen und eine Kommunalisierung von Aufga-
ben im Besonderen nicht ohne Weiteres eine Garantie 
bieten, sondern vielmehr föderale Kooperationslösungen 
– wie sie exemplarisch im Bereich der Arbeitsverwaltung 
in Form der ARGEn bzw. den gemeinsamen Einrichtungen 
zwischen Arbeitsagenturen und Kommunen bestehen – 
bessere Ergebnisse versprechen. 
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Wohnen und öffentlicher Raum

Kapitel5

Im Sinne von Integration als Förderung einer möglichst 
chancengleichen Teilhabe hat die Versorgung der zuge-
wanderten Bevölkerung mit angemessenem und bezahl-
barem Wohnraum einen hohen Stellenwert. Die Wohn-
versorgung ist nicht nur für die physische Unterbringung 
relevant, sie ist auch ein Symbol für die erworbene Sta-
tusposition in der Gesellschaft. Hinzu kommen Aspekte 
wie die sozialräumliche Verteilung von Menschen mit 
und ohne Migrationshintergrund sowie die Qualität des 
öffentlichen Raums, also z. B. der Plätze und Straßen in 
den Wohngebieten, in denen die zugewanderte Bevöl-
kerung lebt. Die Fragen, wer für die Wohnversorgung der 
Bevölkerung die Verantwortung zu übernehmen hat und 
inwiefern der Staat regulierend in den Wohnungsmarkt 
eingreifen soll, sind Gegenstand politischer Diskussionen.

5.1 Wohnen, sozialräumliche 
 Verteilung und öffentlicher Raum: 
 bedeutsam für Integration
In Bezug auf Wohnraum unterscheidet sich in Deutsch-
land die Ausstattung zwischen Personen mit und ohne 
Mi grationshintergrund überraschend wenig. Bad, WC, 
Warm wasser, Balkon oder Terrasse sind in gleichem 
Maße vorhanden. Größere Unterschiede zeigen sich in 
Bezug auf einen eigenen Garten. Einen solchen haben 
58,4 Prozent der Personen ohne Migrationshintergrund, 
aber nur 41,2 Prozent der Zuwanderer (Friedrich 2008: 
33). Ein wesentlicher Grund hierfür sind Unterschiede in 
der Sied lungsstruktur: Zuwanderer wohnen häufiger als 
Per sonen ohne Migrationshintergrund in mehrgeschossi-
gen Wohn gebäuden, auch da sie häufiger in Großstädten 
wohnen. Zuwandererhaushalte leben zudem hinsichtlich 
der Wohnfläche und der Wohnräume deutlich beengter. 
Dies ist vor allem darauf zurückzuführen, dass Personen 
mit Migrationshintergrund im Vergleich zur Bevölkerung 
ohne Migrationshintergrund im Durchschnitt größere 
Haushalte aufweisen und die Haushaltsmitglieder jünger 
sind. Bemerkenswert ist, dass sich der Anteil der Brut-
tokaltmiete am Haushaltsnettoeinkommen zwischen 
Personen mit und ohne Migrationshintergrund kaum un-
terscheidet. Auch bei der Bruttoquadratmeterkaltmiete 

bestehen nur geringe Unterschiede. Zuwanderer wohnen 
jedoch seltener im Eigentum (Sinning 2010) (Tab. 5.1).

Die Wohnversorgung der zugewanderten Bevölkerung 
steht daher sehr viel seltener im Mittelpunkt der medi-
alen Aufmerksamkeit als ein anderes Phänomen: Die 
Bevölkerung mit Migrationshintergrund wohnt oft räum-
lich konzentriert und verändert traditionelle städtische 
Strukturen. Wissenschaftlich wird diese Situation mit dem 
Begriff Segregation umschrieben (Info-Box 17). Medien 
und Öffentlichkeit belegen solche durch Zuwanderung ge-
prägten Stadtviertel oft mit denunziativen Begriffen wie 
‚Ghetto‘ oder ‚Parallelgesellschaft‘ und betonen den an-
geblich pauschal negativen Einfluss der hohen Konzentra-
tion. Zu Unrecht, wie einschlägige Studien zeigen: Viertel 
mit einem hohen Zuwandereranteil sind in Deutschland 
hinsichtlich der Herkunftsgruppen meist bunt gemischt 
und eben nicht ethnisch homogen. Darüber hinaus kann 
gezeigt werden, dass ethnische Segregation in Deutsch-
land im europäischen und internationalen Vergleich eher 
gering ist und sich in der Regel auf wenige Stadtteile kon-
zentriert, die dann jedoch medial überzeichnet werden 
(SVR 2010a: 193–195).

Ursachen von Segregation sind auf der einen Seite 
die standortbezogenen Entscheidungen der Haushalte, 
auf der anderen Seite die unterschiedlichen Miet- und Bo-
denpreise. Da Wohnungen ein handelbares Gut darstellen, 
filtern die unterschiedlichen Preise die wohnungsuchen-
den Haushalte nach ihrer ökonomischen Leistungskraft. 
Haushalte mit hohem Einkommen können sich hochprei-
sige Standorte leisten, während Haushalte mit begrenzten 
finanziellen Ressourcen Standorte akzeptieren müssen, die 
weniger nachgefragt und daher billiger sind. Entsprechend 
ist zu beobachten, dass sowohl Haushalte ohne als auch 
Haushalte mit Migrationshintergrund, die sich aufgrund ei-
nes höheren Einkommens Wohnraum in teureren Vierteln 
leisten können, oft gemischtethnische bzw. sozial schwa-
che Wohnquartiere meiden. Hinzu treten aber auch verhal-
tensbezogene Komponenten. So bevorzugen wohnungsu-
chende Haushalte häufig Nachbarschaften mit ähnlichen 
sozialen oder ethnischen Merkmalen sowie die Nähe zu 
Verwandten. Eine wichtige Rolle spielen auch die Bil-
dungseinrichtungen in den Quartieren. Werden sie für we-
niger leistungsfähig gehalten, ist dies für  bessergestellte 
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Eltern vielfach ein starkes Motiv, aus den betreffenden 
Stadtteilen wegzuziehen (Münch 2010: 35–39; s. Kap. 3). 
Zum Teil ist Segregation auch politisch hausgemacht, etwa 
durch sozialen Wohnungsbau oder die kommunale Praxis 
der Wohnraumvergabe (Strohmeier 2010: 68–69).

Integration bezeichnet nach dem Verständnis des SVR 
die möglichst chancengleiche Teilhabe an sozialen Mög-
lichkeiten und gesellschaftlichen Ressourcen. Diese kön-

nen mit dem Wohnstandort gekoppelt sein: Dem Wohnen 
in städtischer Peripherie ohne nennenswerte Infrastruk-
tur und mit großen Entfernungen zu den Arbeits- oder 
Freizeitorten steht ein innerstädtisches Wohnen mit einer 
vielfältigen Infrastruktur, Arbeits- und Freizeitmöglich-
keiten gegenüber. Mit dem Wohnstandort können also 
ungleiche Teilhabechancen verbunden und damit unter-
schiedliche Integrationserfolge zu erwarten sein.

Info-Box 17 Datenbasis zur Segregation

Über das tatsächliche Ausmaß ethnischer Segregation in Deutschland gibt es kaum gesicherte Informationen. 
Studien ermöglichen meist nur Aussagen für das gesamte Bundesgebiet (Janßen/Schroedter 2007) oder über 
einzelne Städte. Eine Auswertung des Bundesamts für Bauwesen und Raumordnung für 45 Städte zeigt, dass 
es zwischen den Städten erhebliche Unterschiede gibt (BBR 2008). Eindeutige Zusammenhänge ergeben sich 
allerdings nicht. Segregation hängt weder vom Anteil der Ausländer oder Zuwanderer an der Wohnbevölke-
rung der Stadt ab, noch ist sie vorrangig in Städten einer bestimmten Größenordnung vorzufinden.
Will eine Kommune sich ein Bild von Form und Ausmaß der Segregation in ihrem Verantwortungsbereich 
verschaffen, muss sie die ihr zur Verfügung stehenden Daten selbst auswerten. Doch hier besteht noch erheb-
licher Entwicklungsbedarf: Zwar erheben die meisten Gemeinden Daten, die dazu Auskunft geben könnten, 
z. B. die örtlichen Melderegister (Bommes et al. 2010), doch werden diese von den entsprechenden Stellen 
nur selten unter der Fragestellung von Segregation ausgewertet. Problematisch ist auch, dass manche Daten 
nur für die Gruppe der Ausländer vorliegen, über die (sehr viel größere) Gruppe der Personen mit Migrations-
hintergrund lassen sich damit keine Aussagen treffen. 
Schließlich wäre wünschenswert, dass die Daten der Kommunen hinsichtlich des räumlichen Zuschnitts der 
städtischen Teilgebiete, aber auch bezüglich der Definition von zugewanderter Bevölkerung sowie der Eintei-
lung der Herkunftsgruppen vergleichbar wären, was ebenfalls nur bedingt zutrifft. Entsprechende Kriterien 
lassen sich nur im Austausch zwischen den Kommunen entwickeln (etwa gesteuert über die Kommunale 
Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement), oder sie müssten von der Bundes- oder Landesebene vor-
gegeben werden (Schönwälder/Söhn 2007: 3–10).

Tab. 5.1 Wohnversorgung nach Migrationshintergrund 2006

mit Migrations-
hintergrund

ohne Migrations-
hintergrund

durchschnittliche Anzahl Personen pro Haushalt 2,7 2,0

Anteil der Wohneigentümer (in %) 28,6 51,6

Anteil der Personen in Ein- oder Zweifamilienhäusern (in %) 28,8 57,5

Anteil der Personen in Häusern mit 13 oder mehr Wohnungen (in %) 15,1 6,4

durchschnittliche 
Quadratmeterzahl 
pro Person

in Mietwohnungen 28,8 41,4

bei selbst genutztem Eigentum 37,7 50,1

Kennziffern 
 spezifisch für 
 Mietwohnungen

Anteil Haushalte in Sozialwohnungen (in %) 9,5 2,9

durchschnittliche Bruttoquadratmeter-
kaltmiete (in Euro)

6,20 5,90

Anteil Bruttokaltmiete am Haushalts-
nettoeinkommen (in %)

25,6 26

Quelle: Friedrich 2008
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Ebenso wichtig ist, dass Segregation auf weitere In-
tegrationsdimensionen negative Wirkungen haben kann. 
Diese Wirkungen werden als Nachbarschaftseffekte be-
zeichnet. So kann das wohnräumliche Umfeld z. B. durch 
eine erhöhte schulische Segregation die Chancen auf 
eine erfolgreiche schulische Bildung verringern. Auch ist 
die individuelle Chance, einer Erwerbstätigkeit nachzu-
gehen, umso geringer, je höher die Arbeitslosenquote 
in der Wohnumgebung ist (Bauer/Fertig/Vorell 2011). 
Letzteres kann bspw. auf das Fehlen positiver Rollenvor-
bilder zurückgeführt werden. Hinzu tritt, dass segregierte 
Quartiere oftmals stigmatisiert sind. Dies kann zur Folge 
haben, dass die Bewohner schon aufgrund ihrer Adresse 
z. B. bei der Ausbildungs- oder Arbeitsplatzsuche Nach-
teile in Kauf nehmen müssen (Münch 2010: 254–284). 

Die empirische und theoretische Beweisführung zu 
den Nachbarschaftseffekten kann allerdings keineswegs 
als abgeschlossen angesehen werden. Als gesichert gilt, 
dass die Konzentration von früher Zugewanderten in be-
stimmten Stadtvierteln neu zuwandernden Menschen die 
Erstaufnahme erleichtert, denn diese Viertel bieten Neu-
ankömmlingen Anlaufstellen wie verwandtschaftliche 
Netzwerke und Religionsgemeinden oder auch Beschäf-
tigungsmöglichkeiten. Wahrscheinlich ist auch, dass sich 
Haushalte mit Migrationshintergrund mit zunehmendem 
Einkommen aus dem angestammten Stadtviertel entfer-
nen und sich andere Standorte suchen. Ein erfolgreicher 
Integrationsprozess führt demnach zur Abnahme der Se-
gregation. Schwierig ist allerdings die Frage des kausalen 
Zusammenhangs zu beantworten: Benötigt erfolgreiche 
Integration eine geringe Segregation als Voraussetzung 
oder ist niedrige Segregation auf erfolgreiche Integration 
zurückzuführen? Eine lang andauernde hohe Segregation 
kann demnach möglicherweise auf rudimentäre Einglie-
derungsprozesse hinweisen. 

5.2 Mietwohnungsmarkt: 
Dialog sinnvoller als Quote

Die folgenden Abschnitte bewerten die Instrumente, die 
den unterschiedlichen politischen Akteuren im Mehrebe-
nensystem in den Bereichen Segregation und Wohnen 
zur Verfügung stehen, und zeigen Handlungsoptionen 
auf. Vor allem die Kommunen verfügen in diesem Bereich 
unter integrationspolitischen Gesichtspunkten über Ge-
stal tungsspielräume, die sie eigenständig wahrnehmen 
können (Info-Box 18).

Öffentlich geförderter Wohnraum
Mit der sozialen Wohnraumförderung verfügen die staat-
lichen Akteure über ein wesentliches und direkt wirksa-
mes Instrument, um auf die Wohnsituation auch der zu-
gewanderten Bevölkerung einzuwirken. Durch öffentlich 
geförderte Wohnungen sollen jene Menschen angemes-

senen Wohnraum erhalten, denen ein solcher aufgrund 
ihres geringen Einkommens sonst nicht zugänglich wäre 
(Häußermann/Läpple/Siebel 2008: 285–287). Durch die 
soziale Wohnraumförderung können entweder private 
Investoren oder kommunale Wohnungsunternehmen 
preisgünstigen Wohnraum zur Verfügung stellen. Die 
Förderung erfolgt objekt- und nicht unternehmensbezo-
gen, sie wird insbesondere gewährt für den (Neu-)Bau 
oder die Modernisierung von Mietwohnungen und den 
Kauf von Belegungsrechten an bestehendem Wohnraum. 
Wenn eine Wohnung mit öffentlichen Mitteln gefördert 
wurde, können Kommunen von verschiedenen Rechten 
Gebrauch machen. Das Benennungsrecht etwa ermög-
licht ihnen, dem Eigentümer einer solchen Wohnung drei 
Bewerber vorzuschlagen; nach dem Besetzungsrecht 
könnten sie eine Person als Bewohner bestimmen. Die 
Zielgruppe wird im Wesentlichen über Einkommensgren-
zen definiert (IUT 2009). 

Im Zusammenhang mit diesem wichtigen politischen 
Instrument sind drei Entwicklungen relevant:
(1)          Bund, Länder und Gemeinden haben in den letzten 

Jahren in erheblichem Ausmaß öffentliche Wohnun-
gen an private Investoren verkauft, um die öffentli-
chen Haushalte zu entschulden (Tab. 5.2); die Stadt 
Dresden etwa wurde durch den Verkauf ihrer öf-
fentlichen Wohnungen vollständig schuldenfrei (FAZ 
2006). Mehr als die Hälfte der Wohnungen wurde 
an ausländische Investoren verkauft, vorrangig an 
Finanzinvestoren. Im Jahr 2006 befanden sich zehn 
Prozent der Wohneinheiten auf dem deutschen 
Mietwohnungsmarkt in der Hand von kommunalen 
oder sonstigen öffentlichen Wohnungsunterneh-
men (BMVBS 2009: 48–50).

              Diese Entwicklung muss insofern kritisch gesehen 
werden, als Kommunen damit politische Steuerungs-
möglichkeiten der Stadtentwicklung aus der Hand 
geben. Während kommunale Wohnungsunter neh-
men sich oft auch in der Quartiersentwick lung en-
gagieren, dominieren bei den neuen Investoren 
häufig Gewinninteressen (SVR 2010a: 199–200; 
BMVBS 2009: 49–52; 93).

(2)          Seit dem Inkrafttreten des Wohnraumförderungs-
gesetzes 2002 ist oft vorgesehen, dass die Kom-
munen Wohnraumversorgungskonzepte vorlegen. 
Diese Konzepte sollen sicherstellen, dass die für die 
soziale Wohnraumförderung gewährten Mittel vor 
Ort möglichst effizient und zielgerichtet eingesetzt 
werden. Integrations- oder segregationspolitische 
Fragen werden in diesen Konzepten offenbar nicht 
oder kaum berücksichtigt (BBR 2006). 

(3)           Im Zuge der Föderalismusreform 2006 wurden die 
Rechte im Bereich der sozialen Wohnraumförderung 
vom Bund auf die Länder übertragen. Damit sollte 
insbesondere auf die regional sehr unterschiedli-
chen Entwicklungen der Wohnungsmärkte reagiert 
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werden, die eine zentrale Lösung im Sinne einer 
bundesweit einheitlichen Zuständigkeit nicht mehr 
sinnvoll erscheinen ließen. Diese Absicht ist zu be-
grüßen. Insbesondere angesichts der vielerorts 
angespannten Lage der öffentlichen Haushalte 
in Kombination mit der im Grundgesetz veran-

kerten Schuldenbremse bleibt aber zu fragen, ob 
die Länder und Kommunen künftig auch Mittel in 
entsprechender Höhe aufbringen können. Denn 
die Kompensationszahlungen des Bundes in Höhe 
von ca. 500 Millionen Euro jährlich laufen mit dem 
Jahr 2013 aus.

Info-Box 18  Kompetenzverteilung im Bereich Mietwohnungen und 
Wohneigentum

Über das Integrations- und Migrationsrecht können – von bestimmten Fällen (etwa während des Asylver-
fahrens) abgesehen – Siedlungsmuster und Siedlungsverhalten von Zuwanderern nicht beeinflusst werden, 
ebenso wenig ihre Versorgung mit Wohnraum (Thym 2010: 277). Dennoch kann die Politik in diesem so be-
deutsamen Bereich nicht einfach aus der integrationspolitischen Verantwortung entlassen werden. Sie muss 
hier aber auf allgemeine, nicht auf Zuwanderer begrenzbare politische Maßnahmen wie soziale Wohnraumför-
derung und Städtebaurecht oder die Regelungen zur Vermeidung von Diskriminierung ausweichen. Im Bereich 
Wohnen und Quartiere haben dabei besonders die Kommunen im Rahmen ihres Selbstverwaltungsrechts 
weitreichende Handlungsspielräume, die in jüngster Vergangenheit noch gestärkt wurden. Allerdings werden 
auch in diesem Bereich einige grundlegende Entscheidungen auf Bundes- oder Landesebene getroffen.
Großen Einfluss hat Politik im Bereich der sozialen Wohnraumförderung. Hier hatte der Bund bis zur Föderalis-
musreform I von seinem Recht der konkurrierenden Gesetzgebung Gebrauch gemacht: 1956 verabschiedete er 
das Zweite Wohnungsbaugesetz, im Jahr 2001 dann das Gesetz über die soziale Wohnraumförderung (Wohn-
raumförderungsgesetz (WoFG)), das die Handlungsspielräume der Länder und Kommunen im Bereich der 
sozialen Wohnraumförderung bereits erweiterte. Seit der Reform sind die Länder grundsätzlich verpflichtet, 
die wohnungswirtschaftlichen Belange der Kommunen zu berücksichtigen. Dabei können sie die Gewährung 
von Fördermitteln davon abhängig machen, dass die Kommunen Wohnraumversorgungskonzepte erarbei-
ten. Nach der Föderalismusreform ging ab September 2006 die Gesetzgebungskompetenz für die soziale 
Wohnraumförderung vollständig auf die Länder über. Allerdings bleibt das Wohnraumförderungsgesetz des 
Bundes weiterhin gültig, sofern es nicht durch Landesrecht ersetzt wird. Einige Länder haben inzwischen ei-
gene Wohnraumförderungsgesetze verabschiedet. Die meisten davon sehen eine Stärkung der kommunalen 
Verantwortung für die soziale Wohnraumförderung vor. Infolge der Föderalismusreform 2006 sind Finanzhilfen 
des Bundes an die Länder auch im Bereich der sozialen Wohnraumförderung grundsätzlich ausgeschlossen. 
Der Bund zahlt jedoch zunächst bis einschließlich 2013 ca. 500 Millionen Euro jährlich an die Länder, um deren 
Mehrbelastung auszugleichen.
Ein weiteres Instrument im Bereich sozialer Wohnungspolitik ist das Wohngeld. Für dieses verfügt der Bund 
nach wie vor über die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz. Diese hat er zuletzt 2008 wahrgenommen, 
indem er das Wohngeldgesetz novellierte. Das Wohngeldgesetz sieht Miet- und Lastenzuschüsse für einkom-
mensschwache Personen vor und soll so dazu beitragen, angemessenes und familiengerechtes Wohnen wirt-
schaftlich zu sichern. Seit dem 1. Januar 2005 haben Empfänger von Transferleistungen (z. B. ALG II) allerdings 
keinen Anspruch mehr auf Wohngeld, da die Kosten für Unterkunft und Heizen nun im Rahmen der entspre-
chenden Transferleistungen berücksichtigt werden. Für die Ausführung des Wohngeldgesetzes sind die Länder 
zuständig. Das gezahlte Wohngeld wird ihnen jedoch zur Hälfte vom Bund erstattet.
Schließlich kann der Staat auch den privaten Wohnungsmarkt erheblich beeinflussen, insbesondere über das 
Städtebau- oder Bauplanungsrecht. Für dieses hat der Bund die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz, die 
er vor allem durch die im Baugesetzbuch (BauGB) getroffenen Regelungen wahrgenommen hat. Das BauGB 
regelt, wie die Grundstücke in den Gemeinden genutzt werden sollen (Bauleitplanung), welche Gesichtspunk-
te dabei zu berücksichtigen sind und wie das Planungsverfahren abzulaufen hat. Die konkrete Bauleitplanung, 
d. h. die Aufstellung entsprechender Flächennutzungs- und Bebauungspläne, ist jedoch als zentraler Bestand-
teil des Selbstverwaltungsrechts den Kommunen vorbehalten. In den Flächennutzungs- und Bebauungsplänen 
können z. B. Flächen für Einrichtungen des Gemeinbedarfs (z. B. Schulen), soziale Wohnraumförderung, öffent-
liche Grünflächen oder Kinderspielplätze festgelegt werden.
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Quotenprobleme
Die Bedeutung des öffentlich geförderten Wohnraums 
für Wohnraumversorgung und als Instrument zur Ver-
hinderung von Segregation wird künftig voraussichtlich 
eher abnehmen. Dies wirft die Frage nach politischen 
Handlungsalternativen im Mietwohnungsmarkt auf. Ein 
Instrument, auf das Kommunen in Bezug auf Segrega-
tion schon verschiedentlich zurückgegriffen haben, ist 
die Quotenregelung. Prominent ist z. B. die (mittlerweile 
wieder abgeschaffte) Berliner Zuzugssperre von 1974 für 
drei Bezirke, in denen der Ausländeranteil als überpro-
portional gewertet wurde. Andere Kommunen wiederum 
nutzen die Vergabe von Sozialwohnungen zur Regulie-
rung und legen entweder Höchstgrenzen fest, ab denen 
Ausländer82 in einem Stadtteil keine Sozialwohnungen 
mehr erhalten, oder Mindestgrenzen für Wohnraum, 
der an Ausländer vermietet werden sollte (Münch 2010: 
336–356). Die Erfahrung zeigt jedoch, dass Quoten als 
Instrument relativ starr, vergleichsweise teuer und we-
nig effektiv sind, um in Stadtteilen oder Wohnhaus-
anlagen Mischung zu erzeugen; daher erscheinen sie 
wenig sinnvoll. Wenn etwa festgelegt wird, dass in einer 
Wohnhausanlage nicht mehr als 30 Prozent der Wohnun-
gen an Haushalte mit einem ausländischen Haushaltsvor-
stand vergeben werden sollen und 70 Prozent an Haus-
halte mit einem inländischen Haushaltsvorstand, dann 
kann dies bei entsprechend ungünstiger Bewerberlage 
zu Leerständen und somit Mietausfällen führen.

Neben den offiziellen Quoten lassen sich häufig inof-
fizielle oder informelle Quotierungen beobachten. Um die 
Vermietbarkeit ihrer Bestände zu garantieren, versuchen 
private Vermieter, aber auch kommunale Wohnungsge-
sellschaften häufig, die Erwartungen ihrer künftigen und 
ggf. zahlungskräftigeren Mieter zu antizipieren, und ver-
suchen deshalb zum Teil, den Ausländeranteil zu begren-
zen. Solches Verhalten ist aus betriebswirtschaftlichen 
Gründen nur bedingt sinnvoll. Unter integrationspoliti-

schen Gesichtspunkten ist es erst recht wünschenswert, 
dass die Wohnungsunternehmen auch bei ihren Bele-
gungsstrategien Fragen von Integration und Segregati-
on beachten. Die kommunalen Wohnungsunternehmen 
haben, da sie meist große Immobilienbestände vor Ort 
besitzen, wesentlichen Einfluss auf den Wohnungsmarkt 
einer Kommune. Untersuchungen zeigen aber, dass Woh-
nungsunternehmen in Fragen der Integration oft wenig 
konzeptionell agieren und es bezüglich dieser Fragen 
zwischen den verschiedenen Wohnungsgesellschaften 
große Unterschiede gibt (Münch 2010: 377–379, 409–
410). Kommunen sollten daher den Dialog mit kom-
munalen Wohnungsunternehmen suchen und stärker 
Einfluss auf diese nehmen, um deren Strategien unter 
integrationspolitischen Gesichtspunkten zu überprüfen 
und gegebenenfalls zu ändern.

Antidiskriminierungsmaßnahmen und Segregation 
Schließlich sollten private Akteure oder auch Wohnungs-
unternehmen davon überzeugt werden, bei der Zuteilung 
von Wohnraum Diskriminierung und damit indirekt eine 
weitere Segregation zu vermeiden. Verschiedene Unter-
suchungen sowie Aussagen von Experten, die mit den 
Prozessen auf Wohnungsmärkten vertraut sind (vgl. etwa 
Planerladen 2004; Firat/Laux 2003), deuten darauf hin, 
dass Diskriminierung in diesem Bereich ein gesellschaft-
lich bedeutsames und kein singuläres bzw. individuelles 
Phänomen ist. Diskriminierungen auf dem Wohnungs-
markt lassen sich aber nur schwer nachweisen und ver-
hindern. Das 2006 verabschiedete Allgemeine Gleichbe-
hand lungsgesetz (AGG) verspricht nur wenig Abhilfe. Zwar 
verbietet es eine Benachteiligung etwa aufgrund der eth-
nischen Herkunft. Wohnungsuchenden und - bewerbern 
erscheint es aber zum einen oft zu schwierig, dem Ver-
mieter nachzuweisen, dass sie die Wohnung aufgrund 
von Diskriminierung nicht erhalten haben. Zum anderen 
erlaubt § 19 Abs. 3 AGG eine unterschiedliche Behand-

Tab. 5.2 Wohnungsverkäufe und -käufe 1999 –2008

Verkäufe Käufe Saldo

Öffentliche Hand 901.000 348.000 –553.000

 Kommune 369.000 145.000 –223.000

 Bund/Land 532.000 202.000 –330.000

privat 880.000 1.508.000 627.000

sonstige 98.000 24.000 –74.000

gesamt 1.879.000 1.879.000 0

Anmerkung: Summenabweichungen ergeben sich durch Rundungen.

Quelle: BMVBS 2009: 49

82  Im sog. Frankfurter Vertrag von 1974 wurde neben einer Quote für Ausländer auch eine für Aussiedler vorgesehen (Münch 2010: 342–344).
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lung bei der Vermietung von Wohnraum, wenn dadurch 
sozial stabile Wohnstrukturen, ausgewogene Siedlungs-
strukturen oder ausgeglichene wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Verhältnisse geschaffen bzw. erhalten werden 
können. Immerhin kann dem Gesetz eine gewisse Droh-
wirkung zugesprochen werden (Planerladen 2004: 38). 
Kommunen können daher zumindest dafür sorgen, dass 
Zugewanderte über ihre Rechte als Mieter informiert 
sind, um dieses Drohpotenzial zu verstärken. Ebenso 
kann es hilfreich sein, neu Zugezogene über den Woh-
nungsmarkt zu informieren. Unzureichende Vertrautheit 
mit kommunalen Gegebenheiten, aber auch mangelnde 
Deutschkenntnisse können den Zugang zu Wohnraum er-
schweren (Bosswick/Lüken-Klaßen/Heckmann 2008: 25). 
Ein Beispiel für eine derartige Form von Unterstützung bie-
tet etwa die von der Stadt Münster 2005 verabschiedete 
„Münsteraner Erklärung“. Darin wurde verabredet, Spät-
aussiedler bei der Wohnungsvermittlung zu begleiten und 
ihre individuellen Bedürfnisse zu berücksichtigen (Stadt 
Münster 2005).

Als eine weitere wohnungspolitische Maßnahme 
haben sich in verschiedenen Kommunen sog. interkul-
turelle Wohnprojekte bewährt. Sie zielen auf eine eth-
nisch diversifizierte Bewohnerschaft ab und schaffen Be-
gegnungsorte sowie Infrastruktur für eine gemeinsame 
Freizeitgestaltung (Schwimmbad, Spielplatz, Sauna). Bei-
spiele hierfür finden sich in den Amsterdamer Stadttei-
len Zuidoost und Nieuw-West oder im 21. Wiener Bezirk. 
Diese Modellvorhaben sollen nicht nur die Integration 
und die Aufnahme von Beziehungen zwischen hier 
wohnenden Zuwanderern und Personen ohne Migrati-
onshintergrund fördern. Sie können auch als positives 
Beispiel fungieren und helfen, Vorurteile gegenüber 
ethnisch gemischtem Wohnen abzubauen (Bosswick/
Lüken-Klaßen/Heckmann 2008: 50).

5.3 Schaffung von Wohneigentum: 
Information nötig
Der Erwerb von Wohneigentum stabilisiert den räumli-
chen Lebensmittelpunkt und kann als Ausdruck einer 

fortgeschrittenen Integration interpretiert werden. Man 
lässt sich auf seine Stadt, seine Region oder auf das Ein-
wanderungsland ein, investiert Kapital in Eigentum und 
symbolisiert damit die Identifikation mit der neuen Hei-
mat. Wohnungseigentum ist also Ausdruck einer gelun-
genen Integration, aber auch ihr Vehikel, da es auch als 
Kapitalanlage und Altersvorsorge dient. 

Wie Tab. 5.1 gezeigt hat, liegt bei Personen mit Mi-
grationshintergrund der Anteil der Wohneigentümer 
deutlich niedriger als bei Personen ohne Migrationshin-
tergrund. Daten des Sozio-oekonomischen Panels zeigen 
zwar, dass die Eigentümerquote zwischen 1997 und 2006 
in beiden Gruppen zugenommen hat. Auch war der Zu-
wachs bei den Personen mit Migrationshintergrund (von 
20,3 % auf 30,4 %) größer als bei Haushalten ohne Mi-
grationshintergrund (von 39,8 % auf 44,4 %) (Friedrich 
2008: 38–39).83 Dennoch zeigen die Zahlen, dass hier 
noch Potenzial besteht, die Eigentümerquote von Men-
schen mit Migrationshintergrund der von Menschen ohne 
Migrationshintergrund anzunähern.

Die niedrigere Eigentümerquote von Zuwanderern 
lässt sich zum Teil damit erklären, dass diese nicht im sel-
ben Maße wie Personen ohne Migrationshintergrund von 
Erbschaften profitieren bzw. dass sie Vermögenswerte im 
Herkunftsland erben, die nicht immer einfach zu trans-
ferieren sind. Über den Erbweg gelangt immerhin rund 
ein Viertel der Menschen ohne Migrationshintergrund zu 
Wohneigentum (Tab. 5.3). Gemessen hieran erscheint 
die Zahl der Immobilienbesitzer mit Migrationshinter-
grund sogar recht hoch. Steigerungsfähig ist jedenfalls 
die Zahl der Zuwanderer, die Wohneigentum neu kaufen 
oder selbst bauen.

Bislang gibt es kaum Erkenntnisse darüber, wie sich 
die Eigentumsbildung auch bei Haushalten mit Mi gra-
tions  hintergrund steigern ließe. Eine Untersuchung für die 
Stadt Köln (Firat/Laux 2003) zeigt, dass sich die Motive 
für Eigentumserwerb zwischen Personen mit und ohne 
Migrationshintergrund nicht grundsätzlich unterscheiden: 
Ausschlaggebend waren für beide Seiten hohe Mieten und 
der Wunsch, die Wohnfläche zu vergrößern. Die Fak toren, 
die zur unterschiedlichen Eigentumsbildung bei tra gen, 
scheinen somit vorrangig außerhalb des wohnungspoli-

Tab. 5.3 Art des Eigentumserwerbs nach Migrationshintergrund 2006

ohne Migrationshintergrund mit Migrationshintergrund

vom Vorbesitzer gekauft 36,0 % 64,6 %

Erbschaft, Schenkung 24,7 % 5,7 %

neu gekauft oder gebaut 39,3 % 29,7 %

Quelle: Friedrich 2008: 41

83  Da die Daten in Tab. 5.1 aus einer anderen Quelle stammen, sind sie mit denen des Sozio-oekonomischen Panels nicht vergleichbar.
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tischen Instrumentariums zu liegen. Neben der finanzi-
ellen Situation und der beruflichen Etablierung bildet die 
Bleibeabsicht eine wichtige Komponente bei der Eigen-
tumsbildung. Aufenthaltsrechtliche Fragen können somit 
zu einem Faktor für die Frage werden, ob Zuwanderer 
Wohneigentum in Deutschland erwerben (SVR 2010a: 
200). Möglich ist auch, dass Zuwanderer bereits Eigentum 
im Herkunftsland erworben haben und ihnen daher für 
einen Immobilienkauf in Deutschland weniger Mittel zur 
Verfügung stehen.

Wenngleich sich Kauf und Verkauf und der Preis von 
Wohneigentum weitgehend der Steuerung der Kommu-
nen entziehen, kann auch Kommunalpolitik zur Eigen-
tumsbildung beitragen: Kommunale Förderprogramme 
sind insbesondere für finanziell schwächere Haushalte 
und damit überproportional für solche mit Migrations-
hintergrund relevant. Wichtig dabei ist, über kommunale 
Programme zur Eigentumsbildung zu beraten und dafür 
zu werben (Echter 2003), damit sie von der Bevölkerung 
wahrgenommen werden. Kommunen sollten daher da-
rauf achten, dass die relevanten Informationen mehr-
sprachig erhältlich sind, und im besten Fall auch mehr-
sprachige Beratungen anbieten. 

5.4 Stadtteile und öffentlicher Raum: 
integrationspolitisch ausbaufähig

Die bisher behandelten Handlungsspielräume und Maß-
nahmen bezogen sich auf den Mietwohnungsmarkt oder 
auf im Eigentum befindliche Wohnobjekte. Weitere in-
tegrationspolitisch bedeutsame Optionen bestehen im 
Bereich der Gestaltung des öffentlichen Raums und der 
Stadtteil- bzw. Quartiersentwicklung. Wie die Ausführun-
gen zur Kompetenzverteilung zeigen, haben hier insbe-
sondere die Kommunen erhebliche Gestaltungsspielräu-
me (Info-Box 19).

Aufwertung von Stadtteilen
Segregation entsteht zu großen Teilen durch die Standort- 
oder Umzugsentscheidungen der Haushalte ohne, aber 
auch mit Migrationshintergrund. Ein Faktor für solche Ent-
scheidungen ist der Boden- und Wohnungsmarkt, der un-
terschiedliche Standortqualitäten und Preise aufweist. Ein 
anderer ist möglicherweise, dass Haushalte der Stigmati-
sierung eines Stadtteils entgehen möchten oder die Leis-
tungsfähigkeit der Schulen in segregierten Stadtteilen als 
nicht ausreichend ansehen. Um Segregation zu reduzieren, 

sind die unterschiedlichen Standortqualitäten durch städ-
tebauliche oder andere Maßnahmen zu kompensieren.

Stadtteilbezogene Maßnahmen setzen daher nicht bei 
den zugewanderten Wohnungsuchenden selbst an, son-
dern versuchen Stadtteile aufzuwerten, um die Abwande-
rung der bereits dort ansässigen Haushalte zu verhindern 
und langfristig den sozialen und ethnischen Mix zu erhal-
ten. Hierzu zählen alle Maßnahmen, die die Attraktivität 
des öffentlichen Raums steigern, etwa bei der Gestaltung 
von Straßen oder Plätzen. Ein Ansatz ist aber auch, das Si-
cherheitsgefühl in den Stadtteilen zu erhöhen. Segregierte 
Stadtteile können, müssen aber nicht von einer gefühlten 
größeren Bedrohung oder höherer Kriminalität betroffen 
sein. In jedem Fall könnte es sinnvoll sein, in Zusammen-
arbeit mit den Sicherheitsbehörden gezielt über das wirk-
liche und oft überschätzte Ausmaß von Kriminalität in den 
entsprechenden Quartieren aufzuklären.

Auch durch Entscheidungen bei der Ansiedlung oder 
Erweiterung von Universitäten, Bibliotheken, Kranken-
häusern oder öffentlichen Verwaltungen können Kom-
munen unterschiedliche Standortqualitäten ausgleichen. 
In Hamburg bspw. soll der Stadtteil Wilhelmsburg auf-
gewertet werden, indem die Umweltbehörde dorthin 
umzieht (Gipp 2011). Es ist möglich, dass mit derartigen 
Standort- und Infrastrukturentscheidungen Aufwertungs-
prozesse in Gang gesetzt werden, die über das Ziel hin-
ausschießen und wiederum die zugewanderte Bevölke-
rung verdrängen können (Gentrifizierung). Das erscheint 
aber plan- und gestaltbar; solche Prozesse hängen auch 
von der Dosierung der öffentlichen Investition ab. Eine 
gemäßigte Gentrifizierung kann eine Antwort auf 
 Segregation sein, wenn sie klug gesteuert wird. 

Eine weitere indirekte Maßnahme, Segregation abzu-
bauen oder zu vermeiden, ist die gebietsbezogene Stadt-
erneuerung. Bei der sog. sanften Stadterneuerung wird 
über Renovierungsmaßnahmen hinaus sozialen, wirt-
schaftlichen und kulturellen Gesichtspunkten Rechnung 
getragen. Bei der Planung und Durchführung werden die 
Anwohner beteiligt. Bei Stadterneuerung in dieser Form 
wird der bestehende Wohnungsbestand eher umgebaut 
und modernisiert als abgerissen.

Stadtteilbezogene Aufwertungsmaßnahmen sollten 
dabei bewusst die vor Ort ansässige Bevölkerung einbe-
ziehen und vorhandene Potenziale abrufen und bündeln. 
Die im Zuge des Programms „Soziale Stadt” etablierten 
Quartiersmanager oder Stadtteilbüros haben sich diese 
Potenziale vielfach zunutze gemacht.84 Denn in Deutsch-
land ist die Bevölkerung, insbesondere die mit Migrati-

84  Das Programm „Soziale Stadt” beinhaltete zahlreiche begrüßenswerte Maßnahmen und hat wesentlich dazu beigetragen, das Quartiersmanage-
ment als Instrument der Aufwertung von Stadtteilen zu etablieren. Welche Maßnahmen besonders empfehlenswert sind, kann aufgrund der vielen, 
oft stark divergierenden Ansätze und Ziele in diesem Rahmen nicht pauschal beurteilt werden. Wichtig ist, dass die auf kommunaler Ebene für gut 
befundenen Maßnahmen verstetigt und nicht mit dem Zurückfahren der Mittel um ihre eigenen Erfolge gebracht werden (HCU/HAW/steg 2011).
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Info-Box 19  Kompetenzverteilung in Bezug auf Stadtteile und den 
öffentlichen Raum

Neben den allgemeinen Regelungen zur Bauleitplanung enthält das BauGB im Kapitel „Besonderes Städtebau-
recht“ auch Regelungen zu städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen. Auf dieser Grundlage können Gemein-
den „zur Behebung städtebaulicher Missstände“ Sanierungsgebiete festlegen und bestimmte Verfahren und 
Maßnahmen zur Entwicklung der baulichen Struktur in diesen Gebieten anwenden. Bei der Vorbereitung und 
Durchführung entsprechender Sanierungsmaßnahmen müssen neben baulichen Gesichtspunkten auch soziale 
Aspekte berücksichtigt werden, z. B. die wirtschaftliche Situation eines Gebiets und seine Ausstattung mit 
Anlagen des Gemeinbedarfs.
Seit 2004 enthält das BauGB außerdem eine Rechtsgrundlage für das Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“. 
Im Rahmen dieses Programms können in sozial benachteiligten oder besonders entwicklungsbedürftigen 
Stadtteilen Maßnahmen zur Quartiersentwicklung durchgeführt werden. Kommunen können für entspre-
chende Stadtgebiete unter Beteiligung der Betroffenen (wie Eigentümer oder Mieter) und der öffentlichen 
Aufgabenträger Entwicklungskonzepte erstellen und auf dieser Grundlage Maßnahmen durchführen, um die 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu verbessern und sozial stabile Bewohnerstrukturen zu schaffen und zu erhal-
ten. Für die Umsetzung solcher Maßnahmen können Koordinierungsstellen der Kommunen und der weiteren 
Beteiligten eingerichtet werden (sog. Quartiersmanagement). Bei Bedarf sollen die Kommunen außerdem 
mit den Maßnahmenträgern und Eigentümern städtebauliche Verträge abschließen. Für Maßnahmen des Pro-
gramms „Soziale Stadt“, das bereits im Jahr 1999 gestartet wurde, und für weitere städtebauliche Maßnahmen 
stellt der Bund den Ländern finanzielle Mittel zur Verfügung. Ab 2006 wurden im Rahmen des Programms 
„Soziale Stadt“ auch Modellvorhaben im nichtbaulichen Bereich aus Bundesmitteln gefördert, z. B. Projekte zur 
Verbesserung von Schul- und Bildungsabschlüssen oder Gründerzentren zur Stärkung der lokalen Ökonomie. 
Für das Haushaltsjahr 2011 wurde die Förderung des Bundes für Maßnahmen dieses Programms insgesamt 
stark reduziert. Standen im Jahr 2009 noch 95 Millionen Euro Bundesfinanzhilfen zur Verfügung, waren es 
2011 nur noch 28,5 Millionen Euro (BT-Drs. 17/5972: 1). Ferner wird das Programm weitgehend auf bauliche 
Maßnahmen beschränkt, nicht investive Maßnahmen sind nicht mehr förderfähig. Einen Ausgleich soll das 
ESF-Bundesprogramm „Soziale Stadt – Bildung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier“ (BIWAQ) schaffen. Die jährli-
chen acht Millionen Euro dieses Programms umfassen allerdings nur einen Bruchteil der Finanzmittel für nicht 
investive Maßnahmen des Programms „Soziale Stadt“, die bis zu 45 Millionen Euro jährlich betrugen (BT-Drs. 
17/6178: 1–2). 
Für die Gestaltung von Städten und Quartieren sind auch die Regelungen zum Stadtumbau im BauGB und die 
Programme „Stadtumbau Ost“ und „Stadtumbau West“ relevant. Sie zielen darauf ab, durch städtischen Rückbau 
die Strukturen in den Städten den rückläufigen Bevölkerungszahlen anzupassen. Für Stadtumbau Ost stellten 
Bund, Länder und Gemeinden zwischen 2002 und 2009 rund 2,5 Milliarden Euro bereit (BMVBS 2009: 91–93).
Kommunen können aber nicht nur mit den Mitteln von „Soziale Stadt“ oder den sonstigen Programmen der 
Städtebauförderung Einfluss auf die Qualität des öffentlichen Raums nehmen. Für die Gestaltung und Unterhal-
tung öffentlicher Räume wie Straßen, Plätze, Grünanlagen und Gebäude sowie für die Regelung ihrer Nutzung 
sind sie in erster Linie selbst zuständig. Landesrechtliche Vorgaben bestehen hierzu nur insoweit, als eine über 
den Gemeingebrauch hinausgehende Nutzung öffentlicher Straßen nach den Straßengesetzen der Länder ge-
nehmigungspflichtig ist und die Bauordnungen der Länder auch Vorgaben zur Sicherheit baulicher Anlagen auf 
öffentlichen Flächen enthalten. Die Nutzung öffentlicher Räume ist meist in entsprechenden Satzungen der 
Kommunen geregelt, teilweise auch durch Verordnungen im Rahmen des Ordnungsrechts. Die entsprechen-
den Satzungen oder Verordnungen verbieten oder beschränken üblicherweise bestimmte Nutzungsarten (wie 
Grillen, bestimmte Sportarten oder kommerzielle Nutzung), sie definieren Voraussetzungen für Ausnahmege-
nehmigungen und Tatbestände von Ordnungswidrigkeiten.
Im Rahmen ihrer allgemeinen ordnungsrechtlichen Aufgaben sind die Kommunen grundsätzlich auch dafür zu-
ständig, die Einhaltung der Regelungen zur Nutzung öffentlicher Räume zu überwachen. Allerdings fungieren 
sie hierbei als örtliche Ordnungsbehörden der Länder und unterliegen bei der Wahrnehmung der entsprechen-
den Aufgaben generell sowohl der Rechtsaufsicht als auch der Fachaufsicht der zuständigen Aufsichtsbehör-
den der Länder.
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onshintergrund, offenbar stärker geneigt als etwa in den 
USA oder Großbritannien, die vor Ort herrschenden Be-
dingungen zu verbessern, als sie durch Wegzug zu um-
gehen (Schiffauer 2008: 106). 

Alternativ können sog. Eigentümerstandortgemein-
schaften angestrebt werden, d. h. ein Zusammenschluss 
von Eigentümern benachbarter Immobilien. Solche Ge-
meinschaften zielen ebenfalls darauf ab, über gemeinsam 
geplante Aktivitäten, durch bauliche und soziale Maßnah-
men oder durch Imagekampagnen die Attraktivität des 
Quartiers und damit letztlich auch den Wert der eigenen 
Immobilie zu erhöhen. Derartige Prozesse können durch 
die Kommunen vor Ort angestoßen und begleitet werden. 

Als eine besondere Form der Zusammenarbeit können 
seit 2007 sog. Housing Improvement Districts (HID) gebil-
det werden. Hier werden privat organisierte stadtteilbezo-
gene Aktivitäten von staatlicher Seite flankiert. Hamburg 
hat für die Errichtung von HIDs als bislang einziges Bun-
desland ein Gesetz erlassen. Danach können in bestimm-
ten Quartieren ansässige private Akteure beantragen, 
dass bestimmte Gebiete als sog. Innovationsquartiere 
festgelegt werden. Ist der Antrag erfolgreich, können die 
Akteure ähnliche Maßnahmen durchführen, wie sie etwa 
von Eigentümerstandortgemeinschaften bekannt sind. 
Mit dem Gesetz soll das Problem umgangen werden, dass 
jeder Eigentümer darauf wartet, dass andere die Initiative 
zur Aufwertung ergreifen, um sich selbst nicht finanziell 
beteiligen zu müssen (Schuppert 2007: 19). Daher kön-
nen alle Grundstückseigentümer im Quartier zu Abgaben 
an den verantwortlichen Akteur verpflichtet werden. Er-
folgreiche Beispiele solcher HIDs konnten allerdings noch 
nicht initiiert werden (Kreutz 2010).

Eine andere Maßnahme, um Segregation entgegen-
zuwirken oder sie gar zu verringern, ist die gezielte Auf-
wertung von Schulen in benachteiligten Stadtteilen (s. 
Kap. 3 und 8: Vignette zu Stuttgart). Denn eine hohe Qua-
lität der Bildungseinrichtungen wird sich positiv auf die 
Standortentscheidung bessergestellter Haushalte auswir-
ken. Tritt eine Aufwertung der Schulen flankierend neben 
bauliche Aufwertungsprozesse oder Imagekampagnen, 
kann sie diese in ihrer Wirkung verstärken. Fehlt sie aber, 
werden bildungsorientierte Eltern trotz eines verbesser-
ten Images oder baulicher Aufwertung des Stadtteils an-
dere Quartiere mit besseren Schulen bevorzugen.

Qualität des öffentlichen Raums
Aus integrationspolitischer Sicht ist nicht nur die Wohnsi-
tuation relevant, sondern ebenso der öffentliche Raum. 
Dieser ist nicht nur ein Ort der Begegnung, der Ausein-
andersetzung, des wechselseitigen Lernens und der In-
teraktionen und damit etwas, was als der ‚Humus der 
Einwanderungsgesellschaft’ bezeichnet werden kann. In 
öffentlichen Räumen wird auch die erfolgreiche oder er-
folglose Integration unmittelbar erkennbar. In einer sich 
zunehmend diversifizierenden Gesellschaft (Vertovec 

2007) wird öffentlicher Raum von immer unterschied-
licheren Gruppen in Anspruch genommen. Es stellt sich 
also die Frage, wie öffentliche Räume so geplant und ge-
staltet werden können, dass sie Prozesse der Integration 
positiv beeinflussen und den Bedürfnissen der verschie-
denen Gruppen gerecht werden. 

Eine Studie für die Stadt Wien (Stadtentwicklung 
Wien 2006) kommt zu dem Ergebnis, dass der öffentliche 
Raum den divergierenden Anforderungen einer pluralisti-
schen Gesellschaft oft nicht ausreichend gerecht wird. Die 
Gestaltung öffentlicher Plätze etwa müsste sehr viel stär-
ker auf die unterschiedlichen Lebensstile und Bedürfnisse 
verschiedener Nutzergruppen abstellen. Der öffentliche 
Raum sollte Rückzugsräume für Ruhebedürftige bieten, 
aber auch Präsentierräume, die stärker auf einzelne 
Gruppen (z. B. Jugendliche) zugeschnitten sein können. 
Aus diesen Beweggründen hat z. B. die Stadt Madrid im 
Jahr 2009 eine Initiative gestartet, um Begegnungen zwi-
schen ansässiger und neu zugezogener Bevölkerung und 
zwischen verschiedenen Kulturen auf öffentlichen Plät-
zen zu fördern (Cities of Migration 2012). Wichtig ist auch 
hier, die Bürger in die Planungen einzubeziehen, um zu 
gewährleisten, dass sich die Gestaltung des öffentlichen 
Raums an ihren Bedürfnissen orientiert. Ebenso sollten 
wichtige gesellschaftliche Gruppen an den Prozessen be-
teiligt werden. Die Untersuchung für die Stadt Wien hat 
gezeigt, dass gerade die dicht besiedelten innerstädti-
schen Räume im Verhältnis zur ansässigen Bevölkerung 
mit öffentlichen Plätzen unterversorgt sind. Vermutlich 
käme eine Untersuchung deutscher (Groß-)Städte zu 
ähnlichen Ergebnissen.

Zudem gilt es, den öffentlichen Raum sicher zu gestal-
ten und ihn damit den unterschiedlichen Bevölkerungs-
gruppen zugänglich zu machen. Antwerpen hat einen 
Neighbourhood Action Service eingerichtet; dieser be-
schäftigt auch sog. Neighbourhood Supervisors, die täg-
lich präsent sind und für eine gewisse Aufsicht im öffent-
lichen Raum sorgen. In Amsterdam wurde das Projekt 
der Neighbourhood Fathers ins Leben gerufen. Marok-
kanische Männer patrouillieren in der Nachbarschaft und 
suchen jene Plätze auf, die von marokkanischen Jugend-
lichen frequentiert werden. Sie sprechen dort mit den 
Jugendlichen, versuchen auf diese Weise erzieherisch 
auf sie einzuwirken und so Kleinkriminalität im Ansatz 
zu verhindern. In Berlin-Kreuzberg hat sich die private 
Initiative „Mütter ohne Grenzen“ gebildet, die sich zum 
Ziel gesetzt hat, den Drogenverkauf im Stadtteil zu er-
schweren.

Kommunen haben somit Handlungsspielräume, die 
sie nutzen können, um den öffentlichen Raum integra-
tionsfördernd zu gestalten. Bislang wird dieses Potenzial 
noch zu selten ausgeschöpft und der öffentliche Raum 
zu wenig als integrationsrelevanter Faktor in den Blick 
genommen.
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5.5 Fazit: Handlungsspielräume noch 
nicht ausreichend genutzt
Kommunen verfügen über verschiedene Instrumente, 
um in Fragen der Wohnraumversorgung oder der sozi-
alräumlichen Verteilung von Personen mit wie ohne 
Migrationshintergrund korrigierend einzugreifen. Diese 
gehören aber nur selten zum harten kommunalpoliti-
schen Instrumentarium wie Verordnungen oder Satzun-
gen, sondern haben eher appellativen oder informa-
tiven Charakter. Beispielsweise könnte der Dialog mit 
Wohnungsunternehmen und Migrantenorganisationen 
erfolg versprechender sein als die Anordnung einer Quo-
te. Auch gezielte Informationen erscheinen notwendig, 
für potenzielle Mieter z. B. über den Wohnungsmarkt, für 
mögliche Wohneigentümer über Förderprogramme. Um 
diese zu erreichen, sind aber Kontakte notwendig, die 
z. B. im Zuge des Quartiersmanagements oder beim oder 
vor dem Zuzug aufzubauen sind. Noch größere Spielräu-

me bestehen auf kommunaler Ebene bei der Gestaltung 
des öffentlichen Raums.

Bislang werden solche Möglichkeiten nicht in voller 
Breite genutzt. Dies beginnt bereits bei der Datenlage: 
Viele Kommunen nutzen weder die ihnen zur Verfügung 
stehenden Daten, um sich ein Bild von der sozialräum-
lichen Verteilung der Bevölkerung mit und ohne Migra-
tionshintergrund zu machen, noch beziehen sie bei der 
Entwicklung ihrer Wohnraumversorgungskonzepte Fra-
gen der Segregation ein. Wohnraumversorgung und sozi-
alräumliche Verteilung von Zuwanderern sind aber nicht 
nur im Hinblick auf möglichst chancengleiche Teilhabe 
relevant, sondern beeinflussen auch unmittelbar Aspekte 
wie schulische Bildung oder Erwerbstätigkeit. Kommunen 
sollten daher die ihnen zur Verfügung stehenden Mög-
lichkeiten nutzen, um Segregation zu begrenzen und in 
Bezug auf Wohn- und öffentlichen Raum eine gleichbe-
rechtigte Teilhabe auch der zugewanderten Bevölkerung 
sicherzustellen.
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Licht- und Schattenseiten von Integrationspolitik im 
 föderalen System

Kapitel 6

Integrationspolitisch hat der föderale Staat, wie auch in 
vielen anderen Bezügen, eine Licht- und eine Schatten-
seite: Auf der Lichtseite eröffnet er als institutionali-
sier tes Freiheitsprogramm gegenüber dem Zentralstaat 
ver gleichsweise offene Handlungsperspektiven, auf der 
Schat tenseite führt das unkoordinierte Miteinander oder 
auch nur Nebeneinander der verschiedenen politischen 
Akteure zu einer enormen Vielfalt bzw. einem Durchei-
nander integrationspolitischer Einzelmaßnahmen, bei 
denen nicht selten das Rad immer wieder aufs Neue 
 erfunden wird. 

6.1 Föderale Strukturen: Labore für 
Gestaltung oder Verschiebebahnhöfe 
für Zuständigkeiten 
Die Probleme, die mit der spezifisch deutschen Ausprä-
gung einer föderalen Staatsstruktur (s. Kap. 1, 2) verbun-
den sind, wurden bereits vor über einem Vierteljahrhun-
dert in dem Begriff „Politikverflechtungsfalle“ (Scharpf 
1985) auf den Punkt gebracht. Danach kann die horizon-
tale und vertikale Verschränkung staatlicher Kompetenz-
felder und Arbeitsbeziehungen, die in Verbundsystemen 
im Gegensatz zu trennföderalen Systemen typisch ist, 
zunehmende Reformunfähigkeit, Lähmung und sogar 
Stillstand bewirken. Diese Probleme gelten übergreifend 
und damit auch für den Bereich der Migrations- und Inte-
grationspolitik.85 Beispiele finden sich leicht: In deutlicher 
Erinnerung sind die Probleme bei der Verabschiedung des 
Zuwanderungsgesetzes. Hier zeigte der Bikameralismus, 
eine spezifische Ausprägung föderaler Systeme (Swen-
den 2004: 25), seine Tücken, denn trotz erfolgreicher Ab-
stimmung im Bundestag scheiterte das Zuwanderungs-
gesetz schließlich an den Mehrheitsverhältnissen im 
Bundesrat. Nach einer turbulenten und fast bühnenreifen 
Sitzung wurde das Gesetz nach schwierigen parlamen-
tarischen Entscheidungsprozessen zwar verabschiedet, 
der Abstimmungsprozess aber wenig später vom Bun-

desverfassungsgericht als verfassungswidrig eingestuft; 
das machte eine Neuverhandlung zwischen den zerstrit-
tenen politischen Lagern notwendig, die schließlich zu 
einem deutlich abgeschwächten Kompromiss führte. Ein 
weiterer Nachteil einer streng verbundföderalen Kon-
zeption von vertikalen Aufgaben- und Arbeitsteilungen 
ist die Komplexität politischer Arrangements, die nur 
noch Fachleute befähigt, entsprechende Zuständigkei-
ten in einzelnen Politikfeldern konkret zu benennen. 
Entsprechend kann „jeder für alles oder niemand für 
nichts verantwortlich gemacht werden“ (Kramer 2005: 
21, Übersetzung SVR; vgl. auch Schmidt-Jortzig 2005). 
Die Kritik an verbundföderalen Systemen umfasst damit 
mehrere Argumente: Zentral ist die Ansicht, verbundfö-
derale Strukturen unterstützten die Fragmentierung des 
politischen Systems, und das beeinträchtige sowohl die 
politische Steuerungseffizienz wie auch die Transparenz 
politischer Entscheidungsprozesse. Die Vielzahl relevanter 
politischer Akteure bewirke multiple Vetopositionen und 
-konstellationen (Katzenstein 1987, vgl. auch Detterbeck/
Renzsch/Schieren 2010) und damit letztlich politische 
Trägheit. Ebenso gut dokumentiert und nachgewiesen 
wie die Risiken einer verbundföderalen Staatsform sind 
aber deren Potenziale und Chancen. Ein zentraler Vorteil 
ist ihre ‚Labor‘-Funktion. Gerade in der Integrationspolitik 
werden generalstabsmäßige Masterpläne zunehmend 
kritisch gesehen: Umfassende „Integrationsphilosophien“ 
(Favell 2001) wie im Republikanismus in Frankreich oder 
gesamtstaatliche Integrationskonzepte wie der frühere 
Multikulturalismus in den Niederlanden gelten als über-
holt (Michalowski 2012). Es gab und gibt immer nationa-
le Migrationsregime, in Europa werden diese von einem 
zunehmend europäischen Migrationsregime überlagert 
– ohne davon ersetzt zu werden. Neue Konzepte müssen 
deshalb in die Traditionen und Strukturen der bisherigen 
Migrationsregime passen und gleichzeitig umwelt- und 
lernoffen sein – hier kann Föderalismus dynamisch und 
innovativ wirken. Verbundföderale Systeme geben ver-
schiedenen kollektiven und korporativen Akteursgruppen 

85  Dass dies bei Weitem kein deutsches Spezifikum ist, zeigt der jüngst zum Thema „Gestaltungsspielräume im Föderalismus: Die Migrationspolitik in 
den Kantonen“ erschienene Bericht der Eidgenössischen Kommission zu Migrationsfragen (Wichmann et al. 2011). 
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Handlungsmöglichkeiten auf mehreren Ebenen. Beste-
hen zwischen den einzelnen Regionen zumindest ver-
gleichbare sozioökonomische und politische Strukturen, 
können diese im typischen Trial-and-Error-Verfahren auch 
vergleichsweise schnell in anderen Regionen umgesetzt 
bzw. in die Fläche getragen werden. 

Während die Skeptiker die Vielzahl der politischen 
Akteure in föderalen Systemen als Einfallstor für Blo-
ckadeoptionen und politischen Stillstand sehen, kann 
sie ebenso als eine Erleichterung und ein Potenzial zur 
Förderung politischer Ideen und Innovationen betrachtet 
werden. Wo zentralistisch ausgerichtete Systeme von der 
Innovationsfähigkeit eines einzigen Akteurs – der Zent-
ralregierung – abhängen, können sich in föderalen Syste-
men alle Einzelakteure als Entwicklungszentren für inno-
vative politische Problemlösungen betätigen und somit 
die Optionen politischer Problemlösungen multiplizieren. 
Damit ist natürlich noch keine hinreichende, sondern le-
diglich eine notwendige Bedingung für das Funktionieren 
entsprechender ‚politischer Labore‘ formuliert. Dass bes-
te Ideen, die jeweils vor Ort getestet wurden, sich in ge-
eignete und hinsichtlich der Gelegenheitsstrukturen und 
Rahmenbedingungen vergleichbare andere Regionen 
ausbreiten, ist damit keineswegs garantiert, aber doch 
zumindest möglich. Die nationalstaatliche Ebene verliert 
in föderalen Systemen ihr Monopol als politischer Pionier 
oder Agenda-Setter. Stattdessen können einzelne föde-
rale Akteure vorangehen und eigene politische Akzente 
und Impulse setzen, selbst wenn andere föderale Akteu-
re politischen Handlungsbedarf ausblenden oder nicht er-
kennen. Vor allem die Kommunen, die als Handelnde auf 
der lokalen Ebene mit den Betreffenden vor Ort interagie-
ren (müssen) und dadurch eine besondere pragmatische 
Handlungsperspektive haben sollten, können in solchen 
Systemen an Handlungsspielraum gewinnen. Der Wert 
und mögliche Nutzen dieser Option war und ist gerade in 
Deutschland deutlich sichtbar, wo der Bund und teilwei-
se auch die Länder die integrationspolitischen Heraus-
forderungen, die spätestens seit dem  Anwerbestopp von 

1973 immer sichtbarer wurden, über Jahrzehnte hinweg 
in „demonstrativer Erkenntnisverweigerung“ (Bade) aus-
blendeten („Deutschland ist kein Einwanderungsland“): 
Mit der Bearbeitung der dadurch entstehenden Probleme 
wurden die Kommunen weitgehend alleingelassen, sie 
mussten also integrationspolitisch ‚in die Bresche sprin-
gen‘ und konnten das auch. 

Föderale Systeme verringern die Risiken politischer 
Experimente, da diese zunächst nur regional begrenzt 
stattfinden. Sie können jedoch die Innovationskraft ge-
lungener politischer Experimente nutzen, diese horizon-
tal oder vertikal verbreitern und damit den zunächst re-
gional begrenzten Erfolg in die Fläche tragen. Das setzt 
aber voraus, dass das Gelingen politischer Experimente 
eindeutig feststellbar ist und die Länder und Kommunen 
bereit sind, Erfolgreiches auch von den Nachbarn zu über-
nehmen.

6.2 Prioritäre Gestaltungsbereiche: 
Arbeitsmarkt, Bildung, Wohnen 

Die vielfältig kritisierten strukturellen Schwächen des 
deutschen Föderalismus führten schließlich zur Födera-
lismusreform, in der die Aufgaben von Bund und Län-
dern partiell entflochten wurden (von Blumenthal 2010). 
Kooperativ-föderale Staatsstrukturen eröffnen für die 
Querschnittsaufgabe der Integrationspolitik grundsätzlich 
Chancen, denn sie ermöglichen vor allem in den Politik-
feldern, die für eine gelingende Integration unmittelbar 
folgenreich sind, eine flexible Anpassung an die lokal und 
regional stark variierenden Bedingungen und Vorausset-
zungen. Darüber hinaus erleichtern kooperativ-föderale 
Strukturen Innovationen durch wechselseitiges Lernen. 
Voraussetzung hierfür ist, dass es lernende Organisatio-
nen gibt und diese von allen Seiten akzeptiert werden. 
Derartige Institutionen haben sich in Deutschland erst 
spät herausgebildet, z. B. in Gestalt der Konferenz der 
Integrationsbeauftragten oder der Integrationsminis-

Tab. 6.1 Zentrale integrationspolitische Handlungsfelder im föderalen System 

Bildung Arbeitsmarkt Wohnen

Bedeutung für 
Integration

Vermittlung von Qualifikationen 
und damit der Voraussetzungen 
für den Zugang zu Arbeit und 
Einkommen

Voraussetzung des Bezugs 
von Einkommen, aber 
auch von kulturellem und 
 sozialem Kapital

Platznehmen in Gesellschaft 
und Raum, externe  Effekte 
auf Bildungserfolg und 
Arbeitsmarktintegra tion

Grad staatlicher 
Intervention

hoch mittel gering

zentraler 
 föderaler Akteur

Länder
(Rautenmodell)

Bund und Kommunen 
(Eieruhrmodell)

Kommunen 
(Pyramidenmodell)

Quelle: SVR
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terkonferenz, die sich von der Innenministerkonferenz 
abgezweigt hat, allerdings dem Einstimmigkeitsprinzip 
unterliegt, oder im kommunalen Bereich in Gestalt der 
Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsma-
nagement (KGSt) (ehemals: Kommunale Gemeinschafts-
stelle für Verwaltungsvereinfachung). Für die drei Berei-
che Bildung, Arbeitsmarkt und Wohnen, die in diesem 
Gutachten intensiv diskutiert werden, sind die föderalen 
Potenziale und Herausforderungen unterschiedlich ge-
lagert (Tab. 6.1). Diese drei Bereiche haben eine große 
integrationspolitische Bedeutung, unterscheiden sich 
aber maßgeblich hinsichtlich der Durchgriffs- und Inter-
ventionsmöglichkeiten des Staats sowie der föderalen 
Ausgestaltung. 

6.3 Bildungspolitik im Mehrebenen-
system: die föderale Raute 

Der Bildungsbereich kann aus der Perspektive föderaler 
Arbeitsteilung als eine Art Raute bezeichnet werden: Die 
Steuerungs- und Regelungskompetenzen konzentrieren 
sich auf der Länderebene, während Bund und Kommunen 
kaum Zuständigkeiten haben (s. Kap. 2, 3 sowie Bade 
2007: 309).86 Das Bild der Raute verdeutlicht die starke 
und entscheidende Stellung der mittleren föderalen Ebe-
ne, der Länder. 

Gerade im Bildungsbereich zeigen sich Vor- und 
Nachteile föderaler Staatsstrukturen. Zwar lassen sich In-
novations- und Diffusionsprozesse beobachten, die nur in 
Ländern mit ‚föderalen Laboren‘ möglich sind, etwa die 
sukzessive Durchsetzung der Zweigliedrigkeit von Schul-
systemen. Andererseits zeigen sich im Bildungsbereich in 
Deutschland aber auch eine zunehmende Partikularisie-
rung der Bildungspolitik der Länder sowie eine Tendenz 
zur bildungspolitischen Dauerreform, die durch häufige 
Regierungswechsel auf Länderebene befördert werden. 
Die dadurch begünstigte Entstehung „einer bunten Viel-
falt mit großen Unterschieden und auch Gegensätzen“ 
(Bade 2007: 309) absorbiert genau die Kräfte und Res-
sourcen, die erforderlich wären, um sich mit Nachdruck 
denjenigen in der Bildungskette zuzuwenden, die beson-
ders gefördert werden müssen. Beispiele für bildungspo-
litischen Wildwuchs sind der Bereich der frühkindlichen 
Sprachförderung, wo es bislang an einer länderübergrei-
fenden Verständigung über gemeinsame Standards fehlt, 
oder die Praktiken im Bereich der Anerkennung auslän-
discher Berufsabschlüsse, die bis zur kürzlich erfolgten 
Verabschiedung des Anerkennungsgesetzes üblich wa-
ren: Drittstaatsangehörige hatten über viele Jahre keinen 
Rechtsanspruch auf eine Prüfung und ggf. Anerkennung 

ihrer im Ausland erworbenen Abschlüsse, und selbst im 
Falle eines Prüfungsverfahrens war nicht sichergestellt, 
dass das Verfahren eines Bundeslandes auch in einem 
anderen gilt und die Prüfung dort zum gleichen Ergebnis 
führt (s. Kap. 3). 

Das in föderalen Laboren mögliche politische Expe-
rimentieren darf jedoch nicht zum Selbstzweck werden: 
Ähnlich wie Unternehmen darauf achten müssen, in ih-
ren Laboren und Entwicklungszentren erarbeitete Ideen 
in massenkompatible Produkte zu übersetzen und ent-
sprechend zu vermarkten, müssen politische Ideen in fö-
deralen Staaten koordiniert daraufhin analysiert werden, 
ob sie auch für andere Regionen und Kontexte geeignet 
sind. Für den Bereich der Integrationspolitik fehlen aber 
immer noch entsprechende Institutionen. 

Ein offensichtliches Beispiel für eine Bad Practice an 
der Schnittstelle zwischen Integrationspolitik und Föde-
ralismus ist das Bildungspaket, das der Bund 2010 im 
Zuge der Hartz-IV-Reform eingeführt hat. Damit wurden 
Ergänzungsleistungen wie etwa Schulverpflegung und 
Nachhilfeunterricht eingeführt, ohne darauf zu achten, 
dass solche Angebote auf der kommunalen Ebene viel-
fach schon etabliert waren. Kommunen, die solche An-
gebote bereits in ihrem Portefeuille hatten, nutzten in 
einzelnen Fällen den durch die Zuwendung des Bundes 
gewonnenen finanziellen Spielraum, um ihre eigenen 
Bildungsinvestitionen zurückzufahren. 

Um einer weiteren Fragmentierung des Bildungs-
systems entgegenzuwirken, sind ein verstärkter Er-
fahrungsaustausch zwischen den Ländern sowie eine 
länderübergreifende Kooperation erforderlich – dabei 
sollte an hohen (länderübergreifenden) Qualitätsstan-
dards (und entsprechenden Verfahren der Qualitätssi-
cherung) festgehalten werden. Inwieweit diese Ziele 
erreichbar sind, ist allerdings angesichts der sehr unter-
schiedlichen (finanziellen) Leistungsfähigkeit der Länder 
fraglich. Das mit der Föderalismusreform 2006 einge-
führte Kooperationsverbot in Angelegenheiten der 
allgemeinen schulischen Bildung ist in dieser Hinsicht 
kontraproduktiv und sollte abgeschafft werden. Dies gilt 
umso mehr, als die Trennung in äußere und innere Schul-
angelegenheiten auch aufgrund der demografischen Ent-
wicklung nicht mehr durchzuhalten ist. Diese Trennung, 
die in Deutschland seit jeher gilt, erlegt den Kommunen 
die Organisation und Planung der Schulen, die laufende 
Schulverwaltung, Betriebs- und Sachkosten sowie häufig 
auch Aufwendungen für Lernmittel und Schülerbeförde-
rung auf. Interessant ist hier als Beispiel die Einführung 
der „regionalen Bildungsbüros“ (Manitius/Berkemey-
er 2011) in den kreisfreien Städten und Landkreisen in 
Nordrhein-Westfalen, die die Bildungsaufgaben zwischen 

86  Das Bild einer Raute ist dabei sicherlich nicht ganz zutreffend, denn die beiden Spitzen der Raute, der Bund und die Kommunen, unterscheiden sich 
hinsichtlich ihrer bildungspolitischen Kompetenz doch deutlich.
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den verschiedenen zuständigen Instanzen koordinieren 
sollen. Auch deshalb wird man nicht daran vorbeikom-
men, die Strukturen der Schulfinanzierung umfassend 
neu zu ordnen, sodass sich vor allem der Bund stärker 
engagiert. Diese stärkere Rolle des Bundes könnte durch 
einen Bundesbildungsfonds als Stiftung des Bundes (Wie-
land/Dohmen 2011) ergänzt werden, der idealerweise 
an eine bereits bestehende Förderstruktur angebunden 
wird. Wenn geförderte bildungs- und integrationspoli-
tisch innovative Projekte vom Staat nicht übernommen 
werden, würde ein solcher Fonds ihre Übernahme in den 
Regelbetrieb unterstützen. 

6.4 Arbeitsmarktpolitik im Mehr-
ebenensystem: die föderale Eieruhr

Im Gegensatz zum Bildungsbereich, in dem die Länder 
eine zentrale Gestaltungsrolle innehaben, verteilen sich 
im Bereich der Arbeitsmarktintegration die wesentlichen 
Kompetenzen auf den Bund (etwa beim Arbeitsrecht, 
den Lohnersatzleistungen oder staatlichen Arbeitsver-
mittlungsangeboten) und die Kommunen (s. Kap. 4). 
Betrachtet man den Bereich der Arbeitsmarktintegration 
aus der Perspektive föderaler Aufgabenverteilung, er-
gibt sich zumindest optisch (wenn auch nicht funktional) 
das Bild einer Eieruhr mit hohen Kompetenzen auf der 
oberen (Bund) wie der unteren Ebene (Kommunen) und 
eingeschränkten Zuständigkeiten auf der mittleren Ebene 
(Länder). 

Obwohl die politischen Kompetenzen anders verteilt 
sind als im Bildungsbereich, ergeben sich auch im Be-
reich des Arbeitsmarktes die Gefahren einer Fragmen-
tierung politischer Trägerschaften. Der Vergleich von 
zwei Organisationsformen der Grundsicherungsstellen, 
nämlich einer föderalen Radikallösung mit vollständiger 
Kommunalisierung und einer Kooperationsvariante mit 
vertikaler Verschränkung, macht das Problem einer fö-
deralen Alleinzuständigkeit deutlich: Bei der umfassen-
den Kommunalisierung der Arbeitsmarktpolitik fehlt eine 
übergeordnete Instanz mit Koordinierungskompetenzen, 
die für die einzelnen Akteure auf der lokalen bzw. regi-
onalen Ebene einheitliche Ziele, Instrumente und Infor-
mationen (über die Wirksamkeit unterschiedlicher Instru-
mente) bereitstellt. Ohne eine solche Instanz besteht die 
Gefahr, dass Integrationsmaßnahmen fruchtlos neben-
einanderstehen. In der Arbeitsmarktpolitik übernimmt 
diese Koordinationsrolle vor allem die Bundesagentur für 
Arbeit (nicht zuletzt, weil die Mittel für die Arbeitsmarkt-
politik nahezu ausschließlich vom Bund bereitgestellt 
werden). Genau wie eine Eieruhr ihren Zweck nur dann 
erfüllen kann, wenn die beiden Glaskolben miteinander 
verbunden sind, ist eine Verbindung und Rückkopplung 
zwischen den entscheidenden integrationspolitischen 
Akteuren in der Arbeitsmarktintegration, dem Bund und 

den Kommunen, essenziell. Konkret erfordert dies eine 
zentrale Institution, die Informationen zur Wirksamkeit 
von Maßnahmen sammelt und vorhält. 

Nach allgemeiner Vorstellung sollten im Sinne von 
Subsidiarität Entscheidungen möglichst immer auf der 
untersten Ebene getroffen werden. In diesem Sinne wird 
eine Kommunalisierung von Entscheidungen (auch im 
Integrationsbereich) befürwortet. Der Grundsatz der Sub-
sidiarität ist freilich kein Selbstzweck; es ist darauf zu ach-
ten, dass Entscheidungen weiterhin in der erforderlichen 
Qualität getroffen werden können. Dies kann eine Kom-
munalisierung von Aufgaben nicht ohne Weiteres garan-
tieren. Für den Bereich der Arbeitsmarktintegration er-
scheint eine Kooperation zwischen der Bundesagentur 
für Arbeit, die auf den Arbeitsmarkt spezialisiert und 
technisch wie logistisch entsprechend ausgestattet ist, 
und den Kommunen, die über das entsprechende loka-
le Wissen verfügen, vielversprechender als eine radika-
le Kommunalisierung. Die jüngst erfolgte Ausweitung 
des Modells der Optionskommunen (s. Kap. 4) ist vor 
diesem Hintergrund kritisch zu sehen.

6.5 Wohnungspolitik im Mehrebenen-
system: die föderale Pyramide 

Der dritte integrationspolitisch bedeutende Querschnitts-
bereich, der hier analysiert wird, ist der des Wohnens. 
Seine Bedeutung für das Gelingen von Integrationspro-
zessen bezieht er daraus, dass die Zusammenhänge zwi-
schen Wohnsituation und Schulerfolg in zahlreichen Stu-
dien gut dokumentiert sind (Häußermann/Siebel 2001). 
Zwischen dem Wohnen in benachteiligten Stadtbezirken 
und der Wahrscheinlichkeit von Bildungsmisserfolg be-
steht ein statistisch robuster Zusammenhang (Helbig 
2010). Dies kann zum einen dadurch erklärt werden, 
dass sich in solchen Stadtbezirken eher Familien mit 
niedrigem sozioökonomischem Status und einer gerin-
gen Ausstattung mit kulturellem Kapital niederlassen. 
Zum anderen können solche Wohnviertel die Entwicklung 
sozialer Aspirationen negativ beeinflussen; das Leben in 
Misserfolgskontexten und das Fehlen alternativer Vorbil-
der können spezifische Lebensstile und Lebensansprüche 
fördern (Bommes 2004: 56). 

Mit den vergleichsweise geringeren Möglichkeiten 
staatlicher Regulierung repräsentiert der Wohnbereich 
ein besonderes Modell föderaler Aufgabenverteilung, 
bei dem die politische Verantwortung größtenteils den 
Kommunen zugewiesen wird (Modell der föderalen Py-
ramide). Die Kommunen sind im Rahmen ihrer wohn-
baupolitischen Kompetenzen sowie als verantwortliche 
Gebietskörperschaften für ihre Stadt- und Kommunal-
entwicklung aufgerufen, Maßnahmen der adäquaten 
Wohnversorgung der Bevölkerung mit und ohne Mig-
rationshintergrund zu implementieren und Tendenzen 
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der sozialräumlichen Segregation zu begrenzen. Der 
Wohnungsbau in kommunaler Trägerschaft hat dabei 
besondere Bedeutung, denn damit kann die Kommune 
unmittelbar für die Wohnversorgung und die sozialräum-
liche Gliederung Sorge tragen. Sie kann aber auch im 
Rahmen eines Quartiersmanagements unmittelbar vor 
Ort integrative Prozesse moderieren und steuern sowie 
versuchen, erkennbar desintegrative Tendenzen einzu-
schränken. Darüber hinaus kann sie über ihre schulbezo-
gene Trägerschaft die Qualität von Schulen beeinflussen 
und damit Signale an umzugsbereite Familien senden. 
Und schließlich können Kommunen über ihre Investi-
tionen in den öffentlichen Raum, in die Infrastruktur 
und den öffentlichen Personennahverkehr standörtliche 
Qualität erzeugen und erhalten. Dies erfordert auch eta-
blierte Gesprächs- und Dialogforen der Kommunen mit 
privaten Investoren, um etwa im Rahmen städtischer 
Entwicklungs- und Aufwertungsprozesse frühzeitig die In-
teressen der unterschiedlichen Gruppen berücksichtigen 
und austarieren zu können. 

6.6 Fazit: institutionalisierte 
 Vernetzung verbessern

Dieser kurze Überblick über integrationspolitische Her-
ausforderungen aus der Perspektive unterschiedlicher 
föderaler Aufgabenverteilungen verdeutlicht zweierlei: 
(1)          An der Schnittstelle zwischen Föderalismus und Inte-

grationspolitik existiert kein Masterplan; vielmehr ist 
aus vielerlei Gelegenheitsstrukturen eine hochgra-
dig komplexe Kompetenzstruktur und Konzeptions-
landschaft entstanden, die historisch gewachsen ist 
und sich immer wieder verändert hat. Nicht zuletzt 
diese über die Jahre gewachsene Komplexität macht 
sie nun auch anfällig für die Ineffizienz integrations-
politischer Maßnahmen, wenn kommunizierende 
Röhren eines Austauschs und einer Bewertung von 
Erfahrungen fehlen, aus denen Empfehlungen und 
Anreizstrukturen erwachsen könnten. 

(2)          Institutionalisierte Vernetzungsstrukturen sind ins-
besondere im Verbundföderalismus notwendig, und 
dies in zweierlei Hinsicht: Zum einen sollen sie eine 
Fragmentierung von Integrationspolitik vermeiden, 
wie sie etwa im Bereich der Arbeitsmarktintegration 
ansatzweise zu beobachten ist; zum anderen sollen 
sie die zentrale Stärke föderaler Systeme fördern: 
dass politische Ideen zunächst lokal begrenzt aus-
getestet werden können, und anschließend deren 
interkommunale oder länderübergreifende Diffusi-
on unterstützen. Dabei kann es nicht darum gehen, 
„föderale Strukturen mit semi-zentralstaatlichen 
Verschränkungen zu überformen“ (Bade 2007: 
312); erforderlich ist vielmehr eine systematische, 
horizontale und vertikale Vernetzung, genauer: res-
sortübergreifende Integrationskommissionen, ein 
strukturierter und institutionalisierter Austausch 
zwischen den einzelnen auf einer föderalen Stufe 
angesiedelten Akteuren sowie ein strukturierter In-
formationstransfer zwischen den einzelnen födera-
len Ebenen (Bade 2007: 312). Dies würde eine Radi-
kalisierung politischen Experimentierens verhindern, 
die dem Integrationserfolg eindeutig abträglich ist 
und zur Entstehung politischer ‚Dauerbaustellen‘ 
führt, und gewährleisten, dass im Labor entwickelte 
politische Ideen bzw. Konzepte, die als umsetzungs-
reif erachtet werden, entsprechend weitergegeben 
bzw. übertragen werden können. Zudem sollte die 
vorhandene Datenbasis besser genutzt werden, um 
die staatliche Integrationspolitik wissenschaftlich zu 
evaluieren. Mit der kürzlich getroffenen Entschei-
dung, dass das Merkmal des Migrationshintergrunds 
in den BA-Daten nur für statistische und nicht für 
Forschungszwecke genutzt werden darf, wird aller-
dings genau das Gegenteil bewirkt. Hier ist mehr 
Offenheit der politischen Akteure für eine wissen-
schaftliche Evaluation ihrer Maßnahmen notwendig, 
zudem sind die für wissenschaftliche Forschung not-
wendigen Daten bereitzustellen. 



Kommunen und Integration:
Rahmenbedingungen und 
Handlungsansätze
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SVR-Gemeindetypologie für Integration
im kommunalen Raum

Kapitel 7

Die Erkenntnis, dass „Integration vor Ort stattfindet“ (wo 
auch sonst?), erfreut sich zunehmender Beliebtheit, sie 
ist aber keineswegs neu. Kommunen bzw. Gemeinden in 
Deutschland sind bzw. waren schon immer für gelingende 
oder auch misslingende Integration allein schon deshalb 
bedeutend, weil sie – als unterste Ebene im politischen 
Mehrebenensystem – die Zuständigkeit für Integration 
nicht weiter delegieren können. Darüber hinaus sind sie 
als Träger öffentlicher Verwaltung auch der Bereich, in 
dem Politik unmittelbar Gültigkeit erlangt. Im Vergleich zu 
der oft normativ und abstrakt-programmatisch gefassten 
Integrationspolitik auf Bundes- und Landesebene orien-
tiert sich kommunale Politik oft stärker an der pragma-
tischen Bewältigung konkreter Probleme vor Ort. Zwar 
unterliegen Kommunen bundes- oder landespolitischen 
Vorgaben. Als Träger der Verwaltung können sie aber ihre 
Handlungsspielräume nutzen und Politik vor Ort im Rah-
men des Möglichen besonders ausgestalten. 

Mit dem 2005 in Kraft getretenen Zuwanderungsge-
setz wurde auf der Bundesebene ein Richtungswechsel in 
Zuwanderungs- und Integrationsfragen eingeleitet. Erst-
mals bekannte sich auch die bundespolitische Ebene dazu, 
dass Deutschland ein Einwanderungsland sei, und definier-
te Integrations- und Migrationsfragen als bundespolitische 
Aufgabe. Das neu strukturierte Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) bspw. hat als wichtigste inte-
grationspolitische Aufgabe die bundesweite Organisation 
der Integrationskurse hinzugewonnen, die seit dem Zu-
wanderungsgesetz für Neuzuziehende grundsätzlich ver-
pflichtend sind (SVR 2010a: 74–85). Die Organisation des 
Kurswesens reicht vom BAMF aus über dessen Regional-
koordinatoren hinab bis auf die kommunale Ebene. Die 
Integra tionskurse geben auch den Kommunen neue Steu-
erungsmöglichkeiten an die Hand, denn sie haben über die 
Jobcenter und in Abstimmung mit den Ausländerbehörden 
teilweise Einfluss auf die Verpflichtung von Zuwanderern 
zur Teilnahme sowie die Anerkennung der Kursträger.

Darüber hinaus haben die Kommunen durch die Refor-
men von 2005 rechtlich keine integrationspolitischen Zu-
ständigkeiten hinzugewonnen. Offenbar strahlt vor allem 
die verstärkte bundespolitische Aufmerksamkeit für Inte-

gration auf die Kommunen ab. Die Betonung der Bedeu-
tung kommunaler Politik für das Gelingen von Integration 
übersieht jedoch leicht einen entscheidenden Punkt: Die 
Rahmenbedingungen, unter denen Kommunen Integrati-
on gestalten, können sich erheblich unterscheiden. Hier 
setzt der Gedanke an, eine Typologie der Rahmenbedin-
gungen für Integration in Deutschland auf Gemeindeebe-
ne zu erarbeiten. Die Ableitung dieser Typologie erfolgt in 
zwei Schritten: Zunächst werden die Rahmenbedingungen 
vorgestellt, die für Integration im kommunalen Raum be-
deutsam sind. Hierzu zählen strukturell-rechtliche, demo-
grafische und wirtschaftliche Aspekte. Im zweiten Schritt 
werden die Gemeinden Deutschlands anhand ausgewähl-
ter statistischer Indikatoren (Bevölkerungsgröße, Auslän-
deranteil, Arbeitslosenquote) zu zwölf Gemeindetypen 
verdichtet, die sich hinsichtlich der Rahmenbedingungen 
für Integration unterscheiden.

7.1 Rahmenbedingungen für 
 Integra tion: worin sich Gemeinden 
unterscheiden
Integration ist nach der operationalen Definition des SVR 
die empirisch messbare Teilhabe an den zentralen Berei-
chen des gesellschaftlichen Lebens: an schulischer und be-
ruflicher Bildung, am wirtschaftlichen Leben, insbesonde-
re am Arbeitsmarkt, an den sozialen Sicherungssystemen 
und anderen zentralen Bereichen bis hin zur politischen 
Teilhabe, die vom Rechtsstatus abhängt (SVR 2010a). Un-
ter Integrationsförderung wird im Sinne dieser Definition 
die Förderung der möglichst chancengleichen Teilhabe an 
diesen Bereichen verstanden – und zwar für Menschen 
mit wie ohne Migrationshintergrund. Die Voraussetzun-
gen, unter denen Integration sich vollzieht bzw. gestaltet 
wird, hängen entscheidend von den Rahmenbedingungen 
vor Ort ab, die jeweils unterschiedlich verfasst sind. Unter 
integrationspolitischen Gesichtspunkten erscheinen ins-
besondere strukturell-rechtliche, demografische und wirt-
schaftliche Faktoren relevant87; diese werden nachfolgend 
beschrieben.

87  Die mehr oder minder stark prägenden Erfahrungen, Vorstellungen und Verhaltensweisen in Bezug auf zugewanderte ‚Fremde‘ können hier nicht 
einbezogen werden.
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Strukturell-rechtliche Rahmenbedingungen
Die rund 12.000 Gemeinden Deutschlands sind bezüglich 
ihrer Verankerung im Mehrebenensystem und der daraus 
entstehenden Rechte und Pflichten sehr heterogen. Die 
geringsten Handlungsspielräume haben kreisangehörige 
Gemeinden oder Städte. Sie sind räumlich wie organisa-
torisch einem Landkreis bzw. Kreis zugeordnet. Je nach 
Leistungsfähigkeit dieser Gemeinden bzw. für Angele-
genheiten von überörtlicher Bedeutung übernimmt der 
Kreis bestimmte (Selbstverwaltungs-)Aufgaben, z. B. die 
Kinder- und Jugendhilfe, die Errichtung und Unterhaltung 
von Krankenhäusern, die Abfallentsorgung und die Schul-
trägerschaft.88 Kleine Städte im ländlichen Raum sind also 
z. B. im Bereich der Bildungs-, aber auch der lokalen Integ-
rationspolitik stark abhängig von der Kooperation mit dem 
entsprechenden Landkreis (Schader-Stiftung 2011:  53). 
Am anderen Ende der Skala liegen die Stadtstaaten Berlin, 
Bremen und Hamburg, die als Bundesländer Staatsquali-
tät besitzen. Sie müssen einerseits das Aufgabenspektrum 
von Gemeinden wahrnehmen, andererseits können sie 
im Gegensatz zu allen anderen Gemeinden Deutschlands 
Landesgesetze erlassen oder als Mitglieder des Bundesra-
tes bundespolitische Entscheidungen auch in der Integra-
tionspolitik unmittelbar beeinflussen. 

Je nach rechtlicher Verankerung unterscheiden sich 
aber nicht nur die Kompetenzen der Gemeinden, sondern 
auch das Ausmaß der Verwaltungsinfrastruktur vor Ort, 
die Zahl der im Ort ansässigen Behörden und die der da-
rin Beschäftigten. Dies hat wiederum Auswirkungen auf 
die Bedeutung der Gemeinde innerhalb der Region, auf 
Gemeindefinanzen, Beschäftigungsstruktur, Einkommen 
und Kaufkraft der Bewohner vor Ort und so letztlich auch 
auf das integrationspolitische Portfolio einer Gemeinde. 

Die Unterschiede zwischen großen Städten und Ge-
mein den im ländlichen Raum sind aber nicht nur rechtli-
cher Natur, sie sind auch in den unterschiedlichen le bens-
weltlichen Realitäten zu finden, auch wenn sich die se 
in den vergangenen Jahrzehnten angenähert haben. In 
Großstädten sind üblicherweise nicht nur die Be schäf ti-
gungsdichte, der Anteil an Qualifizierten und das durch-
schnittliche Einkommen pro Kopf höher als auf dem 
Land. Auch die sozialen Strukturen unterscheiden sich. 
In Städten geht der Anteil der ‚normalen‘ Familienhaus-
halte mit Eltern und Kindern zurück, Kinderlosigkeit, 
Nicht heirat und Scheidung kommen häufiger vor als auf 
dem Land. Kennzeichnend für ländliche Gemeinden sind 
auch ausgeprägtere persönliche und verwandtschaftliche 
Netz werke, die Stabilität sozialer Beziehungen, das Ver-
einsleben, die Überschaubarkeit sowie sehr häufig die 
Zufrie den heit mit dem Wohnort (Schader-Stiftung 2011: 
54). Diese Faktoren können eine gelingende Integration 

stark fördern, wenn Zuwanderer in diese engeren sozi-
alen Bindungen einbezogen werden. Gelingt dies nicht, 
können die schon bestehenden sozialen Bindungen je-
doch auch ausgrenzend wirken. 

Stadt-Land-Differenzen gibt es auch hinsichtlich der 
Verkehrsinfrastruktur. Auf dem Land sind die Bewohner 
aufgrund der geringeren Dichte des öffentlichen Nahver-
kehrs oft stärker von einem eigenen PKW abhängig. Dies 
kann auch für integrationspolitische Fragen relevant sein. 
Menschen, die auf dem Land wohnen, müssen z. B. einer-
seits für die Teilnahme an Integrationskursen des BAMF 
weitere Strecken zurücklegen. Andererseits ist es auf-
grund der geringeren Bevölkerungsdichte auf dem Land 
bzw. der geringeren Zahl von Personen mit Migrations-
hintergrund (s. u.) schwieriger, die für das Zustandekom-
men der Kurse erforderliche Mindestzahl an Teilnehmern 
zu erreichen. Während in Großstädten die Nachfrage nach 
den Sprachkursen oft das Angebot übersteigt, bedarf 
es im ländlichen Raum oft der Koordinierung durch die 
Kommune oder einer Sondergenehmigung der BAMF-Re-
gionalkoordinatoren, um die entsprechende Versorgung 
auch mit zielgruppenspezifischen Kursen (z. B. für Müt-
ter oder Erwerbstätige) zu gewährleisten (Fischer 2011; 
 Häußermann/Läpple/Siebel 2008: 30–42).89

Demografische Rahmenbedingungen
Dass der Anteil der Bevölkerung mit Migrationshinter-
grund Auswirkungen auf integrationspolitische Aspekte 
hat, ist unmittelbar einsichtig. Kommunen mit hohen 
Zuwandereranteilen müssen etwa für mehr Angebote 
sprachlicher Bildung in Kindertagesstätten sorgen. In 
Kommunen mit wenigen Zuwanderern kann es hinge-
gen schwierig sein, entsprechende Integrationsangebote 
über die Integrationskurse (s. o.) hinaus bereitzustellen. 

In Gemeinden bis 20.000 Einwohner haben nur 
durchschnittlich 12,1 Prozent der Bewohner einen Migra-
tionshintergrund. Bei Ge meinden von 20.000 bis 100.000 
Bewohnern liegt der Anteil an Zuwanderern bei durch-
schnittlich 20,8 Prozent, bei Gemeinden mit 100.000 
Einwohnern und mehr sind es 27,3 Prozent. Menschen 
mit Migrationshintergrund wohnen eher in großen als 
in kleinen Gemeinden: In Gemeinden mit bis zu 20.000 
Einwohnern wohnt in Deutschland nahezu die Hälfte al-
ler Personen ohne Migrationshintergrund (44,5 %), aber 
nur ein gutes Viertel der Menschen mit Migrationshinter-
grund (25,6 %). Hingegen wohnt fast die Hälfte aller Zu-
wanderer in Städten mit 100.000 und mehr Einwohnern 
(44,5 %), aber nur 28,3 Prozent der Menschen ohne Mig-
rationshintergrund (Destatis 2011c). Stadtgesellschaften 
sind daher oft stärker durch Zuwanderung geprägt und 
entsprechend versierter im Umgang mit Diversität.

88  Das Verhältnis der Aufgaben von kreisangehörigen Gemeinden und Landkreisen ist in den Kommunal(verfassungs)gesetzen der Länder geregelt.
89  Das BAMF versucht inzwischen, eine stärkere Kooperation verschiedener Kursträger zu erreichen (BAMF 2011a).
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Auch die Siedlungsschwerpunkte der verschiedenen 
Zuwanderergruppen unterscheiden sich (Schader-Stiftung 
2011: 59–64). Die sog. Gastarbeiter zogen anfangs zu-
nächst in die Großstädte und industriell geprägten Ver-
dichtungsräume Westdeutschlands, später auch in Mittel- 
und Kleinstädte. Zuwanderer italienischer Herkunft und 
deren Nachfahren sind stärker in Baden-Württemberg zu 
finden, Personen mit türkischem Migrationshintergrund 
vor allem im Ruhrgebiet und in Westberlin. Durch die re-
gionale Zuweisungspolitik auf Bundes- und Landesebene 
sind Spät-/Aussiedler und jüdische Flüchtlinge eher in 
Westdeutschland zu finden. Die ostdeutschen Bundeslän-
der erleben seit Mitte der 1990er Jahre kaum noch Zu-
wanderung. Diese erfolgt fast nur noch durch Zuweisung, 
z. B. im Fall von Asylsuchenden, jüdischen Zuwanderern 
oder Spät-/Aussiedlern. Ferner leben in den ostdeut-
schen Bundesländern ehemalige sog. Vertragsarbeiter 
und deren Nachfahren, die ab den 1960er Jahren vor 
allem aus Vietnam, aber z. B. auch aus Polen, Mosam-
bik oder Kuba angeworben wurden (Bade/Oltmer 2004: 
92–95). Entsprechend unterscheidet sich auf Gemeinde-
ebene die Zusammensetzung der Bevölkerung zwischen 
den alten und den neuen Bundesländern erheblich. Für 
West- und Süddeutschland sind hohe Ausländeranteile 
kennzeichnend, während in ostdeutschen Kommunen 
mit Ausnahmen wie Berlin, Dresden und Leipzig ver-
gleichsweise wenig Ausländer leben (Abb. 7.1). Daten 
sind auf Gemeindeebene nur für die Ausländeranteile 
erhältlich, nicht für die Bevölkerung mit Migrationshin-
tergrund (Info-Box 20).

Einfluss auf Integrationsaspekte hat auch die Bevöl ke-
rungsentwicklung. Bereits 1997 stand fest, dass Deutsch-
land mit einem anhaltenden Rückgang der Bevölkerung 
im erwerbsfähigen Alter rechnen musste (Ulrich 2010; 
Birg 2006). Regional sind dabei deutlich unterschiedliche 
Trendentwicklungen zu erkennen. Die Einwohnerzahlen 
in und rund um Metropolregionen wie Hamburg, Berlin 
oder München werden z.  B. in den kommenden Jahren 
wachsen, während die Kommunen in strukturschwachen 
und ländlichen Räumen mit einem teils dramatischen 
Bevölkerungsrückgang konfrontiert sein werden. Gera-
de die neuen Bundesländer haben in den vergangenen 
Jahren einen signifikanten Bevölkerungsrückgang erlebt: 
Zwischen 1991 und 2006 haben netto über eine Million 
Menschen diese Gebiete Richtung Westdeutschland ver-
lassen, und dieser Trend wird sich in vielen Gemeinden 
fortsetzen. Verallgemeinern lassen sich diese Aussagen 
allerdings nicht: Auch in den ostdeutschen Bundeslän-
dern gibt es Wachstumsregionen, neben der Region um 
Berlin etwa die Stadtregionen90 Leipzig und Dresden (Ber-

lin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung 2011). Von 
Schrumpfung betroffen sind darüber hinaus auch struk-
turschwache Regionen im Westen, etwa das Saarland, 
Südniedersachsen, das Ruhrgebiet oder der Norden von 
Bayern oder Hessen (Abb. 7.2).

Innerhalb der Stadtregionen zeigt sich gegenwärtig 
und wohl auch in Zukunft eine charakteristische Diffe-
renzierung: Junge Haushalte mit Kindern und oft über-
durchschnittlich hohem Haushaltseinkommen ziehen ins 
Umland, während sozial schwächer Gestellte, Ältere und 
Personen mit Migrationshintergrund in den Kernstädten 
verbleiben. Damit besteht die Tendenz einer großräumi-
gen sozialen Entmischung, bei der sozialpolitische Lasten 
und fiskalische Einkünfte der Gemeinden in einer Stadt-
region ungleich verteilt sind.91 Segregation kann sich also 
durch demografische Entwicklungen verstärken (Bertels-
mann Stiftung 2006: 29–34). Zwischen der demografi-
schen Entwicklung einer Kommune und integrationspoliti-
schen Aspekten besteht aber noch ein weiterer wichtiger 
Zusammenhang. Neben der natürlichen Bevölkerungs-
entwicklung (Geburt und Tod) wird die Bevölkerungs-
entwicklung wesentlich durch Wanderungen beeinflusst. 
Viele Kommunen haben mittlerweile das Potenzial von 
Zuwanderung erkannt und treten in einen Wettbewerb 
um neue Einwohner. Die Offenheit für Zuwanderer und 
damit Erfolge oder Misserfolge bei der Integration werden 
so zu einem wichtigen Standortfaktor (Steinhardt/Stiller/
Damelang 2008; British Council 2010).

Wirtschaftliche Rahmenbedingungen
Die wirtschaftliche Entwicklung einer Gemeinde ist für in-
tegrationspolitische Maßnahmen und ihre Finanzierbarkeit 
aus zweierlei Gründen von Bedeutung: Einerseits entfalten 
Kommunen mit einer starken wirtschaftlichen Entwicklung 
eine Sogwirkung auf potenzielle Zuwanderer, da hier die 
Chancen auf einen Arbeitsplatz günstig und die Verdienst-
möglichkeiten gut sind. Andererseits verfügen Kommunen 
entsprechend ihrer wirtschaftlichen Prosperität auch über 
unterschiedliche Kapazitäten in Bezug auf Integrations-
politik. Generell müssen alle Gemeinden die sog. Pflicht-
aufgaben (bspw. das Meldewesen oder die Straßenreini-
gung) wahrnehmen. Die wirtschaftliche Situation und die 
dadurch mitbestimmte finanzielle Lage einer Kommune 
wirkt sich insbesondere auf die sog. freiwilligen Aufgaben 
aus. Hierunter fallen z. B. Angebote im Kulturbereich wie 
Theater oder Stadtbibliotheken, aber z. B. auch Sport und 
andere Formen der Freizeitinfrastruktur. Gespart wird nicht 
selten auch in der Sozialpolitik, die für integrationspoli-
tische Fragen von besonderer Bedeutung ist. So ist z. B. 
denkbar, dass Kommunen aufgrund leerer Kassen aus-

90  Eine Stadtregion (auch: Agglomeration oder Ballungsraum) umfasst eine oder mehrere zentral liegende Kernstädte und die sie umgebenden Vor-
stadtgemeinden (die oft auch als Speckgürtel bezeichnet werden).

91  Für einige Städte ist allerdings auch der umgekehrte Trend festzustellen, dass (groß-) städtisches Leben wieder attraktiver wird (BMI 2011: 171).
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gerechnet die Kita-Gebühren erhöhen oder Investitionen 
im Bildungsbereich unterlassen und damit in wichtigen 
Schlüsselbereichen Abstriche machen müssen, die auch 
für Integration entscheidend sind (IW Consult GmbH 2010: 
10; Reidenbach et al. 2008: 201–204).

Im Jahr 2010 ergab sich für die Gemeinden und Ge-
meindeverbände (ohne Stadtstaaten) ein Haushaltsdefi-
zit von 7,7 Milliarden Euro (Destatis 2011e). Obwohl es 
schwierig ist, vergleichende Berechnungen anzustellen, 

zeigen sich dabei deutliche Unterschiede zwischen den 
Gemeinden. Wie eine Untersuchung der Bertelsmann 
Stiftung zeigte, war im Jahr 2007 der Verschuldungsgrad 
von Gemeinden und Gemeindeverbänden je Einwohner 
in Mecklenburg-Vorpommern am höchsten: Hier liegen 
die kommunalen Schulden bei 4.619 Euro pro Einwohner 
und damit 40,6 Prozentpunkte über dem Durchschnitt 
aller Flächenländer. Am geringsten fallen die Schulden 
in Schleswig-Holstein aus (1.957 €/Einwohner; 40,4 Pro-

Info-Box 20 Methodische Anmerkungen zur SVR-Gemeindetypologie

Erstrebenwert wäre, sämtliche in Kap. 7 angeführten Größen, die als relevant für Integrationspolitik vor Ort 
benannt wurden, eins zu eins in eine empirische Untersuchung zu übersetzen. Eine Typologie auf Gemein-
deebene, die sämtliche der in 2008 über 12.000 Gemeinden in Deutschland in die Analyse einbezieht, muss 
jedoch mit einer reduzierten Auswahl von Daten operieren.
Dies gilt zunächst für Aussagen über Personen mit Migrationshintergrund. Über sie lassen sich zwar seit dem 
Mikrozensus 2005 auch Aussagen treffen, aber nur bedingt in einer regionalen Gliederung. Da es sich beim 
Mikrozensus um eine repräsentative Stichprobe handelt, ist die am feinsten gegliederte Ebene die „regionale 
Anpassungsschicht“. Hier werden i. d. R. mehrere Landkreise oder kreisfreie Städte so zusammengefasst, dass 
Gebiete von mindestens 500.000 Einwohnern betrachtet werden. Für die neuen Bundesländer, in denen nur 
wenige Zuwanderer leben, sind Aussagen über diese sogar nur für alle neuen Länder als Ganzes und zusätzlich 
für Berlin möglich (Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2010a: 3). Ferner gibt es auf kommunaler 
Ebene zwar vereinzelt Daten zu Personen mit Migrationshintergrund, z. B. in den Integrationskonzepten, die 
immer öfter von Kommunen erstellt bzw. veranlasst werden. Diese Daten lassen sich aber aufgrund der un-
terschiedlichen Erhebungsmethoden nur schwer miteinander vergleichen. Ähnliches gilt z. B. für Angaben zu 
kommunalen Schulden. Diese sind schon aufgrund der unterschiedlichen länderspezifischen Kommunalstruk-
turen schwer zu vergleichen (Bertelsmann Stiftung 2008: 24). Schließlich ist die Analyse zeitlicher Entwick-
lungen durch Gebietsreformen erheblich erschwert, da durch die geänderten Gebietseinteilungen die Daten 
verschiedener Jahre nicht mehr miteinander verglichen werden können.
Die für die SVR-Gemeindetypologie getroffene Auswahl der Faktoren Größe der Gemeinde, Höhe der Arbeitslo-
sigkeit92 sowie Ausländeranteil, jeweils für das Berichtsjahr 2008, verbindet daher das theoretisch Wünschens-
werte mit dem empirisch Machbaren. Diese Auswahl gewährt eine hohe Vergleichbarkeit der Kommunen für 
einen einheitlichen Erhebungszeitraum.
Die über 12.000 Gemeinden in Deutschland93 wurden in einem ersten Schritt anhand der Indikatoren Arbeits-
losigkeit und Ausländeranteil in vier Gruppen eingeteilt. Sie wurden danach sortiert, ob sie eine über- oder 
unterdurchschnittliche Arbeitslosenquote und einen über- oder unterdurchschnittlichen Ausländeranteil auf-
weisen. Als Teilungskriterium für über- bzw. unterdurchschnittlich fungierte der bundesweite Mittelwert der 
Gemeinden des jeweiligen Indikators, der für die Arbeitslosenquote bei 5,3 Prozent und beim Ausländeranteil 
bei 3,9 Prozent liegt. In einem zweiten Schritt wurden die Gemeinden anhand ihrer Bevölkerungsgröße in 
drei Klassen geteilt: bis unter 20.000, 20.000 bis unter 100.000 sowie 100.000 und mehr Einwohner. Diese 
Schwellenwerte entsprechen den international üblichen Größeneinteilungen für Gemeinden. Letztlich entstan-
den so zwölf mögliche Gemeindetypen. Einer dieser Typen (Nr. 9 mit den Eckwerten unterdurchschnittliche 
Arbeitslosigkeit sowie unterdurchschnittlicher Ausländeranteil und über 100.000 Einwohner) ist nicht besetzt.

92  Die genutzte Arbeitslosenquote basiert auf einer eigenen Berechnung des Anteils der Arbeitslosen an der Erwerbsbevölkerung im Alter zwischen 
15 und 64 Jahren.

93  Da Ausländeranteile auf Gemeindeebene in Bayern, Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen nur für kreisfreie Städte vorlagen, wurden sie für 
die anderen Gemeinden in diesen drei Bundesländern durch die Kreisdaten ersetzt. In Sachsen waren für über ein Drittel der Gemeinden die Aus-
länderanteile nicht verfügbar; sie wurden ebenfalls durch Kreisdaten ersetzt. In Niedersachsen wurden, wo Daten auf Gemeindeebene fehlten, die 
Ausländeranteile der Samtgemeinden für die zugehörigen Gemeinden genutzt. Am Ende wurden 12.227 Gemeinden typisiert.
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zentpunkte weniger als der Durchschnitt) (Bertelsmann 
Stiftung 2008: 121). Ein ähnliches Bild ergibt sich bei ei-
ner Darstellung der Arbeitslosenquoten auf Gemeinde-
ebene. Hier wird erneut ein starker Ost-West-Unterschied 
sichtbar: Die ostdeutschen Bundesländer haben relativ 
hohe Arbeitslosenquoten, während die Quoten in West- 
und insbesondere Süddeutschland deutlich geringer sind. 
Aber selbst im wirtschaftlich starken Süden finden sich 
Gemeinden mit einem hohen Anteil an Arbeitslosen, 
ebenso wie es ostdeutsche Gemeinden mit wenigen Ar-
beitslosen gibt wie z. B. Potsdam (Abb. 7.3).

7.2 SVR-Gemeindetypologie: Methodik 
und Ergebnisse
Die strukturell-rechtlichen, wirtschaftlichen und demo-
grafischen Rahmenbedingungen, unter denen die rund 
12.000 Gemeinden in Deutschland ihre Integrationspoli-
tik gestalten, unterscheiden sich beträchtlich. Im Folgen-
den werden die vorgestellten Rahmenbedingungen zu 
einer Gemeindetypologie verdichtet. Hierfür wird in zwei 
Schritten vorgegangen: Zuerst werden Indikatoren vorge-
stellt, die die oben beschriebenen Rahmenbedingungen 
für Integration im kommunalen Raum statistisch abbil-
den. Anhand dieser statistischen Daten werden dann 
die Gemeinden Deutschlands zu zwölf Gemeindetypen 
verdichtet, die hinsichtlich der Rahmenbedingungen für 
Integration besonders eng verwandt erscheinen.

Konzeption der SVR-Gemeindetypologie 
Die SVR-Gemeindetypologie soll das Bewusstsein für die 
zuvor gezeigten unterschiedlichen Rahmenbedingungen 
für Integrationsgestaltung der Gemeinden sensibilisieren. 
Dafür müssen für die strukturell-rechtlichen, demografi-
schen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen jeweils 
statistische Indikatoren ausgewählt werden, die auf der 
Gemeindeebene verfügbar sind und diese Rahmenbe-
dingung adäquat abbilden. Die Gemeinde- bzw. Bevölke-
rungsgröße wird als Indikator für die strukturell-rechtlichen 
Rahmenbedingungen herangezogen, die demografischen 
Rahmenbedingungen werden durch das Merkmal Auslän-
deranteil abgebildet und die wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen durch die Arbeitslosenquote. Daten zu Be-
völkerungsgröße, Ausländeranteil und Arbeitslosenquote 
sind auf Gemeindeebene nahezu durchgängig vorhanden, 
wobei das aktuellste verfügbare Bezugsjahr 2008 ist. Eine 
breitere Auswahl an Merkmalen wäre wünschenswert, ist 
aber aufgrund der unzureichenden Feingliederung der zur 
Verfügung stehenden Daten nicht möglich. 

Zur Definition der Gemeindetypen wurden die Gemein-
den anhand der Variablen über- und  unterdurchschnittlicher 
Ausländeranteil sowie über- und unterdurchschnittliche 
Arbeits losigkeit zunächst in vier Gruppen unterteilt. In ei-
nem zweiten Schritt wurden diese vier Gruppen noch ein-

mal anhand der Bevölkerungsgröße der Gemeinden in drei 
Größenklassen unterteilt: bis 20.000, 20.000 bis 100.000 
und über 100.000 Einwohner. Damit ergeben sich zwölf 
SVR-Gemeindetypen (Info-Box 20). Die Validität der drei 
zentralen Merkmale der Typisierung (Bevölkerungs größe, 
Ausländeranteil, Arbeitslosenquote) und der Vorgehens-
weise wurde im Rahmen einer komplexen, multivariaten 
Analyse (inkl. Faktoren- und Clusteranalyse) ausführlich 
getestet und überprüft.

Abb. 7.4 gibt einen Überblick über die quantitative 
Verteilung der verschiedenen SVR-Gemeindetypen. Erwar-
tungsgemäß liegt das Gros der Gemeinden in der Gemein-
degrößenklasse bis 20.000 Einwohner, gefolgt von der 
Gemeindegrößenklasse 20.000 bis 100.000 Einwohner. In 
Gemeinden unter 20.000 Einwohnern leben rund 34 Mil-
lionen Menschen, in der mittleren Klasse 22,4 Millionen 
und in der Klasse der größten Gemeinden 25,5 Millionen.

Abb. 7.4 Übersicht über die SVR-Gemeindetypen

über 100.000 Einw.

Gemeindegröße:

bis 100.000 Einw.

bis 20.000 Einw.

Quelle: SVR

N=383

N=3.747N=3.668

N=3.735

N=188
N=315N=20

N=90

N=59
N=15

N=6
N=0

SVR-Gemeindetyp 7

SVR-Gemeindetyp 8

SVR-Gemeindetyp 1

SVR-Gemeindetyp 2

SVR-Gemeindetyp 3

SVR-Gemeindetyp 4

SVR-Gemeindetyp 5

SVR-Gemeindetyp 6

SVR-Gemeindetyp 9

SVR-Gemeindetyp 10

SVR-Gemeindetyp 11

SVR-Gemeindetyp 12



SVR-GEMEINDETYPOLOGIE FÜR INTEGRATION IM KOMMUNALEN RAUM

KO
M

M
UN

EN
 U

N
D

 IN
TE

GR
AT

IO
N

:
RA

H
M

EN
BE

D
IN

GU
N

GE
N

 U
N

D
 

H
AN

D
LU

N
GS

AN
SÄ

TZ
E

125Jahresgutachten 2012

Gemeinden mit niedrigem Ausländeranteil und 
 niedriger  Arbeitslosenquote
Die Gemeinden der Typen 1 und 5 verfügen über eine 
niedrige Arbeitslosenquote und einen niedrigen Auslän-
deranteil. Da es sich somit um wirtschaftlich starke Ge-
meinden handelt, sind die Voraussetzungen günstig, um 
auch in integrationspolitische Maßnahmen zu investieren. 
Aufgrund der geringen Ausländer- und damit vermutlich 
auch Zuwandereranteile ist allerdings fraglich, inwiefern 
Integration in diesen Gemeinden prioritäres Thema der 
Kommunalpolitik ist. Einerseits erscheint es durchaus 
einsichtig, dass ein vergleichbar geringer Anteil an Zuge-
wanderten entsprechend geringe integrationspolitische 
Bemühungen erfordert. Andererseits besteht durchaus 
das Risiko, dass bestehende Probleme der wenigen Zu-
gewanderten von der Kommunalpolitik nicht oder nicht 
ausreichend wahrgenommen werden.

Der Gemeindetyp 1 mit bis zu 20.000 Einwohnern 
repräsentiert kleine Gemeinden im ländlichen Raum und 
ist mit über 3.600 Gemeinden stark besetzt. Dieser Ge-
meindetyp weist von allen Typen die geringste durch-
schnittliche Bevölkerungszahl auf und ist besonders in 
den westdeutschen Flächenstaaten zu finden, vor allem 

in Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein, und nur zu 
geringen Anteilen in Ostdeutschland (Abb. 7.5). Größere 
Gemeinden, die die Merkmale niedriger Ausländeranteil 
und niedrige Arbeitslosenquote auf sich vereinen, gibt es 
hingegen kaum. Der Typ 5 ist mit gerade einmal 20 Ge-
meinden sehr schwach besetzt, Städte mit über 100.000 
Einwohnern mit dieser Merkmalskombination (Typ 9) 
gibt es gar nicht (Tab. 7.1, Abb. 7.9). 

Gemeinden mit niedrigem Ausländeranteil und hoher 
Arbeitslosenquote
Die Kombination von unterdurchschnittlichem Auslän-
deranteil und überdurchschnittlicher Arbeitslosenquote 
ist ein vorrangig ostdeutsches Phänomen (Abb. 7.6, 7.9, 
7.10). Dies gilt ungeachtet der Größe der  Gemeinden. 
Sowohl Typ 2 für kleinere als auch Typ 6 für mittlere 
und Typ 10 für größere Gemeinden sind vorrangig in 
ostdeutschen Flächenstaaten zu finden. Zu beachten ist 
besonders, dass die Ausländeranteile bei diesen SVR-
Gemeindetypen jeweils deutlich niedriger sind als bei 
den anderen Typen mit gleicher Bevölkerungsgröße. 
Während z. B. der SVR-Gemeindetyp 2 mit bis zu 20.000 
Einwohnern einen Ausländeranteil von durchschnittlich 

Tab. 7.1 SVR-Gemeindetypen mit niedrigem Ausländeranteil und niedriger Arbeitslosenquote
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Durchschnittswerte

1
bis unter 
20.000 
Einwohner

3.668 7,26 Mio. 1.978 2,3 3,2 12.186 112

Ebsdorfergrund, 
Marienmünster, 
Osterrönfeld, Reinsfeld, 
Vögelsen, Zierenberg

5

20.000 
bis unter 
100.000 
Einwohner

20 0,51 Mio. 25.353 3,1 4,0 13.015 305
Blankenfelde-Mahlow, 
Coesfeld, Haltern am See

9
100.000 
Einwohner 
und mehr

nicht besetzt

Anmerkung: In der letzten Spalte sind die jeweils in Kap. 8 vorgestellten Gemeinden unterstrichen.

Quelle: SVR-Sonderauswertung 2012
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gerade einmal 1,36 Prozent aufweist, liegt der Wert beim 
Typ 1, der die gleiche Größenklasse hat, bei 2,29 Pro-
zent und beim Typ 4 sogar bei 7,1 Prozent. Dies gilt für 
die Arbeitslosenquote mit umgekehrten Vorzeichen: Bei 
den Typen 2, 6 und 10 fällt sie jeweils höher aus als bei 
 Gemeindetypen gleicher Größenklasse (Tab. 7.2).

Diese Gemeinden können unter integrationspoliti-
schen Gesichtspunkten besonders herausgefordert sein. 
Eine geringe wirtschaftliche Prosperität spricht nicht nur 
für weniger öffentliche Mittel, die für Integrationspolitik 
eingesetzt werden können, eine hohe Arbeitslosenquo-
te und finanzielle Unsicherheit können auch zu Neidde-
batten in der Bevölkerung führen, die auf dem Rücken 
der ‚Fremden‘ ausgetragen werden (Heitmeyer 2012). 
Schließlich ist zu berücksichtigen, dass es sich hierbei 
vorrangig um ostdeutsche Gemeinden handelt: Viele 
von ihnen haben vermutlich aufgrund geringer Anteile 
zugewanderter Bevölkerung und einer vergleichsweise 
jungen Zuwanderungsgeschichte bislang nur wenig insti-
tutionelles Wissen und Kapazitäten in Bezug auf Integra-
tionspolitik aufgebaut. 

Gemeinden mit hohem Ausländeranteil und niedriger 
Arbeitslosenquote
Gemeinden mit hohen Ausländeranteilen und einer ver-
gleichsweise niedrigen Arbeitslosenquote sind vor allem 
für west- und süddeutsche Flächenstaaten kennzeich-
nend (Tab. 7.3). Das starke Nord-Süd-Gefälle in Bezug 
auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit macht sich ins-
besondere beim SVR-Gemeindetyp 3 mit bis zu 20.000 
Bewohnern bemerkbar. Diese Kommunen sind zu einem 
Großteil in Bayern zu finden, ferner in Rheinland-Pfalz 
und Baden-Württemberg (Abb. 7.7). Auch beim Gemein-
detyp 11 mit über 100.000 Einwohnern schlägt die wirt-
schaftliche Stärke des Südens zu Buche. Die 15 Städte 
dieses Typs liegen vorrangig in Baden-Württemberg oder 
in Bayern und sind industrielle und prosperierende Stand-
orte wie z. B. Stuttgart (Abb. 7.10). Die Gemeinden des 
Typs 7 mit bis zu 100.000 Einwohnern sind insbesondere 
in Nordrhein-Westfalen zu finden (Abb. 7.9).

Die Rahmenbedingungen für Integration erscheinen 
in diesen Gemeinden vergleichsweise günstig. Zwar ist 
Integration aufgrund der hohen Ausländeranteile eine 

Tab. 7.2 SVR-Gemeindetypen mit niedrigem Ausländeranteil und hoher Arbeitslosenquote
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Durchschnittswerte

2
bis unter 
20.000 
Einwohner

3.735 7,62 Mio. 2.041 1,4 9,5 8.837 87

Blankenburg (Harz), 
Elsterberg, 
Grevesmühlen, 
Leinefelde-Worbis, 
Steinigtwolmsdorf, 
Zossen

6

20.000 
bis unter 
100.000 
Einwohner

90 2,97 Mio. 32.955 2,3 11,4 9.045 484
Dessau-Roßlau, 
Görlitz, Plauen, 
Weimar, Zwickau

10
100.000 
Einwohner 
und mehr

6 1,07 Mio. 178.320 3,3 10,9 9.284 1.003
Cottbus, Erfurt, Gera, 
Halle, Magdeburg, 
Rostock 

Anmerkung: In der letzten Spalte sind die jeweils in Kap. 8 vorgestellten Gemeinden unterstrichen.

Quelle: SVR-Sonderauswertung 2012
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ständige Herausforderung für Kommunalpolitik und 
Stadt  gesellschaft. Die wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen sprechen jedoch dafür, dass den Kommunen genü-
gend Mittel für diese Herausforderungen zur Verfügung 
stehen. Da es sich um Städte mit einem breiten Dienst-
leistungssektor (wie München) oder einer vergleichswei-
se modernen Industrie (wie Stuttgart) handelt, ist ebenso 
zu vermuten, dass viele der Zugewanderten bzw. Zuwan-
dernden diese Gemeinden gerade aufgrund ihrer wirt-
schaftlichen Prosperität gewählt haben, da sie hier einen 
Arbeitsplatz gefunden haben bzw. die Chance günstig ist, 
einen zu finden. Aufgrund der langen Zuwanderungs-
tradition verfügen viele dieser Städte zudem über einen 
reichhaltigen Erfahrungsschatz in Bezug auf Integration. 
Die gute wirtschaftliche Lage sorgt dabei nicht nur für 
ausreichende Möglichkeiten der Beschäftigung von Per-
sonen mit und ohne Migrationshintergrund, sondern auch 
für eine vergleichsweise gute Finanzlage der Gemeinden, 
was diesen ein entsprechendes Engagement auch in der 
Integrationspolitik ermöglicht.

Gemeinden mit hohem Ausländeranteil und hoher 
Arbeitslosenquote
Ungünstiger als bei den bisher aufgeführten Typen er-
scheinen die Rahmenbedingungen für Integration bei 
den Gemeinden mit hohem Ausländeranteil und hoher 
Arbeitslosenquote. Auch sie sind vorrangig in den alten 
Bundesländern zu finden. Der SVR-Gemeindetyp 4 mit 
bis zu 20.000 Bewohnern liegt vorrangig in Niedersach-
sen und Rheinland-Pfalz (Abb. 7.8). Der Typ 8 mit bis zu 
100.000 Bewohnern ist vor allem für westdeutsche Flä-
chenstaaten kennzeichnend, insbesondere für Nordrhein-
Westfalen (Abb. 7.9). In den SVR-Gemeindetyp 12 mit 
über 100.000 Einwohnern fallen nicht nur die im Schnitt 
wesentlich größeren Städte, vorrangig jene in Nordrhein-
Westfalen, sondern mit Berlin, Bremen und Hamburg 
auch alle Stadtstaaten (Abb. 7.10). Mit über 20 Millionen 
Personen leben in Gemeinden dieses Typs im Vergleich 
zu allen anderen Typen auch mit Abstand die meisten 
Menschen (Tab. 7.4).

Tab. 7.3 SVR-Gemeindetypen mit hohem Ausländeranteil und niedriger Arbeitslosenquote
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Durchschnittswerte

3
bis unter 
20.000 
Einwohner

3.747 16,9 Mio. 4.519 6,9 2,7 13.419 216

Cappeln (Oldenburg), 
Endingen am 
Kaiserstuhl, 
 Holzkirchen,
Oberaudorf, 
Ober-Mörlen, Waldsee

7

20.000 
bis unter 
100.000 
Einwohner

315 10,7 Mio. 33.963 9,4 3,8 14.974 612

Aalen, Aschaffenburg, 
Bamberg, Bocholt, 
Erding, Esslingen am 
Neckar, 
Hockenheim, 
Schwäbisch Hall

11
100.000 
Einwohner 
und mehr

15 4,01 Mio. 267.394 15,4 4,1 14.837 1.630
Freiburg, Mainz, 
München, Stuttgart

Anmerkung: In der letzten Spalte sind die jeweils in Kap. 8 vorgestellten Gemeinden unterstrichen.

Quelle: SVR-Sonderauswertung 2012
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In diesen Gemeinden ist Integration aufgrund des 
hohen Anteils Zugewanderter eine permanente Heraus-
forderung für Politik und Gesellschaft. Ihnen kommt zu-
gute, dass sie – ebenso wie die Gemeinden der Typen 3, 
7 und 11 – vielfach bereits Erfahrungen im Umgang mit 
Migration und Integration sammeln konnten. Durch die 
schlechtere wirtschaftliche Lage und die höheren Arbeits-
losenquoten muss Integrationspolitik hier allerdings mit 
weniger Mitteln auskommen als in den wirtschaftlich stär-
keren Gemeinden.

Bevölkerung nach Gemeindetypen in den 
 Bundesländern
Neben der Verteilung der verschiedenen Gemeinde-
typen über das Bundesgebiet ist auch interessant, wie 
sich die Bevölkerung je nach Bundesland, mit Ausnahme 
der Stadtstaaten, auf die verschiedenen Gemeindetypen 

verteilt. Hierbei lässt sich eine Ost-West-Divergenz fest-
stellen: Die ostdeutschen Bundesländer sind typologisch 
ho mogener; bei ihnen dominiert jeweils der Gemein-
detyp 2, teils sogar sehr deutlich wie in Mecklenburg-
Vor pommern und Sachsen-Anhalt. Die Bevölkerung in 
Ost deutschland lebt somit vorrangig in Gemeinden mit 
weniger als 20.000 Einwohnern, die durch eine hohe 
Ar beitslosigkeit und einen niedrigen Ausländeranteil 
gekennzeichnet sind. Die westdeutschen Bundeslän-
der sind hinsichtlich der Verteilung der Bevölkerung auf 
die Typen heterogener: Die Konzentration der Bevöl-
kerung in bestimmten Gemeindetypen erreicht bis auf 
Aus nahmen (Baden-Württemberg und Bayern: Typ 3; 
Nordrhein-Westfalen: Typ 12) nie Werte über 40 Prozent. 
Niedersachsen ist in dieser Hinsicht mit 22,6 Prozent 
der Bevölkerung im Gemeindetyp 8 das heterogenste 
Bun desland (Tab. 7.5).

Tab. 7.4 SVR-Gemeindetypen mit hohem Ausländeranteil und hoher Arbeitslosenquote
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Durchschnittswerte

4
bis unter 
20.000 
Einwohner

383 2,38 Mio. 6.203 7,1 7,1 10.931 231

Bad Nenndorf, 
Fritzlar, Grömitz, 
Oerlinghausen, 
Wietze, Wyk auf Föhr 

8

20.000 
bis unter 
100.000 
Einwohner

188 8,22 Mio. 43.701 9,1 7,5 12.065 718

Arnsberg, Bayreuth, 
Cuxhaven, Flensburg, 
Frankfurt (Oder), 
Gießen, Greifswald  

12
100.000 
Einwohner 
und mehr

59 20,38 Mio. 345.367 12,7 7,6 12.694 1.73594

Berlin, Bremen, 
Essen, Hamburg, 
Hannover, Köln, 
Nürnberg, 
Wiesbaden

Anmerkung: In der letzten Spalte sind die jeweils in Kap. 8 vorgestellten Gemeinden unterstrichen.

Quelle: SVR-Sonderauswertung 2012

94  Daten für Aachen, Hannover und Saarbrücken fehlen aufgrund von Gebietsreformen. 
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7.3 Fazit: West-Ost- und 
Süd-Nord-Gefälle ersichtlich
Das Ziel der SVR-Gemeindetypologie bestand darin, 
die über 12.000 Gemeinden Deutschlands anhand der 
Merkmale Bevölkerungsgröße, Ausländeranteil und Ar-
beitslosenquote als Ausdruck strukturell-rechtlicher, de-
mografischer und wirtschaftlicher Rahmenbedingungen 
von kommunaler Integrationspolitik zu gruppieren und 
zu Typen mit verschiedenen Konstellationen zusammen-
zufassen. Gemeinden mit geringem Ausländeranteil und 
hoher Arbeitslosigkeit sind vorrangig in den ostdeutschen 
Bundesländern zu finden, Kommunen mit hohen Auslän-
deranteilen eher in den alten Bundesländern. Wichtig ist 
dabei aber auch, ob diese Gemeinden wirtschaftlich pro-
sperieren (niedrige Arbeitslosenquote) und ihnen damit 

Ressourcen auch für integrationspolitische Maßnahmen 
zur Verfügung stehen oder ob sie wirtschaftlich stagnie-
ren und kostenintensive Integrationspolitik, auch wenn 
sie erkennbar notwendig ist, nur in geringem Umfang 
betreiben können. Das West-Ost-Gefälle hinsichtlich der 
Ausländeranteile wird von einem Süd-Nord-Gefälle bei 
der wirtschaftlichen Leistungskraft begleitet.

Wie die hier entworfene Typologie zeigt, unterschei-
den sich die kommunalen Rahmenbedingungen für die 
Gestaltung von Integration erheblich. Günstige Rahmen-
bedingungen ermöglichen auch hohe Investitionen in 
kommunale Integrationspolitik. Kluge Integrationspolitik 
vor Ort kann aber auch bei widrigen Bedingungen gute 
Integrationsergebnisse hervorbringen. Das zeigen die ex-
emplarischen Vignetten in Kap. 8.

Tab. 7.5 Verteilung der Bevölkerung nach SVR-Gemeindetypen in den Flächenbundesländern

Bundesland

SVR-Gemeindetyp

bis unter 20.000 Einwohner 20.000 bis unter 
100.000 Einwohner

100.000 Einwohner 
und mehr

AuslA unterd. AuslA überd. AuslA unterd. AuslA überd. AuslA 
unterd.

AuslA überd.

1 2 3 4 5 6 7 8 10 11 12

Baden-
Württemberg

6,8 % - 43,5 % - - - 29,9 % 0,8 % - 15,0 % 4,0 %

Bayern 11,5 % 1,0 % 49,9 % 0,5 % - 0,6 % 12,4 % 2,6 % - 14,6 % 7,0 %

Brandenburg 7,9 % 46,2 % 0,8 % 3,0 % 1,0 % 21,2 % - 9,8 % 4,0 % - 6,1 %

Hessen 12,4 % 1,3 % 25,1 % 8,9 % - - 17,3 % 12,0 % - - 23,0 %

Mecklenburg-
Vorpommern

4,8 % 59,7 % - - - 17,6 % - 5,9 % 12,1 % - - 

Niedersachsen 15,0 % 7,9 % 13,4 % 8,5 % 2,0 % 1,7 % 9,6 % 22,6 % - - 19,4 %

Nordrhein-
Westfalen

3,6 % 0,2 % 7,4 % 1,5 % 1,7 % - 19,9 % 20,5 % - 1,5 % 43,7 %

Rheinland-Pfalz 24,3 % 1,5 % 34,3 % 7,6 % - - 4,8 % 13,5 % - 7,5 % 6,7 %

Saarland 9,3 % 0,6 % 38,2 % 2,8 % - - 17,6 % 14,3 % - - 17,2 %

Sachsen 1,2 % 46,4 % - 2,6 % - 17,7 % - 1,8 % - - 30,3 %

Sachsen-Anhalt 2,1 % 50,5 % 0,1 % 0,8 % - 24,4 % - 2,7 % 19,4 % - - 

Schleswig-
Holstein

29,4 % 11,0 % 9,5 % 10,7 % 0,9 % 1,6 % 6,1 % 15,0 % - - 15,8 %

Thüringen 9,1 % 47,9 % - - - 25,0 % - - 13,4 % - 4,6 %

Anmerkungen: AuslA = Ausländeranteil; unterd. = unterdurchschnittlich; überd. = überdurchschnittlich; 
grau hinterlegte Zellen = überdurchschnittliche Arbeitslosenquote; weiße Zellen = unterdurchschnittliche Arbeitslosenquote; 
fett = am stärksten besetzter Gemeindetyp.

Quelle: SVR-Sonderauswertung 2012
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Vignetten ausgewählter Gemeinden:
Beispiele der SVR-Gemeindetypen

Kapitel 8

Die Ergebnisse von Kap. 7 haben gezeigt, dass Kommu-
nen in Deutschland Integrationspolitik unter Bedingun-
gen gestalten müssen, auf die sie selbst oft nur wenig 
Einfluss haben. Ihre begrenzten Handlungsspielräume 
haben sie aber schon immer sehr unterschiedlich wahr-
genommen. Die Spannweite ihrer politischen Aktivitäten 
ist ausgesprochen groß. 

Ein Beispiel dafür ist die unterschiedliche Behandlung 
von Fragen politischer Partizipation. Da EU-Staatsange-
hö rige erst seit 1992 das Wahlrecht auf kommunaler 
Ebene haben und Drittstaatsangehörige bis heute nicht 
(SVR 2010a: 190), setzten einige Kommunen bereits in 
den 1970er und 1980er Jahren Ombudsmänner oder 
Ko or di nierungskreise ein. In den 1980er Jahren wurden 
ver stärkt sog. Ausländerbeiräte etabliert. Sie sollten die 
Be lange der Ausländer in der Kommune vertreten und 
Zu wanderern politischen Einfluss verschaffen (Hunger/
Candan 2009: 9–15). Wie unterschiedlich Kommunen 
hierbei agierten, zeigte sich etwa in Nordrhein-Westfa-
len. Im Jahr 1994 wurde in der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen gesetzlich festgelegt, dass in 
Gemeinden mit über 5.000 ausländischen Einwohnern 
oder mit einer ausländischen Bevölkerung von mindes-
tens 2.000 Personen und auf Antrag von mindestens 200 
Wahlberechtigten Ausländerbeiräte einzurichten seien. 
Bei den ersten landesweiten Wahlen 1995/1996 waren 
65 Kommunen zur Einrichtung eines Ausländerbeirats 
verpflichtet, in 15 wurde ein Beirat auf Antrag der Wahl-
berechtigten eingerichtet und gewählt. Bemerkenswert 
ist, dass weitere 59 Kommunen die ihnen zur Verfügung 
stehenden Spielräume nutzten und freiwillig einen Aus-
länderbeirat einrichteten (Landesarbeitsgemeinschaft 
der Ausländerbeiräte Nordrhein-Westfalen 1998: 12–21).

Ein weiteres Beispiel für die unterschiedliche Reakti-
onsweise der Kommunen sind die sog. kommunalen Inte-
grationskonzepte. Für eine Studie des Bundesinstituts für 
Bau-, Stadt- und Raumforschung wurden insgesamt 164 
Kommunen mit mehr als 6.000 Bewohnern befragt, ob 
sie über ein solches Konzept verfügen. Von 85 antworten-
den Kommunen verwiesen 41 auf ein gesamtstädtisches 
Konzept und weitere 20 auf stadtteilbezogene Konzepte. 
34 Gemeinden verfügten über kein Konzept, wollten aber 
in absehbarer Zeit ein solches erstellen. Vier Kommunen 

teilten mit, dass sie weder ein Konzept hätten noch eines 
planten. Aufschlussreich war auch die ergänzende Um-
frage unter 28 kleineren Städten mit Einwohnerzahlen 
zwischen 4.000 und 6.000 Menschen. Hier verfügten nur 
vier Städte über Strategien in Bezug auf Integration (BBR 
2008). 

Kommunen unterscheiden sich somit nicht nur hin-
sichtlich der Rahmenbedingungen, unter denen sie In-
tegration gestalten, sondern auch darin, wie sie integra-
tionspolitische Fragen angehen. Selbst unter ähnlichen 
Bedingungen variieren die kommunalen Integrations-
strukturen und -strategien erheblich. Dies zeigt etwa das 
Projekt „Integration.Interkommunal“, zu dem sich 2008 
sechs Ruhrgebietsstädte zusammengeschlossen haben. 
Den Anstoß zu diesem Projekt gab die Erkenntnis, dass die 
Städte sich trotz ihrer relativen geografischen Nähe und 
verwandter Herausforderungen bis dahin nicht über ihre 
integrationspolitischen Erfahrungen und Strategien ausge-
tauscht hatten. Der in Gang gesetzte Dialog zeigte, dass 
sich die Herangehensweisen vor Ort beachtlich unterschie-
den. Beispielsweise verfügten drei der Städte (Bochum, 
Dortmund, Duisburg) über einen Integrationsbeauftragten, 
drei hingegen nicht (Stadt Bochum et al. 2009). 

Wie eine von der VolkswagenStiftung geförderte 
Un ter su chung der Integrationspolitik zweier Städte do-
ku   men tiert, hängt die Frage, ob eine kohärente Inte gra-
tions  po litik entwickelt wird, oft sehr stark von den Ge-
le  gen heits strukturen, dem Engagement von Einzelper-
so nen, den spezifischen politischen Konstellationen oder 
der Ver wal tungsstruktur vor Ort ab und weniger von den 
spe zifischen integrationspolitischen Herausforderungen 
(Bommes 2003). So belegt auch eine Umfrage des Insti-
tuts für Kul turpolitik (Tutucu/Kröger 2005) unter Kom-
munen mit über 30.000 Einwohnern, dass zwar größere 
Städte eher Konzepte für interkulturelle Kultur- und Bil-
dungs arbeit haben als kleine; Ausnahmen bilden aber 
kleinere Städte, die über einschlägige Institutionen und 
somit über entsprechendes Expertenwissen vor Ort ver-
fügen. Ein Beispiel für diese Konstellation ist die Stadt 
Solin gen, in der einst das Landeszentrum für Zuwande-
rung angesiedelt war.
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Zusammenfassend lassen sich zwei Dimensionen erken-
nen, anhand derer – unabhängig von deren strukturell-
recht lichen, demografischen und wirtschaftlichen Rah-
men    be dingungen – das integrationspolitische Handeln 
von Kom  munen charakterisiert werden kann. Kommunen 
kön nen in ihrer In tegrationspolitik zunächst auf einer 
Ska la zwischen proaktiv und reaktiv verortet werden. 
Kommu nen, die Inte grationspolitik proaktiv gestalten, 
werden von sich aus vorausschauend integrationspolitisch 
tätig. Reaktive kommunale Integrationspolitik nimmt hin-
gegen eine eher passive Rolle ein und reagiert erst bei 
der Her ausforderung durch auffällige Probleme oder ani-
miert durch Anstöße von außen. Auf einer zweiten Skala 
können kon zeptgeleitete und pragmatische kommunale 
Inte  grationspolitiken unterschieden werden. Kommunen, 
die kon zeptgeleitet handeln, sind besonders daran inter-
essiert, Zustände zu analysieren, Ent wick lungstendenzen 
möglichst früh zu erkennen, Lösungsansätze zu antizipie-
ren sowie die Auswirkungen inte grationspolitischer Maß-
nahmen zu verfolgen. Pragmatisch agierende Kommunen 
hin terfragen solche Zusammenhänge nur bedingt; sie re-
agieren vor allem auf konkrete Umstände und sind vor 
allem an der Wirkung problembezogener Lösungsansätze 
interessiert.

Kommunale Integrationspolitik agiert unter Rahmen-
bedingungen, die von den Kommunen nicht oder kaum 
beeinflusst werden können. Ungeachtet dessen verfügen 
Kommunen aber über erhebliche politische Gestaltungs-
spielräume, die günstige Umstände verstärken und wid-
rige begrenzen können. Im Folgenden werden in sog. 
Vignetten zwölf Gemeinden aus Deutschland mit ihren 
spezifischen Rahmenbedingungen und ihrem integrati-

onspolitischen Handeln vorgestellt. Die Auswahl orien-
tiert sich an der SVR-Gemeindetypologie aus Kap. 7: Zu 
jedem der dort erläuterten und besetzten elf Gemeinde-
typen wird beispielhaft eine Gemeinde vorgestellt. Für 
jeden Gemeindetyp wurde zunächst eine Vorauswahl ge-
troffen. In die engere Wahl kamen Gemeinden, die von 
den Mittelwerten des Ausländeranteils und der Arbeits-
losenquote des jeweiligen Gemeindetyps nicht mehr als 
eine Standardabweichung entfernt waren, also für den 
Typus eine gewisse Repräsentativität besitzen. Zudem 
wurde auf eine ausgewogene regionale Verteilung der 
ausgesuchten Gemeinden bezüglich der Nord-Süd- und 
der Ost-West-Lage sowie der Bundesländer geachtet. 
Eine Ausnahme bildet der Typ 12, zu dem neben ver-
schiedenen Großstädten auch die Stadtstaaten gehören. 
Da Letztere unter den Gemeindearten eine besondere 
Rolle einnehmen, werden eine Großstadt und zusätzlich 
ein Stadtstaat porträtiert (Abb. 8.1).

Ziel dieser Vignetten ist zu zeigen, wie die einzelnen 
Gemeinden vor dem Hintergrund ihrer jeweils gegebe-
nen Rahmenbedingungen auf integrationspolitische He-
rausforderungen reagiert haben. Nach einem Überblick 
über relevante Eckdaten der jeweiligen Kommune wird 
deren integrationspolitische Struktur und Ausrichtung 
kurz skizziert. Anschließend wird auf ein spezifisches 
Thema detaillierter eingegangen. Hier wurden vor allem 
solche Maßnahmen oder Entwicklungen in der Kommune 
ausgewählt, die im Sinne proaktiver oder konzeptorien-
tierter Politik besonders hervortreten. Zudem wurde in 
der Gesamtschau aller Kommunen darauf geachtet, ei-
nen möglichst vielfältigen Querschnitt kommunaler Inte-
grationspolitik zu zeigen.
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Ebsdorfergrund ist eine kleine hessische Ge mein de mit 
knapp 9.000 Bewohnern. Wirtschaftlich geht es der Kom-
mune, die in unmittelbarer Nähe zur Uni versitäts stadt 
Marburg liegt, mit einer Arbeitslosenquote von rund drei 
Prozent und einer geringen kommunalen Ver schul  dung 
von rund 1.000 Euro pro Einwohner überdurch schnitt lich 
gut. Ebsdorfergrund ist derzeit die einzige Ge meinde im 
Landkreis mit einem ausgeglichenen Haus  halt. Der Aus-
länderanteil ist mit rund zwei Prozent sehr gering. Insge-
samt leben nur etwas mehr als 200 Aus län der in der Ge-
meinde. Die ersten Zuwanderer kamen Anfang der 1970er 

Jahre als sog. Gastarbeiter in die Ge meinde, die meisten 
von ihnen aus Portugal. Später wurden in Ebsdorfergrund 
auch Flüchtlinge und Spät-/Aus siedler aufgenommen. 
Dadurch hat die Gemeinde eine recht heterogen zusam-
mengesetzte ausländische Be völ ke rung. 2004 zählte sie 
47 verschiedene Nationalitäten. Es handelt sich also um 
ein ausgeprägtes Beispiel einer kleinen, wohlhabenden 
Kommune mit einem relativ geringen Ausländeranteil 
(SVR-Gemeindetyp 1). 

Die ausgesprochen gute wirtschaftliche Situation der 
Ge meinde in Kombination mit ihrer überschaubaren Grö-

SVR-Gemeindetyp 1 (bis 20.000 Einwohner; niedriger Ausländeranteil; niedrige Arbeitslosenquote)

Bevölkerung 8.967

Ausländeranteil 2,0 %

Arbeitslosenquote 3,1 %

öffentliche Schulden/
Einwohner

1.081 Euro (Landkreis Marburg-Biedenkopf)

Bundesland Hessen

Wirtschaftsstruktur Ebsdorfergrund ist Standort einiger international agierender Unternehmen wie 
Dr. Schär (glutenfreie Nahrungsmittel) und Seidel (Fertigung u. a. für Hugo Boss).

strukturelle Faktoren Die Gemeinde besteht aus elf Ortsteilen und liegt im Südosten des Landkreises 
Marburg-Biedenkopf.

Quelle: SVR-Sonderauswertung 2012; INSM 2009

Willkommenskultur wird in Ebsdorfergrund gelebt. Das ist nur einer von mehreren Gründen, weshalb sich die aus Jamaika stammende 
Atomphysikerin Dr. Hillary Westmeier dort niedergelassen hat. Sie engagiert sich ehrenamtlich durch Vorträge und die Leitung einer Tanzgruppe.

Etablierung einer Willkommenskultur: Ebsdorfergrund
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ße erlaubt es der Stadtverwaltung, eine Reihe von maß-
geschneiderten Angeboten zur Integration der Ge mein-
de mitglieder anzubieten. Eine besondere Rolle spielt 
dabei die Steigerung der Attraktivität für neue Zuzügler. 
Denn ähnlich wie viele kleinere Kommunen leidet auch 
Ebs dorfergrund unter einem deutlichen Geburtenrück-
gang. Während in den 1990er Jahren noch rund 120 
Kinder pro Jahr zur Welt kamen, hat sich die Zahl inzwi-
schen auf knapp die Hälfte reduziert. In der Folge muss-
ten in den letzten Jahren z. B. einzelne Kindertagesstät-
ten geschlossen werden. Daher ist es für die Gemeinde 
Ebsdorfergrund besonders wichtig, die Zahl der Zuzüge 
zu erhöhen, um die Einwohnerzahl insgesamt stabil zu 
halten. In diesem Zuge hat die Gemeinde damit begon-
nen, eine Willkommenskultur zu etablieren, die sich glei-
chermaßen an in- und ausländische Zuzügler richtet. Ein 
wichtiger Baustein dafür ist das Leitbild der Gemeinde, 
das den Wunsch zum Ausdruck bringt, neue Mitbürger 
von Anfang an als gleichwertige Partner aufzunehmen 
und ihnen die Eingliederung in das Gemeindeleben durch 
engagierte Angebote und Ansprechpartner in der Verwal-
tung zu erleichtern. 

Die Übersichtlichkeit der Gemeinde ermöglicht es der 
Verwaltung, einzelne Personengruppen direkt anzuspre-
chen. So werden bspw. regelmäßig Informationsabende 
für neu zugezogene Bürger veranstaltet. Zudem gibt es 
seit 2003 immer wieder Gesprächsrunden mit dem Bür-
germeister, u. a. speziell für neu zugezogene ausländi-
sche Mitbürger. Diese Gesprächsplattformen dienen nicht 
nur dazu, die neuen Gemeindemitglieder über das Leben 
in der Gemeinde zu informieren. Über den persönlichen 
Austausch erhält auch die Kommunalverwaltung wertvol-
le Anregungen und Hinweise, wie die Integrationspolitik 
verbessert werden kann. Inzwischen besuchen die Zuwan-
derer – wie alle anderen Bewohner – den Bürgermeister 
auch direkt in seiner Sprechstunde oder nehmen an den 
regelmäßig stattfindenden Bürgerversammlungen teil. 

Daneben hat die Gemeinde noch andere Maßnahmen 
ergriffen, um für Zuzügler attraktiv zu sein und so das 
Pro blem des demografischen Wandels zu bekämpfen. So 
wurde bspw. für jedes neugeborene Kind ein Kinderspar-
buch angelegt, auf das die Gemeinde bis zu seinem 18. 
Geburtstag insgesamt 750 Euro einzahlt. Zusätzlich gibt 
es für jedes dreijährige Kind einen Kitaplatz, und für die 
Grundschüler wird seit 2008 eine Ferienbetreuung orga-
nisiert. Nicht zuletzt wegen dieser Angebote gewann die 
Gemeinde im Jahr 2001 beim Bundeswettbewerb „Unser 
Dorf soll schöner werden“ die Bronzemedaille. 

Als eine zuwanderungsfördernde Maßnahme ist auch 
die Bildung von sog. Kompetenzteams anzusehen. So 
wurde u. a. ein Kompetenzteam „Sanierung“ gebildet, 
in dem Architekten, Denkmalschützer, Handwerker und 
Steuerberater vertreten sind. Es hat die Aufgabe, Käu-
fer von Immobilien bei anstehenden Sanierungsarbei-
ten umfassend zu beraten und zu unterstützen. Gerade 
für Zuwanderer stellt die Sanierung älterer Immobilien 
oftmals eine interessante, weil preiswertere Alternative 
zum Neubau dar. Darüber hinaus konnte – bedingt durch 
die sehr gute wirtschaftliche und finanzielle Situation der 
Gemeinde – die Gewerbesteuer unter das Durchschnitts-
niveau abgesenkt und damit die Attraktivität des Wirt-
schaftsstandorts Ebsdorfergrund erhöht werden. 

Die Gemeinde nutzt somit ihre gute wirtschaftliche 
Lage, um durch finanzielle Anreize und umfassende Be-
ratungsangebote der Stadtverwaltung den Bevölkerungs-
rückgang in der Gemeinde zu vermindern und die ge-
sellschaftliche Integration von Neubürgern, inklusive der 
ausländischen Mitbürger, zu beschleunigen. Aber dies 
ist nur einer von mehreren Bau steinen. Als mindestens 
ebenso wichtig erweist sich die Offenheit der Kommu-
nalpolitik für innovative Konzepte und ihre Bereitschaft, 
aktiv auf die verschiedenen Bevölkerungsgruppen zuzu-
gehen und diese in die Problemlösung einzubeziehen.
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Die Gemeinde Leinefelde-Worbis im thüringischen Land-
kreis Eichsfeld repräsentiert den SVR-Gemeindetyp 2. Die-
ser umfasst Gemeinden bis 20.000 Einwohner, die einen 
unterdurchschnittlichen Ausländeranteil und gleich zeitig 
eine überdurchschnittliche Arbeitslosenquote aufweisen. 
In tegrationspolitische Angebote werden in Leinefelde-
Worbis vor allem im Zuge des Quartiersmanage ments 
ko ordiniert und wahrgenommen. Die Gemeinde verfügt 
nicht über ein eigenes integrationspolitisches Kon zept 
oder einen Ausländerbeauftragten; beides wird durch den 
Land kreis Eichsfeld wahrgenommen.

Leinefelde-Worbis entstand 2004 durch die Zusam-
menlegung der Gemeinden Leinefelde und Worbis und 
ihrer Orts teile. Die ehemals eigenständige Stadt und der 
heutige Stadtteil Leinefelde, auf den sich die folgende 
Be schrei bung konzentriert, war bis zur deutschen Teilung 
1949 eine Siedlung mit 2.500 Einwohnern und gleichzei-
tig ein Verkehrsknotenpunkt von überregionaler Bedeu-
tung. Die von Handwerk und Landwirtschaft geprägte, 
vor wiegend katholische Bevölkerung wurde von der 
DDR-Führung wegen der grenznahen Lage mit Skepsis be-
obachtet, deshalb wollte man die Region mit dem 1958 

SVR-Gemeindetyp 2 (bis 20.000 Einwohner; niedriger Ausländeranteil; hohe Arbeitslosenquote)

Bevölkerung 19.951

Ausländeranteil 1,1 %

Arbeitslosenquote 10,5 %

öffentliche Schulden/
Einwohner

1.139 Euro (Landkreis Eichsfeld)

Bundesland Thüringen

Wirtschaftsstruktur Größter Arbeitgeber war lange Zeit der VEB Baumwollspinnerei und 
Zwirnerei Ernst Thälmann, der heute aber nahezu abgewickelt ist.

strukturelle Faktoren Kreisangehörige und dabei größte Gemeinde im Landkreis Eichsfeld. 
Zudem Mittelzentrum für den östlichen Teil des Kreises.

Quelle: SVR-Sonderauswertung 2012; INSM 2009

In Leinefelde-Worbis ist Sport Teil erfolgreicher Integrationsförderung: Streetworker Witali Welitschkin (Mitte) bietet jede Woche Volleyball-, Fußball- 
und Boxtraining, um Jugendliche mit und ohne Migrationshintergrund zusammenzubringen.

Erfolgreiches Quartiersmanagement: Leinefelde-Worbis
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ver abschiedeten Eichsfeldplan „proletarisieren“. Der VEB 
Baum wollspinnerei und Zwirnerei Ernst Thälmann wurde 
in Leine felde angesiedelt; darauf wuchs die Einwohner-
zahl von 1960 bis 1990 um rund 14.000 Menschen an. Um 
Wohnraum zu schaffen, wurde neben dem bestehenden 
Ortskern die Plattenbausiedlung Südstadt errichtet. 

Die Wende 1989/90 brachte das weitgehende Ende 
der Spinnerei, von fast 6.000 Arbeitsplätzen sind heute 
noch rund 200 übrig. Damit ging ein massiver Bevölke-
rungsrückgang in der Südstadt einher. In den leerstehen-
den Wohnungen siedelten sich aufgrund der günstigen 
Mieten vorrangig sozial schwache Gruppen an, darunter 
rund 1.000 Wolgadeutsche. Mit dem Verlust an Arbeits-
plätzen, leerstehenden Wohnungen und dem Bevöl-
kerungsrückgang veränderte sich auch das Image der 
Stadt: Galt Leinefelde in der DDR als „sozialistische Mus-
terstadt“, so bezeichnete die Zeitschrift Spiegel die Stadt 
Mitte der 1990er Jahre als „eine der trostlosesten Plat-
tenbausiedlungen der alten DDR“, in der durch den Zuzug 
von Spät-/Aussiedlern aus der ehemaligen Sowjetunion 
die sozialen Spannungen zunahmen, mit Drogen gehan-
delt wurde und Waffen auftauchten (Hielscher 1997).

Heute hat Leinefelde wieder Modellcharakter: Besu-
chergruppen aus Japan, Algerien oder Osteuropa besich-
tigen hier regelmäßig, wie sich Plattenbauten gekonnt 
zurückbauen lassen (Weeber und Partner 2002). Und 
auch das Verhältnis der lange ansässigen Bewohner zu 
den Spät-/Aussiedlern hat sich entspannt – durch ein 
durch das Programm „Soziale Stadt“ gefördertes Quar-
tiersmanagement, soziale Angebote und einen enga-
gierten Streetworker, der bei der Jugendarbeit vor allem 
auf Sport als ein erzieherisches und konfliktabbauendes 
Element setzt.

So wie die Plattenbauten mit einer „Kernstrategie“ 
aufwändig saniert und zurückgebaut wurden, hat sich das 
in diesem Zuge eingerichtete Quartiersmanagement auch 
den Herausforderungen durch die Neuzuzüge erfolgreich 
gestellt. Dabei setzte man, wie Quartiersmanagerin Petra 
Franke erklärt, auf eine besondere Strategie: Während in 
vielen anderen Städten das Quartiersmanagement selbst 
Angebote entwickelt, etwa zur Bekämpfung von Arbeits-
losigkeit, Kriminalität etc., sollten in Leinefelde die be-
reits vorhandenen Aktivitäten und Institutionen vor Ort 
genutzt und eingebunden werden. „Wir wollten vor Ort 
Strukturen schaffen, die dies leisten können, sodass wir 
uns früher oder später selber abschaffen“, beschreibt sie 
das Vorgehen.

So wurde ein Netzwerk geschaffen, an dem sich sämt-
liche Sozialträger beteiligten, an die Ratsuchende jeweils 
verwiesen werden konnten: Menschen mit Suchtproble-
men an die Caritas, Erwachsene mit und ohne Migrati-
onshintergrund an die Diakonie und Jugendliche an das 
Jugendzentrum Villa Lampe, das von der Ordensgemein-
schaft der Salesianer Don Boscos und dem Bistum Erfurt 
getragen wird. Insbesondere in diesem Jugendzentrum 
werden mehrere Projekte angeboten, darunter „Schulver-
weigerung – Die 2. Chance“ und „Integration durch Boxen 
und Vernetzen“, das vom Land Thüringen, dem Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge und vom Europäischen 
Integrationsfonds gefördert wird. Die Boxtrainingshalle ist 
in einem früheren Kino in Leinefelde untergebracht.

Dass Jugendliche mit Integrationsproblemen über 
Sport gut zu erreichen sind, entspricht auch der Erfah-
rung des Leinefelder Streetworkers Witali Welitschkin, 
der selbst aus dem russischen Kursk stammt und seit De-
zember 1995 bei der Diakonie angestellt ist. Bei seinem 
Dienstantritt machten die fast 1.000 Aussiedler rund acht 
Prozent der Stadtbevölkerung aus – ein hoher Anteil für 
Ostdeutschland, zumal in einer Region, in der zuvor so 
gut wie keine Zuwanderer lebten. Zu Beginn beobach-
tete er, wie sich in dem Viertel in Leinefelde – ähnlich 
wie in seinem Herkunftsland – kriminelle Hierarchien 
und Banden aufzubauen begannen; auch die vom Spie-
gel erwähnte Drogenszene entwickelte sich, 1996 wur-
den erste Fälle von Heroinkonsum bekannt. Von den 
rund 300 jugendlichen Spät-/Aus siedlern, die damals in 
der Südstadt lebten, hatten viele Schwierigkeiten, sich 
in der neuen Gesellschaft zurechtzufinden. Ihr Schulab-
schluss wurde zwar meist anerkannt und damit waren 
sie auch nicht mehr schulpflichtig. Viele sprachen aber 
kein Deutsch und Intensiv-Sprachkurse brachten nicht 
den erwünschten Effekt. Mit der vielen Freizeit wussten 
die Jugendlichen oft nichts Sinnvolles anzufangen. Dem 
Streetworker wurde schnell bewusst, dass Sportangebote 
wie Fußball die beste Möglichkeit sind, um die Jugendli-
chen zu erreichen. Er selbst trainierte eine Karategruppe, 
organisierte Wanderungen und Kanutouren und bietet 
noch immer jede Woche Sportkurse an. Das Schulamt 
stellte Trainingszeiten in einer Turnhalle zur Verfügung. 
Viele Ehrenamtliche unterstützten das Sportangebot, und 
auch die Jugendlichen selbst engagierten sich: Ein junges 
Mädchen aus Tadschikistan trainierte eine Kunstgymnas-
tikgruppe, die an zahlreichen Wettbewerben teilnahm 
und auch bei Stadtfesten auftrat. 

Durch die Vielzahl an Sport- und Freizeitangeboten 
für Jugendliche und den direkten Kontakt des engagier-
ten Streetworkers zu den Familien der Spät-/Aussiedler 
haben die sozialen Spannungen in der Südstadt abge-
nommen. Relevant war aber auch, dass viele Spät-/
Aussiedler inzwischen in die alten Bundesländer bzw. in 
die Kreisstadt Heilbad Heiligenstadt gezogen sind – we-
niger wegen gestiegener Mieten in der Südstadt, denn 
diese wurden nur moderat erhöht, sondern wohl vor al-
lem aufgrund familiärer Verbindungen oder Arbeits- und 
Ausbildungsaufnahme. Verblieben sind noch etwa 200 
Spät-/Aussiedler und ihre Angehörigen; ein gewisser 
Betreuungsbedarf besteht noch immer, etwa im famili-
ären Bereich und bei psychosomatischen Erkrankungen. 
Abgeschafft hat das Quartiersmanagement sich selbst 
somit noch nicht. Es hat aber vielfältige Strukturen koor-
diniert und befördert, die dazu beitrugen und beitragen, 
die soziale Situation in Leinefelde zu entspannen. Obwohl 
dabei bereits vorhandene Strukturen intensiv genutzt 
wurden, verdeutlicht dieses Beispiel aber auch, dass In-
tegrationspolitik Ressourcen benötigt. Die wirtschaftlich 
vergleichsweise schwache Kommune konnte hier auf 
Gelder verschiedener Träger zurückgreifen (Land, Bund-
Länder-Programm „Soziale Stadt“, Europäischer Integrati-
onsfonds, Bundesamt für Migration und Flüchtlinge).
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Holzkirchen ist eine nach der SVR-Typologie kleine Ge-
meinde in der Nähe von München. Sie repräsentiert 
mit einem überdurchschnittlichen Ausländeranteil den 
SVR-Gemeindetyp 3. Mit einer Arbeitslosenquote von 
unter drei Prozent gehört sie zu den wirtschaftlich star-
ken Kommunen in Deutschland. Die Marktgemeinde ist 
Standort zahlreicher Unternehmen, darunter befinden 
sich Niederlassungen international agierender Großkon-
zerne wie Sandoz (Hexal) oder Panasonic Electric Works 
Deutschland. Mit 7,7 Prozent ist der Bevölkerungsanteil 
ausländischer Mitbürger in Holzkirchen relativ hoch. Bei 

den Zuwanderern handelt es sich einerseits um Hoch-
quali fizierte, die teilweise innerhalb der international 
agierenden Unternehmen versetzt bzw. von diesen aus 
dem Ausland angeworben wurden, andererseits leben 
hier auch viele zugewanderte Arbeitskräfte, die als sog. 
Gastarbeiter nach Deutschland gekommen sind und im 
produzierenden Gewerbe beschäftigt wurden, sowie die 
Familienangehörigen dieser Menschen. Die Integrati-
onspolitik der Gemeinde hat in den letzten Jahren einen 
Schub bekommen. Der Anstoß dafür kam u. a. aus dem 
Landkreis Miesbach, der sich bereits seit 2006 intensiv 

SVR-Gemeindetyp 3 (bis 20.000 Einwohner; hoher Ausländeranteil; niedrige Arbeitslosenquote)

Bevölkerung 15.357

Ausländeranteil 7,7 %

Arbeitslosenquote 2,4 %

öffentliche Schulden/
Einwohner

1.588 Euro (Landkreis Miesbach)

Bundesland Freistaat Bayern, ca. 30 Kilometer südlich von München

Wirtschaftsstruktur Wirtschaftsstarke Gemeinde und Sitz zahlreicher, teils international agierender 
Unternehmen wie Sandoz (Hexal) oder Panasonic.

strukturelle Faktoren Kreisangehörige Gemeinde im oberbayerischen Landkreis Miesbach.

Quelle: SVR-Sonderauswertung 2012; INSM 2009

Im Rahmen des Gemeindekonzepts zur frühkindlichen Bildung bietet die Kita „Frühlingsdorf“ je nach Bedarf mehrmals wöchentlich Sprachunterricht 
für förderbedürftige Kinder an. Dabei erarbeiten sich die Kinder u.  a. ein eigenes Wörterbuch.

Innovative Konzepte frühkindlicher Erziehung: Holzkirchen
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mit dem Thema Integration auseinandersetzt. Im Jahr 
2009 richtete Holzkirchen daraufhin das Amt eines Inte-
grationsbeauftragten ein, das sich seither zwei ehren-
amtlich tätige Bürger der Stadt teilen. 

In diesem Zuge hat Holzkirchen ein innovatives Kon-
zept in der frühkindlichen Erziehung eingeführt, das auch 
über die Gemeinde- und Landesgrenzen hinaus Modell-
charakter beanspruchen kann. So sorgen seit 2009 die 
beiden Integrationsbeauftragten in der Gemeinde für 
eine bessere Betreuung von Kindern mit Migrationshin-
tergrund, die vom Kindergarten bis zum Schulabschluss 
reichen soll. Sie kontaktieren jede neu zugewanderte Fa-
milie mit Kindern nach ihrer Ankunft in Holzkirchen per-
sönlich, um den Eltern einen ersten Überblick über die 
Situation vor Ort zu geben und ihnen die Möglichkeiten 
im Bereich der frühkindlichen Bildung aufzuzeigen. Darü-
ber hinaus gibt es spezielle niedrigschwellige Angebote, 
die Zuwanderer an die kommunalen Angebote der früh-
kindlichen Erziehung heranführen sollen: In der kommu-
nalen Kindertagesstätte werden etwa die Spielgruppe für 
Kinder mit Migrationshintergrund oder Sprachkurse wie 
„Mama lernt Deutsch“ angeboten, die von der Regierung 
von Oberbayern bereits für besonderes Engagement im 
Bereich der Integrationsarbeit ausgezeichnet wurden. Im 
schulischen Bereich initiierte die Integrationsbeauftragte 
2011 zusammen mit dem Verein 50+ ein Angebot für 
Nachhilfeunterricht speziell für Kinder mit Migrationshin-
tergrund. Zudem wird für Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund jährlich ein Vorbereitungskurs für den qualifi-
zierten Hauptschulabschluss angeboten. 

Anlass für die Neuausrichtung der Bildungsarbeit der 
Kommune war die Beobachtung, dass sich die gute kog-
nitive und sprachliche Entwicklung der Kinder in der Kin-
dertagesstätte oftmals nicht bruchlos in der Schule fort-
setzt. Wie in vielen anderen Gemeinden verließen auch 
in Holzkirchen überproportional viele Kinder mit Migrati-
onshintergrund die Schule ohne qualifizierten Abschluss 
und mit mangelhaften Sprachkenntnissen. Dies stand im 

Gegensatz zu der beobachteten positiven Entwicklung 
der Kinder im Kleinst- und Kleinkindalter. 

Entscheidend für die politische Dynamik im Bereich 
der Integrationsarbeit war auch die aktive Rolle des Bür-
germeisters und des Gemeinderats. 2009 wurde Integra-
tion in Holzkirchen zur Chefsache erklärt. In einem Son-
dierungsgespräch mit einem potenziellen Investor wurde 
dem Bürgermeister nach eigenen Angaben klar, dass sog. 
weiche Faktoren wie das soziale Klima in der Stadt und 
die Infrastruktur im Bildungsbereich für die Investitions-
entscheidungen von großen Unternehmen mindestens 
ebenso wichtig sind wie harte Faktoren, etwa die Höhe 
der Gewerbesteuer.

Hinzu kam, dass mittelfristig ein Fachkräftemangel 
vor Ort absehbar ist, während gleichzeitig das vorhande-
ne Potenzial nicht genutzt wird. Vor diesem Hintergrund 
wurde der Bildungsbereich nicht nur zu einem Dreh- und 
Angelpunkt für die Integration in Holzkirchen, sondern 
auch zu einem wichtigen Faktor für die wirtschaftliche 
Ent wicklung der Kommune. Es wurde eine neue, groß-
zügige Kindertagesstätte gebaut und in die Schulen und 
Ju gendeinrichtungen der Gemeinde investiert. 

Dies ist der Gemeinde aufgrund ihrer hohen Wirt-
schaftskraft leichter möglich als wirtschaftlich schwäche-
ren Kommunen. Ungeachtet dessen steht die Bedeutung 
der Integrationsarbeit in Holzkirchen mittlerweile auf 
einem breiten politischen Fundament. Die Gemeinde-
verwaltung ist sich sicher, dass der eingeschlagene Kurs 
in der Integrationspolitik auch unter schwierigeren wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen weiter verfolgt würde. 
So betonen Bürgermeister Josef Höß und Geschäftsführer 
Robert Haunschild gleichermaßen: „Selbstverständlich 
hat die gute wirtschaftliche Entwicklung von Holzkirchen 
vieles ermöglicht, jedoch sind wir heute so weit, dass wir 
– selbst wenn uns über Nacht die Gewerbesteuer weg-
brechen würde – nicht zuerst in diesem Bereich einsparen 
würden.“
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Mit einem gemäß der SVR-Typologie überdurchschnittli-
chen Ausländeranteil und einer überdurchschnittlichen 
Arbeitslosigkeit repräsentiert die kleine niedersächsische 
Gemeinde Wietze den SVR-Gemeindetyp 4. Wietze ist eine 
Einheitsgemeinde im Landkreis Celle, etwa 40 Kilometer 
nördlich von Hannover. Dieser Landkreis hat ein besonde-
res Zuwanderungsprofil: Er ist heute Heimat für die welt-
weit größte Gruppe von Êziden außerhalb der Türkei. Die-
se kurdischstämmigen Zuwanderer kamen bereits in den 
1960er Jahren in die Region, um bei Unternehmen wie 

der Celler Niederlassung von Telefunken zu arbeiten. Ne-
ben der Kreisstadt Celle und der Stadt Bergen siedelten sie 
sich vor allem in der rund 20 Kilometer westlich von Celle 
gelegenen Gemeinde Wietze an, wo sie günstige Wohn-
möglichkeiten fanden, und trugen durch Familiennachzug 
über die Jahre auch zu ihrem Wachstum bei. Somit leben 
bereits mehrere Generationen dieser Zuwanderergruppe 
in Wietze, teils haben sie die deutsche Staatsbürgerschaft 
angenommen. 

SVR-Gemeindetyp 4 (bis 20.000 Einwohner; hoher Ausländeranteil; hohe Arbeitslosenquote)

Bevölkerung 8.139

Ausländeranteil 5,5 % 

Arbeitslosenquote 6,4 %

öffentliche Schulden/
Einwohner

1.599 Euro (Landkreis Celle)

Bundesland Niedersachsen

Wirtschaftsstruktur Bis in die 1960er Jahre war die Gemeinde ein Zentrum der deutschen Erdöl-
industrie; aktuell prägen Dienstleistungen und Handel die Wirtschaftsstruktur. 
2011 eröffnete in Wietze der größte Geflügelschlachthof Europas.

strukturelle Faktoren Kreisangehörige Gemeinde im Landkreis Celle.

Quelle: SVR-Sonderauswertung 2012; INSM 2009

Die kurdische Frauengruppe Nû-Jin engagiert sich für ein Miteinander von Frauen mit und ohne Migrationshintergrund. Die Vorsitzende Güle Tuku ist 
seit zwei Jahren auch in Wietze aktiv – sie organisiert ein wöchentliches Treffen zum gemeinsamen Frühstück oder Sport.

Kommunales Engagement für das Zusammenleben: 
Wietze
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Der Bürgermeister der Gemeinde, Wolfgang Kluß-
mann, schätzt den Anteil der êzidischen Kurden auf acht 
bis zehn Prozent. Das Zusammenleben zwischen der Be-
völkerung mit und ohne Migrationshintergrund verlief 
nicht immer gänzlich reibungsfrei. Die in ihrer Herkunfts-
region jahrhundertelang von Verfolgung bedrohten Êzi-
den werden als geschlossene Gemeinschaft wahrgenom-
men, die sich nur zögerlich öffnet; die Konzentration der 
Bevölkerungsgruppe vor allem im Ortskern von Wietze 
wird von der Verwaltung und der Bevölkerung als He-
rausforderung angesehen. Allerdings sieht der Diplom-
Sozialpädagoge Halil Savucu, der sich mit der Plattform 
Êzidischer Celler (PEC) jahrelang um Integrationsarbeit 
an der Basis bemüht hat, auch günstige Vorbedingun-
gen für die Integration der kurdischen Êziden; so hätten 
z. B. die meisten mit dem Gedanken an Rückkehr längst 
abgeschlossen. Eine Integration werde aber dadurch er-
schwert, dass sie in Deutschland weder als Religion noch 
als Ethnie anerkannt seien. Auch der Bürgermeister sieht 
insbesondere die jüngere, mittlerweile schon vierte Ge-
neration über Schulen, Sportvereine und Kindergärten als 
gut erreichbar an. Bei der ersten und zweiten Generation 
sei die Integration dagegen aus sprachlichen Gründen oft 
mit größeren Herausforderungen verbunden.

Umfangreiche Konzepte und Maßnahmen werden 
durch eine angespannte Finanzlage erschwert. Wietze ist 
eine Bedarfszuweisungsgemeinde, die seit vielen Jahren 
ihren Haushalt nicht selbstständig ausgleichen kann und 
somit auf finanzielle Zuweisungen des Landes Nieder-
sachsen angewiesen ist. Freiwillige Leistungen wie die 
Mit finanzierung eines hauptamtlichen Sportlehrers sind 
somit ein Luxus, den man sich aber trotzdem leisten will. 
Denn der über 1.000 Mitglieder starke TSV Wietze ist ge-
rade für kurdische Jugendliche eine sehr wichtige Mög-
lichkeit zur Integration in der Gemeinde. Hier wurde auch 
ein spezieller Schwimmkurs für Mädchen außer halb des 
öffentlichen Badebetriebs angeboten. Wei terhin wurden 
niedrigschwellige Angebote wie ein Fahr radkurs für Mäd-
chen und Frauen organisiert und den Teil nehmerinnen im 
Anschluss Fundfahrräder zur Verfügung gestellt. Die Zu-
wanderer wurden aber auch selbst ausgesprochen aktiv: 
Die kurdische Frauengruppe Nû-Jin in Wietze organisiert 
Aktivitäten wie interkulturelle Kochfeste, sozialpäda-
gogisch begleitete Gruppentreffen und Sportangebote. 

Hierbei wird sie von der ehrenamtlichen Gleichstellungs-
beauftragten der Kommune unterstützt, deren Schwer-
punkt die Integration ist. Die derzeitige Beauftragte ist 
seit 2006 im Amt, bietet regelmäßig Sprechstunden an 
und konnte über die Jahre Vertrauen zu den Familienver-
bänden aufbauen.

Das Thema Integration genießt nach Ansicht der 
Bürger weiterhin Priorität, wie eine 2009 durchgeführte 
Bürgerbefragung ergab. Diese Umfrage ist Teil des Mar-
ketingkonzepts „Wietze 2025“ (Gemeinde Wietze 2010). 
Die Kommune hat daher weitere Maßnahmen angesto-
ßen. Im Frühjahr 2010 wurde neben den Arbeitskreisen 
„Wirtschaft und Verwaltung“ sowie „Freizeit und Erho-
lung“ auch ein „Arbeitskreis Integration“ gebildet, an 
dessen Sitzungen gelegentlich auch Mitbürger kurdischer 
Her kunft teilnahmen. Zu den Vorschlägen des Arbeitskrei-
ses zählten die Einrichtung eines Bürgerbusses und die 
Ver anstaltung eines „Bürgerbrunchs“, der alle Mitbürger 
zu sammenbringen und auch die Gelegenheit bieten soll-
te, eigene Speisen zu präsentieren. Allerdings entsprach 
die Teil nehmerzahl im Sommer 2011 nicht den Erwartun-
gen der Veranstalter.

Wietze ist damit ein Beispiel für eine Gemeinde, in der 
Integration aufgrund des hohen Anteils Zugewanderter 
ein prioritäres Thema ist und auch künftig bleiben wird, 
allerdings aufgrund der Haushaltslage unter erschwerten 
Bedingungen. Mittel für integrative Maßnahmen wie den 
erwähnten Sportlehrer geraten zum Luxus, die Gemeinde 
ist stark auf das Engagement der Bürger mit und ohne Mi-
grationshintergrund angewiesen. Die Gemeinde möchte 
den Weg, den sie eingeschlagen hat, aber auf jeden Fall 
weitergehen und verstärkt auf ein harmonisches Zusam-
menleben der Bevölkerung mit und ohne Migrationshin-
tergrund hinwirken. „Es ist schwierig, gleichwohl lassen 
wir uns davon nicht entmutigen und werden auf diesem 
Weg weitermachen“, kommentiert Klußmann diesen 
Prozess. So haben sich die drei Arbeitskreise mittlerweile 
zusammengeschlossen und wollen sich weiterhin treffen. 
Zudem möchte die Gemeinde ihrer integrationspolitischen 
Arbeit stärkeres Gewicht verleihen. Für das Jahr 2012 
plant sie, eine ehrenamtliche Stelle eines Migrations- oder 
Gleichstellungsbeauftragten zu schaffen, um die Bedeu-
tung des Themas zu unterstreichen.
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Die mittelgroße Gemeinde Blankenfelde-Mahlow in 
Brandenburg gehört mit einem unterdurchschnittlichen 
Ausländeranteil und einer geringen Arbeitslosigkeit zum 
SVR-Gemeindetyp 5. Integrationspolitische Fragen wer-
den hier einerseits von der Integrations- und Gleichstel-
lungsbeauftragten des Landkreises Teltow-Fläming wahr-
genommen, andererseits verfügt Blankenfelde-Mahlow 
auch über einen ehrenamtlichen Integrationsbeauftrag-

ten. Eine vorrangige Aufgabe für die Kommune liegt in 
der Bekämpfung rechtsextremistischer und fremden-
feindlicher Tendenzen. „Gewalt, Rassismus und Fremden-
feindlichkeit haben keinen Platz in unserer Gemeinde“, 
heißt es entsprechend in ihrem Leitbild. Dieser Devise 
auch Taten folgen zu lassen gehört zu den Aufgaben von 
Politik, Verwaltung und zivilgesellschaftlichen Einrichtun-
gen der rund 26.000-Einwohner-Gemeinde.

SVR-Gemeindetyp 5 (20.000 bis 100.000 Einwohner; niedriger Ausländeranteil; 
niedrige  Arbeitslosenquote)

Bevölkerung 25.501

Ausländeranteil 2,7 %

Arbeitslosenquote 4,8 %

öffentliche Schulden/
Einwohner

753 Euro (Landkreis Teltow-Fläming)

Bundesland Brandenburg, in unmittelbarer Nähe zu Berlin (S-Bahn-Anschluss)

Wirtschaftsstruktur Im Gemeindegebiet sind verschiedene Unternehmen angesiedelt, z. B. Rolls-Royce 
Deutschland Ltd. & Co. KG, Bending Partyservice und Bauhaus. Zunehmend wichtig 
könnte künftig die Nähe zum Flughafen Berlin-Brandenburg werden.

strukturelle Faktoren Amtsfreie Gemeinde im nördlichen Teil des Landkreises Teltow-Fläming.

Quelle: SVR-Sonderauswertung 2012; INSM 2009

Aus einer Ideenkonferenz der Kommune entstand die Idee, fremdenfeindliche Propaganda umgehend zu entfernen. Jede Woche ziehen die ehren-
amtlichen Helfer mit Putzmitteln ausgerüstet los. Einige Bürger in Blankenfelde-Mahlow haben seither immer einen Kratzer griffbereit im Auto.

Ziviles Engagement gegen Rechtsextremismus: 
Blankenfelde-Mahlow
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Einfach einzulösen ist dieses Ziel aber nicht. Wie der 
Verfassungsschutzbericht 2010 feststellte, ist Rechtsext-
remismus in Brandenburg immer noch eines der größten 
Probleme (MI Brandenburg 2011). So verübten Jugend-
liche 2010 unweit von Blankenfelde-Mahlow, in Zossen, 
einen Brandanschlag auf das örtliche „Haus der Demo-
kratie“. 2011 verbot der brandenburgische Innenminister 
Dietmar Woidke die im Landkreis aktiven „Freien Kräfte 
Teltow-Fläming“, die auch in Blankenfelde-Mahlow ver-
sucht hatten, Fuß zu fassen. Die seit 2006 aktive Verei-
nigung mit 50 Mitgliedern war vor allem durch Sachbe-
schädigungen und die Konfrontation mit politisch anders 
Denkenden aufgefallen (Märkische Allgemeine 2011).

Die Voraussetzungen dafür, rechtsextremistischen 
und fremdenfeindlichen Tendenzen zu widerstehen, sind 
in der Gemeinde vergleichsweise günstig. Die Arbeitslo-
sigkeit ist relativ gering. Und bedingt durch die Nähe zur 
Metropolregion Berlin ziehen immer mehr gerade junge 
Familien zu. Zuwanderung und neue Mitbürger sind also 
ein alltägliches Phänomen – wenngleich es sich hierbei 
meist um Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit 
handelt. Der Ausländeranteil ist in Blankenfelde-Mahlow 
gering, im Landkreis liegt er sogar nur bei 1,6 Prozent. 
Und doch ist gerade der Name Blankenfelde-Mahlow 
bundesweit mit rechtsextremistischer und fremden-
feindlicher Gewalt verbunden: Im Jahr 1996 verübten Ju-
gendliche einen rassistisch motivierten Anschlag auf den 
britisch-jamaikanischen Bauunternehmer Noel Martin, 
der seitdem im Rollstuhl sitzt. Es war die Zivilgesellschaft 
in der Gemeinde, die zuerst auf dieses furchtbare Ereignis 
reagierte und ein entschiedenes Zeichen setzen wollte. 
Die Bürgerinitiative „AG Tolerantes Mahlow“ nimmt die 
jährliche Erinnerung an den Anschlag zum Anlass, sich 
mit Toleranz, Demokratie und fremdenfeindlicher Gewalt 
auseinanderzusetzen. 

Ein weiteres erschreckendes Ereignis in Blankenfelde 
war ein brutaler Angriff auf eine Journalistin bei einem 
Treffen der „Heimattreuen Deutschen Jugend“ im Novem-
ber 2006. Dadurch alarmiert, schlossen sich die verschie-
denen Einzelinitiativen von Blankenfelde-Mahlow, die 
sich mit Gewalt und Rechtsextremismus beschäftigen, 
in einem Netzwerk zusammen – die „Ideenkonferenz“ 
war geboren. Die Koordination der Ideenkonferenz über-
nahm die Gemeinde. Die Leiterin des Bürgeramts von 
Blankenfelde-Mahlow ist Ansprechpartnerin innerhalb 
der Gemeindeverwaltung. Die Konferenz soll ein offenes 
Forum von Ideen sowie ein Netzwerk von Gleichgesinnten 
sein: Man möchte sich kennenlernen, sich austauschen 
und Ein zelpersonen, Gruppen und Organisationen zusam-
menführen. Man sucht das Gespräch nach außen, bleibt 
wachsam, übernimmt gegenseitige Verantwortung, ver-
mittelt Grundwerte und bemüht sich, auch Randgruppen 
einzubinden. Für ihr zivilgesellschaftliches Engagement 
wurde die Gemeinde im Jahr 2008 als „Ort der Vielfalt“ 

ausgewählt, damit zeichnet die Bundesregierung Kom-
munen aus, die sich für Vielfalt, Toleranz und Demokratie 
besonders engagieren.

Den Kampf gegen rechtsextremistische Vorstellun-
gen unterstützen Politik und Verwaltung jedoch nicht nur 
durch ihr Engagement für die Ideenkonferenz, sondern 
vor allem durch eine präventive Jugend- und Sozialarbeit. 
„Die Förderung von Vereinen, Bildung und Jugendarbeit 
genießt in unserer Gemeinde einen sehr hohen politi-
schen Stellenwert“, erklärt der Referent des Bürgermeis-
ters, Alexander Fröhlich. Die gesellschaftliche Integration 
soll z. B. durch die vielen Sportvereine und das jährliche 
Gemeindesportfest gefördert werden, in dessen Rahmen 
auch eine Auseinandersetzung mit rechtsextremistischer 
Gewalt stattfindet. Zudem überführte Blankenfelde-
Mahlow im April 2009 die Jugendarbeit zurück in kom-
munale Trägerschaft und kündigte alle bestehenden Trä-
gerverträge, um mehr eigene Gestaltungsspielräume zu 
gewinnen. Es gibt drei Treffpunkte für Kinder und Jugend-
liche, die auch an sog. sozialen Brennpunkten eine Atmo-
sphäre der gegenseitigen Wertschätzung schaffen sollen. 
Insgesamt sieben Jugendarbeiter sind vor Ort tätig. Sie 
spüren zwar auch heute noch Alltagsrassismus gerade bei 
den Jugendlichen, die wenig Kontakt zu Zuwanderern ha-
ben. Gefestigte Ideologien oder organisierte Strukturen 
einer rechten Szene gibt es aber in Blankenfelde-Mahlow 
derzeit nicht. 

Die „Freien Kräfte Teltow-Fläming“ konnten z. B. in 
der Gemeinde nie richtig Fuß fassen und konzentrierten 
sich deshalb stärker auf andere Regionen. Hilfreich für 
ihre Abwehr waren oft schon kleinere Maßnahmen. So 
führten die Mitglieder der Ideenkonferenz eine Zeitlang 
immer einen Schaber im Auto mit, der aber nicht für ver-
eiste Scheiben gedacht war, sondern um Aufkleber zu 
entfernen, die Mitglieder der „Freien Kräfte“ in der Stadt 
angebracht hatten.

Die Anstrengungen von Zivilgesellschaft, Politik und 
Verwaltung scheinen sich bezahlt zu machen. Heute 
sind rechte Tendenzen im Rahmen der Gemeindestruk-
turen kontrollierbar – davon sind die Gemeindevertreter 
überzeugt. Dennoch sind sie für jedwede Unterstützung 
dankbar. Die soll in den kommenden Jahren verstärkt 
auch über den Landkreis kommen. Im Rahmen des vom 
Bundesfamilienministerium finanzierten Programms „To-
leranz fördern – Kompetenz stärken“ wird derzeit (2011) 
an einem Lokalen Aktionsplan (LAP) gearbeitet, der zur 
Entwicklung eines demokratischen und friedlichen Mit-
einanders in Teltow-Fläming sowie zur Auseinanderset-
zung mit Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit, An-
tisemitismus und Gewalt beitragen soll.95 Teil des Plans 
ist der Versuch, Politik und Verwaltung mit Vertretern der 
Zivilgesellschaft zusammenzubringen und gemeinsam 
eine „integrierte lokale Strategie“ zu entwickeln. 

95  Über drei Jahre stehen jährlich 60.000–80.000 Euro zur Finanzierung von Einzelprojekten zur Verfügung.
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Die Stadt Zwickau gehört zum SVR-Gemeindetyp 6. Dieser 
umfasst Gemeinden mit 20.000 bis 100.000 Einwohnern, 
die eine überdurchschnittliche Arbeitslosigkeit und einen 
unterdurchschnittlichen Ausländeranteil aufweisen. Trotz 
dieses geringen Anteils engagiert sich die Stadt Zwickau 
seit vielen Jahren intensiv in der Integrationsarbeit; die-
se richtet sich an Bürger mit und ohne Migrationshinter-
grund gleichermaßen. Die Stadt unterstützt Beratungs- 
und Versorgungsangebote und wirbt für eine Atmosphäre 
des gegenseitigen Respekts und der Toleranz. Da Zwickau 

im Jahr 2008 im Rahmen der Sächsischen Kreisreform 
die Kreisfreiheit entzogen wurde, endet die Zeit einer 
eigenen Ausländerbeauftragten mit der Altersteilzeit der 
lang jährigen Amtsinhaberin Monika Zenner im Jahr 2012.

Weiterbestehen wird aber ein Netzwerk, in dem ne-
ben der langjährigen Ausländerbeauftragten des Land-
kreises auch zahlreiche sehr aktive zivilgesellschaftliche 
Initiativen für Integration und gegen Fremdenhass enga-
giert sind. Dieser „Interkulturelle Arbeitskreis im Land-
kreis Zwickau“ soll einen intensiven Austausch zwischen 

SVR-Gemeindetyp 6 (20.000 bis 100.000 Einwohner; niedriger Ausländeranteil; 
hohe Arbeitslosenquote)

Bevölkerung 94.887

Ausländeranteil 2,0 %

Arbeitslosenquote 10,5 %

öffentliche Schulden/
Einwohner

977 Euro (Landkreis Zwickau)

Bundesland Sachsen

Wirtschaftsstruktur Zwickau ist die Wiege der sächsischen Automobilindustrie; heute sind hier die 
 Volkswagen Sachsen GmbH sowie Zulieferfirmen vertreten.

strukturelle Faktoren Zwickau wurde 2008 in der Sächsischen Kreisreform die Kreisfreiheit entzogen und 
es wurde Teil des Landkreises Zwickau, dessen Sitz in Zwickau liegt.

Quelle: SVR-Sonderauswertung 2012; INSM 2009

Im Migrations Zentrum Zwickau finden wöchentlich eine Erstberatungssprechstunde und eine offene Gesprächsrunde für Zuwanderer statt. 
Daneben bieten etliche Veranstaltungen eine Plattform, um Menschen anderer Kulturkreise, ihre Lebensformen und ihre Bräuche kennenzulernen. 

Bürger und Kommune für eine tolerante Stadt: Zwickau
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Zivilgesellschaft und Stadtverwaltung ermöglichen. Un-
ter den 28 Mitgliedern findet sich ein breites Spektrum 
an Initiativen und Vereinigungen, darunter das „Bündnis 
für Demokratie und Toleranz der Zwickauer Region“, in 
dem sich zahlreiche Vereine, Einrichtungen, Parteien und 
Gewerkschaften sowie die Stadtverwaltung Zwickau zu-
sammengeschlossen haben. Zu den Aufgaben des Ver-
eins gehört neben der Vernetzung untereinander vor 
allem Aufklärungsarbeit. Diese beinhaltet neben einer 
sehr umfangreichen Internetpräsenz auch Aktionen wie 
den „Zwickauer Appell – Unsere Stadt hat die Nazis satt“, 
der als Reaktion auf die Anschläge der „Zwickauer Zelle“ 
veranstaltet wurde.

Wie in vielen ostdeutschen Kommunen stehen der 
wahrgenommene und der tatsächliche Anteil der Auslän-
der vor Ort in einem krassen Missverhältnis. So berichtet 
der Verein „Wir – Gemeinsam in Zwickau e. V.“, dass bei 
Umfragen an Schulen die Kinder und Jugendlichen den 
Ausländeranteil auf 15 bis 20 Prozent schätzen; tatsäch-
lich betrug er im Jahr 2008 gerade einmal rund zwei Pro-
zent. Die größte Zuwanderergruppe stellen Personen mit 
vietnamesischem Migrationshintergrund, die noch zur 
Zeit der DDR als Vertragsarbeitnehmer in die Stadt ge-
kommen waren. Sie sind heute in Zwickau überwiegend 
im Dienstleistungsgewerbe tätig, etwa im Gemüsehan-
del oder – wie schon zu DDR-Zeiten – im Nähgewerbe. 
Ihre Kinder erreichen oft höhere Bildungsabschlüsse und 
zählen zu den sozialen Aufsteigern. Die nächstgrößeren 
Gruppen mit Migrationshintergrund bilden Spät-/Aus-
siedler und ihre Familienangehörigen sowie Flüchtlinge 
aus Iran, Irak und Afghanistan.

Außer den bereits genannten Initiativen bemühen 
sich auch Migrantenorganisationen selbst aktiv um eine 
gleichberechtigte Teilhabe der vergleichsweise kleinen 
Zuwandererbevölkerung in der Stadt. Neben diversen 
Kulturvereinen ist hier vor allem das „Migrations Zentrum 
Zwickau“ (MZZ) aktiv. Dieses ging aus dem „Treffpunkt für 
alte und neue Zwickauer – Integra“ hervor, der im Jahr 
2001 im Stadtteil Eckersbach von Spät-/Aussiedlern und 
Personen ohne Migrationshintergrund initiiert wurde und 
sich in diesem als sozialer Brennpunkt geltenden Quar-
tier schnell zu einer beliebten Anlaufstelle entwickelte. 
Wegen der großen Nachfrage gründeten die Initiatoren 
von Integra 2002 den Trägerverein des Zentrums „Wir – 
Gemeinsam in Zwickau“ unter dem Dach des Deutschen 
Paritätischen Wohlfahrtsverbandes und des Deutschen 
Frauenrings. Das Zentrum bietet neben der Migrations-
beratung für erwachsene Zuwanderer auch generati-
onsübergreifende Projekte, Angebote der offenen Kin-
der- und Jugendarbeit sowie Kurse speziell für Frauen an 
und verfolgt darüber hinaus das Ziel, das ehrenamtliche 
Engagement zu fördern. Mit seiner breiten Öffentlich-

keitsarbeit möchte das MZZ zudem das Zusammenleben 
und die Verständigung zwischen alteingesessenen und 
zugewanderten Zwickauern fördern. Der Verein sieht es 
laut der Vorsitzenden Ludmilla Günther nicht nur als sei-
ne Aufgabe an, die Zuwanderer in der neuen Heimat zu 
begleiten, sondern möchte auch Bewohner ohne Migra-
tionshintergrund in diesen Prozess einbeziehen. In dem 
Zentrum bekommen daher Menschen jeder Herkunft die 
Möglichkeit, ihre Kultur zu präsentieren, etwa beim Asia-
tischen Neujahrsfest. Diese Veranstaltungen stoßen auch 
bei den alteingesessenen Bewohnern des Stadtteils auf 
Interesse. Auch in den Schulen werden regelmäßig Nati-
onalitätentage veranstaltet.

Um Zuwanderer zwischen 12 und 27 Jahren kümmert 
sich zudem der Jugendmigrationsdienst der Arbeiterwohl-
fahrt in Zwickau. Neben der Ausarbeitung individueller 
Integrationspläne bietet er auch Kursreihen wie „Talente 
und Interessen erkennen, fördern und einsetzen“ an, die 
sich im Sinne der interkulturellen Öffnung nicht nur an 
Jugendliche mit Migrationshintergrund, sondern auch an 
Einheimische aus dem Landkreis Zwickau richten. Diese 
und andere Einrichtungen wie die Sprachschule „Béné-
dict School Zwickau“ sind im Interkulturellen Arbeitskreis 
vernetzt. Das erleichtert es den Mitgliedern und den 
Ausländerbeauftragten, Menschen mit Migrationshinter-
grund mit Einheimischen zusammenzubringen und auf 
passende Unterstützungsangebote zu verweisen. Weiter 
werden gemeinsame Veranstaltungen geplant, etwa für 
die Interkulturellen Wochen mit ihrem umfangreichen 
Programmangebot, und eine Informationsbroschüre zur 
Auslage in den Jobcentern erarbeitet. Man versucht, alle 
gesellschaftlichen Kräfte in der Stadt einzubinden, etwa 
durch ein Rotationsprinzip bei den freien Anbietern der 
Integrationskurse. 

Das Beispiel Zwickau zeigt, wie durch die Zusammen-
arbeit von Bürgern, Verwaltung und Politik trotz eines 
geringen Ausländer- und Zuwandereranteils und wirt-
schaftlich ungünstiger Ausgangslage rege integrative 
Akti vitäten in einer Gemeinde entfaltet werden kön-
nen – seien sie auf Personen mit oder solche ohne Mi-
grationshintergrund bezogen. Eine wichtige Rolle spielt 
dabei die Initiative von Zuwanderern bzw. von Migran-
tenorganisationen, namentlich etwa des Migrations Zen-
trums Zwickau. Die Aufdeckung der Anschläge der neo-
nationalsozialistischen Zwickauer Zelle, deren Mitglieder 
neun Unternehmer türkischer und griechischer Herkunft 
ermordet haben, hat die Bedeutung, aber auch die Not-
wendigkeit der integrativen Arbeit noch einmal deutlich 
unterstrichen. Denn seit bekannt wurde, dass dieses 
Netzwerk seinen Sitz in Zwickau hatte, wird die Stadt in 
der öffentlichen Wahrnehmung sehr stark mit rechtsext-
remem Terror in Verbindung gebracht.
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Bamberg zählt mit knapp 70.000 Einwohnern und einem 
überdurchschnittlichen Ausländeranteil von gut acht 
Prozent zum SVR-Gemeindetyp 7. Mit einem Bruttoin-
landsprodukt von über 57.000 Euro pro Einwohner und 
einer gemäß der SVR-Typologie unterdurchschnittlichen 
Arbeitslosenquote von knapp fünf Prozent gehört es zu 
den wirtschaftsstärkeren Kommunen in Deutschland. Die 
ökonomischen Schwerpunkte liegen in der Kfz- und der 
Elektrotechnikbranche sowie im Ernährungsgewerbe. 
Im Vergleich zu anderen Städten im Großraum Franken, 

etwa Nürnberg und Würzburg, ist Bamberg aber deutlich 
schwächer industrialisiert, was sich auch in der Zuwan-
derungsstruktur widerspiegelt. So wanderten hier in den 
1960er und 1970er Jahren weitaus weniger sog. Gastar-
beiter zu als etwa in Nürnberg oder Würzburg. Bedeu-
tender war die Zuwanderung von Spät-/Aussiedlern: Ab 
Mitte der 1970er Jahre stieg ihre Zahl stark an. Bamberg 
wurde auch aufgrund der Einrichtung von Sprachkursen 
des Bildungswerks der Deutschen Angestellten-Akade-
mie zu einem Aussiedlerzentrum in Bayern. 

SVR-Gemeindetyp 7 (20.000 bis 100.000 Einwohner; hoher Ausländeranteil; 
niedrige Arbeitslosenquote)

Bevölkerung 69.989

Ausländeranteil 8,5 %

Arbeitslosenquote 4,9 %

öffentliche Schulden/
Einwohner

2.147 Euro

Bundesland Freistaat Bayern

Wirtschaftsstruktur Wichtiges Wirtschaftszentrum Oberfrankens. Bedeutende Branchen sind 
Kfz-Zulieferindustrie, Elektrotechnik und Ernährungsgewerbe.

strukturelle Faktoren Kreisfreie Stadt im bayerischen Regierungsbezirk Oberfranken, gleichzeitig  Sitz 
des Landratsamts Bamberg; Mitglied der Metropolregion Nürnberg.

Quelle: SVR-Sonderauswertung 2012, INSM 2009

Der Migranten- und Integrationsbeirat hat für Bamberg an einem Integrationskonzept mitgewirkt. Der Vorsitzende Mohamed Hédi Addala und seine 
Stellvertreterin Mitra Sharifi sind wichtige Ansprechpartner für Verwaltung und Öffentlichkeit. Durch ihre Mithilfe gelang auch die interkulturelle 
Öffnung der Verwaltung.

Integrationsbeirat und Integrationsprojekt: Bamberg
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Dennoch gehört Bamberg bezüglich der politischen 
Partizipation von Zuwanderern eher zu den Spätstartern 
in Deutschland. Während etwa die fränkischen Nachbar-
städte Nürnberg und Erlangen schon in den 1970er Jah-
ren Ausländerbeiräte einführten und damit bundesweit 
zu den Vorreitern in Sachen politischer Beteiligung von 
Zuwanderern wurden, dauerte es in Bamberg bis Mitte 
der 1990er Jahre, ehe ein Ausländerbeirat in der Stadt 
gegründet wurde. Ein Grund hierfür kann in der ange-
sprochenen unterschiedlichen Bevölkerungsstruktur und 
Ein wanderungsgeschichte gesehen werden. Aufgrund 
der geringeren Zahl sog. Gastarbeiter war das Bewusst-
sein, dass man eine ständige Interes senvertretung der 
ausländischen Bevölkerung schaf fen müsse, in Bamberg 
nicht so ausgeprägt wie in anderen deutschen Städten. 

Dies änderte sich erst Anfang der 1990er Jahre, als 
sich in Bamberg wie in vielen anderen deutschen Städ-
ten als Reaktion auf die ausländerfeindlichen Übergriffe 
in Solingen und Mölln Initiativen gegen Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit bildeten. Vor diesem Hintergrund 
wurde im Jahr 1994 auch der Ausländerbeirat der Stadt 
Bamberg gegründet. Im Jahr 2006 wurde das Gremium 
in „Migranten- und Integrationsbeirat“ umbenannt. Eine 
Besonderheit dieses Gremiums ist, dass sich auf Antrag 
auch eingebürgerte Zuwanderer an den Beiratswahlen 
beteiligen können.

Während seines fünfzehnjährigen Bestehens hat der 
Beirat viele erfolgreiche Projekte gestartet. So war er 
maßgeblich an der Weiterentwicklung des städtischen In-
tegrationsprojekts beteiligt, das 2007 mit der Einberufung 
eines Runden Tischs gestartet wurde. Bei der seitdem 
jährlich stattfindenden Veranstaltung unter dem Vorsitz 
des Oberbürgermeisters treffen sich Mitarbeiter aus Ver-
waltung, Wohlfahrtsverbänden und Migrantenver einen, 
um über integrationspolitische Anliegen der Stadt zu be-
raten und dem Stadtrat Empfehlungen zu geben. Zudem 

soll das Gremium die Öffentlichkeit über den Stand der 
Integrationspolitik in Bamberg informieren. Im Rahmen 
des Integrationsprojekts wurden zudem ver schie dene Ar-
beitskreise gebildet, etwa zu den Themen „Sprach liche 
Integration und Bildung“ oder „Interkulturelle Kompe-
tenz in der Verwaltung“. Hier erarbeiten engagierte Bür-
ger und Fachleute Vorschläge für integrations politische 
Maßnahmen. Eine Projektlenkungsgruppe sammelt die 
Vorschläge, erstellt eine Prioritätenliste und reicht die-
se an die kommunalen Entscheidungsgremien weiter. 
Be merkenswert an dieser Prozessstruktur ist, dass auf 
allen Ebenen – Runder Tisch, Arbeitskreise und Projekt-
len kungs gruppe – Vertreter des Migrantenbeirats betei-
ligt werden. Damit wendet Bamberg ein ausgesprochen 
partizipatives Verfahren an, um die Integrationspolitik in 
der Stadt auf eine breite Basis zu stellen. 

Dazu hat auch der sehr engagierte Migrantenbeirat 
beigetragen, dessen Mitglieder sich – schon lange bevor 
das Thema Integration die heutige kommunalpolitische 
Relevanz erlangte – für die Belange der ausländischen 
Bevölkerung einsetzten und dadurch zu wichtigen An-
sprechpartnern für die Stadtverwaltung wurden. Auf 
Seiten der Kommunalpolitik wiederum erkannte man die 
Bedeutung der Migrantenvertretung an. Die komfortab-
le Finanzsituation der Stadt erlaubte es, den Beirat von 
Beginn an mit einem kleinen Budget für Öffentlichkeits-
arbeit und die Durchführung eigener kleiner Projekte 
auszustatten. Dadurch konnte der Migrantenbeirat eige-
ne Räumlichkeiten im Rathaus anmieten und eine – nicht 
nur symbolische – Nähe zu den kommunalpolitischen 
Entscheidungsträgern herstellen. Gerade die Tatsache, 
dass das Integrationsprojekt stark auf Partizipation setzt, 
zeigt, wie gewinnbringend es für Gemeinden sein kann, 
auf die Ressource engagierte Bürger mit und ohne Mig-
rationshintergrund zurückzugreifen.
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Die große kreisangehörige Stadt Arnsberg im Sauerland 
repräsentiert den SVR-Gemeindetyp 8. Mit über sieben 
Prozent weist sie gemäß der Typologie einen überdurch-
schnittlichen Ausländeranteil und mit rund sieben Prozent 
eine überdurchschnittliche Arbeitslosenquote auf. Integra-
tion genießt in Arnsberg einen hohen Stellenwert. So ist 
die Stadt z. B. ungeachtet ihrer relativ geringen Einwoh-
nerzahl neben Städten wie Stuttgart oder Amsterdam Mit-
glied im Europäischen Städtenetzwerk für die kommunale 
Migranten-Integrationspolitik (CLIP). Dabei hat Arnsberg 

in den Bereichen Bildung und Integration eine lange Tra-
dition und durchaus auch eine Pionierfunktion. 

Integrationsarbeit reicht im Regierungsbezirk Arns-
berg bis in die 1960er Jahre zurück. In der eingemeinde-
ten Stadt Neheim-Hüsten kümmerte sich seinerzeit eine 
engagierte Studienrätin mit Italienischkenntnissen um die 
sozialen Belange der sog. Gastarbeiter, die zunehmend 
in die Gemeinde kamen. Aus diesem Engagement ent-
stand später der Internationale Arbeitskreis Arnsberg, 
der bis heute den Kontakt z. B. zu Kulturvereinen pflegt 

SVR-Gemeindetyp 8 (20.000 bis 100.000 Einwohner; hoher Ausländeranteil;
hohe Arbeitslosenquote)

Bevölkerung 75.288

Ausländeranteil 7,1 %

Arbeitslosigkeit 6,9 %

öffentliche Schulden/
Einwohner

1.983 Euro (Hochsauerlandkreis)

Bundesland Nordrhein-Westfalen

Wirtschaftsstruktur Die Gemeinde ist Verwaltungszentrum und wirtschaftliches Zentrum des 
 Hoch sauerlandkreises; insbesondere Leuchten- und Elektroindustrie sowie 
 holzverarbeitende und papiererzeugende Industrie.

strukturelle Faktoren Große kreisangehörige Stadt im Sauerland und Sitz des Regierungsbezirks  Arnsberg.

Quelle: SVR-Sonderauswertung 2012; INSM 2009

Arnsberg geht nicht nur im Bildungsbereich über Standardangebote hinaus. Der Fachdienst für Integration organisiert beispielsweise auch 
Fahrradkurse für Frauen. Vielen, die keinen Führerschein besitzen, gibt dieser Mobilitätsgewinn ein Stück Selbstständigkeit.

Integration durch Bildung: Arnsberg
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und eng mit dem Integrationsrat der Stadt Arnsberg und 
dem Büro für Zuwanderung und Integration zusammen-
arbeitet. Der Schwerpunkt der Vereinsarbeit liegt auf der 
Sprachförderung bei Schul- und Vorschulkindern. Anfangs 
war die Stadtverwaltung vor allem dadurch beteiligt, dass 
sie Räumlichkeiten dafür zur Verfügung stellte. Als aber 
in den 1990er Jahren die Zahl der Zuwanderer stieg und 
Spät-/Aussiedler und Asylsuchende aus Osteuropa und 
dem Balkan nach Arnsberg kamen, bildete sich in der Ver-
waltung eine Gruppe von engagierten Mitarbeitern, die 
sich inhaltlich mit Zuwanderung und Integration befasste. 

Im Jahr 1999 wurde diese Zusammenarbeit formali-
siert und ein Fachdienst konzipiert, der alle Einrichtun-
gen zusammenfasste, die an diesem Thema wesentlich 
beteiligt waren – vom Ausländeramt über die Bereiche 
Betreuung und Begleitung von Zuwanderern bis zu sozia-
len und wirtschaftlichen Hilfen. Für eine Gemeinde dieser 
Größenordnung war Arnsberg damit seinerzeit Vorreiter. 
Im Dezember 2001 wurde das erste Integrationskon-
zept verabschiedet; es folgten Integrations- und Monito-
ringberichte. Von Anfang an wurde Wert darauf gelegt, 
Integration als Querschnittsthema für die Verwaltung 
zu definieren und die Mitarbeiter für den Umgang mit 
Zuwanderern zu sensibilisieren. Kennzeichnend ist auch 
die Verankerung des Themas unmittelbar beim Bürger-
meister. Das Büro für Zuwanderung und Integration ko-
ordiniert eine strategische Steuerungsgruppe, an der der 
Bür germeister und die Fachbereichsleiter teilnehmen. 
Die Bereichsleiter sollen die Impulse in die einzelnen 
Fach bereiche weitergeben. Die Gruppe tagt jährlich und 
bespricht jeweils die Ziele für das Folgejahr. Zuletzt wurde 
eine umfassende Sprachförderung in Arnsberg erreicht. 
Das aktuelle Ziel ist, die Schulabschlüsse von Zuwande-
rern und deren Übergang in den Beruf zu steigern.

Ohnehin ist Arnsberg in der Bildungspolitik besonders 
engagiert. Es hat als eine von nur zwei kreisangehörigen 
Städten in Nordrhein-Westfalen ein eigenes Bildungsbüro 
eingerichtet – solche gibt es in Nordrhein-Westfalen sonst 
nur in Kreisen und kreisfreien Städten. In dem Projekt 
„Bildungsstadt Arnsberg“, das neben der Einrichtung ei-
nes eigenen Bildungsbüros z. B. auch die Organisation von 
Bildungskonferenzen umfasst, werden die staatlichen und 
gesellschaftlichen Kräfte vor Ort wie Verwaltung, Schullei-
tung, Elternvertreter und Jugendhilfe zusammengebracht, 
um die Bildungsangebote in der Stadt zu optimieren und 
besser aufeinander abzustimmen. Das Projekt soll mög-
lichst alle Kräfte bündeln, um die Schulausbildung von Kin-
dern mit und ohne Migrationshintergrund zu verbessern. 
Mit diesem Konzept spricht sich die Stadt, wie sie in ihrem 
ersten Bildungsbericht von 2010 festhält, auch für ein 
neues Selbstverständnis kommunaler Schulentwicklungs-
planung aus: Die Trennung in innere und äußere Schulan-
gelegenheiten, bei der das Land als oberste Schulbehörde 
für die Angebote in den Schulen (innere Schulangelegen-

heiten) zuständig ist und die Kommune als Schulträger für 
Schulbauten und Lehrmittel (äußere Schulangelegenhei-
ten), ist, so der Gedanke, in der Praxis überholt. Mit ihrem 
Konzept der Integration durch Bildung möchte die Stadt 
neue Wege gehen (Stadt Arnsberg 2010).

Dabei sei es wichtig, „die Trennung Zuwanderer/
Ein heimischer, Migrationshintergrund/kein Migrations-
hintergrund aufzuheben – die ist ja eigentlich schon das 
erste Hindernis für Integration“, sagt Peter Josek, Leiter 
des Fachdienstes „Büro für Zuwanderung und Integrati-
on“ der Stadt Arnsberg. So werden z. B. an Haupt- und 
Förderschulen schon in der siebten Klasse Berufsorien-
tierungsprojekte und in der achten Klasse zwei bis drei 
Praktika durchgeführt, die sich nicht nur an Schüler mit 
Migrationshintergrund, sondern an alle Jugendlichen rich-
ten. Die Teilnahmequote liegt bei über 90 Prozent. Unter-
stützt werden diese Projekte u. a. von der Bürgerstiftung 
Arnsberg.  

In Arnsberg geht man auch über das ‚Standard-Ange-
bot‘ zur Sprachstandsfeststellung bei Vorschulkindern in 
Nordrhein-Westfalen (Delfin 4) hinaus. Sofern bei Eintritt 
in die Grundschule von dieser Förderbedarf signalisiert 
wird, bietet der Internationale Arbeitskreis weitergehen-
de Sprachförderung und Elternarbeit an und wird dabei 
von der Stadt unterstützt. Auch dieses Angebot richtet 
sich nicht exklusiv an Kinder mit Migrationshintergrund, 
sondern an alle Kinder mit Förderbedarf.

Diesen Weg will Arnsberg in Zukunft konsequent 
weitergehen. So soll es künftig „Inklusion statt Integra-
tion“ heißen; das sei, meint Jochen Krautstein, der Fach-
dienstleiter für Schule in Arnsberg, „nicht nur sprachlich, 
sondern auch gedanklich etwas anderes“. Ziel sei eine 
individuelle Förderung, die den jeweiligen Benachteili-
gungen gerecht werde, etwa auch bei Schülern mit Be-
hinderungen.96 

In diesem Sinne wurden zusätzlich zu den Angeboten 
im Bildungsbereich noch viele weitere Fördermöglich-
keiten konzipiert, vom Fahrradkurs für Frauen über eine 
Neubürger-Broschüre „Willkommen in Arnsberg“, die in 
Deutsch und vier Fremdsprachen abgefasst ist, bis hin zu 
einem Lotsenprojekt, in dem sich Zuwanderer engagie-
ren und anderen bei alltäglichen Herausforderungen wie 
Arztbesuchen oder Schulkonflikten helfen. Bislang wur-
den zwölf solcher Lotsen ausgebildet. 

Das Beispiel Arnsberg zeigt, dass vergleichsweise 
ungünstige wirtschaftliche Rahmenbedingungen eine 
Gemeinde nicht von integrationspolitischem Engage-
ment abhalten müssen. Im Gegenteil hat die Stadt im-
mer bewiesen, dass sich auch unter diesen Bedingungen 
innovative Maßnahmen anstoßen lassen. Dabei konnte 
Arnsberg aber auch immer auf das Engagement seiner 
Einwohner bauen, gleich ob mit oder ohne Migrations-
hintergrund.

96  Im wissenschaftlichen Diskurs geht der Begriff der Inklusion stärker als der der Integration davon aus, dass die Gesellschaft eine heterogene, aber 
als solche untrennbare Gruppe ist, und versucht nicht, zwei homogene Gruppen (wie z. B. Personen mit und ohne Migrationshintergrund) zu sehen. 
Zudem soll betont werden, dass Gesellschaften bzw. die sie konstituierenden Individuen in vielfacher Hinsicht heterogen sind (Geschlechterrollen, 
Behinderungen, soziale Milieus, politische oder religiöse Orientierungen …) und diese Dimensionen gleichzeitig zu betrachten sind (Hinz 2003). Im 
Kontext der Bildungsplanung wird unter Inklusion die Beschulung von Kindern mit Beeinträchtigungen gemeinsam mit allen anderen Kindern in 
Regelklassen verstanden.
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Während die Wirtschaftskraft der Hansestadt  Rostock im 
bundesweiten Vergleich im Mittelfeld liegt, ist ihre Arbeits-
losenquote mit 10,3 Prozent gemäß der SVR- Typologie 
überdurchschnittlich hoch. Mit einem unter durch schnitt-
lichen Ausländeranteil gehört die rund 200.000 Einwoh-
ner zählende Stadt zum SVR-Gemeindetyp 10. Bereits zu 
Beginn der 1990er Jahre wurden in der Stadt ein Migran-
tenbeirat und das Amt des Ausländerbeauftragten einge-

richtet. Ein Integrationskonzept wurde allerdings erst viele 
Jahre später (2011) von der Integrationsbeauftragten an-
gestoßen; bei der Erarbeitung wird die Gemeinde von der 
Bertelsmann Stiftung unterstützt.

Wie viele Kommunen in den neuen Bundesländern 
hat auch Rostock seit Jahren mit den negativen Auswir-
kungen des demografischen Wandels zu kämpfen. Viele 
Menschen aus der jüngeren Generation und insbesonde-

SVR-Gemeindetyp 10 (über 100.000 Einwohner; niedriger Ausländeranteil; 
hohe Arbeitslosenquote)

Bevölkerung 201.096

Ausländeranteil 3,9 %

Arbeitslosenquote 10,3 %

öffentliche Schulden/
Einwohner

1.123 Euro

Bundesland Mecklenburg-Vorpommern

Wirtschaftsstruktur Die Wirtschaft der ältesten Universitätsstadt Nordeuropas ist nach wie vor maritim 
geprägt, u. a. durch Hafenwirtschaft und Schiffbauindus trie sowie deren Zulieferer 
und Dienstleister.

strukturelle Faktoren Kreisfreie Stadt und Regiopole zwischen Hamburg, Kopenhagen und Berlin.

Quelle: SVR-Sonderauswertung 2012; INSM 2009

Tran Thi Than Thu moderiert den „Gründer- und Unternehmerstammtisch für MigrantInnen“, den die Organisation migra ins Leben gerufen hat. 
Frau Thu betreibt mit ihrem Mann einen Blumenladen, in dem auch eine Deutsche angestellt ist.

Förderung von Unternehmern mit Migrationshintergrund: 
Rostock
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re qualifizierte Fachkräfte ziehen fort, während das Ge-
burtendefizit zunimmt und die Lebenserwartung steigt. 
In den 1990er Jahren verlor die Stadt fast 20 Prozent 
ihrer Einwohner; erst seit ein paar Jahren ist die Bevölke-
rungsgröße wieder relativ stabil. Die Hafenstadt möchte 
sich in den nächsten Jahren verstärkt als sog. Regiopole97 
zwischen den Metropolen Hamburg, Kopenhagen und 
Berlin positionieren und ihre kulturelle und wirtschaftli-
che Vorbildrolle in Mecklenburg-Vorpommern weiter aus-
bauen. Sie hat sich daher das strategische Ziel gesetzt, 
ihre Wirtschaftskraft zu erhöhen, die Arbeitslosigkeit zu 
senken und so auch ihre Attraktivität für Neuzuwanderer 
zu steigern. 

Um dies zu erreichen, sollen in der Region ansässige 
klein- und mittelständische Unternehmen aktiv unter-
stützt und Existenzgründungen gefördert werden. Zu-
wanderer spielen in diesem Konzept eine wesentliche 
Rolle. Einerseits sind Menschen mit Migrationshintergrund 
auch in Rostock in besonderem Maße von Arbeits losigkeit 
betroffen. Andererseits haben Unternehmensgrün dungen 
von Zuwanderern in den letzten Jahren stark zugenom-
men.98 Seit März 2011 wird deswegen ein „Gründer- und 
Unternehmerstammtisch für MigrantInnen“ angeboten. 
Organisator des Stammtischs ist der Verein migra, der 
schon seit 2007 Zuwanderer in Rostock insbesondere bei 
der beruflichen Integration und Qualifizierung unterstützt. 
Aus dieser Arbeit entstand die Idee, eine spezielle Platt-
form für unternehmerisch tätige Zuwanderer in Rostock 
zu schaffen. Die Initiative war zunächst eingebettet in das 
Projekt „Kompetenz sucht Job“, das seit 2009 in den Regi-
onen Mittleres Mecklenburg und Nordvorpommern durch-
geführt und aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds im 
Rahmen des Bundesprogramms „XENOS – Integration und 
Vielfalt“ finanziert wurde. Da das Projekt im Januar 2012 
auslief, nutzt migra inzwischen alternative Finanzierungs-
quellen wie z. B. über die IHK oder das Netzwerk IQ.

Zuwanderer sind bei der Umsetzung ihrer unterneh-
merischen Pläne in der Regel mit größeren Problemen 
konfrontiert als Existenzgründer aus der Mehrheitsbevöl-
kerung. Sie haben oftmals Sprachprobleme oder starten 
ohne ausreichende Vorbereitung in die Selbstständigkeit. 
Öffentliche Fördermittel, Existenzgründerdarlehen oder 
Beratungsangebote der Arbeitsagenturen werden kaum 
genutzt, weil es an zureichenden Informationen fehlt. 
Stattdessen greifen die Betreffenden in hohem Maße auf 

Eigenkapital oder auf Hilfe aus dem familiären Bereich 
zurück. Fast einem Viertel der Selbstständigen mit Migra-
tionshintergrund fehlen bei Schwierigkeiten kompetente 
Ansprechpartner. Der Bedarf an Beratungsangeboten für 
Zuwanderer ist daher sehr groß (SVR 2010a: 181).

Genau an diesem Punkt setzt das Konzept des Ros-
tocker Stammtischs an. Durch die regelmäßigen Treffen, 
zu denen immer wieder auch auswärtige Experten ein-
geladen werden, sollen Zuwanderer bei dem Schritt in 
die Selbstständigkeit von Anfang an beraten und unter-
stützt werden. Der Stammtisch dient dazu, Netzwerke 
zwischen den Unternehmern aufzubauen und Informa-
tionen auszutauschen. Gleichzeitig soll die Arbeit des 
Stammtischs die Angst vor bürokratischen Hürden neh-
men bzw. das bürokratische Dickicht lichten. So werden 
etwa Veranstaltungen zu Themen wie Steuerrecht oder 
Vertragsgestaltung angeboten. Nach den Vorträgen gibt 
es immer Gelegenheit zum Nachfragen. Der informelle 
Charakter der Veranstaltungen hilft, Konkurrenzdenken 
zu überwinden und Hemmschwellen abzubauen. Hierfür 
ist auch wichtig, dass bei Sprachproblemen Zuwanderer 
gleicher Herkunft als Dolmetscher einspringen und sich 
die Teilnehmer gegenseitig unterstützen. Die Moderation 
der Veranstaltungen übernehmen entweder die Organi-
satorinnen von migra oder die aus Vietnam stammende 
Unternehmerin Tran Thi Than Thu, die zusammen mit ih-
rem Mann einen Blumenladen in Rostock betreibt. Sie 
kam zunächst ebenfalls als Teilnehmerin zum Stamm-
tisch, wechselt mittlerweile aber immer öfter in die Rolle 
der engagierten Moderatorin.

An dem Stammtisch nehmen aber nicht nur Existenz-
gründer bzw. an einer Gründung Interessierte teil. Auch 
Vertreter der Industrie- und Handelskammer zu Rostock, 
des Unternehmerverbands oder des Bildungswerks der 
Wirtschaft gehören zu den regelmäßigen Gästen und 
informieren über geeignete Fördermöglichkeiten. Der 
Gründer- und Unternehmerstammtisch für MigrantInnen 
ist dadurch auch ein wichtiger Vermittler zwischen Selbst-
ständigen mit Migrationshintergrund und den jeweiligen 
Förderorganisationen. „Wir bieten ganz niederschwellige 
Angebote an. Dies baut Berührungsängste ab – und zwar 
auf beiden Seiten“, erklärt Andrea Kröhnert von migra 
den Erfolg der Veranstaltungen. Die positiven Reaktionen 
auf das Angebot zeigen, dass der Stammtisch in Rostock 
seine Brückenfunktion erfüllt. 

97  Regiopole ist ein Begriff aus der Raumordnung/Geografie. Er beschreibt Städte, die außerhalb von Metropolregionen liegen, jedoch in der Region 
als Standort der Wissensgesellschaft und als Entwicklungsmotor gelten (Stadtverwaltung Erfurt 2008: 10).

98  Die Zahl der Gewerbeanmeldungen von Gründern mit Migrationshintergrund hat sich in Mecklenburg-Vorpommern zwischen 1996 und 2005 
verdoppelt (Neuberger/Räthke/Bruder 2007: 16). In Rostock ist ein vergleichbarer Trend seit 2000 zu beobachten (Gewerbeabteilung der Stadt 
Rostock 2012).
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Stuttgart zählt zu den einkommensstärksten und wirt-
schaftlich bedeutendsten Städten Deutschlands und 
Euro pas. Die Region Stuttgart ist eines der Zentren des 
deutschen Mittelstands, d. h. kleiner und mittelgroßer 
Unter nehmen. Zudem haben sich in der Stadt und ihrer 
Um ge bung viele international agierende Großkonzerne 
wie Daimler, Porsche, Bosch oder Lenovo angesiedelt, die 
hier ihren Stammsitz haben. Entsprechend hoch ist der 
Aus länder- bzw. Zuwandereranteil. Viele Arbeitskräfte 
sind aus dem Ausland nach Stuttgart zugewandert und le-

ben seit vielen Jahren bzw. Jahrzehnten mit ihren Familien 
in der Stadt. Insgesamt haben rund 40 Prozent der Stadt-
bevölkerung einen Migrationshintergrund. Keine deutsche 
Groß stadt weist einen größeren Zuwandereranteil auf.

Im Bereich der kommunalen Integrationspolitik 
kommt Stuttgart seit einigen Jahren eine bundesweite 
Vor reiterrolle zu. Seit der Verabschiedung des „Stuttgarter 
Bünd nisses für Integrationspolitik“ im Jahr 2001 hat die 
Stadt viele Initiativen zur Verbesserung der Integration 
ergriffen und ist dafür auch mit mehreren Preisen aus-

SVR-Gemeindetyp 11 (über 100.000 Einwohner; hoher Ausländeranteil; 
niedrige Arbeitslosenquote)

Bevölkerung 600.068

Ausländeranteil 22,9 %

Arbeitslosenquote 3,8 %

öffentliche Schulden/
Einwohner

1.391 Euro

Bundesland Baden-Württemberg

Wirtschaftsstruktur Die Stadt ist eines der Zentren des deutschen Mittelstands sowie Standort vieler 
Hightech-Unternehmen wie Bosch, Daimler, Porsche oder Siemens.

strukturelle Faktoren Landeshauptstadt und größte Stadt Baden-Württembergs. Zentrum der sog. 
Region Stuttgart.

Quelle: SVR-Sonderauswertung 2012; INSM 2009

Ein Ziel der Stuttgarter Wohnungs- und Städtebaugesellschaft ist, das soziale und kulturelle Miteinander der verschiedenen Bevölkerungsgruppen zu 
verbessern. Der Concierge-Service steht den Bewohnern der Siedlungen mit Rat und Tat zur Seite und trägt so dazu bei, soziale Spannungen abzubauen.

Kommunale Maßnahmen gegen Segregation: Stuttgart
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gezeichnet worden, u. a. dem „Cities for Peace“-Preis 
der UNESCO im Jahr 2004. Stuttgart ist zudem Mitglied 
im europäischen Städtenetzwerk „Cities for Local Integ-
ration Policies for Migrants“ (CLIP) und koordiniert seit 
Januar 2009 in Zusammenarbeit mit der Kommunalen 
Geschäftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt) 
 fe der führend den bundesweiten Arbeitskreis „Kommuna-
ler Quali tätszirkel zur Integration“ (Info-Box 21).

Auch die räumliche Segregation einzelner ethnischer 
Bevölkerungsgruppen wird als ein relevantes integrati-
onspolitisches Thema betrachtet. Eine Untersuchung des 
Statistischen Amts Stuttgart aus dem Jahr 2007 kommt 
zwar zu dem Schluss, dass die ethnische Segregation über 
alle Nationalitätengruppen hinweg seit Mitte der 1980er 
Jahre leicht zurückgegangen ist (Fuchs 2008), doch haben 
immer noch einige Stadtteile in Stuttgart einen hohen Zu-
wandereranteil, zum Teil über 50 Prozent. Zwar dominiert 
in keinem der Stadtteile eine einzige Nationalität – die 
große kulturelle Vielfalt der Stadt spiegelt sich somit auch 
in den einzelnen Stadtteilen wider –, die ethnische Segre-
gation geht aber häufig mit sozialer Segregation einher, 
sodass in diesen Stadtteilen nicht nur ethnische, sondern 
auch soziale Probleme gehäuft auftreten. 

Exemplarisch kann dies am Stadtteil Hallschlag de-
monstriert werden: Ursprünglich komplett durch sozialen 
Wohnungsbau entstanden, zeichnet sich dieser im Bezirk 
Bad Cannstatt gelegene Stadtteil heute durch monotone 
Wohnsiedlungen, eine hohe Arbeitslosigkeit (16,1 %) und 
einen hohen Anteil an Sozialhilfeempfängern (10,9 %) 
aus (sbr 2012). Von allen Stadtteilen Stuttgarts hat Hall-
schlag eine der geringsten Übergangsquoten von der 
Grundschule zum Gymnasium. Der Zuwandereranteil liegt 
bei rund 60 Prozent. Insgesamt finden sich hier über 90 
verschiedene Nationalitäten.

Die Stadt Stuttgart ergreift seit Jahren Maßnahmen, 
um die soziale und ethnische Segregation zu begrenzen. 
Eine entscheidende Rolle spielt hierbei die Stuttgarter 
Wohnungs- und Städtebaugesellschaft (SWSG). Das kom-
munale Wohnungsunternehmen verwaltet rund 18.000 
Wohnungen in Stuttgart und hat schon vor Jahren die 
Integration von Zuwanderern sowie das soziale Mitein-
ander der verschiedenen Bevölkerungsgruppen zu seinen 
Unternehmenszielen erklärt. Um eine zu große Konzen-
tration von Zuwanderern in bestimmten Stadtteilen zu 
verhindern, wurde im Jahr 2002 der Beschluss gefasst, 
den Belegungsanteil von Ausländern aus Nicht-EU-Staa-
ten in einer von der SWSG verwalteten Hausgemeinschaft 
auf 20 Prozent zu beschränken (SWSG 2002). Allerdings 
zeigte sich, dass diese Vergaberichtlinie als Steuerungs-
instrument für eine gemischte Hausbelegung nur bedingt 
geeignet ist (Stadt Stuttgart 2009). Denn aus der Sicht der 

Wohnungsgesellschaft sind die Probleme in bestimmten 
Stadtvierteln weniger kultureller als sozialer Art. Der so-
ziale Hintergrund oder das Alter der Bewohner spielen 
dabei eine größere Rolle als ihre ethnische Herkunft. 

Eine erfolgreiche Bekämpfung von Wohnsegregation 
erfordert daher nach Ansicht der SWSG neben baulichen 
Aspekten vor allem Maßnahmen zur Verbesserung des 
sozialen Miteinanders im Wohnviertel insgesamt. Daher 
versucht die SWSG verstärkt, das Stadtviertel gezielt auf-
zuwerten. Beispielsweise wurden viele Häuser renoviert 
und zahlreiche Grünflächen mit Spielplätzen angelegt. 
Zudem hat die SWSG vor einem Jahr ein Kundenzentrum 
im Stadtteil Hallschlag eröffnet. 

Einen weiteren Ansatz verfolgt die SWSG seit einigen 
Jahren im Bereich der Streitschlichtung und Mediation; 
dazu setzt sie seit mittlerweile über zehn Jahren inter-
kulturell geschulte Experten ein. Im Stuttgarter Stadt teil 
Botnang wurde zudem im Herbst 2007 ein sog. Con cierge-
Projekt eingerichtet. Man erhofft sich, dass die Anwesen-
heit dieses Personals in den Hochhäusern zum Abbau so-
zialer Spannungen beiträgt. Die Concierges über wachen 
zum einen die Hausordnung, zum anderen erbringen sie 
verschiedene Serviceleistungen, vom Tragen von Ein-
kaufstaschen bis zum Blumengießen bei län gerer Ab-
wesenheit. Der Erfolg des Projekts ist groß: Van da lismus 
und Beschädigungen sind seit Einführung der Concierges 
deutlich zurückgegangen, die Fluktuation der Mieter ist 
auf den sehr niedrigen Wert von acht Prozent gesunken. 

Mit acht Prozent verfügt Stuttgart über einen relevan-
ten Anteil öffentlich geförderter Wohnungen. Damit kön-
nen kommunale Wohnungsunternehmen als Akteure vor 
Ort auch für integrationspolitische Fragen eine wichtige 
Rolle spielen, wie das Beispiel verdeutlicht. Unabhängig 
vom Erfolg der stadtteilbezogenen Maßnahmen sieht die 
Stadt aber vor allem in der verstärkten Bildungsbeteili-
gung der Jugendlichen ein wichtiges Mittel, um die nicht 
zuletzt räumlich bedingte Benachteiligung zu kompen-
sieren. So fördert die SWSG auch Bildungsprojekte zur 
besseren Integration von Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund, z. B. durch eine Haus aufgabenbetreuung. 
Darüber hinaus führte sie im Jahr 2007 an der Carl-Benz-
Grundschule im Stadtteil Hallschlag ein Kunst- und Mu-
sikprojekt durch. Der Integrationsbeauftragte der Stadt 
Stuttgart, Gari Pavkovic, sieht Bildung auch in segrega-
tionspolitischen Fragen als den entscheidenden Faktor 
an: „Wenn Bildung funktioniert, müssen wir nicht über 
Segregation reden.“ Die Stadt setzt daher auf eine sys-
tematische Bildungsförderung in sozial benachteiligten 
Stadtteilen. Sie initiierte z. B. 2009 die Stuttgarter Bil-
dungspartnerschaft oder nimmt seit 2011 am Landespro-
gramm Bildungsregion teil.
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Essen gehört als Großstadt mit einem überdurchschnitt-
lichen Ausländeranteil und einer überdurchschnitt lichen 
Arbeitslosigkeit zum SVR-Gemeindetyp 12. Als zweit-
größte Stadt des Ruhrgebiets ist sie wie viele Städte in 
diesem Ballungsraum stark durch Zuwanderung geprägt. 
Die integrationspolitischen Maßnahmen und Struk  turen 
können auf eine entsprechend lange Tradition verweisen: 
Bereits 1975 wurde ein Ausländerbeirat eingerichtet (in-
zwischen: Integrationsrat), 1980 wurde die Essener RAA 
gegründet (Info-Box 9), die seit 1999 als RAA/Büro für 

interkulturelle Arbeit dem Geschäftsbereich Jugend und 
Soziales angehört. Schon im Jahr 1999 beschloss der Rat 
der Stadt die Erstellung eines „Konzepts für die interkul-
turelle Arbeit“.

Auch „Gesundheit und Migration“ ist in Essen seit vie-
len Jahren ein wichtiges Thema der kommunalen Politik. 
Die Stadt bringt nicht nur seit 1988 einen Gesundheitsbe-
richt heraus und war damit eine der ersten Kommunen, 
die dies taten. Seit Ende der 1990er Jahre ist sie zudem 
Mitglied im bundesweiten „Arbeitskreis Migration und öf-

SVR-Gemeindetyp 12 (über 100.000 Einwohner; hoher Ausländeranteil; hohe Arbeitslosenquote)

Bevölkerung 579.759

Ausländeranteil 12,1 %

Arbeitslosenquote 9,2 %

öffentliche Schulden/
Einwohner

1.854 Euro

Bundesland Nordrhein-Westfalen

Wirtschaftsstruktur Einst stark von der Schwerindustrie geprägt (z. B. Krupp), wendet sich die Stadt 
heute verstärkt dem Dienstleistungssektor zu und ist Sitz zahlreicher großer 
 Konzerne wie RWE, ThyssenKrupp, Aldi Nord, E.ON Ruhrgas und der WAZ-Gruppe.

strukturelle Faktoren Kreisfreie Stadt im Ruhrgebiet. In diesem drittgrößten Ballungsraum Europas leben 
und arbeiten über fünf Mio. Menschen.

Quelle: SVR-Sonderauswertung 2012; INSM 2009

Die Gesundheitskonferenz der Stadt Essen gab den Anstoß für eine stärker kultursensible Gesundheitsversorgung, z. B. durch den Abbau sprachlicher 
Barrieren. Laura Boldorini (links), Mitarbeiterin im Gesundheitsamt, berät ihre Kunden in drei Sprachen: Deutsch, Englisch und Italienisch.

Gesundheit und Migration: Essen
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fentliche Gesundheit“, der von der Integrationsbeauftrag-
ten der Bundesregierung koordiniert wird. Und bereits 
seit Ende der 1980er Jahre gehört die Ruhrgebietsme-
tropole zur sog. Healthy-Cities-Bewegung der Weltge-
sundheitsorganisation, die weltweit die kommunale Ge-
sundheitsversorgung verbessern will. In diesem Rahmen 
wurde auch das Projekt „Gesunde Stadt Essen“ ins Leben 
gerufen. Darüber hinaus finden in Essen wie in allen Krei-
sen und kreisfreien Städten in Nordrhein-Westfalen seit 
1999 regelmäßig sog. Gesundheitskonferenzen statt, auf 
denen Anbieter, Kostenträger, Nutzer von gesundheitli-
chen Leistungen und die kommunale Gesundheitspolitik 
aktuelle und drängende Themen der Gesundheitsförde-
rung und Krankenversorgung erörtern. 

2006 befasste sich die 22. Gesundheitskonferenz mit 
dem Thema „Migration und Gesundheit“ und beschloss, 
einen entsprechenden Bericht zu erstellen. Die Befunde 
sollten im Interkulturellen Konzept fortgeschrieben wer-
den, das bis dato das Thema Gesundheit noch nicht auf-
gegriffen hatte. Eine Auftaktveranstaltung im Jahr 2006 
diente einer ersten Bestandsaufnahme. Man beschränkte 
sich aber nicht auf Berichterstattung, sondern steckte die 
Ziele gleich weiter: Es sollten konkrete Maßnahmen für 
den Bereich Migration und Gesundheit erarbeitet wer-
den, die die Stadt in den kommenden Jahren angehen 
wollte. Das Pflege- und Gesundheitssystem hatte sich bis 
dahin nur punktuell auf die Ansprüche einer heteroge-
nen Klientel ausgerichtet und eine stärker kultursensible 
Gesundheitsversorgung, z. B. in Bezug auf den Abbau 
sprachlicher Barrieren oder den Aufbau interkultureller 
Kompetenzen beim Personal, erst in Ansätzen aufgebaut. 
Auf den folgenden zwei Fachkonferenzen im Jahr 2008 
wurden konkrete Handlungsempfehlungen erarbeitet, 
die seitdem unter Federführung des Essener Gesund-
heitsamts Schritt für Schritt realisiert werden. 

Eine wichtige Maßnahme war die Erarbeitung des 
„Gesundheitswegweisers für Migranten“, der im Septem-
ber 2011 vorgestellt wurde (Stadt Essen 2011). Auf knapp 
200 Seiten informiert er in sieben Sprachen über die mehr 
als 1.000 Gesundheitseinrichtungen in Essen, angefangen 
bei Arztpraxen über Krankenhäuser bis hin zu Apotheken. 
Dabei ist auch angegeben, über welche Sprach kenntnisse 
die Mitarbeiter der jeweiligen Einrichtungen verfügen. 
Insgesamt wurden 48 verschiedene Sprachen zusam-
mengetragen. Zudem sind praktische Über setzungshilfen 
sowie Stadtpläne zur schnellen Orien tierung enthalten. 
Erschienen ist der Wegweiser in einer Auflage von 16.000 
Stück. Er liegt in allen relevanten gesundheitsbezogenen 

Institutionen und auch an Treffpunkten von Zu wanderern 
aus. Zusätzlich ist eine Online-Version ver fügbar, die unter 
Mithilfe der beteiligten Institutionen jedes Jahr aktuali-
siert wird.

Bei der Erstellung des Wegweisers konnte das Ge-
sundheitsamt auf die gut ausgebauten Strukturen und 
Netzwerke im Essener Gesundheitsbereich zurückgreifen. 
Da z. B. im Zuge der Gesundheitskonferenzen sämtliche 
Anbieter von Gesundheitsdienstleistungen, Kostenträger 
usw. erfasst worden waren, war schon früh der Boden 
bereitet für eine Vernetzung und Kooperation der Be-
teiligten und eine erfolgreiche Zusammenarbeit dieser 
Akteure.

Einen besonderen Schwerpunkt im Essener Gesund-
heitswegweiser bildet das Kapitel Psychische Gesund-
heit. Dies war den Verantwortlichen in der Essener Stadt-
verwaltung deswegen besonders wichtig, weil nach ihrer 
Beobachtung Menschen mit Migrationserfahrung häufig 
unter bestimmten Aspekten ihrer Situation leiden, die 
mit der Migration zusammenhängen, etwa wenn sie von 
ihrer Familie getrennt sind oder ihnen die neue Kultur 
besondere Probleme bereitet. Trotz dieser besonderen 
Bedürfnisse nehmen Zuwanderer aber laut den zustän-
digen Akteuren psychiatrische und psychotherapeutische 
Angebote deutlich seltener in Anspruch als Menschen 
ohne Migrationshintergrund.

Die Stadt Essen zeigt damit beispielhaft, dass Inte-
gration auch bei einer schwierigen Haushaltslage ei-
nen bedeutenden Rang im Portfolio kommunaler Poli-
tik einnehmen kann. Zwar wurde das Thema Migration 
und Gesundheit erst vergleichsweise spät in das Inter-
kulturelle Konzept einbezogen. Nachdem sie es einmal 
als wichtigen Aspekt erkannt hatten, gingen Politik und 
Verwaltung es aber ebenso tatkräftig wie weitsichtig an, 
wobei sie auch auf die vor Ort vorhandenen Strukturen 
im Gesundheitsbereich zurückgreifen konnten. Der Ge-
sundheitswegweiser ist daher auch nur ein Baustein ei-
ner verbesserten kultursensiblen Gesundheitsversorgung 
in Essen. Aus dem 2006 angestoßenen Prozess ist bspw. 
auch der 2007 gegründete Verein zur interkulturellen 
Beratung und Betreuung im Gesundheitsbereich (ViBB) 
hervorgegangen. Diese Migrantenorganisation bietet seit 
2008 u. a. ein Projekt zum betreuten Wohnen speziell 
für Zuwanderer an. Die Besonderheit dabei ist, dass die 
fachlich qualifizierten Mitarbeiter des ViBB selbst einen 
Migrationshintergrund haben und über die interkulturelle 
Kompetenz verfügen, die sie bei der Arbeit mit psychisch 
erkrankten Zuwanderern benötigen.
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Die Freie und Hansestadt Hamburg zählt zu den wich-
tigsten Wirtschaftsstandorten Deutschlands. Neben dem 
Hafen bilden sowohl Logistik und die Luftfahrt- und Kon-
sumgüter industrie wichtige Wirtschaftszweige als auch 
der Tourismus, regenerative Energien, Information und 
Tele kommunikation sowie Medizin und Biowissenschaf-
ten. Hamburg wurde stark durch Zuwanderung geprägt. 
Mit einem überdurchschnittlich hohen Ausländer anteil 
gehört die zweitgrößte Stadt Deutschlands dem SVR-
Gemeinde typ 12 an.

Trotz des hohen Anteils an Bewohnern mit Migra-
tionshintergrund (29,6 % Ende 2010; Statistisches Amt 

für Hamburg und Schleswig-Holstein 2011) hielt der Se-
nat erstmals im Jahr 2006 Leitbilder, Ziele und Maßnah-
men zur Integrationspolitik in einem Handlungskonzept 
fest, das derzeit (Stand 2012) in Zusammenarbeit mit 
dem Integrationsbeirat überarbeitet werden soll (Stadt 
Hamburg 2012b). Aktuell sind zahlreiche Aktivitäten zu 
verzeichnen, etwa zur Anerkennung ausländischer Be-
rufsabschlüsse; zudem wirbt seit 2011 im Zuge einer Ein-
bürgerungsinitiative der Erste Bürgermeister Olaf Scholz 
in einem Schreiben persönlich bei Ausländern um die 
Annahme der deutschen Staatsbürgerschaft. Ebenfalls 
mit dem Ziel, die Zahl der Einbürgerungen zu steigern, 

SVR-Gemeindetyp 12 (über 100.000 Einwohner; hoher Ausländeranteil; hohe Arbeitslosenquote)

Bevölkerung 1.772.100

Ausländeranteil 13,9 %

Arbeitslosenquote 6,0 %99

öffentliche Schulden/
Einwohner

keine Angaben100

Wirtschaftsstruktur Die Hansestadt ist ein Handels-, Verkehrs- und Dienstleistungszentrum mit über-
regionaler Bedeutung. Der Hafen zählt zu den weltweit führenden Seehäfen.

strukturelle Faktoren Hamburg ist als Stadtstaat ein Land und die zweitgrößte Stadt Deutschlands.

Quelle: SVR-Sonderauswertung 2012; INSM 2009

Hamburgs größter Arbeitgeber, die hamburgische Verwaltung, möchte das Potenzial zugewanderter Mitarbeiter stärker nutzen und die Verwaltung 
interkulturell öffnen. Dazu startete die Stadt die Kampagne „Wir sind Hamburg. Bist Du dabei?“ Can-Suat Simsek (rechts), Sohn türkischer Eltern,  
arbeitet seit 2006 als Brandmeister auf der Feuer- und Rettungswache Veddel. 

Interkulturelle Öffnung der Verwaltung: Hamburg
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machte der Stadtstaat 2011 von seinem Mitspracherecht 
auf Bundesebene Gebrauch und setzte sich für die dop-
pelte Staatsbürgerschaft ein.

Das Integrationskonzept, die Arbeiten an seiner Wei-
terentwicklung und das damit verbundene öffentliche 
Bekenntnis, Fragen von Integration Priorität einzuräu-
men, strahlten auch auf andere Bereiche aus. Als ein 
wichtiger Baustein wurde die interkulturelle Öffnung der 
eigenen Ver waltung ausgemacht. Wie eine Erhebung im 
Jahr 2008 zeigte, lag der Anteil der Beschäftigten mit 
Migra tions hintergrund in der hamburgischen Verwaltung 
mit 8,9 Prozent deutlich unter dem Anteil an Zuwande-
rern in der Bevölkerung. Der Senat ist überzeugt, dass 
die Behörden sich damit um Kenntnisse und Fertigkei-
ten bringen, die für eine Zuwandererstadt wichtig sind: 
sprachliche Vielfalt und interkulturelles Verständnis, die 
Zuwanderer als Beschäftigte in den Arbeitsalltag einbrin-
gen könnten. Zudem wäre ein angemessener Anteil an 
Beschäftig ten mit Migrationshintergrund auch eine Aner-
kennung der zugewanderten Bevölkerung101, und der öf-
fentliche Dienst wäre ein Vorbild für private Arbeitgeber. 
Immerhin ist die Verwaltung des Stadtstaats der größte 
Arbeitgeber in Hamburg.

Daher sollte ein gleichberechtigter Zugang von Zu-
wanderern zu den Verwaltungsdiensten sichergestellt 
werden. Ein höherer Anteil an Beschäftigten mit Mi-
grationshintergrund ist aber nur sukzessive über eine 
verstärkte Neueinstellung von Personen mit Migrations-
hintergrund zu erreichen, insbesondere bei den Auszu-
bildenden. Denn die hamburgische Verwaltung rekrutiert 
ihre Beschäftigten z. B. bei Polizei, Feuerwehr, Steuerver-
waltung oder dem Allgemeinen Dienst über den Ausbil-
dungsweg. Daher wurde 2006 beschlossen, den Anteil 
der Auszubildenden mit Migrationshintergrund innerhalb 
von fünf Jahren von 5,2 auf 20 Prozent zu steigern.

Dafür, dass sich bislang nur wenige Nachwuchskräf-
te mit Migrationshintergrund um eine Ausbildungsstelle 
beworben hatten, wurden im Wesentlichen Informati-
onsdefizite bei der Zielgruppe verantwortlich gemacht. 
Daher wurde die Kampagne „Wir sind Hamburg! Bist Du 
dabei?“ mit einem Budget von jährlich rund 100.000 
Euro gestartet. Ein zentrales Element dieser Initiative 
ist, potenzielle Bewerber mit Migrationshintergrund in 
den Medien und der Öffentlichkeit gezielt anzusprechen, 
z. B. mit Plakaten in U-Bahnen. Die Aktion klärt expli-
zit darüber auf, dass man auch mit einer nichtdeutschen 
Staatsangehörigkeit für Hamburg arbeiten könne. Für das 
Projekt wurden zudem mehrsprachige Flyer entwickelt, 
die besonders die Eltern potenzieller junger Bewerber als 
wichtige Personen im Entscheidungsprozess ansprechen. 
Darüber hinaus wurden in deutsch- und fremdsprachigen 

Hamburger Medien Stellenanzeigen geschaltet. Weitere 
Bestandteile der Informationsoffensive waren Auftritte 
auf Ausbildungsmessen, Beratungsbesuche in Schulen 
und eine Internetplattform. Schließlich wurde auch die 
Kooperation mit Beratungsstellen und Migrantenorgani-
sationen gesucht.

Zusätzlich zur Kampagne wurden die Bewerbungs- 
und Auswahlverfahren so verändert, dass sie die Chan-
cengerechtigkeit für Bewerber mit Migrationshintergrund 
erhöhen. Ziel aber bleibt, die fähigsten Bewerber einzu-
stellen, ein Migrationshintergrund darf nicht per se ein 
positives Auswahlkriterium sein. Entsprechend wurden 
die Anforderungen nicht abgesenkt, aber interkulturelle 
Kompetenz als Teil der Eignung aufgenommen und Inst-
rumente zu ihrer Feststellung entwickelt (z. B. Fragen zu 
interkulturellem Wissen).

Fünf Jahre nach dem Start der Kampagne zeichnen 
sich stetige Erfolge ab, wenngleich nicht im anfangs 
erhofften Umfang. Bis 2011 war der Anteil an Auszu-
bildenden mit Migrationshintergrund auf 16,5 Prozent 
gestiegen; in einzelnen Bereichen (Allgemeine Dienste, 
Steuerverwaltung) wurde die Zielmarke bereits über-
schritten. Gestiegen ist auch der Anteil an Bewerbern 
mit Migrationshintergrund (2007: 10 %; 2010: 17,5 %). 
Offenbar strahlt die Kampagne auch auf andere Berei-
che aus. So ist im Vorbereitungsdienst für das Lehramt an 
Hamburger Schulen der Anteil der Referendare mit Mig-
rationshintergrund mittlerweile auf 22 Prozent gestiegen 
(Knebel-Pasinski 2011).102 Auch wurde die Kampagne 
von der Integrationsbeauftragten der Bundesregierung 
im Wettbewerb „Kulturelle Vielfalt in der Ausbildung“ 
2008 ausgezeichnet, und immer häufiger sind die Orga-
nisatoren aus Hamburg als Experten gefragt, wenn ande-
re Kommunen über ähnliche Konzepte nachdenken. Das 
Projekt war zunächst auf eine Laufzeit von fünf Jahren 
festgelegt. In seinem Arbeitsprogramm hat der Senat 
sich 2011 dafür ausgesprochen, die interkulturelle Öff-
nung der Verwaltung fortzusetzen. Die Kampagne wird 
daher weitergeführt, allerdings ohne einen gesonderten 
Projekt-Etat (Carini 2012; dpa 2012).

Das Beispiel verdeutlicht die politische Besonder-
heit der Stadtstaaten und ihre spezielle Laborfunktion. 
In Bezug auf die Öffnung der Verwaltung gleichen die 
Herausforderungen Hamburgs denen anderer, auch sehr 
viel kleinerer Kommunen. Als Stadtstaat bzw. Metropo-
le verfügt Hamburg aber auch über die entsprechenden 
Verwaltungskapazitäten, insbesondere im Personalres-
sort, um Projekte dieser Größenordnung zu bewältigen. 
Einmal etabliert, dienen das Projekt und die mit ihm ge-
wonnenen Erfahrungen nun auch anderen Kommunen 
als Praxisbeispiel.

 99  Hamburg ist keine Gemeinde, sondern wurde aufgrund seiner Sonderstellung als Stadtstaat und seiner Größe ausgewählt. Hamburg liegt im Ver-
gleich mit anderen Gemeinden des Typs 12 hinsichtlich der Arbeitslosenquote am unteren Rand. Bei allen anderen SVR-Gemeindetypen wurde eine 
Gemeinde vorgestellt, deren Ausländeranteil und Arbeitslosenquote nicht mehr als eine Standardabweichung vom Mittelwert des jeweiligen Typs 
entfernt war. 

100  Aufgrund stark abweichender Strukturen sind die Daten von Hamburg als Stadtstaat nicht mit denen der anderen Gemeinden vergleichbar und 
werden daher nicht ausgewiesen.

101  Relevant war dabei auch, dass der Senat im Jahr 2002 unter dem Leitbild „Metropole Hamburg – Wachsende Stadt“ das Ziel ausgegeben hatte, 
Hamburg für die Zuwanderung von qualifizierten Fachkräften aus dem Ausland attraktiv zu machen (Stadt Hamburg 2002).

102  Auch das von der ZEIT-Stiftung Ebelin und Gerd Bucerius initiierte Programm „Mehr Migranten werden Lehrer“ wirbt und warb bei Schülern mit 
Migrationshintergrund in zehn Städten dafür, ein Lehramtsstudium aufzunehmen.
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Empfehlungen für die kommunale Ebene:
damit Integration noch besser gelingt

Kapitel9

Integrationsmaßnahmen sind ein Gebot gesellschaftli-
cher Zukunftsgestaltung und eine lohnende Investition. 
Erfolgreiche Bemühungen um eine bessere Integration 
versprechen eine „integrationspolitische Rendite“ (An-
ger et al. 2010), während Versäumnisse in diesem Feld 
erhebliche gesellschaftliche und individuelle Kosten ver-
ursachen können (von Loeffelholz/Thränhardt 1996). 
Dabei gilt: Je früher integrationsfördernde Maßnahmen 
ergriffen werden, desto höher fällt die integrationspoli-
tische Rendite aus. Je länger mit integrationspolitischen 
Maßnahmen gezögert wird, desto mehr Mittel müssen 
letztlich aufgebracht werden für in der Regel begrenzte 
Erfolge. Auf kommunaler Ebene fällt Gelingen oder Miss-
lingen von Integration am meisten ins Gewicht (Bade 
2007: 309).

Seit dem Zuwanderungsgesetz von 2005 sind auch 
auf Bundes- und Landesebene verstärkte integrations-
politische Anstrengungen beobachtbar. Sie regen viele 
Kommunen zu noch größerem Engagement an – wenn-
gleich die meisten Kommunen schon nachdrücklich und 
nachhaltig in der pragmatischen Integrationsförderung 
engagiert waren, Jahrzehnte bevor sich Bund und Länder 
hier stärker zu Wort meldeten. Dabei unterscheiden sich 
die Reaktionsmuster der Kommunen auf diese verstärk-
ten Anregungen: Den Kommunen, die integrationspoli-
tisch schon lange proaktiv engagiert sind (Kap. 7), bietet 
das Zuwanderungsgesetz und der damit einsetzende 
Wandel erweiterte Handlungsoptionen. Sie finden zusätz-
liche finanzielle Ressourcen und ein größeres Spektrum 
an Lösungsinstrumenten vor, die von der Bundes- oder 
Landesebene bereitgestellt bzw. vorangetrieben wer-
den (etwa Integrationskurse). Viele Kommunen sehen in 
dem späten bundespolitischen Elan seit 2005 auch eine 
nachträgliche Anerkennung ihrer schon lange etablier-
ten Aktivitäten (Bommes 2008: 181). Die zunehmenden 
Beispiele proaktiver und konzeptgeleiteter Kommunen 
erhöhen den Druck auf jene, die in diesem Feld bislang 
eher reaktiv bis passiv waren. Druck auf die kommunalen 
integrationspolitischen ‚Nachzügler‘ geht aber auch von 
der Bundesebene aus, die Integration als Schlüsselthema 
der Zukunft hochhält, und von den Ländern, die z. B. mit 
Projekten wie KOMM-IN in Nordrhein-Westfalen entspre-
chende Anreize setzen (Info-Box 21).

Die integrationspolitische Neuorientierung des Bun-
des im vergangenen Jahrzehnt hat also, ob nun bestäti-
gend oder motivierend, auch auf die kommunale Ebene 
zurückgestrahlt. Viele Kommunen haben in dieser Zeit 
Integrationskonzepte erarbeitet und sind dabei, ihre 
Verwaltungsstrukturen an die nun stärker erkannte „Auf-
gabe Integration“ anzupassen und ihre einschlägigen 
Bemühungen zu systematisieren. Dabei zeigen sich sehr 
unterschiedliche Lösungsstrategien. Fraglich bleibt, ob 
die Qualität der integrationspolitischen Anstrengungen 
mit dem zu beobachtenden Aktivitätsniveau Schritt zu 
halten vermag. Denn Deutschland ist auf der Ebene des 
Bundes und der Länder nicht nur ein integrationspoliti-
scher Newcomer, es hat zudem mit dem Mehrebenensys-
tem eine im europäischen und internationalen Vergleich 
relativ komplexe politische Struktur. Diese bietet – auch 
aus kommunaler Sicht – Chancen und Risiken zugleich. 

Es wird in Zukunft verstärkt darauf ankommen, den 
Kommunen für diese Aufgaben zureichende institutio-
nelle Hilfe und finanzielle Ressourcen zuzuweisen und 
auch innerhalb dieser Struktur den gemeinsamen und 
wechselseitigen Lernprozess der Kommunen gezielt zu 
fördern. Vor dem Hintergrund der statistischen Ergebnisse 
von Kap. 7 und der in Kap. 8 erstellten Vignetten werden 
hierzu abschließend die wichtigsten Entwicklungslinien 
vorgestellt.

9.1 Kommunale Integrationspolitik: 
empirisch gesichert und proaktiv

Die Bedingungen, unter denen Kommunen vor Ort agie-
ren, geben den Rahmen vor, der ihre integrationspoliti-
schen Bemühungen erleichtert oder erschwert. Sie de-
terminieren die kommunalen Integrationspolitiken aber 
nicht ausschließlich. Vielmehr zeigen Beispiele wie die 
hier aufgeführten, dass sich Kommunen auch bei un-
günstigen Rahmenbedingungen nicht passiv in ihr ‚in-
tegrationspolitisches Schicksal‘ ergeben müssen. Viele 
der Gemeinden, die in Kap. 8 näher betrachtet wurden, 
konnten durch eine proaktive Herangehensweise die 
Bedingungen für einen gelingenden Integrationsprozess 
verstärken. 
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Info-Box 21 Serviceeinrichtungen für kommunale Integrationspolitik

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) hat inzwischen nicht nur umfangreiches Wissen und 
Kompetenzen in Bezug auf Einbürgerungsfragen, Rückkehrförderung oder Asyl- und Flüchtlingspolitik. Immer 
stärker rücken auch integrationsrelevante Aspekte in den Blick, z. B. durch die Arbeit an bundesweiten Inte-
grationsprogrammen. Zudem verfügt das BAMF durch seine Forschungsabteilung und einen teils exklusiven 
Datenzugang über erhebliche Expertise im Bereich Migration und Integration. Zentral ist in diesem Zusammen-
hang, dass das Amt zusammen mit Ausländerbehörden, dem Bundesverwaltungsamt, Kommunen, Migrati-
onsdiensten und Trägern der Grundsicherung für Arbeitsuchende für die Organisation der Integrationskurse 
verantwortlich ist. Diese werden vor Ort von insgesamt 22 Regionalstellen koordiniert, die als Ansprechpartner 
der verschiedenen Akteure dienen. 
Die Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement (KGSt) wird von Städten, Gemeinden und 
Kreisen gemeinsam finanziert. Sie versteht sich als Entwicklungszentrum des kommunalen Managements, 
ihre Kompetenzfelder sind Führung, Steuerung und Organisation der Kommunalverwaltung. Neben Berichten 
und Gutachten bietet sie Schulungen, Projektbegleitungen und sog. Vergleichsringe an. Die KGSt sieht sich als 
Servicestelle, an die sich Kommunen wenden können; sie weist einzelne Kommunen aber nicht aktiv zum 
Handeln an. Sie verfügt über Erfahrungen im Bereich des kommunalen Integrationsmanagements, das sie als 
wichtigen Bestandteil vorausschauender strategischer Steuerung versteht. Daher hat sie Standards für Integ-
rationsmonitorings sowie ein Modell zur interkulturellen Öffnung der Verwaltung entwickelt. Zusammen mit 
der Stadt Stuttgart koordinierte die KGSt den „Kommunalen Qualitätszirkel zur Integrationspolitik“. Dieser dient 
u. a. als Austauschplattform für beteiligte und interessierte Kommunen. Derzeit plant die KGSt, das kommunale 
Integrationsmanagement mit Hilfe von Vergleichsringen weiterzuentwickeln (Stand Dezember 2011).
Ein Beispiel für einen institutionalisierten Erfahrungsaustausch im Bereich Integration ist das CLIP-Netzwerk. 
Dieses europäische Städtenetzwerk für kommunale Integrationspolitik wurde im Frühjahr 2006 vom Kongress 
der Gemeinden und Regionen des Europarats, der Organisation der lokalen und regionalen Gebietskörper-
schaften, der Stadt Stuttgart und der Europäischen Stiftung für die Verbesserung der Arbeits- und Lebens-
bedingungen geschaffen. Eine der treibenden Kräfte dabei war Wolfgang Schuster, Oberbürgermeister von 
Stuttgart. Die Städte des Netzwerks verfügten und verfügen über zahlreiche, zum Teil sehr unterschiedliche 
Erfahrungen mit der Integration einer heterogenen und kulturell vielfältigen Stadtbevölkerung. Sie sind un-
terschiedlich groß, haben jeweils andere Migrationsgeschichten und verfolgen unterschiedliche Strategien der 
Integration. Die Idee von CLIP ist, dass die Städte breite integrationspolitische Kompetenzen besitzen, diese 
aber selten austauschen, weitergeben und systematisch darstellen. Dafür besteht in der Regel auch kein poli-
tischer Auftrag, denn die Städte sind primär ihren Bewohnern verantwortlich und nicht den Mitgliedern eines 
Städtenetzes. Und der auf Konferenzen, Seminaren und sonstigen Veranstaltungen stattfindende Erfahrungs-
austausch ist inhaltlich oft zu flach, um in der kommunalpolitischen Praxis verankert zu werden. Wesentliches 
Element und zugleich übergeordnetes Ziel des Netzwerks ist daher, auch in Kooperation mit ausgewiesenen 
Forschungsinstituten, systematisch vergleichbares Wissen herzustellen und anschließend in einen strukturier-
ten und intensiven Erfahrungsaustausch einzutreten, der auch Lernprozesse in den städtischen Verwaltungen 
in Gang setzt (Landeshauptstadt Stuttgart 2012).
Bundesweit verbreitet sind die Institutionen der Jugendmigrationsdienste (JMD). Diese übernehmen in Kom-
munen die individuelle Begleitung von Jugendlichen z. B. durch Integrationsförderpläne, Einzelfallberatung, 
Angebote der Elternarbeit und weitere Kurse. Bundesweit gibt es 427 JMDs. Sie werden getragen durch die 
Bundesarbeitsgemeinschaft Evangelische Jugendsozialarbeit, die Bundesarbeitsgemeinschaft Katholische Ju-
gendsozialarbeit, die AWO oder den Internationalen Bund.
Auch Stiftungen sind in Bezug auf kommunale Integrationspolitik wichtige Einrichtungen (s. Hahn 2009). So 
hat etwa die Bertelsmann Stiftung mit ihrem „Wegweiser Kommune“ eine Datenbank mit Praxisbeispielen 
eingerichtet, die über Deutschland hinausreicht und z. B. auch Projekte in Italien, Kanada oder Österreich vor-
stellt. Zudem organisiert die Stiftung auf Anfrage Integrations-Workshops in Kommunen. In diesen Workshops 
wird eine Integrationsstrategie entwickelt, es werden erfolgreiche Handlungsansätze weitergegeben und Stra-
tegien erarbeitet, wie Integration als Querschnittsaufgabe verankert werden kann. 
Weitere relevante Einrichtungen finden sich auf Länder- bzw. lokaler Ebene. Nordrhein-Westfalen als Bundes-
land mit einer traditionell hohen Zuwanderung hat hier eine Vorreiterrolle. So nahm 1997 das „Landeszentrum 
für Zuwanderung NRW“ (LzZ) seine Arbeit auf, das neben der Vernetzung von Wissenschaft und Praxis z. B. 
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Die Kommunen sollten ihre integrationspolitischen 
Konzepte auf einer soliden empirischen Basis aufbauen. 
Ein evidenzbasiertes kommunales Handlungsprogramm 
benötigt ein Integrationsmonitoring, das wichtige Infor-
mationen über Probleme, aber auch Erfolge liefern kann. 
Tatsächlich haben im vergangenen Jahrzehnt viele Kom-
munen begonnen, Integrationskonzepte zu verabschie-
den und Integrationsmonitorings zu etablieren (Stock 
Gissendanner 2011: 40). Dies ist zu begrüßen. Denn nur 
anhand einer validen und regelmäßig aktualisierten Da-
tenbasis, wie Integrationsmonitorings sie bereitstellen, 
können Defizite und Entwicklungen in der Integration 
erkannt werden. Dies ermöglicht, Maßnahmen zielorien-
tiert abzuleiten und sie z. B. in einem entsprechenden 
Integrationskonzept festzuhalten. Das kommunale Integ-
rationsmonitoring sollte daher weiter ausgebaut werden. 

Es bleiben aber Fragen der konkreten Gestaltung of-
fen, z. B. welche Daten zu erheben sind. Die Integrations-
ministerkonferenz der Länder richtete im Jahr 2008 eine 
Arbeitsgruppe „Indikatorenentwicklung und Monitoring“ 
ein, die unter Federführung der Bundesländer Berlin und 
Nordrhein-Westfalen einen Kennzahlen- und Indikatoren-
katalog entwickelte. Die Daten, die zur Darstellung dieser 
Indikatoren herangezogen wurden, sind zwar nicht durch-
gängig oder nur mit Abstrichen auf kommunaler Ebene 
verfügbar, sie können Kommunen aber als Orientierung 
dienen, um ein eigenes Monitoringsystem zu etablieren. 
Viele Kommunen haben sich inzwischen auch am Kriteri-

enkatalog der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Ver-
waltungsmanagement (KGSt) orientiert, den diese auf 
der Basis des Wiesbadener Monitorings – des ersten kom-
munalen Integrationsmonitorings in Deutschland (Sorg 
2010:  4) – entwickelt und ab 2006 bereitgestellt hat. 

Kommunen systematisieren also zunehmend ihr Wis-
sen über integrationsrelevante Aspekte und beginnen 
immer stärker, die Zusammenhänge über Integration vor 
Ort zu analysieren und für integrationspolitische Initia-
tiven und Konzepte zu nutzen (s. Kap. 8 Bamberg) bzw. 
ersichtliche Wissenslücken zu schließen (s. Kap. 8 Essen). 
Wichtig wäre aber, die diversen Integrationsmonito-
rings möglichst vergleichbar zu gestalten, denn mit ih-
rer Zahl wächst auch die Vielfalt ihrer konkreten Ausge-
staltung und Umsetzung (Worbs 2010: 1). Darum sollten 
der Bund und die Länder die beginnende Aufbereitung 
integrationsrelevanter Informationen auf der kommuna-
len Ebene systematisch und auch finanziell fördern, z. B. 
auf der Basis projektbezogener Anträge, und für eine 
auch inhaltlich möglichst abgestimmte Vorgehensweise 
sorgen. Dabei dürfen Kommunen allerdings nicht durch 
wenig aussagekräftige Ranglisten oder Referenzwerte in 
einen falsch verstandenen Wettbewerb gedrängt wer-
den, der sie schlimmstenfalls sogar nötigt, ihre integrati-
onspolitischen Bilanzen zu schönen.

Jenseits dieser systemischen Fragen ist die Tendenz 
erkennbar, in den Integrationsmonitorings nur die struk-
turellen Ergebnisindikatoren (z. B. Arbeitslosigkeit, Bil-

auch für Weiterbildungen in den Bereichen Integration und Antidiskriminierungsarbeit verantwortlich war und 
im Jahr 2005 in das Integrationsministerium Nordrhein-Westfalen integriert wurde (Landeszentrum für Zu-
wanderung NRW 2003). Ebenfalls in Nordrhein-Westfalen angesiedelt war die „Landesstelle für Aussiedler, 
Zuwanderer und ausländische Flüchtlinge“, die inzwischen zum „Kompetenzzentrum für Integration“ (KFI) 
umfirmiert wurde. Das KFI ist für Kommunen, Verbände etc. in Nordrhein-Westfalen Ansprechpartner in den 
Bereichen Integration, Förderprogramme und Wissenstransfer. Zu seinen Aufgaben gehört auch die Beratung 
und Unterstützung von Kommunen und Trägern, etwa durch Seminare, Fachtagungen und Weiterbildungen. 
Das KFI bewilligt auch Mittel für die sog. Integrationsagenturen (IAs) in Nordrhein-Westfalen. Träger dieser 
Agenturen sind die Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege wie AWO, DRK oder das Diakonische Werk. 
U. a. sollen diese Agenturen in Kommunen Integrationschancen und -probleme erkennen und benennen und 
in partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit den freien und öffentlichen Trägern und Migrantenorganisationen 
nach Lösungen suchen.
Nordrhein-Westfalen legte zudem mit KOMM-IN (Innovation in der kommunalen Integrationsarbeit) ein um-
fangreiches Programm auf mit dem Ziel, Angebote und Strukturen in der kommunalen Integrationsarbeit zu 
optimieren. Schwerpunkte waren z. B. die Herstellung von Transparenz über Angebot und Nachfrage bei Inte-
grationshilfen, die Vernetzung und Abstimmung von Integrationsangeboten, die Steuerung von Qualität und 
Wirksamkeit angebotener Integrationshilfen und die Entwicklung und Anwendung von Monitoringkonzepten. 
In Nordrhein-Westfalen sind auch die Regionalen Arbeitsstellen zur Förderung von Kindern und Jugendlichen 
aus Zuwandererfamilien (RAA) weit verbreitet, die einen ganzheitlichen Ansatz von Integration verfolgen 
und als Service-, Beratungs- und Dienstleistungseinrichtungen im Bereich Integration wirken, allerdings mit 
einem Schwerpunkt auf interkultureller Bildung und Erziehung. Künftig, so sieht es ein Gesetzentwurf vom 
Oktober 2011 vor, sollen die RAA zu sog. Kommunalen Integrationszentren fortentwickelt und dafür mit den 
Strukturen von KOMM-IN verbunden werden. Insgesamt könnten so 54 solcher Integrationszentren entstehen 
(Info-Box 9).
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dungsabschlüsse, Wohnsituation) zu erfassen. Ebenso ist 
aber die ‚Angebotsseite‘ der Integration einzubeziehen, 
also die Maßnahmen und Aktivitäten kommunaler Politik 
in diesem Feld. Hierzu gehören neben integrationsrele-
vanten Angeboten der Kommunen auch Faktoren wie die 
Stellung des Integrationsbeirats, interkulturelle Schulun-
gen der Mitarbeiter oder die Anzahl der Mitarbeiter mit 
Migrationshintergrund in der öffentlichen Verwaltung (s. 
Kap. 8 Hamburg).

Wichtig ist schließlich bei alldem, dass kommunales 
Integrationsmonitoring kein Selbstzweck sein darf. Die 
Etablierung von Monitoring-Instrumenten ist unabdingbar, 
um die Wirkungen durchgeführter Maßnahmen zu mes-
sen oder Fehlentwicklungen zu identifizieren. Die Mes-
sung selbst kann aber Integration nicht gewährleisten. 
Monitorings schützen zwar formale politische Rationalität 
vor, werden aber aus den gewonnenen Erkenntnissen kei-
ne entsprechenden Konsequenzen gezogen, entbehren 
sie ihrer eigentlichen Legitimation (Sorg 2010: 13).

9.2 Integrative Freundlichkeit: 
Respekt und Akzeptanz in der 
 Einwanderungsgesellschaft 
Die allseits vernehmbare Redensart, dass Integration 
„vor Ort“ stattfinde (wo sonst?), verkennt, dass die prak-
tischen Handlungsmöglichkeiten der Kommunen de fac-
to begrenzt sind. Das meistens über Jahrzehnte oder gar 
viele Generationen gewachsene lokale Qualifikations- 
und Sozialprofil von Zuwandernden etwa beeinflusst die 
Integrationserfolge vor Ort. Über die Zuwanderungspolitik 
in Bezug auf Staatsangehörige, die nicht aus der EU kom-
men, entscheidet aber vorwiegend die Bundesebene, 
die kommunale Ebene hat diese Entscheidungen mitzu-
tragen. Die für integrationspolitische Fragen besonders 
wichtige Bildungspolitik wird nach wie vor zu großen 
Teilen auf der Ebene der Länder entworfen. Richtungwei-
sende integrationspolitische Weichenstellungen werden 
zudem neuerdings verstärkt auch von der Länder- und 
der Bundesebene getätigt – die der Integrationsarbeit 
zum Teil jahrzehntelang kein sonderliches Interesse bei-
maßen oder sie sogar durch kontraintegrative Konzepte 
behinderten, etwa „soziale Integration auf Zeit“, „För-
derung der Rückkehrbereitschaft“, Warnung vor „Assi-
milation“ als Gefährdung dieser „Rückkehrbereitschaft“, 
„Nationalklassen“ in den Schulen und das ebenso reali-
tätsferne wie beschwörende Dementi, die Bundesrepub-
lik sei „kein Einwanderungsland“. 

Die Konsequenzen von Bundes- und Landespolitiken 
sind aber gerade auf der ganz konkreten, integrationspo-
litisch relevanten Ebene der Kommunen erkennbar. Die 

Kommunen sind mithin nicht die eigenverantwortlichen 
Gestalter der großen integrationspolitischen Entwürfe, 
sondern in den meisten Fällen eher ausführende Organe 
und Reparaturinstanzen auf unterster, weithin abhängi-
ger Ebene.

In einem Bereich aber ist die kommunale Ebene 
eigenverantwortlich, nämlich im Erzeugen eines inte-
grativen Klimas vor Ort, das gekennzeichnet ist durch 
Respekt, Anerkennung, Akzeptanz und ein solidari-
sches ‚Wir‘. Solch ein Klima integrativer Freundlichkeit, 
als Ergebnis von vielen konkreten und oft auch kleinen 
Einzelmaßnahmen und von klaren Bekenntnissen lokaler 
Eliten, darf nicht als weiche und entbehrliche Maßnah-
me abgetan werden, die nur auf Symbolpolitik abzielt. 
Ein Klima der integrativen Freundlichkeit kann entschei-
dend dafür sein, wie in der Realität das Zusammenleben 
funktioniert und integrative Prozesse ablaufen. Elemente 
des Klimas integrativer Freundlichkeit – wie Offenheit, 
Toleranz, Anerkennung, Respekt oder auch Solidarität – 
können in Gemeinden aufgrund ihrer hohen kommuni-
kativen Dichte, ihrer sozialen Kontrolle und der identifi-
zierbaren Akteure gepflegt und weiterentwickelt werden 
(s. Kap. 8 Wietze, Blankenfelde-Mahlow). Aber auch das 
Gegenteil – Intoleranz, Abgeschlossenheit gegenüber 
und Ablehnung von Zugewanderten – kann das Klima 
in einer Gemeinde dominieren. Die Kommune ist mit-
hin für den lebensweltlichen Kontext der Aufnahme von 
Zuwanderern verantwortlich und kann diesen Kontext ei-
genverantwortlich mitgestalten. Ein solches integrations-
freundliches Klima herzustellen ist die eigentliche Stärke 
einer Kommune und insbesondere kommunaler Persön-
lichkeiten: Sie reden mit der Zivilgesellschaft, nehmen 
an Festen teil, zeichnen Personen aus oder schreiben 
Preise aus. So können sie in überschaubaren Gebieten 
ein Klima integrativer Freundlichkeit erzeugen (s. Kap. 8 
Ebsdorfergrund).

Die Kommunalpolitik und die Kommunalverwal-
tung sollten sich daher bemühen, mit den Akteuren 
des integrationspolitischen Geschehens in Verbindung 
zu treten. Hierunter fallen bürgergesellschaftliche Initi-
ativen und Gruppen, aber auch Migrantenorganisatio-
nen, die in Bereichen wie Kultur, Freizeitgestaltung und 
Sport oder auch in der begleitenden Beratung von Un-
ternehmensgründungen aktiv sind (s. Kap. 8 Rostock, 
Zwickau, Bamberg). In diesen Organisationen sind oft 
Bildungseliten anzutreffen, die an Kooperation interes-
siert sind. Diese sollte die Kommunalpolitik als Partner 
ernst nehmen. Nicht nur für finanzschwache Kommunen 
bietet sich hier wertvolles Potenzial, das mit geringen 
zusätzlichen Ressourcen mobilisiert werden kann.103

Auch öffentliche Bekenntnisse zur interkulturellen 
Öffnung, wie die Unterzeichnung der Charta der Viel-

103  Mit der „Hamburger Tulpe für interkulturellen Gemeinsinn“ zeichnet die Körber-Stiftung diesem Gedanken folgend Bürger mit und ohne Migrati-
onshintergrund aus, die sich gemeinsam für das Miteinander in der Einwanderungsgesellschaft engagieren.
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falt104, sind Maßnahmen, die zum Klimawandel in einer 
Kommune beitragen können. Es spielt aber ebenso eine 
Rolle, wo Integrationspolitik innerhalb der Hierarchie ei-
ner Kommune angesiedelt ist und als wie prioritär sie 
gegenüber anderen Politikfeldern behandelt wird. Für 
viele Kommunen bedeutet interkulturelle Öffnung und 
damit die Schaffung eines integrationsfreundlichen Kli-
mas immer noch einen Bruch mit herkömmlichen Struk-
turen, Haltungen und gewohnten Aufgabenstellungen. 
Wird Integration zur Chefsache, dann hat dies nicht nur 
eine Symbolwirkung, sondern erhöht auch die politische 
Durchschlagskraft.

9.3 Wohnen, Bildung und Erwerbs-
tätigkeit: kommunale Beiträge 
 ausbaufähig
Neben der Schaffung eines Klimas der integrativen Freund-
lichkeit können Kommunen sich auch in konkreten Berei-
chen wie Wohnen, Erwerbstätigkeit und Bildung engagie-
ren. Sie können sich etwa bemühen, gezielt Mitarbeiter 
mit Migrationshintergrund in die Verwaltung aufzuneh-
men, und so Beschäftigungschancen in der Verwaltung 
für alle Bürger der Kommune einräumen. Eine solche auf 
Diversität setzende Personalpolitik zielt darauf ab, dass die 
Struktur der Mitarbeiter der öffentlichen Verwaltung annä-
hernd die gesellschaftliche Vielfalt in der Stadt widerspie-
gelt. Wenn Integration aber als eine Querschnittsaufgabe 
aller Abteilungen einer Verwaltung begriffen wird, bedarf 
es noch mehr. So sollte generell dafür gesorgt werden, 
dass die Mitarbeiter durch Schulungen und Fortbildungen 
über die erforderlichen sprachlichen und interkulturellen 
Kompetenzen verfügen. Denn Mitarbeiter mit Migrations-
hintergrund können, sie müssen diese Eigenschaften aber 
nicht per se mitbringen (s. Kap. 8 Hamburg).

Unmittelbar tätig werden kann die Kommune auch 
im Bereich des Stadtteil- bzw. Quartiersmanagements 
und des Wohnens, Letzteres allerdings vorrangig dann, 
wenn sie selbst Eigentümerin von Wohnungen ist oder 
auf gemeindeeigene oder gemeindenahe Wohnbauträ-
ger Einfluss nehmen kann. Im Bereich des Stadtteilma-
nagements kann eine Kommune die Besiedlung eines 
Stadtteils beeinflussen, sie kann einen Stadtteil baulich 
und sozial entwickeln, sie kann vor Ort moderieren und 
Konflikte begrenzen (s. Kap. 8 Leinefelde-Worbis). Im 
Bereich des Wohnens kann sie bei der Wohnungsverga-
be steuernd eingreifen. Sie kann über formelle und in-
formelle Quotierungen (s. Kap. 8 Stuttgart) versuchen, 
räumliche Segregationsprozesse zu mildern, und sie kann 
über ein intelligentes Besiedlungsmanagement einen 

sozialen und ethnischen Mix im mehrgeschossigen und 
großvolumigen Wohnbau herstellen (Kap. 5).

In der frühkindlichen und schulischen Bildung wird 
ein Großteil der Entscheidungen auf Länderebene gefällt, 
dennoch haben Kommunen vor Ort unter integrationspo-
litischen Gesichtspunkten bedeutende Gestaltungsspiel-
räume in diesem Bereich (s. Kap. 8 Holzkirchen, Arnsberg). 
Sie können z. B. die Profilbildung von Schulen be fördern 
oder mittels Schulentwicklungsplanung über die Errich-
tung von Ganztagsschulen mitentscheiden. Ebenso ent-
scheiden sie über Kita-Gebühren, können die Er richtung 
von Eltern-Kind-Zentren begünstigen und erlangen somit 
Einfluss auf den Kita-Besuch auch sozial schwächer ge-
stellter Kinder (Kap. 3).

9.4 Kommunale Klemme: wachsende 
Bedeutung bei gleichem Budget

Die zunehmende Betonung, dass Kommunen für eine 
erfolgreiche Integrationspolitik mitverantwortlich sind, 
birgt Risiken. Sie könnte Bund und Länder dazu verleiten, 
ihre Aktivitäten in diesem Politikfeld zu reduzieren, und 
damit letztlich die verstärkten integrationspolitischen Be-
mühungen auf kommunaler Ebene sogar konterkarieren. 
Darüber hinaus bedeutet die zusätzliche Wahrnehmung 
integrationspolitischer Aufgaben für die Kommunen ei-
nen erheblichen finanziellen Mehraufwand und damit 
insbesondere für finanzschwache Gemeinden ein erheb-
liches budgetäres Problem.

Dazu kommt, dass in vielen Kommunen einschlä-
gige Integrationsprojekte nur Modell- oder Projektcha-
rakter haben, weil sie z. B. durch Stiftungen oder Son-
derprogramme von Bund, Ländern oder der EU für eine 
begrenzte Zeit finanziert werden, wie etwa der Unter-
nehmerstammtisch in Rostock. Wenn derartige Projekte 
aber nach positiver Evaluation nicht zum Regelangebot 
werden, ist ihre Wirkung über den Anstoß hinaus nicht 
nachhaltig. Sie werden nach Auslaufen der Finanzierung 
häufig eingestellt – und zwar ungeachtet erbrachter und 
weiterhin möglicher Erfolge. Dieses Problem ist schon 
lange bekannt und wurde vielfach kritisiert, auch von der 
Politik selbst (Integrationsbeauftragte 2007: 111). Eine 
grundlegende Heilung dieser ‚Projektitis‘ im Feld der In-
tegrationspolitik ist aber nach wie vor nicht in Sicht. 

Eng damit verbunden ist das bereits angesprochene 
Problem der Unterdotierung. Integra tionspolitik zählt nach 
wie vor nicht zu den Pflichtaufgaben von Kommunalpo-
litik und ist damit personell und finanziell entsprechend 
unterausgestattet (Schader-Stiftung 2011: 30–31). Große 
Städte haben eher Spielräume, Finanzen für besondere 

104  Die Charta ist eine Initiative von Unternehmen, um die Vielfalt in Organisationen zu fördern. Sie wird von der Integrations beauftragten der Bun-
desregierung unterstützt und steht unter der Schirmherrschaft der Bundeskanzlerin. Neben Wirtschaftsunternehmen, Stiftungen und Verbänden 
haben inzwischen auch diverse Kommunen oder kommunale Einrichtungen die Charta unterzeichnet. 
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Projekte freizumachen bzw. umzuwidmen oder beste-
hende Verwaltungskapazitäten zusammenzuziehen, um 
sich des ‚Spezialthemas‘ Integration anzunehmen. Die 
Kampagne „Wir sind Hamburg“ ist ein Beispiel hierfür.105 
Kleinere Gemeinden verfügen über diese Möglichkeiten 
nicht oder nur bedingt. Dabei wird z. B. verkannt, dass 
selbst die oft geforderte und nur vordergründig kosten-
freie Vernetzung (innerhalb der Kommune, aber auch mit 
anderen Kommunen, dem Land und dem Bund) Mittel 
und Kapazitäten erfordert (Stadt Bochum et al. 2009: 12).

Wenn Kommunen eine zunehmende Bedeutung für 
erfolgreiche Integrationspolitik zugeschrieben wird, sie 
aber nicht über die entsprechenden Ressourcen verfü-
gen, um dem gerecht zu werden, liegt der fatale Um-
kehrschluss nahe, dass die kommunale Ebene auch zu-
nehmend für misslingende Integration haftbar gemacht 
wird, zumal sie aufgrund ihrer Stellung im Mehrebenen-
system diese Kritik nicht nach unten weiterreichen kann.

9.5 Gute Praktiken: voneinander 
 lernen im Mehrebenensystem

Der Austausch guter kommunaler Praktiken hat im Be-
reich der Integrationspolitik derzeit Konjunktur: Gerade 
weil es sich hierbei um ein junges und dynamisches 
Politikfeld handelt, wird nach erfolgversprechenden An-
satzpunkten für politisches Agieren gesucht mit dem Ziel, 
sie auf die eigenen Zusammenhänge zu übertragen. Die 
Kommunen setzen damit darauf, dass die Besonderhei-
ten des Mehrebenensystems ein besonderes Potenzial 
für politische Innovationen im Bereich der kommunalen 
Integrationspolitik bieten: Mit der Vielzahl an Kommunen 
existiert, so die Theorie, auch eine Vielzahl an ‚politischen 
Laboren‘ für kommunale Integrationspolitik. Diese ringen 
im Idealfall in einer Art Wettbewerb um die besten Lö-
sungen. Die Innovationsfähigkeit hängt so nicht von einer 
Zentralregierung allein ab. Ein weiterer Vorteil: Scheitert 
ein Laborversuch, sorgt die regionale Begrenzung für 
eine Eindämmung negativer Folgen (Kap. 6).

Damit ist aber noch nicht garantiert, dass wichtige 
Innovationen auch tatsächlich in die Fläche getragen 
und von anderen Kommunen adaptiert werden. Den 
theoretischen Ideen stehen in der Praxis nämlich gleich 
mehrere Hindernisse entgegen: Zunächst ist zu fragen, 
wie Kommunen überhaupt feststellen können, dass Maß-
nahmen aus anderen Kontexten für sie selbst einen An-
satz darstellen, der zur Lösung eines Problems beiträgt. 
Selbst wenn ihnen dies gelingt, ist nicht garantiert, dass 
eine Kommune erfolgreiche Ansätze adaptiert; eben-

so ist denkbar, dass einzelne Kommunen sich aufgrund 
von Eitelkeiten oder schlicht aus Gewohnheit als resis-
tent gegen Lösungen erweisen, die auch in ihrem Kon-
text erfolgversprechend erscheinen. Ebenso ist fraglich, 
ob die Kommunen sich in einem Wettbewerb um die 
beste Integrationspolitik sehen. Dies erscheint insofern 
unwahrscheinlich, als sie mit Verweis auf die divergie-
renden Rahmenbedingungen vor Ort und die durch die 
Länderpolitiken divergierenden Kontexte argumentieren 
können, dass kommunale Politiken und ihre Erfolge oder 
Misserfolge nur schwer oder gar nicht miteinander ver-
glichen werden dürften.106 

Es besteht also das Risiko, dass viele Labore nebenei-
nander existieren, die entweder nicht um die politischen 
Innovationen in anderen Kommunen wissen oder diese 
nicht für sich nutzen wollen. Daher müssen Strukturen 
geschaffen werden, die gewährleisten, dass die kom-
munalen Lernprozesse strukturiert ablaufen, erfolgreiche 
kommunale Maßnahmen sich verbreiten können und ein 
Austausch über die gewonnenen Erfahrungen stattfindet. 
So würden die Nachteile eines komplexen und zuweilen 
auch teuren föderal geprägten Mehrebenensystems in 
Vorteile umgewandelt (Bade 2007). Hierfür sind aller-
dings verschiedene Bedingungen zu erfüllen:
(1)          Gute Praktiken aus anderen Kontexten sind nicht 

wahllos, sondern zielgerichtet zu identifizieren. Eine 
Bedingung hierfür ist, dass Gleiches mit Gleichem 
verglichen wird. Um Maßnahmen zu identifizie-
ren, die für die Gegebenheiten vor Ort geeignet 
sind, müssen die Akteure sich also bundesweit 
mit gleich gelagerten Kommunen austauschen. 
Die SVR-Gemeindetypologie bietet hierfür die the-
oretischen Grundlagen und eine erste empirische 
Datenbasis.

(2)          Notwendig ist eine Instanz, durch die das wechsel-
seitige kommunalpolitische Lernen und Vergleichen 
verantwortlich organisiert wird und die geeignete 
Netzwerke bzw. Plattformen zum Austausch be-
reitstellt. Solche strukturierten Austauschmechanis-
men können die Kommunen nur bedingt bzw. nicht 
in ausreichendem Maße von sich aus initiieren. Sie 
müssen durch den Bund in Kooperation mit den 
Ländern bereitgestellt und moderiert werden. Da-
her sollte eine zentrale „Serviceagentur für kom-
munale Integrationsfragen“ (ServkI) geschaffen 
werden (Bade 2007: 311). Deren Aufgabe wäre es, 
eine Plattform und eine Netzwerkstruktur zu bie-
ten, über die Kommunen sich bei Bedarf themen-
spezifisch über erfolgreiche Projekte vergleichbarer 
Kommunen im Bereich von Integration informieren 

105  Einen ähnlichen Titel wählte bereits der Stuttgarter Ober bürger meister Wolfgang Schuster für das von ihm herausgegebene Buch „Wir sind Stutt-
gart – We are Stuttgart“, in dem sich 40 neu Zugewanderte vorstellen (Schuster 2006).

106  Es erscheint aber wahrscheinlich, dass der demografische Wandel die Kommunen zunehmend in einen Wettbewerb um erfolgreiche Integrations-
politik bringen wird (s. Kap. 8 Ebsdorfergrund, Holzkirchen).
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können, über Fragen der Implementation ebenso 
wie über den notwendigen Mitteleinsatz. So kann 
der Austausch zwischen den Kommunen befördert 
werden. Dies würde bislang eher reaktiven Kom-
munen positive Anreize bieten, ihre integrations-
politischen Bemühungen zu verstärken. Ein Vorteil 
einer solchen zentralen Instanz wäre auch, dass sie 
unabhängig von den Eigeninteressen der einzelnen 
Kommunen objektive Kriterien erarbeiten könnte, 
nach denen Erfolg und Misserfolg bestimmter kom-
munaler Maßnahmen bestimmt werden könnten.

                    In der Bundesrepublik gibt es derzeit verschiede-
ne Institutionen bzw. Modelle, auf denen bei der 
Errichtung einer solchen Serviceagentur aufgebaut 
werden könnte. Das BAMF erscheint dafür aufgrund 
seines Erfahrungsschatzes, seiner politischen Legiti-
mation als Bundesbehörde und des durch das Sys-
tem der Integrationskurse bereits vorhandenen Wis-
sens am ehesten prädestiniert. Die Agentur sollte 
die Zusammenarbeit mit den Ländern suchen, z. B. 
in Form der Integrationsministerkonferenz. Sinnvoll 
wäre zudem eine Kooperation mit der Kommuna-
len Gemeinschaftsstelle für Verwaltungs manage-
ment (KGSt), die eine Einrichtung mit besonderer 
kommunaler Nähe ist; sie hat bei der Einführung 
des Neuen Steuerungsmodells gezeigt, dass sie fä-
hig ist, Kommunen auch bei strukturellen Reformen 
anzuleiten. Bei der konkreten Ausgestaltung sollten 
ferner schon vorhandene Organisationserfahrungen 
und gesammelte Informationen genutzt werden, 
wie sie z. B. in Form des Kompetenzzentrums für 
Integration in Nordrhein-Westfalen vorliegen (Info-
Box 21).

(3)          Die Akteure vor Ort benötigen Kenntnisse über die 
prinzipiellen Mechanismen von (kommunaler) In-
tegrationspolitik und darüber, wie andernorts er-
folgreiche Initiativen sinnvoll übertragen werden 
können. Denn selbst wenn Plattformen für Aus-
tausch bestehen, müssen die in anderen Kommu-
nen bewährten Maßnahmen an die spezifischen 
Rah menbedingungen vor Ort angepasst werden 
(Bommes 2008: 165). Während also auf der einen 
Seite die Serviceagentur als eine zentrale Instanz 
der Informationsbereitstellung und -verarbeitung 
steht, sind auf der anderen Seite in den Kommu-
nen entsprechende Rezeptoren erforderlich, um 
diese Anpassung vorzunehmen. Somit werden auf 
kommunaler Ebene entspre chende Ressourcen 
zur Informa tionsverarbeitung und Vernetzung be-
nötigt. 

(4)             Um die Kommunen zu großen integrationspoliti-
schen Anstrengungen anzuspornen bzw. bislang 
eher passive Kommunen zu mehr Aktivität zu be-
wegen, muss erfolgreiche Integration als Ziel 
kommunaler Politik verankert werden. Sie sollte 
ebenso zum erstrebenswerten kommunalen Portfo-
lio gehören wie eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik 
oder gutes Stadtmarketing. Dass Bundes- und Lan-
desebene zunehmend die Bedeutung von Kommu-
nen für das Gelingen von Integration betonen, kann 
hierzu beitragen. Wenn Integration bundesweit als 
prioritäre Aufgabe festgeschrieben ist, wird es näm-
lich auch für Kommunalpolitiker zunehmend attrak-
tiv, mit diesem Thema politisch zu punkten.
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Migrations- und Integrationspolitik sind zwei Seiten ei-
ner Medaille, vor allem dann, wenn es um längerfristige 
oder auch dauerhafte Zuwanderung geht. Die Medaille 
steht heute unter dem Druck unterschiedlicher Reform-
geschwindigkeiten und -intensitäten auf ihren beiden 
Seiten: 

In der Migrationspolitik gibt es noch vor wenigen Jah ren 
kaum vorstellbare Korrekturen einer lange auf Ab wehr 
ausgelegten Zuwanderungspolitik, auch wenn deren 
Schubkraft zum Teil weniger aus Berlin als aus Brüssel 
stammt. Im Bereich der Arbeitsmigration hat Deutsch-
land seine lange restriktiven Regeln deutlich liberalisiert 
und dem Standard anderer europäischer Einwanderungs-
länder angepasst.

Die Integrationspolitik konnte mit diesem Reformtempo 
nicht Schritt halten: Zwar ist mit dem Anerkennungsge-
setz auf Bundesebene ein wichtiges Instrumentarium 
auf den Weg gebracht worden; in vielen anderen Berei-
chen aber besteht weiterhin dringlicher, immer wieder 
angemahnter integrationspolitischer Reform- und Hand-
lungsbedarf, z.  B. in den integrativen Schlüsselbereichen 
Bildung und Arbeitsmarkt. Bei einem Vergleich der un-
terschiedlichen Reformgeschwindigkeiten im Migrations- 
und Integrationsbereich ist allerdings zu berücksichtigen, 
dass das Feld der Integrationspolitik in Deutschland weit-
aus dichter und unübersichtlicher in das komplexe Gefü-

ge föderaler Aufgaben- und Kompetenzverteilung einge-
bunden ist als der vergleichsweise übersichtliche Bereich 
der Migrationssteuerung. 

Das Jahresgutachten 2012 zeigt, dass eine in ihren ver-
schiedenen rechtlichen, politischen und behördlichen 
Gestaltungs- und Verantwortungsbereichen nachhaltig 
erfolgreiche Integrationspolitik auch institutionell hoch-
gradig voraussetzungsvoll ist, weil sie teilweise eine Re-
form der Zuständigkeits- und Verantwortungsaufteilung 
zwischen Bund, Ländern und Gemeinden erforderlich 
macht. Das Jahresgutachten 2012 analysiert dement-
sprechend nicht nur den Status quo des deutschen föde-
ralen Mehrebenensystems, es präsentiert darüber hinaus 
auch ausgewählte, auf einzelne Ebenen beschränkte oder 
die Ebenen übergreifende Reformvorschläge, die helfen 
sollten, auch im Bereich der Integrationspolitik wichtige 
Reformen zu beschleunigen.

Die bisherigen drei SVR-Jahresgutachten richteten im 
jährlichen Wechsel den Blick auf Integration bzw. Inte-
grationspolitik und Migration bzw. Migrationspolitik. Das 
SVR-Jahresgutachten 2013 wird erstmals beide Seiten der 
Medaille, also Migration und Integration sowie Migrati-
ons- und Integrationspolitik zugleich behandeln. Hinzu-
treten soll die Frage nach den Licht- und Schattenseiten 
des Wanderungsgeschehens innerhalb der Europäischen 
Union. 

Rück- und Ausblick



Anhang I: Verzeichnisse
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 GLOSSAR

Glossar

A
Arbeitslose: Arbeitsuchende zwischen 15 und 65 Jahren, 
die sich beim Arbeitsamt gemeldet haben, der Arbeits-
vermittlung zur Verfügung stehen und zum Zeitpunkt der 
Meldung nicht mehr als 15 Stunden pro Woche oder gar 
nicht arbeiten. Sie müssen eine abhängige Beschäfti-
gung ausüben können und dazu auch bereit sein.

Arbeitslosenquote: Prozentualer Anteil der registrierten 
Arbeitslosen an der Gesamtzahl der zivilen Erwerbsper-
sonen. Die für die SVR-Gemeindetypologie erstellte Ar-
beitslosenquote in den Kapiteln 7 und 8 basiert auf einer 
eigenen Berechnung des Anteils der Arbeitslosen an der 
Bevölkerung im Alter zwischen 15 und 64 Jahren.

ARGE: s. Jobcenter

Asylsuchender/Flüchtling: Die Begriffe „Asylbewerber“ 
und „Flüchtling“ werden im alltäglichen Sprachgebrauch 
meist synonym verwendet. Rechtlich lassen sich jedoch 
Unterschiede ausmachen: Sofern der Asylantrag eines 
Ausländers gültig ist, prüft das BAMF als die zuständige 
Behörde, ob die Person von einem Staat aufgrund ihrer 
politischen Überzeugung, ihrer religiösen Ausrichtung 
oder aufgrund von äußerlichen Merkmalen verfolgt wird 
bzw. diese Verfolgung zumindest diesem Staat zuzurech-
nen ist. Sofern dies zutrifft, wird ein Recht auf Asyl nach 
Art. 16a GG gewährt. Als weitere Möglichkeit kennt das 
deutsche Recht die Anerkennung als Flüchtling gemäß 
der Genfer Flüchtlingskonvention, die in § 60 Abs. 1 
Aufenthaltsgesetz ihren Niederschlag findet. Als Flücht-
ling anerkannt werden Personen, wenn sie z. B. nicht 
in einen Staat abgeschoben werden können, in dem ihr 
Leben oder ihre Freiheit wegen ihrer Religion oder politi-
schen Überzeugung vom Staat oder von staatsähnlichen 
oder nichtstaatlichen Akteuren bedroht ist. Sofern keine 
der beiden Möglichkeiten zutrifft, die Person aber schutz-
bedürftig ist, jedoch nicht die Kriterien für die Asyl- oder 
Flüchtlingseigenschaft erfüllt, kann ein Abschiebeschutz 
mit einem befristeten Aufenthaltsrecht für ein Jahr ge-
währt werden. Wird der Antrag abgelehnt, muss der-
jenige ausreisen. Ist er nicht reisefähig, besitzt er nicht 
die notwendigen Dokumente oder lässt die Situation in 
seinem Herkunftsland eine Rückkehr nicht zu, erhält er 
eine Duldung, bis die Abschiebung möglich ist oder er 
selbst ausreist.

Ausländer: Personen, die nicht Deutsche im Sinne von 
Art. 116 Abs. 1 GG sind. Dazu zählen auch Staatenlose 
und Personen mit ungeklärter Staatsangehörigkeit. Aus-
länder gehören zu den Personen mit Migrationshinter-
grund. Sie können zugewandert oder in Deutschland 
geboren sein. 

D
Drittstaatsangehörige: Angehörige von Staaten, die 
nicht der Europäischen Union (EU) bzw. dem Europäi-
schen Wirtschaftsraum (EWR) angehören; im Unterschied 
zu Unionsbürgern, die Staatsangehörige eines EU-Mit-
gliedstaats sind. 

F
Flüchtling: s. Asylsuchender/Flüchtling

G
Ganztagsschule: Schulen, die mindestens an drei Wo-
chentagen ein mindestens sieben Stunden umfassendes 
Angebot zur Verfügung stellen. Dazu zählen z. B. außer-
unterrichtliche Angebote, die in einem konzeptionellen 
Zusammenhang zum Unterricht stehen, oder Mittages-
sen. Drei Formen werden unterschieden: In der voll ge-
bundenen Form sind alle Schüler zur Teilnahme verpflich-
tet. Hier wird der Unterricht meist auf den ganzen Tag 
verteilt und wechselt sich mit Freizeitangeboten ab. In 
der teilweise gebundenen Form verpflichtet sich ein Teil 
der Schüler zur Teilnahme, in der offenen Form ist die 
Teilnahme freiwillig.

‚Gastarbeiter‘: Ab Mitte der 1950er Jahre bis zum An-
werbestopp 1973 wurden ausländische Arbeitskräfte 
über bilaterale Anwerbevereinbarungen mit süd- bzw. 
südosteuropäischen und nordafrikanischen Staaten an-
geworben. Im öffentlichen Sprachgebrauch bürgerte sich 
für diese Personen die Bezeichnung ‚Gastarbeiter‘ ein, 
womit implizit davon ausgegangen wurde, dass diese 
Personen in ihre Herkunftsländer zurückkehren würden.

Geduldete: s. Asylsuchender/Flüchtling

gemeinsame Einrichtung: s. Jobcenter

Gemeinde/Gemeindeverbände: s. Kommune

J
Jobcenter: Behörden im Gebiet eines Kreises oder ei-
ner kreisfreien Stadt, welche für die Betreuung von 
Leistungsberechtigten nach dem SGB II zuständig sind, 
also z. B. für die Auszahlung des Arbeitslosengeldes II 
oder die Betreuung und Vermittlung. Jobcenter ist der 
Oberbegriff für die „gemeinsamen Einrichtungen“ und 
die „zugelassenen kommunalen Träger“ (zkT oder auch 
Optionskommunen). Beim zkT-Modell besitzen die Kom-
munen die alleinige Trägerschaft über die Jobcenter. Bei 
den gemeinsamen Einrichtungen (bis Ende 2010: ARGEn) 
liegt die Trägerschaft bei der Bundesagentur für Arbeit 
und den Kommunen.



AN
H

AN
G 

I:
VE

RZ
EI

CH
N

IS
SE

179Jahresgutachten 2012

 GLOSSAR

K
Kommune: Wird allgemein als Oberbegriff für Gemein-
den oder Gemeindeverbände (wie Kreise, Landkreise 
oder Verbandsgemeinden) benutzt. Gemeinden sind 
selbstständige, rechtsfähige Verwaltungseinheiten und 
als Ge bietskörperschaften organisiert. Gemeindeverbän-
de sind Gebietskörperschaften, die mehrere Gemeinden 
zusammenfassen und diese in der Wahrnehmung ihrer 
Auf gaben unterstützen (Info-Box 5).

M
Migrationshintergrund: Als Personen mit Migrations-
hintergrund zählen nach der Definition des Statistischen 
Bundesamts alle Personen, die nach 1949 auf das heuti-
ge Gebiet der Bundesrepublik Deutschland zugewandert 
sind, sowie alle Ausländer, die in Deutschland geboren 
wurden. Hinzu kommen Personen, die in Deutschland als 
Deutsche geboren wurden und mindestens einen zuge-
wanderten oder als Ausländer in Deutschland geborenen 
Elternteil haben. Als Zuwanderer (bzw. Menschen mit 
Migrationshintergrund) der ersten Generation werden im 
SVR-Jahresgutachten Personen mit eigener Migrations-
erfahrung bezeichnet, die also selbst nach Deutschland 
zugewandert sind. Als Zuwanderer der zweiten Genera-
tion gelten Personen, die in Deutschland geboren sind 
und mindestens einen im Ausland geborenen Elternteil 
haben. Eingebürgerte werden, wenn eine Differenzie-
rung erforderlich ist, als Deutsche mit Migrationshinter-
grund umschrieben. Personen, auf die diese Merkmale 
nicht zutreffen, werden als Menschen ohne Migrations-
hintergrund bzw. Angehörige der Mehrheitsbevölkerung 
bezeichnet. Die Herkunft eines Zuwanderers bzw. einer 
Gruppe (Herkunftsgruppe) wird an der Staatsangehörig-
keit bzw. der (vormaligen) Staatsangehörigkeit des im 
Ausland geborenen Elternteils festgemacht.

Mikrozensus: Der Mikrozensus ist die amtliche Repräsen-
tativstatistik über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt 
in Deutschland. Sie wird seit 1957 – in den neuen Län-
dern (einschließlich Berlin-Ost) seit 1991 – erhoben. Der 
Auswahlsatz liegt bei 1 Prozent der Bevölkerung, womit 
der Mikrozensus die größte jährliche Haushaltsbefragung 
in Europa ist. Der Mikrozensus ist eine Zufallsstichprobe. 
Der Themenkomplex „Migration und Integration“ wurde 
erstmals 2005 aufgenommen.

S
(Schul-)Sprengel: Festgelegtes Einzugsgebiet, dem be-
stimmte Schulen zugeordnet sind. Grundsätzlich sind die 
im Gebiet wohnenden Kinder zum Besuch dieser Schulen 
verpflichtet.

Segregation: Konzentration einer bestimmten Gruppe in 
einem Bereich bei gleichzeitiger Unterrepräsentation in 
einem anderen. Wohnräumliche Segregation z. B. lässt 
sich über einen Segregationsindex abbilden, der die 
Unterschiede in der räumlichen Verteilung einer Bevöl-
kerungsgruppe im Vergleich zur Mehrheitsbevölkerung 
misst und Werte zwischen 0 (Zusammensetzung der 
Einwohner jedes Stadtteils entspricht derjenigen des ge-
samten Stadtgebiets) und 100 (vollständige wohnräum-
liche Trennung der Vergleichsgruppen in unterschiedliche 
Viertel) annehmen kann.

Spät-/Aussiedler: Aussiedler sind deutsche Staatsange-
hörige oder Volkszugehörige, die die ehemaligen deut-
schen Ostgebiete, Danzig, Estland, Lettland, Litauen, die 
ehemalige Sowjetunion, Polen, die Tschechoslowakei, 
Ungarn, Rumänien, Bulgarien, Jugoslawien, Albanien 
oder China nach Abschluss der allgemeinen Vertrei-
bungsmaßnahmen vor dem 1. Juli 1990 oder anschlie-
ßend im Zuge des Aufnahmeverfahrens vor dem 1. Janu-
ar 1993 verlassen haben. Nicht zu dieser Gruppe gehören 
Personen, die nach dem 8. Mai 1945 einen Wohnsitz in 
diesen Gebieten begründet haben, ohne dass sie aus 
diesen vertrieben und bis zum 31. März 1952 dorthin zu-
rückgekehrt sind. Als Spätaussiedler gelten im Sinne des 
Kriegsfolgenbereinigungsgesetzes von 1992 seit dem 1. 
Januar 1993 nach dem Bundesvertriebenengesetz aufge-
nommene Antragsteller deutscher Herkunft.

Subsidiarität/Subsidiaritätsprinzip: Bedeutet, dass öf-
fentliche Aufgaben nach Möglichkeit auf der untersten 
Verwaltungsebene geregelt werden sollen (z . B. Kom-
munen oder Bundesländer). Nur wenn Probleme hier 
nicht gelöst werden können, sollte die nächsthöhere 
Ebene mit der Regelung betraut werden.

U
Unionsbürger: Staatsangehörige eines EU-Mitglied staats

Z
zkT: s. Jobcenter

Zuwanderer: s. Migrationshintergrund
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Die Stiftungsinitiative

Der Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration (SVR) geht auf eine Initiative der Stiftung 
Mercator und der VolkswagenStiftung zurück. Ihr gehören acht Mitgliedsstiftungen an. Neben der Stiftung Mercator 
und der VolkswagenStiftung sind dies: Bertelsmann Stiftung, Freudenberg Stiftung, Gemeinnützige Hertie-Stiftung, 
Körber-Stiftung, Vodafone Stiftung und ZEIT-Stiftung Ebelin und Gerd Bucerius. 

Für die beteiligten Stiftungen sind Integration und Migration vorrangige Bereiche ihrer Stiftungsarbeit. Gemeinsam ha-
ben sie den Sachverständigenrat 2008 als unabhängiges, wissenschaftliches Gremium gegründet. So konnte die Lücke 
hinsichtlich einer umfassenden und unabhängigen Urteilsbildung aus ganzheitlicher Sicht in den Bereichen Integration 
und Migration geschlossen werden. 

Der Sachverständigenrat bezieht regelmäßig zu integrations- und migrationspolitischen Themen Stellung. Er begleitet 
die Politik auf Bundes-, Länder- und kommunaler Ebene kritisch mit wissenschaftlich fundierten und handlungsorien-
tierten Empfehlungen. Er informiert die Öffentlichkeit sachlich und politisch unabhängig über gesellschaftliche und 
politische Entwicklungen in den Bereichen Integration und Migration und gibt so der integrations- und migrationspo-
litischen Debatte neue Impulse.

Das besondere Augenmerk des Sachverständigenrats gilt den Migrationstrends (Zu-, Ab- und Rückwanderung von 
Aus ländern und Deutschen), den Auswirkungen von Migration auf das Qualifikationsniveau in Deutschland, der Zu wan-
derungssteuerung sowie der Integrationsentwicklung und der Integrationsförderung, verstanden als Partizi pations-
förderung.

Die Arbeit des Sachverständigenrats soll auf diese Weise zu mehr Transparenz und zu einem fundierten Umgang mit 
den anstehenden Fragen in der öffentlichen Diskussion beitragen.
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PROF. DR. GIANNI D’AMATO
Professor für Migration und 
Staatsbürgerschaft an der 
 Universität Neuchâtel, Schweiz

Gianni D’Amato ist Professor am Lehrstuhl für Migration 
und Staatsbürgerschaft an der Universität Neuchâtel und 
Direktor des Schweizerischen Forums für Migrations- und 
Bevölkerungsstudien (SFM). Er ist zudem Mitglied des Di-
rektoriums des Schweizerischen Kompetenzzentrums für 
Menschenrechte. Zu den Arbeitsschwerpunkten des Poli-
tologen zählen Migration, Bürgergesellschaft, nationale 
Identitäten und populistische Bewegungen. 

PROF. DR. THOMAS K. BAUER
Professor für Empirische 
 Wirtschaftsforschung an der 
 Ruhr-Universität Bochum

Thomas Bauer ist Professor für Empirische Wirtschaftsfor-
schung an der Ruhr-Universität Bochum und Vizepräsident 
des Rheinisch-Westfälischen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung (RWI). Seine Arbeitsschwerpunkte liegen in der 
ökonomischen Migrationsforschung sowie der empiri-
schen Bevölkerungs- und Arbeitsmarktökonomik.

Die Mitglieder des Sachverständigenrats

PROF. DR. KLAUS J. BADE 
Vorsitzender
Begründer des Instituts für 
 Migrationsforschung und 
 Interkulturelle Studien (IMIS), 
Universität Osnabrück

Der Migrationsforscher, Publizist und Politikberater ist von 
Hause aus Historiker. Er hatte Gastprofessuren/ Fellow-
ships u.  a. an den Universitäten Harvard und  Oxford, am 
Institute for Advanced Study der Niederländischen Aka-
de mie der Wissenschaften (NIAS) und am Wissenschafts-
kolleg zu Berlin. Er hat zahlreiche wissenschaftliche 
For schungsprojekte geleitet, viele Bücher zum Thema 
ver öffentlicht und wirbt schon seit den frühen 1980er 
Jahren für proaktive Integrationspolitik als ein Schlüssel-
thema der Gesellschaftspolitik.

Die Mitglieder des Sachverständigenrats wurden unter beratender Begleitung einer unabhängigen Findungskommis-
sion von den Stiftungen für drei Jahre berufen.

PROF. DR. URSULA NEUMANN 
Stellvertretende Vorsitzende
Institut für International und 
Interkulturell Vergleichende 
 Erziehungswissenschaft, 
Universität Hamburg

Ursula Neumann ist Professorin am Institut für Internati-
onal und Interkulturell Vergleichende Erziehungswissen-
schaft der Universität Hamburg. Ihre Forschungsschwer-
punkte sind die Bildungs- und Sozialisationsprozesse von 
Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund so-
wie die Gestaltung von interkultureller und sprachlicher 
Bildung in Kitas und Schulen. In den Jahren 1999 bis 2002 
war sie Beauftragte des Senats der Freien und Hansestadt 
Hamburg für Fragen der Migrationspolitik. Seit 2004 ist sie 
zudem im Vorstand der Stiftung „umdenken“, der Ham-
burger Landesstiftung der Heinrich-Böll-Stiftung.
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PROF. DR. LUDGER PRIES
Professor für Soziologie an der 
Ruhr-Universität Bochum

Ludger Pries ist Professor für Soziologie am Lehrstuhl 
Soziologie/Organisation, Migration, Mitbestimmung an 
der Ruhr-Universität Bochum. Seine Arbeitsschwerpunk-
te sind Arbeits-, Organisations- und Migrationssoziologie 
im internationalen Vergleich sowie Transnationalisierung 
und Globalisierungsforschung. Forschungs- und Lehrauf-
enthalte in Brasilien, Mexiko, Spanien und den USA.

PROF. DR. HEINZ FASSMANN
Institut für Geographie und 
 Regionalforschung, 
Universität Wien

Heinz Faßmann ist Vizerektor für Personalentwicklung 
und Internationales der Universität Wien sowie Professor 
für Angewandte Geographie, Raumforschung und Raum-
ordnung, Obmann der Kommission für Migrations- und 
Integrationsforschung und Direktor des Instituts für Stadt- 
und Regionalforschung (ISR) an der Österreichischen 
Akademie der Wissenschaften. Er ist zudem Vorsitzender 
des Expertenrats für Integration beim Bundesministeri-
um für Inneres der Republik Österreich.

PROF. DR. WERNER SCHIFFAUER
Vergleichende Kultur- und Sozial-
anthropologie an der Europa-Uni-
versität Viadrina Frankfurt (Oder)

Werner Schiffauer ist Inhaber des Lehrstuhls für Verglei-
chende Kultur- und Sozialanthropologie an der Europa-
Universität Viadrina in Frankfurt (Oder). Er ist Autor und 
Herausgeber zahlreicher Artikel und Bücher zur länd-
lichen und städtischen Türkei, zu Migration, Fragen der 
Organisation von Multikulturalität und zum Islam in 
Europa. Seine Forschungsschwerpunkte sind Migration, 
Strö mungen im europäischen Islam sowie heterogene 
Ge sellschaften.

PROF. DR. YASEMIN KARAKAŞOĞLU    
Fachbereich Bildungs- und 
 Erziehungswissenschaften, 
 Universität Bremen

Yasemin Karakaşoğlu ist Professorin für Interkulturelle 
Bildung am Fachbereich Bildungs- und Erziehungswissen-
schaften der Universität Bremen. Seit April 2011 ist sie 
Konrektorin für Interkulturalität und Internationalität 
der Universität Bremen. Ihre Arbeitsschwerpunkte sind 
u.  a. Geschlecht und Migration im Kontext von Bildung, 
Islam im Kontext von Schule, interkulturelle Öffnung und 
 Diversity-Orientierung von Schulen und Hochschulen.

PROF. DR. CHRISTINE LANGENFELD
Institut für Öffentliches Recht an 
der Universität Göttingen

Christine Langenfeld ist Professorin für Öffentliches 
Recht und Direktorin der Abteilung für Kulturverfassungs- 
und Kulturverwaltungsrecht des Instituts für Öffentli-
ches Recht an der Georg-August-Universität Göttingen. 
Ihre For schungsfelder sind u.  a. das Recht der Europäi-
schen Union sowie das Zuwanderungs-, Bildungs- und 
Erziehungs recht. Die Juristin hat sich 2000 an der Univer-
sität des Saarlandes für die Fächer Deutsches und auslän-
disches öffentliches Recht sowie Europa- und Völkerrecht 
habilitiert.
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Die Mitarbeiter der Geschäftsstelle
Dr. Gunilla Fincke Geschäftsführerin und Direktorin des SVR-Forschungsbereichs
Gunilla Fincke ist Politikwissenschaftlerin. Sie hat unter anderem für die ZEIT-Stiftung Ebelin und Gerd Bucerius gear-
beitet und war Lehrbeauftragte an der Humboldt-Universität zu Berlin. Im Rahmen einer Fellowship verbrachte sie 
zwei Jahre an der Harvard University. In ihrer Dissertation untersuchte sie die Integration von Migranten in der zweiten 
Generation. 

Dr. Holger Kolb Wissenschaftlicher Mitarbeiter und Stellvertretung
Holger Kolb war nach dem Studium der Politikwissenschaft und Volkswirtschaftslehre an der Universität Münster als 
wissenschaftlicher Mitarbeiter in Freiburg und Osnabrück beschäftigt. Zudem unterrichtet er als Lehrbeauftragter an 
der Universität Osnabrück am Fachbereich Sozialwissenschaften und am Institut für Politikwissenschaft der Universität 
Münster. 

Dr. Anne-Kathrin Will Wissenschaftliche Mitarbeiterin der Stabsstelle Jahresgutachten
Anne-Kathrin Will hat Europäische Ethnologie und Kulturwissenschaft studiert. Sie arbeitete an der TU Dresden und in 
der Politikberatung, wo sie u.  a. die Integrationsförderplanung der Jugendmigrationsdienste evaluierte. Ihre Promotion 
schrieb sie über bosnische Bürgerkriegsflüchtlinge und die Psychologisierung des Aufenthaltsdiskurses.

Die Mitarbeiter der SVR GmbH v.l.n.r: Dr. Brooke Sykes (Projekt Value Migration), Esra Küçük (pers. Referentin der Geschäftsführung), Nina Werdien 
(Administration und Veranstaltungen), Sandra Tasić (Stipendiatin der Alexander von Humboldt-Stiftung), Dr. Gunilla Fincke (Geschäftsführerin), Sabine 
Schwebel (Kommunikation), Else Engel (Projektmanagerin, bis 02/12), Dr. Anne-Kathrin Will (wiss. Mitarbeiterin), Dr. Holger Kolb (wiss. Mitarbeiter), 
Lisa Brandt (Projekt Zirkuläre Migration, bis 01/12), Dorothee Winden (Kommunikation), Anne Valtin (studentische Hilfskraft), Simon Fellmer (wiss. 
Mitarbeiter), Betul Yilmaz (studentische Hilfskraft).
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Simon Fellmer Wissenschaftlicher Mitarbeiter der Stabsstelle Jahresgutachten
Simon Fellmer ist Wirtschafts- und Sozialwissenschaftler. Am Institut für Migrationsforschung und Interkulturelle Stu-
dien/Universität Osnabrück arbeitete er u.  a. für den Rat für Migration und für ein kommunales Integrationskonzept. 
Er promoviert über eine gemeinsame EU-Zuwanderungspolitik und verbrachte einen Forschungsaufenthalt bei der 
Migration Policy Group in Brüssel.

Esra Küçük Persönliche Referentin der Geschäftsführung 
Esra Küçük ist Politikwissenschaftlerin und studierte an den Universitäten Münster, Sciences Po Lille und der University 
of Twente mit dem Schwerpunkt europäische Migrationspolitik. Nach ihrem Studium sammelte sie Berufserfahrung bei 
der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik. Im Anschluss absolvierte sie das zweijährige Management-Trainee- 
Programm der Stiftung Mercator. 

Kathrin Pöppler Projektassistenz
Kathrin Pöppler hat einen Master in Sozialwissenschaften mit dem Schwerpunkt „Soziale Ungleichheiten, Urbanisie-
rung und Integrationspolitik“. Frau Pöppler unterstützte den Sachverständigenrat zuvor als studentische Hilfskraft.

Sabine Schwebel Kommunikationsmanagerin
Sabine Schwebel ist Literaturwissenschaftlerin und Historikerin. Nach Journalistenausbildung und Studium arbeitete sie 
u.  a. im Hochschulmarketing der Wochenzeitung DIE ZEIT, beim Australischen Hochschulverband und bei der Stiftung 
Mercator im Bereich Presse- und Öffentlichkeitsarbeit.

Nina Werdien Administration und Veranstaltungen
Nina Werdien hat einen Master in Kultur- und Medienmanagement (Freie Universität Berlin). Sie wirkte bei verschiede-
nen Kunst- und Medienprojekten an der Organisation von Ausstellungen und Konferenzen mit. Weitere Erfahrungen im 
Bereich Veranstaltungsmanagement sammelte sie bei der BerlinMediaProfessionalSchool der Freien Universität Berlin. 

Dorothee Winden Kommunikationsmanagerin
Dorothee Winden ist Diplom-Politologin und Absolventin der Deutschen Journalistenschule (DJS). Nach zehnjähriger 
Tätigkeit als Redakteurin einer überregionalen Tageszeitung wechselte sie in die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit. 
Vor ihrer Tätigkeit für den SVR war sie u.  a. Pressesprecherin der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen und des 
Sozialverband Deutschland (SoVD).

Weitere Mitarbeit:
Dr. Uwe Hunger, Dr. Esther Weizsäcker, Stefan Rother, Florian Achberger, Constanze Annies, Stine Waibel
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Stiftung Mercator
Die Stiftung Mercator gehört zu den großen deutschen Stiftungen. Sie initiiert und unterstützt Pro-
jekte für bessere Bildungsmöglichkeiten an Schulen und Hochschulen. Im Sinne Gerhard Mercators 
fördert sie Vorhaben, die den Gedanken der Weltoffenheit und Toleranz durch interkulturelle Be-
gegnungen mit Leben erfüllen und die den Austausch von Wissen und Kultur anregen. Die Stiftung 
zeigt neue Wege auf und gibt Beispiele, damit Menschen – gleich welcher nationalen, kulturellen 
und sozialen Herkunft – ihre Persönlichkeit entfalten, Engagement entwickeln und Chancen nutzen 
können. So will sie Ideen beflügeln. Ihre Arbeitsweise ist geprägt von einer unternehmerischen, 
internationalen und professionellen Haltung. Dem Ruhrgebiet, der Heimat der Stifterfamilie, fühlt 
sie sich in besonderer Weise verbunden.

www.stiftung-mercator.de

VolkswagenStiftung
Die VolkswagenStiftung ist eine gemeinnützige Stiftung privaten Rechts, sie fördert Wissenschaft 
und Technik in Forschung und Lehre. Sie ist wirtschaftlich autark und in ihren Entscheidungen 
autonom. Die VolkswagenStiftung ist keine Unternehmensstiftung, sondern wurde 1961 von der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Land Niedersachsen ins Leben gerufen; derzeit verfügt sie 
über ein Kapital von 2,4 Milliarden Euro. Seit ihrer Gründung hat sie bislang rund vier Milliarden 
Euro für die Förderung der Wissenschaften aufgewendet. Die Stiftung unterstützt alle Disziplinen; 
sie vergibt ihre Mittel im Rahmen von selbst entwickelten Förderinitiativen, mit denen sie der 
Wissenschaft gezielt Impulse geben will – in Deutschland und international. Die Stiftung hilft, 
hoch qualifizierte Forschungskapazität aufzubauen und zukunftsträchtige Forschungsgebiete zu 
etablieren. Sie legt Wert darauf, dass auch solche Themen aufgegriffen werden, in denen die 
Gesellschaft mit Recht von der Wissenschaft Unterstützung erwartet. Besondere Aufmerksamkeit 
widmet sie auch dem wissenschaftlichen Nachwuchs und der Zusammenarbeit von Forschern 
über disziplinäre und staatliche Grenzen hinweg.

www.volkswagenstiftung.de

Bertelsmann Stiftung
Die Bertelsmann Stiftung setzt sich für das Gemeinwohl ein. Sie engagiert sich in den Bereichen 
Bildung, Wirtschaft und Soziales, Gesundheit sowie Internationale Verständigung und fördert das 
friedliche Miteinander der Kulturen. Durch ihr gesellschaftliches Engagement will sie alle Bür-
gerinnen und Bürger ermutigen, sich ebenfalls für das Gemeinwohl einzusetzen. Die 1977 von 
Reinhard Mohn gegründete, gemeinnützige Einrichtung hält die Mehrheit der Kapitalanteile der 
Bertelsmann AG. Die Bertelsmann Stiftung arbeitet operativ und ist unabhängig vom Unterneh-
men sowie parteipolitisch neutral.

www.bertelsmann-stiftung.de

Freudenberg Stiftung
Die Freudenberg Stiftung ist 1984 von Mitgliedern der Unternehmerfamilie Freudenberg gegrün-
det worden und ist operativ tätig. Sie erprobt mit ihren Praxispartnern in lokalen Modellstand-
orten Förderstrategien in den Bereichen Integrationsgesellschaft, Jugend zwischen Schule und 
Beruf, Demokratische Kultur und Arbeit für psychisch Kranke und investiert in die Verstetigung 
und Verbreitung übertragbarer Ansätze. Im Mittelpunkt der Stiftungstätigkeit stehen überwiegend 
Praxisvorhaben für Kinder und Jugendliche, die generell auf deren soziale Integration abzielen. 
Ein zentraler Arbeitsschwerpunkt ist seit der Stiftungsgründung die Integration von Kindern und 
Jugendlichen aus Zuwandererfamilien. Durch kleinräumige und langfristig angelegte Praxisent-
wicklungsprogramme wie „Ein Quadratkilometer Bildung“ soll in benachteiligten Quartieren die 
Integrationskraft von Kommune und lokaler Bürgergesellschaft verbessert werden. Die Stiftung 
reagiert in erster Linie auf Initiativlücken staatlichen und kommunalen Handelns.

www.freudenbergstiftung.de

Die beteiligten Stiftungen
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Gemeinnützige Hertie-Stiftung
Die Gemeinnützige Hertie-Stiftung baut auf dem Lebenswerk des 1972 verstorbenen Stifters 
 Georg Karg, Inhaber der Hertie Waren- und Kaufhaus GmbH, auf. Mit ihrem Vermögen von rund 
800 Millionen Euro und einem jährlichen Fördervolumen zwischen 20 und 30 Millionen Euro ge-
hört die Hertie-Stiftung, die ihren Sitz in Frankfurt am Main hat, heute zu den größten privaten 
Stiftungen Deutschlands. Seit 1998 besteht keinerlei Unternehmensbindung mehr. Die Hertie-
Stiftung versteht sich als Reformstiftung in den Bereichen Vorschule und Schule, Hochschule, Neu-
rowissenschaften sowie Beruf und Familie. Mit modellhafter Arbeit will sie Lösungswege erproben 
und Hilfe zur Selbsthilfe leisten. Sie ist nicht vornehmlich eine Förderstiftung, sondern ein am 
Gemeinnutz orientiertes Unternehmen, das seine großen Projekte selbst betreibt und teilweise in 
rechtlich eigenständige Organisationen überführt. Zur „Familie“ der Hertie-Stiftung gehören das 
Hertie-Institut für klinische Hirnforschung in Tübingen, die Hertie School of Governance in Berlin 
sowie die START-Stiftung gGmbH und die berufundfamilie gGmbH in Frankfurt am Main.

www.ghst.de

Körber-Stiftung
Internationale Politik, Bildung, Wissenschaft, Gesellschaft und Kultur: In diesen Bereichen ist die 
Körber-Stiftung mit einer Vielzahl eigener Projekte aktiv. Bürgerinnen und Bürgern, die nicht alles 
so lassen wollen, wie es ist, bietet sie Chancen zur Mitwirkung und Anregungen für eigene Ini-
tiativen. 1959 vom Unternehmer und Anstifter Kurt A. Körber ins Leben gerufen, ist die Stiftung 
heute mit eigenen Projekten und Veranstaltungen von ihren Standorten Hamburg und Berlin aus 
national und international aktiv.

www.koerber-stiftung.de

Vodafone Stiftung 
Die Vodafone Stiftung ist eine der großen unternehmensverbundenen Stiftungen in Deutsch-
land und Mitglied einer weltweiten Stiftungsfamilie. Als eigenständige gemeinnützige Institution 
fördert und initiiert sie als gesellschaftspolitischer Thinktank Programme mit dem Ziel, Impulse 
für den gesellschaftlichen Fortschritt zu geben, die Entwicklung einer aktiven Bürgergesellschaft 
anzustoßen und gesellschaftspolitische Verantwortung zu übernehmen. Das Förderprofil steht 
unter dem Leitmotiv „Erkennen. Fördern. Bewegen.“ und konzentriert sich auf die Bereiche Bil-
dung, Integration und soziale Mobilität. Dabei geht es der Stiftung vor allem darum, benachteilig-
ten Kindern und Jugendlichen sozialen Aufstieg zu ermöglichen. Diesem Thema widmet sich die 
Stiftung durch langfristige Programmförderung, Preise, Wettbewerbe und Stipendien sowie als 
gesellschaftspolitischer Thinktank.

www.vodafone-stiftung.de

ZEIT-Stiftung Ebelin und Gerd Bucerius
Wissen fördern – Kultur bereichern – Chancen eröffnen. Der liberale Geist Hamburgs und die auf-
geschlossene Denkart von Gerd Bucerius prägen die ZEIT-Stiftung Ebelin und Gerd Bucerius. Sie 
fördert Wissenschaft und Forschung, Kunst und Kultur sowie Bildung und Erziehung. In der Hanse-
stadt hat sie mit der Bucerius Law School und dem Bucerius Kunst Forum zwei eigenständige Ein-
richtungen etabliert. Sie vergibt Stipendien zur Migrationsforschung und hat den Schülercampus 
„Mehr Migranten werden Lehrer“ initiiert.

www.zeit-stiftung.de
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Über den Sachverständigenrat

Der Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und Migration geht auf 
eine Initiative der Stiftung Mercator und der VolkswagenStiftung zurück. Ihr gehören 
acht Stiftungen an. Neben der Stiftung Mercator und der VolkswagenStiftung sind 
dies: Bertelsmann Stiftung, Freudenberg Stiftung, Gemeinnützige Hertie-Stiftung, 
Körber-Stiftung, Vodafone Stiftung und ZEIT-Stiftung Ebelin und Gerd Bucerius. 
Der Sachverständigenrat ist ein unabhängiges und gemeinnütziges Beobachtungs-, 
Bewertungs- und Beratungsgremium, das zu integrations- und migrationspolitischen 
Themen Stellung bezieht und handlungsorientierte Politikberatung anbietet. 
Die Ergebnisse seiner Arbeit werden in diesem Jahresgutachten veröffentlicht.

Dem SVR gehören neun Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus verschiedenen 
Disziplinen und Forschungsrichtungen an: Prof. Dr. Klaus J. Bade (Vorsitzender), 
Prof. Dr. Ursula Neumann (Stellv. Vorsitzende) sowie Prof. Dr. Gianni D’Amato, 
Prof. Dr. Thomas K. Bauer, Prof. Dr. Heinz Faßmann, Prof. Dr. Yasemin Karakaşoğlu, 
Prof. Dr. Christine Langenfeld, Prof. Dr. Ludger Pries und Prof. Dr. Werner Schiffauer.

Weitere Informationen unter: www.svr-migration.de
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